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Das Recht der Uebenetsung wird vorbehalten. 



Vorwort. 

Eine zwiefache Aufgabe ist die nachfolgeiule Dar- 
stellung zu erfüllen bestimmt. Sie soll Denjenigen, welche 
sich mit der Organisation der Öffentlichen Gesundheits- 
pflege in England bekannt zu machen wünschen, die Müh- 
seligkeiten ersparen, welche eine selbständige Orientirung 
auf diesem besonders complexen Gebiete der überhaupt so 
labyrinthischen englischen Gesetzgebung mit sich bripgt, 
— eine Aufgabe, deren frühere Bearbeitungen, einschliess- 
lich der verhältnissmässig jüngsten und tüchtigsten von 
Friedr. Sander, durch die seit 1871 stattgefundenen Re- 
formen des englischen Sanitätswesens ihren Abschluss ver- 
loren haben. Nächst dieser in erster Reihe unternommenen 
Darstellung des organischen Entwickelungs- 
ganges, welcher die ganze englische Gesund- 
heitsgesetzgebung auf ihren heutigen Stand- 
punkt gehoben, und einer kritischen Beleuchtung dieses 
letzteren, durfte dann zweitens eine vergleichende 
Gegenüberstellung der verschiedenen ^anitäts- 
verfassungen in den übrigen civilisirten Län- 
dern als eine um so willkommenere Gabe erscheinen, da 
im Hinblicke auf die gegenwärtig angestrebte Reorganisa- 
tion der öffentlichen Gesundheitspflege in Deutschland einö 
übersichtliche Kenntnissnahme der wesentlichsten auslän- 
dischen Institutionen von Vielen als Bedürthiss empfunden 
werden muss. Die leitenden Ziele itlr einheimische Reform- 
wünsche dabei in Besprechung zu ziehen, konnte nicht 
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ganz umgangen werden, wenngleich es dem Plane dieser 
Arbeit fern liegt, über den Rahmen einer kritischen Ver- 
gleichsdarstellung thatsächlicher Verhältnisse und der dar- 
aus unmittelbar sich ergebenden Schlussfolgerungen hin- 
auszugehen. 

Der Anhang einiger auf materielle Fragen bezüg- 
lichen Veröffentlichungen englischer Gesundheits-Behörden 
und Commissionen hat zunächst den Zweck, als Erläute- 
rung zu verschiedenen Theilen der Hauptdarstellung zu* 
dienen; — es wurde aber die Auswahl der Gegenstände 
gleichzeitig durch die Rücksicht geleitet, Erfahrungsresul- 
tafce von dauernderem wissenschaftlichem oder practischem 
Werthe noch mehr als es bis jetzt geschehen der allge- 
meinen Kenntnissnahme diesseits des Kanales entgegenzu- 
flihren, und durch geeignete Beispiele den Werth einer 
methodischen Durchforschung des sanitären Beobachtungs- 
Gebietes gleichsam zu illustriren. 

So hoflft denn der Verf. dem Gesammtinhalte der 
nachfolgenden Blätter eine freundliche Aufnahme seitens 
der ärztlichen sowohl wie nichtärztlichen Freunde des 
hygieinischen Fortschrittes erbitten zu dürfen, — und 
erübrigt ihm nur die Pflicht, an dieser Stelle der freund- 
lichen Unterstützung mit Dank zu erwähnen, welche ihm 
durch mündliche und briefliche Aufklärungen seitens der 
ärztlichen Beamten bei der Central -Gesundheitsbehörde 
Englands, insbesondere seitens des um die englische Ge- 
sundheitspflege hochverdienten Dr. G. Buchanan in bereit- 
willigster Weise gewährt wurde. — 
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Erster Abiohnitt. 
Einleitende Bemerkungen. 

Seit dem lebhaften Erwachen des öifentlichen Inter- 
esses itir die Pflege der Volks-Oesundheit sind die Blicke 
der sachverständigen sowohl wie der weiteren gebildeten 
Kreise vornehmlich auf England als dasjenige Land ge- 
richtet, in welchem die öffentliche Gesundheitspflege sich 
der vorgeschrittensten Fürsorge und der nachweisbarsten 
statistischen Erfolge rühmen darf. Üer Wunsch, eine Nach- 
bildung der dortigen Zustände ftir die deutschen Verhält- 
nisse anzustreben, und die concrete Berufung auf englische 
Institutionen in Detailfragen treten in den Organen der 
öffentlichen Meinung so laut und dringend hervor, dass 
eine allgemeinere und genauere Kenntniss der englischen 
Sanitäts-Gesetzgebung im Zusammenhange mit ihrer histo- 
rischen Entwickelung zur Klärung ihres wirklichen Wer- 
thes und ihrer Anwendbarkeit auf ausserenglische, speciell 
deutsche Verhältnisse zum wahren Bedürfnisse wird. Denn 
nicht Alles, was auf fremdem Boden unter fremden Vor- 
bedingungen gute Wurzeln zu schlagen und gute ITrüchte 
zu tragen vermochte, würde ohne Weiteres auf den ganz 
verschiedenartigen Grundlagen unserer staatlichen und 
gesellschaftlichen Zustände den gleichen Erfolg haben, — 
und die Aufgabe jeder Verwerthung ausländischer Insti- 
tutionen wird ihren Schwerpunkt stets in der richtigen 
Auswahl und in der geschickten Anpassung des 

1 
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Ausgewählten auf die einheimischen Fundamente, — in 
der Anknüpfung des besseren Neuen an die erhaltbaren 
und nicht ohne Erschütterung des gesammten Staatswesens 
ersetzbaren Grundlagen des Alten finden müssen. Ohne 
solche organische Verknüpfung tabula rasa zu machen, — 
das fremde Reis ohne einen dem einheimischen Mutter- 
boden vertrauten Nährstamm frei hin zu pflanzen, ist in 
allen Zweigen des öflfentlichen Lebens ein gewagtes, meist 
zu grossen Enttäuschungen und zur Reaction führendes 
Unterfangen, welches nur dann gerechtfertigt ist, wenn 
der Nachweis durchaus homogener Existenz-Bedingungen 
zu Tage liegt. Wohl fehlt es in unserer Zeit nicht an 
Beispielen sprungweiser Einholung fremdländischer Fort- 
schritte, deren Vorbild das mühsame Werk vieler Gene- 
rationen gewesen, — aber solche paroxysmale Erfolge 
pflegen 'ihre Bahn dann immer mit einer allgemeineren, 
mehr oder weniger convulsivischen Reforrabewegung zu 
theilen und nichteinen vereinzeltenZweig des öflfent- 
lichen Lebens aus dem Zusammenhange des Ganzen her- 
auszureissen. Wie innig aber ein solcher Zusammenhang 
mit den generellen Aufgaben der Staatsverwaltung gerade 
für die öffentliche Gesundheitspflege bestehe und wie ihre 
Gestaltung den allgemeinen Charakter des^ politischen Le- 
bens treu wiederspiegele, das lehrt am besten ein verglei- 
chender Blick auf ihre Geschichte in England und in den 
continentalen Monarchien. Wir sehen überall dieEntwicke- 
lung der staatlichen Fürsorge für communale Interessen, 
für Unterricht, Armenpflege und Schutz gegen Gesundheits- 
Gefährdung aus zunächst örtlichen Institutionen hervor- 
gehen, welche früher oder später zu gleichmässigeren, 
einer oder mehreren Gen tralbehörden unterstellten Staats- 
Einrichtungen erhoben werden. Aber der Fortgang dieses 
Gonsolidationsprocesses gestaltet sich sehr mannigfaltig je 
nach den herrschenden Grundsätzen in den verschiedenen 
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Staats-Organismen. Dort wo der Schwerpunkt des staat- 
lichen Berufes in der äusseren dynastisch-politischen und 
militärischen Machtentwickelung culminirte, — wie in den 
meisten continentalen Monarchien, — da musste das Prin- 
cip kräftigender Centralisirung aller öffentlichen Gewalten 
sich auch auf den hier bezeichneten Gebieten verhältniss- 
mässig frühe geltend machen. Daher die Erscheinung 
mancher gemeinnützigen Staatsgesetze namentlich ftir die 
Armenpflege und ftir öffentliche Gesundheitsfragen in 
Deutschland und Frankreich zu einer Zeit, wo diese Sor- 
gen in England und der Schweiz noch gänzlich den Ver- 
einbarungen innerhalb der engeren Gemeindewesen tiber- 
lassen blieben. Aber jene regulatorische und Alles nivel- 
lirende Bevormundung des Einzellebens durch die um ihrer 
selbst willen arbeitende Staatsmaschine konnte so wenig 
auf dem Gebiete der leiblichen wie der geistigen Inter- 
essen einen weiteren als blos formalen Vorsprung gewin- 
nen, welcher beim ersten Erwachen der öffentlichen Auf- 
merksamkeit 'auf die betreffenden Richtungen in den Län- 
dern freier innerer Selbstentwickelung sehr bald tiberholt 
wurde. Das grosse Princip des Self-government hatte 
in England die Geister zu jener selbstthätigen Inan- 
griffnahme der gemeinsamen bürgerlichen In- 
teressen erzogen, welche keinen Fortschritt der Er- 
kenntnissgrundlagen im engem Kreise unverwerthet 
lässt zur organischen Entwickelung gemeinntitziger Ein- 
richtungen, — gleichviel ob solche vom Regierungs- 
Centrum aus angeregt und begünstigt werden oder 
nicht. Mit gerechtem Stolze blickt der Brite auf diesen 
alten Grundsatz der örtlichen Selbstregierung als eine der 
edelsten Triebfedern seiner nationalen Kraft. Was durch 
die Ortsbehörde geschehen kann, das soll durch sie ge- 
schehen, und was flir öffentliche Zwecke verausgabt wird, 
das soll möglichst durch Diejenigen verwaltet werden, 
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welche die Ausgaben aufbringen. Angelegenheiten der gan- 
zen Nation unterliegen der nationalen Vertretung, Ange- 
legenheiten eines Districtes dem Districte selbst zur Ent- 
scheidung. Die Vorzüge dieses sich durch die ganze innere 
Geschichte Englands consequent behauptenden und in sei- 
ner Popularität bis heute' unerschtitterten Self-government 
sind ebenso leicht zu definiren, wie die Gefahren sei- 
ner Uebertreibung. Ein Volk von Männern, welche 
zu der Gewohnheit erzogen sind, ihre socialen und poli- 
tischen Interessen unmittelbar wahrzunehmen und an der 
Verantwortung flir die öflfentlichen Angelegenheiten persön- 
lich theilzunehmen, bringt alle Keime inneren Fortschrittes 
zur regeren Entwickelung, — alle Talente in seinem 
Schoosse wenden sich der Förderung gemeinsamer öffent- 
licher Interessen mit jener Wärme zu, welche nur bei 
persönlicher Lebensbeziehung zu den Zielen sowohl, wie 
zu den Mitteln und Wegen möglich ist. Aber anderseits 
wirkt die zu weit getriebene räumliche Begrenzung der 
Zielpunkte beengend und verkümmernd auf die Ergreifung 
umfassend wirksamer Massregeln, — die Ortsbehörden ge- 
winnen in ihrem beschränkten Beobachtungskreise kein 
hinreichendes Material zu sicheren Zukunfts-Indicationen, 
und die Verschiedenheit der von den einzelnen Communen 
eingeschlagenen Bahnen bringt eine buntscheckige Mosaik 
oft widersprechender Localgesetze und Institutionen her- 
vor, aus denen keine einheitlich verwerthbaren Resultate 
flir eine staatliche Controle und Gesammtbeurtheilung ab- 
geleitet zu werden vermögen. Endlich ist der häufige Man- 
gel geeigneter Persönlichkeiten am einzelnen Orte und die 
localen Partei-Einflüsse der richtigen Stellenbesetzung hin- 
derlich, welche von einer Centralbehörde aus mit grösserer 
Sicherheit der Auswahl geschieht. Alle diese Nachtheile 
zu beseitigen und eine wirksame staatliche Centralisation 
zu schaffen ohne Einbusse der Volksthümlichkeit und der 
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Energie, welche die Selbsthülfe der Gemeinden gewährte, 
— das war die Aufgabe, deren man sich in England rasch 
bewusst wurde, seitdem durch das Zusammenwirken der 
verschiedensten Momente einerseits das Bedtirihiss einer 
geordneteren öffentlichen Gesundheitspflege brennender er- 
schien und anderseits die Wahl wirksamer allgemeiner 
Massregeln eine festere wissenschaftliche Grundlage ge- 
wonnen hatte. 

Mit der vollem Entwickelung dieser letzteren nament- 
lich, mit der Bereicherung des hygieinischen Wissens, und 
Könnens durch die gewaltigen Fortschritte der Naturwis- 
senschaften, — vor Allen der Chemie und Physiologie, 
aber auch der Technologie — musste gleichen Schrittes 
die Nothwendigkeit herantreten, die öflfentliche Hygieine 
aus den kleinen, der wissenschaftlichen Sachverständigkeit 
zu häufig entbehrenden Wirkungskreisen der Einzel-Com- 
munen herauszulösen und eine grössere Organisation zu 
schaffen, innerhalb deren eine Vertretung und Geltend- 
machung aller technischen und wissenschaftliehen Erkennt- 
nissquellen unserer Zeit für die practischen Fragen der 
Gesundheitspflege ausftthrbar sein würde. Die fortschrei- 
tende Entwickelung der Specialitäten auf allen Gebieten 
des menschlichen Wissens drängt zu einer mehr centra- 
lisirenden Behandlung vieler öffentlichen Lebensfragen un- 
Mriderstehlich hin, — eine Thatsache, deren Würdigung 
zum Verständnisse mancher Zeitströmungen dient und zu 
welcher die Entwickelungsgeschichte der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege gerade in England uns einen der anschau- 
lichsten Belege darbietet. 



Zweiter Abschnitt. 

Die früheren englischen Sanitäts-Gesetze bis zum 
Erscheinen der Public Health Act im Jahre 1848. 



.Der Anfang einer allgemeinen und fruchtbringenden 
Bewegung in dem uns beschäftigenden Zweige des öflfent- 
lichen Lebens darf in die Mitte der 30er Jahre dieses 
Jahrh. verlegt werden; — doch fehlt es nicht an verein- 
zelten Beweisen staatlicher Aufmerksamkeit auf sanita- 
rische Uebelstände seit den frühesten Epochen der eng- 
lischen Geschichte. Schon im Jahre 1388 wurde ein Ge- 
setz erlassen, welches eine Strafe von nicht weniger als 
20 Pfund Sterl. über Personen verhängte, die „thierischen 
Schmutz und Abfall in Bäche oder Gräben würfen." Im 
Jahre 1489 kam ein Gesetz zu Stande gegen das Schlach- 
ten des Viehs innerhalb der Städte und Marktflecken. 
Beide Gesetze blieben in Wirksamkeit bis zum Jahre 1856, 
wo sie zugleich mit vielen anderen obsoleten Bestimmun- 
gen aufgehoben wurden. Von einer selbstständigen sanita- 
rischen Thätigkeit der uralten örtlichen „Courts of law 
and equity" liegen viele Reminiscenzen vor; — so finden 
sich z. B. in den Gerichtslisten von Stratford-on-Avon 
Notizen, laut welchen Shakespeare's Vater zweimal zur 
Strafe gezogen wurde, — zuerst im Jahre 1562, „weil er 
ünrath auf die öffentliche Strasse abgesetzt hatte gegen 
das Gemeindegesetz'', — und wiederum 1558, „weil er sei- 
nen Hauskanal nicht rein gehalten.^ 

Der erste Schritt zur Uebertragung einer — wenn 
auch nur nebensächlichen — permanenten Fürsorge sani- 
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tarischer Art auf besondere, vom Staate ernannte Commis- 
sionen mag in der Bildung der „Commissions of Se- 
wers* gesehen werden, welche bis in die Zeit Henry's 
VIII. hinauf zu verfolgen ist. Ihre ursprüngliche Aufgabe 
bestand hauptsächlich in der allgemeinen Regulirnng der 
Wasserläufe, der See- jind Fluss-Deiche, der Kanäle etc.; 
— sie hatten aber zugleich die Pflicht, im Interesse der 
öffentlichen Gesundheit flir Reinhaltung der Flüsse, der 
öffentlichen Wasserleitungen, öräben etc. zu sorgen. Wäh- 
rend der Regierung Georges IL begannen die grösseren 
und reicheren Städte sich um Erlass von Local-Gesetzen 
für ihre speciellen Bedürfnisse beim Parlamente zu ver- 
wenden, und seit jener Zeit bis zur Mitte des gegenwär- 
tigen Jahrh. ist eine sehr grosse Anzahl solcher Special- 
Gesetze für einzelne Städte oder Districte vom 
Parlamente erlassen worden, durch welche den Ortsbehör- 
den besondere Ermächtigungen der verschiedensten Art 
ertheilt wurden. Anfangs bezogen diese sich vornehmlich 
auf Pflasterung, Beleuchtung, Reinigung und Verschönerung 
der betreffenden Orte, — später aber nahmen die Regu- 
lative für öffentliche Gesundheitsfragen darin eine immer 
bedeutsamere Stelle ein. Von Zeit zu Zeit fUhlte sich auch 
wohl die Regierung durch aussergewöhnliche Pest- oder 
andere Epidemien veranlasst, ans eigener Initiative Mass- 
regeln prohibitiver Art zu verfügen, — aber diese hatten 
immer nur eine örtliche und vorübergehende Gültigkeit, 
während allgemeine und permanente Einrich- 
tungen für das ganze Königreich bis zur Neu- 
zeit völlig fehlten. 

Zwei mächtige Einflüsse scheinen es gewesen zu sein, 
die im 4. Decennium dieses Jahrhunderts den ersten Im- 
puls gaben zum Eingreifen der Staatsbehörde in Verhält- 
nisse, welche bis dahin nur der Competenz der Communen 
zugehörig galten. Erstens das rasche Anwachsen der 
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industriellen, übervölkerten und enge gebau- 
ten Städte mit den mannigfachen sieh daran knüpfenden 
Uebelständen : Anhäufung der Auswurfstoffe, Verpestung 
der Gossen, Höfe und Häuser, Zunahme der Sterblichkeit, 
besonders in den unteren arbeitenden Bevölkerungsschich- 
ten u. s. w. Dazu aber kam zweitens der gewaltig auf- 
rüttelnde Mahnruf der Cholera, welche im Jahre 1831 
mit furchtbarer Heftigkeit auch England heimsuchte und 
unter deren Schreckensherrschaft die Nation sich zu einer 
genauen sanitarischen Gewissenserforschung gedrängt fühlte. 
Man sah, wie die asiatische Geissei besonders solche Orte 
heimsuchte, welche übervölkert, mangelhaft ventilirt und 
drainirt waren oder welche an den Ufern stark verunrei- 
nigter Wasserläufe lagen, — während hoch und offen ge- 
legene, trockene Stadttheile davon verschont blieben. Da- 
mit war der Anstoss gegeben zu weitergehenden Nachfor- 
schungen über die sonstigen Folgen der Luft-, Wasser- 
und Boden- Verunreinigung, über die Ursachen der über- 
grossen Sterblichkeit in den Arbeiterklassen u. s. w., — 
Fragen, welche in den Parlaments-Verhandlungen der ersten 
Cholerä-Jahre reichlich erörtert wurden und unter deren 
Einflüsse im Jahre 1836 die wichtige Schöpfung einer 
Central-Behörde für Lebens-Statistik zu Stande 
kam, das „ Registrar General of Births, Deaths 
and Marriages". Die Ergebnisse dieser Institution, 
welche alljährlich im Auszuge dem Parlamente vorgelegt 
und veröffentlicht wurden, entsprachen sehr bald den da- 
von gehegten Erwartungen aufs Glänzendste und haben 
bis zur Gegenwärt bereits ein unschätzbares Material zur 
Aufklärung mancher der wichtigsten sanitarischen Fragen 
geliefert. 

Fast zu derselben Zeit war eine andere bedeutungs- 
volle Reform in England vor sich gegangen, welche auf 
die spätere administrative Entwickelung der öffentlichen 
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Gresundheitspflege einen bestimmenden Einfluss ttbte: Die 
Reorganisation der Armenverwaltung, welche im 
Jahre 1834 dem früheren nngleiehmässigen und mangel- 
haften Zustande dieses Verwaltungszweiges ein Ende 
machte. Die Armenpflege, welche zuerst unter Henry VTII. 
zu einer Zwangspflicht der Ortsgemeinden geworden war, 
hatte unter Elisabeth im Jahre 1601 eine abgeschlossene 
Organisation im Geiste des Seif - govemment erhalten, 
welche von zwei leitenden Grundsätzen ausging: 

1) Jeder Arme ist möglichst mit Arbeit zu ver- 
sehen, und nur wenn er dazu unfähig, durch directen 
Lebensunterhalt zu unterstützen. 

2) Die Mittel zu Beiden sind durch die Kirch- 
spiele aufzubringen mittels der Ortsgemeinde-Beamten. 

Ein von so richtigen Principien getragenes System 
würde gewiss befriedigende Früchte getragen haben, wenn 
man nicht einerseits in eifersüchtiger Hegung des örtlichen 
Unabhängigkeits-Gedankens jede eingreifende Controle der 
Central-Regierungsbehörde ausgeschlossen, -- anderseits 
aber die Organisation der Communalbehörden namentlich 
in ländlichen Districten auf dem mangelhaften, mittelalter- 
lichen Fusse belassen hätte, welcher — wie wir weiterhin 
sehen werden — auch einer wirksamen Organisation der 
öffentlichen Gesundheitspflege so grosse Schwierigkeiten 
bereiten sollte. Der Begriff einer eigentlichen Civil-Ge- 
meinde mit den entsprechenden Beamten fehlte — und 
fehlt theilweise bis heute — in den überwiegend 
meisten ländlichen Districten Englands. Der Pfarrbe- 
zirk (parish) ist es, die alte zum Zwecke der Kirchen- 
steuer-Erhebung im 13. Jahrh. vorgenommene kirchliche 
Gtebiets- Abgrenzung, welche noch jetzt als Einheit der Ci- 
vilverwaltung dient und welche nur dort, wo sie von Alters 
her einen grossen Umfang hatte und die Bevölkerung sehr 
stark anwuchs, stellenweise in mehrere sogenannte ;, town- 
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ships*' eingetheilt wurde. Sowohl in dem ungetheilten 
Pfarrbezirke wie in den townships ist die Civilverwaltung 
von jeher gleichsam als Nebenfunetion der kirchlichen 
Verwaltung behandelt worden; — alle Angelegenheiten 
werden durch den Kirchspiel-Vorstand (Vestry) 
erledigt, welcher aus dem Pfarrer, den Kirchenvorstehern 
(church wardens) und entweder allen Grundsteuer-zahlenden 
Pfarrgenossen oder einer kleineren Zahl derselben besteht, 
die wiederum an einigen Orten aus Wahl hervorgeht^ an 
anderen dagegen vom Friedensrichter nach persönlichem 
Ermessen unter den „substantial house-holders*' herausge- 
nommen und ernannt wird. Diese ;,Vestries^ haben stets 
die Befugniss geübt, besoldete Kirchspiel-Beamte zu wäh- 
len, die Kirchspiel-Ausgaben zu controliren und flir Ar- 
menpflege sowie für andere nothwendige z. B. sanitarische 
Anlagen Steuern zu erheben. Bei der selbstverständlichen 
Präponderanz des geistlichen Elementes in dieser Admi- 
nistrationsform, welche überhaupt einen charakteristischen 
Einblick in die innige Verkittung der ganzen socialen Ord- 
nung in England mit der herrschenden Staatskirche ge- 
währt, darf es nicht Wunder nehmen, wenn die Thätig- 
keit der Vestries bei mangelnder staatlicher Controle all- 
mählich theils auf willkührliche Abwege, theils in völlige 
Vernachlässigung gerieth. Aber auch bei sorgsamster Ge- 
schäftsleitung dieser Ortsbehörden musste sich der Uebel- 
stand geltend machen, dass in Folge des kleinen Umfan- 
ges der ganz flir sich operirenden Kirchspiel-Districte eine 
zu grosse Verzettelung der Massregeln, z. B. in Betreff 
der Anlage von Arbeitshäusern, Krankenhäusern u. s. w. 
entstand. Und nun kam endlich noch der wunderliche 
Umstand dazu, dass es eine grosse Menge sogen. „Extra 
parochial places" gab, — bis heute sind diess noch 
567 Plätze, — welche bei der mittelalterlichen Pfarreibildung 
aus verschiedenen Gründen uneingepfarrt geblieben, also 
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frei von Kirchen-, Armen-, Strassen- und anderen Commii- 
nal-Abgaben blieben. Es zeugt wahrlich fllr den zähen con- 
servativen Sinn der Engländer und fllr seine grosse Ab- 
neigung gegen jedes nicht absolut gebotene Eingreifen 
der Staatsbehörde in Particular- Verhältnisse, dass jener 
Zustand der — allen denkbaren Zufillligkeiten örtlicher 
Bornirtheit und WillkUhrlichkeit preisgegebenen — Com- 
munal- Verwaltung und speciell der Armenpflege bis zum 
Anfange dieses Jahrhunderts durchaus unverändert blieb 
und man erst unter der Regierung William's IV. im Jahre 
1834 eine neue und gleichmässige gesetzliche Organisation 
der Armenpflege in England und Wales mit sehr ausge- 
dehnten neuen Gewalten und unter der kräftigen Controle 
einer königlichen Centralbehörde in's Leben rief — der 
„Poor Law Commi ssioner's for England and 
Wales". Damit war in die chinesische Mauer des abso- 
luten Self-government eine Bresche gelegt, durch welche 
sich der Weg eröffnete zur wirksamen Controle auch der 
übrigen, und speciell der sanitarischen Communal-Interes- 
sen seitens der Centralbehörde. 

Eine weitertragende Bedeutung hatte zugleich die Bil- 
dung der neuen Armenverband-Kreise („ünions") 
zu deren Creirung das neue Königliche Armenamt durch 
das Gesetz ermächtigt wurde und zu welcher die Kirch- 
spiele in solcher Zahl und unter solchen Abtrennungen 
vereinigt wurden, wie sie dem Armenamte irgendwie pas- 
send erschienen. Denn nachdem einmal diese neuen Ver- 
bände gebildet, mit entsprechenden aus freier allgemeiner 
Wahl der Steuerzahler hervorgegangenen Verwaltungs- 
räthen („Boards of Guardians") und Beamten — dar- 
unter auch einem District Medical Officer, Armen- 
arzte — versehen und letzterer in Wirksamkeit waren, 
da fand man in ihnen geeignete Organe nicht blos zu dem 
ursprünglichen Zwecke der Armenpflege, sondern auch zur 
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Wahrnehmung anderer Orts-Functionen, zu welchen die 
alten Kirchspiels-Vorstände sich untauglich oder doch un- 
zuverlässig erwiesen hatten. Namentlich galt diess von der 
Führung der Civilstands-Register, der Bau-Policei und der 
Anwendung der sanitarischen Gesetzgebung, welche letz- 
tere erst vermittels dieser „Guardians ol the Poorlaw- 
Unions" einen wirksamen Eingang in die ländlichen Di- 
stricte fand. 

Das neue Central-Armenamt wandte sofort dem sani- 
tarischen Elende seiner Schutzbefohlenen eine besondere 
Aufmerksamkeit zu und überreichte schon im Jahre 1838 
dem Ministerium drei ärztliche Memoranda über den be- 
unruhigenden Gesundheitszustand der ärmeren Klasse in 
manchen Districten der Metropole, — während im folgen- 
den Jahre der erste Bericht des Registrar General in einer 
allgemeinen Uebersicht die fortschreitende Zunahme 
und Ursachen der grossen Sterblichkeit in den 
Städten darlegte. Das Unterhaus wählte in Folge dessen 
ein besonderes „Committe'e on the health of towns", wel- 
ches im Jahre 1840 seinen Bericht dahin abgab, dass Ge- 
setze zur besseren Controle der Gebäude und der Kanäle 
sowie die Anstellung besonderer Orts-Gesundheits-Räthe 
und Inspectoren dringendes Bedürfniss seien. Die Frage 
kam indess noch nicht in entscheidende Bewegung, bis im 
Jahre 1842 ein sehr ausführlicher Bericht des Armen- 
amtes „on the Sanitary Condition of the labou- 
ring population of Great Britain" die Nieder- 
setzung einer königlichen „Commission of Inquiry" 
veranlasste mit dem Auftrage, den gegenwärtigen Zustand 
der grossen Städte und starkbevölkerten Districte des Kö- 
nigreichs zu untersuchen und über die besten Mittel zur 
Beförderung und Sicherung der öffentlichen Gesundheit zu 
berichten. Der erste Bericht dieser unter dem Vorsitze des 
Herzogs vonBuccleuch tagenden Commission vom Juni 1844 
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wies unter genauer Darlegung der Verhältnisse in 50 ver- 
schiedenen Städten einen unzweifelhaften Einfluss mangel- 
hafter Entwässerung und Reinigung der Wohnungen so- 
wie ungenügender Wasserversorgung auf die Mortalität der 
städtischen Bevölkerungen nach. In dem zweiten Berichte 
— Febr. 1845 — forderte die Commission ausgedehntere 
Befugnisse für die Localbehörden, und die Vereinigung der 
Sorge für Entwässerung, Pflasterung, Reinigung, Wohnungs- 
Controle und Wasserversorgung unter einer einheitlichen 
administrativen Behörde. Durch eine Menge sorgfältig zu- 
sammengestellter Thatsachen wies die Commission nach, 
wie eine grosse Zahl verheerender Krankheiten, nament- 
lich Typhus, Cholera, Dysenterie, Lungenschwindsucht, 
Scrofeln etc. auf den mangelhaften Zustand der Abzugs- 
kanäle, auf die feuchte und faulig inficirte Beschaffenheit 
der Wohnungen, die ungenügende Lufterneuerung u. s. w. 
zurtickführbar seien. Die öffentliche Meinung bemächtigte 
sich jetzt der Angelegenheit mit einem Eifer, welcher die 
Legislatur zwang, bald zu gesetzlichen Massregeln — wenn 
auch vorläufig nur versuchsweisen und provisorischen -— 
überzugehen. Wie vorsichtig man zunächst in das neue 
Fahrwasser einlenkte, beweist die zögernde Bedächtigkeit 
und Einschränkung der ersten Gesetzes-Erlasse über die 
augenscheinlich brennendsten Punkte. Der Entwurf einer 
allgemeinen Bauordnung von 1841 stiess noch auf unüber- 
windliche principielle Bedenken, und es kam im J. 1844 
zunächst nur eine neue Bauordnung für London*) 
^u Stande, wo das Bedürfniss am empfindlichsten zu Tage 
trat. Während in früheren Bauordnungen, wie z. B. der 
am längsten wirksam^ gewesenen von 1774 ^) nur Feuers- 
gefahren, grobe Belästigungen zwischen Nachbaren, Bau- 
fälligkeit u. dergl. als „Nuisances" in's Auge gefasst und 

>) 7 & 8 Victor, c. 84. 

») Rob. Taylor's Act, 14 George III. c. 78. 
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ihre Verhütung regulirt wurde, erschien jetzt zum ersten 
Male auch die Fernhaltung gesundheitsschädlicher Indu- 
strien, die Controle über vermiethete Kellerwohnungen 
hinsichtlich ihrer Feuchtigkeit und Ventilation, sowie die 
Beaufsichtigung der öffentlichen Reinlichkeit auf den Stras- 
sen als Gegenstand detaillirter Verordnungen, deren Aus- 
führung besonderen Beamten („Surveyors") von dis- 
cretionärer Gewalt übertragen wurde. Als obere Instanz 
galten fortan in streitigen Fällen nicht mehr wie vordem 
die communalen Policeirichter, sondern eine vom Ministe- 
rium direct ernannte Ober-Bau-Commission, welche aus 
drei Official Referee's und einem Registrar besteht. 

Zwei Jahre später erschien ein Statut mit facultativer, 
von einem Beschlüsse der Gemeinde-Vertretung abhängiger 
Gültigkeit zur Beförderung der Anlage öffentlicher 
Bade- und Waschhäuser^). Für die Einrichtung der 
Letzteren auf Kosten der Gemeinden wurden darin Normen 
aufgestellt, für die Bäder Preis-Maxima statuirt und das Recht 
der Expropriation zum Zwecke derartiger Anlagen nach 
Massgabe der Lands Clauses Consolidation Act 1845 2) 
gewährt. Das folgende Jahr 1847 lässt die zunehmende Be- 
wegung erkennen in einer Reihe von sogen. „Consoli- 
dation Acts", d. h. solchen Gesetzen, welche die Nor- 
mal-Statuten enthielten zur Regelung der wichtigsten 
sanitarischen Gemeiudebedürfnisse. Die in jenen Consoli- 
dation Acts formulirten Grundzüge („Clauses") sollten 
fortan bei allen künftigen Localacten massgebend, also nur 
eventuell — in dem von der Gemeinde- Vertretung erst fest- 
zustellenden Bedürfnissfalle, — aber dann mit Ausschlies- 
sung aller abweichenden Grundsätze und Verfahren gültig 
sein. Mit der obligatorischen Incorporirung dieser „Clau- 



») 9 & 10 Victor, c. 24, nebst Zusatz 10 & 11 Victor, c. 61. 
^) 8 Victor, c. 18. 
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ses*^ in' jede demnächst zu erlassende Localacte war we- 
nigstens dem weiteren Anschwellen der ganz unübersehbar 
gewordenen, sich unendlich differenzirenden Local-Gesetz- 
gebungen ein Damm gesetzt und zugleich den weiteren Be- 
strebungen eine feste fruchtbare Bahn angewiesen. Solche 
Consolidations-Gesetze wurden erlassen mit Bezug auf: 

1) Die Wasserversorgung der Gemeinden 0, 
indem die Gemeinde - Vertretung oder, wo solche fehlt, 
eine von den Steuerzahlern zu wählende Commission er- 
mächtigt wird zur Anlage einer beliebigen Zahl von öffent- 
lichen Cisternen, Pumpen, Wasserleitungen und anderen 
Werken behufs unentgeltlicher BeschaflFung von Wasser 
flir beliebigen persönlichen oder häuslichen Gebrauch, — 
nicht aber zum Verkaufe, — sowie zur Versorgung irgend 
welcher öffentlicher Bäder oder Waschhäuser. Ebenso dürfe 
die Commission flir irgend welchen Zeitraum unter 3 Jahren 
Verträge absehliessen mit den Besitzern von Wasserwerken 
behufs Lieferung der erforderlichen Wassermenge zu ver- 
einbarten Preisen. Die Kosten der Wasserversorgung soll- 
ten durch Beiträge (rates) derart erhoben werden, dass 
Jeder nach Verhältniss des Miethwerthes seiner Wohnung 
taxirt, für Wohnungen unter 5 Pfund St. Miethwerth aber 
nicht die Miether, sondern die Eigenthümer herangezogen 
würden. 

2) Die Begräbnissplätze^); — die Wahl der- 
selben, die Beerdigungsweise, Strafe gegen Missbräuche 
und Beschädigungen etc. wurden festgestellt; — von Ver- 
legung derselben ausserhalb der Städte ist aber noch 
keine Rede. 

3) Ein wichtiger vorbereitender Schritt zur Ermög- 
lichung einer allgemeinen Durchführung sanitarischer wie 



») The Water Works Clauäes Act 1847. 10 & 11 Victor, c. 34. 
5) The Cemeteries Clauses Act 1847, 10 & 11 Victor, c. 65. 
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• 

überhaupt communaler Verbesserungen im ganzen Reiche 
wurde durch zwei Gesetze erreicht, welche die Ausfüllung 
einer auffallenden bereits oben erwähnten Lücke in der 
englischen Communal- Verfassung bezweckten: die Com- 
missioner'sClausesActO und die Town's Impro- 
vement Clauses Act^). Die erstere creirt Communal- 
Körperschaften flir solche Orte und Districte, welche keinen 
Kirchengemeinderath (Vestry) oder sonst gesetzlich constituir- 
ten Vorstand haben, und verleiht diesen — von den Steuer- 
zahlern in 6 Stufen erwählten — sogen. Commissioner's das 
Recht zur Ernennung besoldeter Gemeindebeamten (Trea- 
surer, Clerk und Collector), zur Erhebung von Communal- 
steuern, die Sorge für Pflasterung, Beleuchtung, öffentliche 
Reinlichkeit und andere durch das Gemeinde-Interesse er- 
forderte Unternehmungen. 

Eine speciellere, schon sehr reichhaltige Berücksich- 
tigung der Gesundheits- Verhältnisse enthält die „Towns 
Improvement Clauses Act" in ihren 206 Artikeln. Sie ver- 
vollständigt zunächst die städtische Communal-Organisa- 
tion in dem Sinne, dass der Gemeinderath, — oder, wo 
kein solcher vorhanden, die nach dem letztbesprochenen 
Gesetze gewählten Commissioners — einen „Surveyor" 
(städtischen Aufseher) und einen „luspector of 
Nuisances" (Polizei-Inspector für gemeinschäd- 
liche Uebelstände) ernennen, welche Beide auch 
dieselbe Person sein können, — sowie „im Bedürfniss- 
falle" einen ärztlichen Gesundheits - Beamten, 
„Officer of health". Diesen Beamten liegt die Auf- 
sicht ob über Strassen-Reinlichkeit, Abzugskanäle und 
Hausrinnen, Rauch, Ventilation, Beleuchtung, Logirhäuser, 
Wasserversorgung, Bade- und Waschhäuser, Schlachthäuser. 
Die Aufbringung der Steuern Itir diese Zwecke wird nach 

») 10 & 11 Victor, c. 16. 
«) 10 & 11 Victor, c. 34. 
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Weise der Annensteuer geregelt und. der Gemeindebehörde 
dieBefugniss sowohl zum Erlasse sogenannter „bye-law's" 
(Geschäftsordnungen) wie zur summarischen Jurisdiction 
wegen Beschädigungen und Uebertretungen ertheilt. — 

Inzwischen wurde das öffentliche Interesse fllr die 
Weiterentwickelung einer sanitarischen Staats-Ftirsorge 
in stetig erneuerter Anregung erhalten durch die fortlau- 
fenden Ergebnisse der statistischen Untersuchun- 
gen, welche — besonders unter der genialen Leitung 
William Farr's — eine bis dahin ungeahnte Reichhaltig- 
keit von Aufschlüssen der verschiedensten Richtung er- 
öffneten, so dass die Statistik, — diese scheinbar trockenste 
und abstracteste aller Wissenschaften, — anfing ein popu- 
läres und fast belletristisches Interesse zu gewinnen. 

Farr's Methode zur Anfertigung von Sterblichkeits-Ta- 
belle.n für die verschiedenen Lebensalter, (jeschlechter, Berufs- und 
Gesellschafts-Stande, Wohnorte u. s. w., welche auch für die Ope- 
rationen der Lebensversicherungen von grosser Bedeutung wurde, 
schuf einen Barometer der öffentlichen Gesundheits- 
verhältnisse, der bei richtiger Handhabung alle anderen Grund- 
lagen zu deren Beurtheilung an Exactheit weit übertrifft. Es traten 
dabei Differenz-Reihen von überraschender Bedeutsamkeit hervor. 
So wurde z. B. aus den Listen des Registrar General berechnet, 
dass durchschnittlich von 1000 Menschen jährlich in Surrey und 
Sussex 17 bis 18 starben, in London 25, in Manchester 33 und in 
Liverpool 36; — dass ferner in den einzelnen Stadttheilen Londons 
die Verhältnisszahl von 17 (Lewisham) und 18 (Hannover Square, 
Hampstead) stieg bis zu 33 (St. Saviour Southwark), — und dass 
z. B. in Liverpool für die »Gentrye sich eine mittlere Lebensdauer 
von 35 Jahren, für Gewerbetreibende von 22 Jahren, für Fabrik- 
arbeiter von nur 15 Jahren ergab. Unterschiede von solcher Weite 
und von regelmässiger jährlicher Wiederkehr mit irrelevanten Schwan- 
kungen mussten den mächtigsten Antrieb geben zu genauer Erfor- 
schung ihrer Ursachen und zur Aufsuchung geeigneter 
Abhülfe-Mittei gegen die ungünstigen Extreme. So drängte 
in der Hauptstadt die öffentliche Meinung *im Jahre 1847 zur Nie- 
dersetzung einer besonderen »Metropolitan Sanitary Com- 
missionc, deren Untersuchungs-Ergebnisse in den beiden folgen- 
den Jahren veröffentlicht wurden und eine grosse Reihe sanitarischer 
Schädlichkeits-Quellen in den Stadtvierteln mit ungünstiger Morta- 
lität zu Tage förderten. 



Dritter AbBChnitt. 

Die Pnblic Health Act yom Jahre 1848 nebst den 

sie ergänzenden Gesetzen bis znm Erlasse der 

Local Goyemment Act im Jahre 1858. 



Bis zum Jahre 1848 sahen wir eine fragmentarische, 
durch einzelne practische Bedürfnisse successive erzwun- 
gene Gruppe von Gesetzen entstehen, deren Inhalt bereits 
die wichtigsten Materien der öfifentlichen Gesundheitspflege 
umfasste, deren Anwendung aber einestheils nur eine fa- 
cultative flir die verschiedenen Communal-Districte war, 
— anderntheils dort, wo sie zur gesetzlichen örtlichen 
Einführung gelangte, wiederum durch den Mangel an ge- 
eigneten örtlichen Ausflihrungs-Behörden sowie an einer 
wirksamen ßegierungs-Controle grossentheils verkümmert 
wurde. Die allgemeine Einsicht in die längere Unhaltbar- 
keit dieses zerfahrenen, aller einheitlichen Gesichtspunkte 
entbehrenden Zustandes der sanitarischen Organisation, 
welcher alles Thun und Lassen in einer so hochwichtigen 
Angelegenheit von der Willkühr durchaus unzuverlässiger, 
oft von blinden Vorurtheilen geleiteter Localbehörden ab- 
hängig Hess, führte im Jahre 1848 zum Erlasse des gros- 
sen sanitarischen Organisations- Werkes, welches seitdem 
bis heute die Grundlage der englischen Sanitäts-Verfas- 
sung bildet^): die „Act for promoting the Public 
Health", 11 & 12 Vict. c. 63. Dieses Gesetz-System, wel- 



^) Es beginnt damit die Reihe der noch heute im sog. »Book 
of Statutes« niedergelegten — also nicht vollständig widerrufe- 
nen — Gesetze, deren Inhalt nur durch die nachfolgende Gesetzge- 
bung vielfach amendirt und theilweise aufgehoben wurde. 
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ches zunächst seinem materiellen Inhalte nach als eine 
organisch einheitliche Zusammenfassung der bis dahin 
stückweise erlassenen Bestimmungen aufzufassen ist, brachte 
ausserdem manche neue Grundzüge, und zwar hauptsäch- 
lich in folgenden vier Richtungen: 

1) Ein Central-Gesundheits-Amt wurde ge- 
schafifen, welches mit allen Attributen einer eingreifenden 
administrativen Ober-Instanz — analog dem Central-Armen- 
Amte — ausgestattet wurde. Dieser neue „GeneralBoard 
ofHealth^ bestand bei seiner ersten, auf 6 Jahre gültigen 
Constituirung aus einem Präsidenten und zwei anderen 
von der Krone ernannten Mitgliedern, deren eines besol- 
det; — im Jahre 1850 wurde ein zweites besoldetes Mit- 
glied beigeitigt, als durch die Metropolitan Interment Act 
dem Board vermehrte Verpflichtungen erwuchsen, — dazu 
ein Secretary und das erforderliche Bureau-Personal. Die 
Errichtung eines solchen G^neralamtes als einer vom Staats- 
Ministerium direct delegirten Aufsichtsbehörde mit weit- 
reichenden discretionären Befugnissen zur Massregelung 
renitenter Gemeinde- Vertretungen in sanitarischen Einrich- 
tungs-Fragen geschah nicht ohne ernsterem Widerstände 
seitens des am Cultus des Self-government eifersüchtig 
festhaltenden Volksgeistes zu begegnen. Die Beitirchtung 
einer zu bureaukratischen Massregelung der Gemeinden 
war es wohl auch hauptsächlich, welche dem parlamen- 
tarischen Kampfe bei Berathung der ganzen Public Health 
Act eine solche Heftigkeit verlieh, dass die Bill wegen 
immer neuer Amendements acht mal umgedruckt werden 
musste. 

Der „General Board of Health" wurde zur Anstellung 
der ihm uöthig erscheinenden Zahl von „Superintendent 
Inspectors" ermächtigt, welche als Regierungs-Commissare 
die Befugniss zu eidlichen Vernehmungen, zur Einsicht in 
öffentliche Acte und Documente jeder Art, Pläne, Steuer- 
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rollen u. s. w. erhielten und deren Berichte über örtliche 
Zustände dem Centralamte als Grundlage zu seinen Con- 
trol-Massregeln dienten. 

2) Die Einführung der Public Health Act in 
den einzelnen Ortschaften unterlag auch einem 
durch das General Board einzuschlagenden Verfahren. Mit 
Ausschluss nämlich des hauptstädtischen Bezir- 
kes fand das Gesetz seine Anwendung auf alle solche 
Orte, in welchen es entweder auf Antrag des General 
Board durch Staatsraths-Beschluss definitiv, oder durch 
„provisional order" des General Board vorbehaltlich der 
Genehmigung des Parlamentes eingeführt wurde. Dieser 
Einführung musste indess entweder das formelle Verlan- 
gen von mindestens Vio der Steuerzahler einer Stadt oder 
anderen Ortschaft vorhergehen, welche beim General-Ge- 
sundheitsamte Vorstellungen erhoben wegen des Gesund- 
heits-Zustandes in dem betreffenden Ortcj — oder es musste 
sich aus den amtlichen statistischen Erhebungen ergeben 
haben, dass die Mortalität der betreffenden Bevölkerung im 
Durchschnitte der letzten 7 Jahre 23 pro mille jährlich 
überstiegen habe. Auf eine dieser beiden Veranlassun- 
gen hin kann dann das Generalamt eine Untersuchung 
durch einen seiner Inspectoren über den Gesundheits-Zu- 
stand und die damit zusammenhängenden örtlichen Ver- 
hältnisse des betreffenden Bezirkes veranlassen und sich 
darüber Bericht erstatten lassen. Gelangt das Generalamt 
nach diesem Berichte, welcher veröffentlicht werden muss, 
und nach etwaigen nachträglichen Untersuchungen zu der 
Ansicht, dass die Einführung des Gesetzes an solchem 
Orte wünschenswerth sei, so kann dieselbe durch Staats- 
raths-Beschluss definitiv erfolgen. Eine blosse „provisional 
Order" mit Vorbehalt der Parlaments-Bestätigung wird 
unter diesen Umständen da erlassen, wo die Gemeinde- 
Steuerzahler nicht den Wunsch der Gesetzes-Einflihrung 
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ausgesprochen oder wo eine Local-Acte fllr öffentliche 
Gesundheitsfragen bereits besteht, oder endlich wo die 
bestehende Gemeindebezirks-Formation einer Aenderung 
zu bedürfen scheint. 

3) Für jeden District, in welchem das Gesetz Ein- 
itihrung fand, wurde ein Orts-Gesundheits-Amt — 
„Local Board of Health" geschaffen. Als solches 
sollten in allen corporirten ^) Stadtgemeinden ipso jure 
Bürgermeister und ßath (Town Council) fungiren, welche 
dann, im Falle bereits für öffentliche Gesundheits-Zwecke 
ein besonderer Ausschuss bestand, — sei ^s unter dem 
Namen „Local Board" oder „Commissioners of Sewers", — 
auf diesen die Rechte und Pflichten eines «Local Board 
of Health" übertragen durften. Wo aber eine solche Be- 
hörde fehlte, wie in allen nicht corporirten Städten und 
in Landgemeinden, oder wo corporirte Städte mit länd- 
lichen Districten flir die Zwecke des Gesundheits-Gesetzes 
vereinigt werden sollten, da erfolgte die Wahl eines 
besondern „Board of Health*^ durch alle Steuerzahler 
und Landeigenthümer nach einem der Armenverwaltung 
entlehnten Sechsklassen - Systeme (mittels eingesandter 
Stimmzettel ohne Versammlung der Stimmberechtigten). 
Der das Gesetz in den betreffenden District einführende 
Staatsrathsbefehl bestimmt zugleich die Zahl der Mitglie- 
der des Board und den Passiv-Census, von welchem die 
Wählbarkeit der Mitglieder abhängt. Das so gewählte Amt 
ist verpflichtet, monatlich mindestens einmal oder öfter 
eine Versammlung für die laufenden Geschäfte und jähr- 
lich eine Generalversammlung zu halten, wobei die An- 
wesenheit von mindestens einem Drittel der Mitglieder zur 



') Corporirte Städte sind solche, welchen durch eine sogen. 
Incorporations-Charte die Rechte juristischer Persönlichkeiten und 
die selbständige Yertiretung durch eine gewählte Munioipalität — 
Mayor, Aldermeu, Common-Gounoillors — verliehen sind. 
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Beschlussfähigkeit hinreicht. Der Board hat sein eigenes 
Amtslocal und Dienstsiegel, darf Verwaltungs-Ausschüsse, 

— „committee's" — nach Bedörfniss ernennen, deren Be- 
schlüsse der Genehmigung des Plenum unterliegen, und 
entwirft seine Geschäftsordnung — „bye laws" — selbst- 
ständig unter Bestätigung des Secretary of State (Mini- 
sters des Innern). Eine seiner wichtigsten Obliegenheiten 
ist die Anstellung der Sanitäts-Beamten (§ 37—40), wel- 
chen thatsächlich nicht bloss die technische, sondern auch 
die allgemeine Geschäftsführung fast gänzlich anheimfällt, 

— nämlich eines „Surveyors" (Oberaufseher), eines „In- 
spector of Nuisances" (Policei-Inspector fllr gemeinschäd- 
liche Belästigungen), Clerk (Secretär) und Treasurer (Cas- 
sirer) sowie der nöthigen Steuereinnehmer und „anderer 
Beamten und Diener zum Zwecke der Ausführung dieses 
Gesetzes." Nach § 40 endlich „kann" der Orts-Gesund- 
heits-Rath auch — „wenn er es ftlr zweckmässig findet" 
vorübergehend oder auf unbestimmte Dauer einen geprüf- 
ten Arzt zum „Officer of Health" (Physicus) ernennen 
und besolden, welcher aber jederzeit durch den Gesund- 
heits-Rath absetzbar ist und sich in seinen Functionen 
nach den Instructionen des Letzteren richten muss. Ein 
solcher ärztlicher Gesundheitsbeamter kann auch für zwei 
oder mehrere Districte gemeinschaftlich ernannt werden. In 
allen Fällen unterliegt seine Anstellung, Absetzung und Sala- 
rirung der Bestätigung durch das General-Gesundheits-Amt. 

Bei der meist mangelhaften persönlichen Sachver- 
ständigkeit der gewählten Mitglieder des Board of Health 

— einer reinen Vertrauensbehörde ohne fachliche Qualifi- 
cation — lag es von vornherein in der Natur der Institu- 
tion, dass der Orts-Gesundheits-Rath sich in seinen Ent- 
scheidungen und Anordnungen immer einerseits auf die 
allgemeinen Verftlgungen des General-Amtes, anderseits 
auf die technischen Berichte und Begutachtungen seiner 
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Beamten stützte und seine Stellung daher eine mehr formell 
vermittelnde als materiell eingreifende wurde, während die 
practisch entscheidende Wirksamkeit fast ausschliesslich 
Sache der von ihm angestellten Beamten wurde. 

4) Eine sehr wesentliche Competenz - Erweiterung 
wurde der Sanitätsbehörde gewährt durch die von den 
früheren Einschränkungen befreite Ermächtigung zur Aus- 
schreibung und Erhebung einer Steuer (§ 86 — 
114) behufs Deckung aller derjenigen Kosten, welche 
durch bauliche Anlagen, Veränderungen an Wasserleitun- 
gen und Kanälen, überhaupt durch alle im Inter- 
esse der öffentlichen Gesundheit geschehenen 
Arbeiten veranlasst werden. Diese Steuer schreibt der 
Orts-Gesundheits-Rath aus nach dem Modus der Armen- 
steuer von allen Grundstücken und Immobilien desjeni- 
gen Umkreises, zu dessen Vortheile die betref- 
fende Anlage dient, bis zum Betrage der nothwendigen 
Kosten und so, dass Kapital und Zinsen dadurch in spä- 
testens 30 Jahren gedeckt werden („Special District 
Rate"). Je nach Umständen wird zu dieser auf die spe- 
ciellen Interessenten gelegten ordentlichen Steuer noch ein 
Zuschlag für Generalkosten von dem gesammten Districte 
nach demselben Grundsatze erhoben („GeneralDistrict 
Rate", über welche Rechnung geführt wird in dem sogen. 
„District fund account"). Werden endlich Anlagen im aus- 
schliesslichen Interesse eines besonderen Grundstückes 
gemacht, so wird Letzteres mit einer Privat-Steuer be- 
lastet („Private Improvement Rate"), welche aber 
mit Einschluss der K^apital-Amortisirung und Zinsen nicht 
mehr betragen darf als 5 Vo des Jahres-Ertrages. Für die 
Wasser- Versorgung wird von den bewohnten Gebäuden 
eine besondere Steuer („water rate") erhoben, deren Höhe 
sich nach dem Miethwerthe des Gebäudes richtet. Auch 
die Pnblication und Eintreibung aller dieser Gesundheits- 
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Amts-Steuern geschieht nach demselben Modus wie dieje- 
nige der Annensteuer. 

Was die materiellen Aufgaben der neugeschaf- 
fenen Gesundheitsbehörden betrifft, so eröffnet die Public 
Health Act keine wesentlich neuen Gebiete der 
sanitäts - policeilichen Fürsorge, sondern verallgemeinert, 
erweitert und detaillirt vielmehr alle diejenigen Aufgaben, 
welche bis dahin bereits in verschiedenen stttckweisen 
Staats- oder Local-Gesetzen als Gegenstände öffentlicher 
Fürsorge behandelt worden waren. So werden denn mit 
grosser Ausführlichkeit in den §§ 41—85 die Befugnisse 
und Pflichten der neuen Behörden genau präcisjrt in 
Betreff der Anlagen, Unterhaltung und Ueberwachung 
von Entwässerungs- und Schwemmkanälen (,,drains and 
sewers"), Brunnen, Pumpwerken, Wasser- und Gas-Leitun- 
gen; für die Beseitigung aller Abfall- und Schäiutz-Stoffe; 
die obligatorische Einrichtung von Wasser-Closets in öf- 
fentlichen und Privathäusern ; die Errichtung von Schlacht- 
häusern; die Ueberwachung offensiver Gewerbe; die Pfla- 
sterung, Nivellirung, Reinigung und Erleuchtung der Stras- 
sen; Anlage öffentlicher Commodi täten ; Controle der Woh- 
nungen, besonders der öffentlichen* Logirhäuser und- der 
Kellerwohnungen ; Sorge für unschädlichö Begräbniss- 
plätze; für Erholungsplätze („recreation grounds**) und ftlr 
Versorgung öffentlicher Bäder mit Wasser. Die „Local 
Boards" wurden zugleich Aufsichtsbehörden (über die öffent- 
lichen Strassen («Surveyorsofhighway's**). Sie erhielten die 
Ermächtigung, im Interesse der öffentlichen Gesundheits- 
pflege Grundstücke zu kaufen, aber mit dem aasdrücklichen 
Zusätze „durch freiwilliges Uebereinkommen" („by agree- 
ment"), also mit Ausschluss jedes Expropriations-Rechtes. 
Die Mittel zu solchen Ankäufen durften ebenso wie zu 
anderen Anlagen auf dem oben beschriebenen Wege directer 
Steuerausschreibung beschafft werden. 
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Die Public Health Act bezeichnet einen wichtigen 
Abschnitt in der Geschichte des englischen Sanitätswesens, 
indem mit ihr der erste Schritt geschah zu einer defini- 
tiven Regelung der öffentlichen Gesundheitspflege im ge- 
sammten Reiche nach allgemein gültigen Grundsätzen. 
Einen Abschluss in dieser Richtung zu bilden war das 
Gesetz indess keineswegs angethan. Wie aus den sub 2) 
mitgetheilten EinfUhrungs - Bestimmungen hervorgeht, so 
war die Public Health Act — auch abgesehen von der 
Ausschliessung der Metropole — durchaus nicht zu allge- 
meiner Anwendung bestimmt, konnte diess auch schon 
desshalb nicht sein, weil ihre Einführung in sämmtliche 
ländliche Gemeinde-Districte eine viel zu kostspielige und 
eingreifende Massregel gewesen wäre. Sie war nur flir 
solche Städte oder starkbewohnte ländliche Districte be- 
stimmt, in welchen die üebervölkerung oder Vernachläs- 
sigung der Gesundheits- und Bau-Policei unerträgliche, 
ein kräftiges administratives Einschreiten eribrdemde Zu- 
stände verursacht hatte. Das Gesetz wurde allmählich in 
den meisten Städten und in vielen halbländlichen, beson- 
ders industriellen Districten eingeftlhrt, — bis zum Jahre 
1870 in über 700 Orten mit zusammen etwa 6 Millionen 
Einwohnern.' Für den übrigen Theil des Reiches wurde 
die Bekämpfung sanitarischer Uebelstände auf einem mil- 
deren und billigeren Wege angestrebt, — indem man die 
bereits früher zu Rechte bestehende Straf- Verfolgung ge- 
sundheitsschädlicher Anlagen oder Nachbarschafts-Belästi- 
gnngen (Nuisances) durch neue gesetzliche Regelung verviel- 
fältigte und verschärfte. Die erste sogenannte ^Nuisances 
Removal and Diseases Prevention Act" ^) erschien 
fast gleichzeitig mit derPubl. Health Act noch imJ. 1848, 
wurde schon im folgenden Jahre amendirt ^) und im J. 1855 

») 11 & 12 Vict. c 123. 
») 12 & 13 Vict. c. 111. 
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durch eine sowohl umfassendere wie im Einzelnen tiefer 
einschneidende „Nuisance Removal Act" ^) ersetzt. Diese 
rasche Steigerung der Energie, welche sich gleichzeitig im 
Erlassen der weiter unten zu besprechenden Common Lod- 
ging Houses Act's von 1851 und 1853 aussprach, war ohne 
Zweifel wiederum eine Frucht der beiden Cholera-Epide- 
mien von 1849 und 1855, welche von Neuem den Beweis 
lieferten, wie verderblich die Uebervölkerung schlecht ven- 
tilirter Gassen in alten Städten, die unreine Beschaffenheit 
der Luft und des Trinkwassers sowie die excrementielle 
Inficirung offener Wasserläufe in ihren Folgen seien. 

Bemerkenswerth ist, wie in dem Systeme der aufein- 
anderfolgenden „Nuisances Removal Acts", — welche die 
ersten für das ganze Reich ohne Ausnahme gültigen Sta- 
tuten über Gegenstände der öffentlichen Gesundheitspflege 
darstellen, — sich entgegengesetzt dem centrali- 
stischen und bureaukratischen Geiste der 
Public Health Act wieder ein möglichstes Festhal- 
ten an dem Principe der communalen Selbst- 
hülfe ausspricht. Man knüpfte zunächst an den von Alters 
her zu Rechte bestehenden Grundsatz an, dass die Be- 
lästigung der Nachbaren durch offensive, gesundheitswidrige 
Anlagen strafbar sei, sowie an die Pflicht der Wege-Poli- 
cei, Strassen und Wege-Durchlässe rein und trocken zu 
erhalten, und verlieh beiden Aufgaben einen verschärften 
Nachdruck durch Bestimmungen, welche die Straf- Verfol- 
gung vereinfachten und wirksamer machten. Die Bestim- 
mungen der ersten „Nuisances Removal and Diseases Pre- 
vention Act" von 1848 sind im Wesentlichen folgende: 

1) An allen Orten, welche keine Local-Behörde für 
öffentliche Gesundheitspflege besitzen, wird alljährlich 
durch die Vestry (Kirchspiel- Versammlung) eine Commis- 



') 18 & 19 Vict. c. 129. 



» 
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Bion von höchstens 12 Mitgliedern gewählt, — das „Nui- 
sances Removal Comiuittec* — zu welchem die 
Wege-Anfseher ex olfieio gehören sollen. Diese Commission 
oder die etwa schon vorhandene entsprechende Behörde 
— das Orts- Gesundheits- Amt, der Stadtrath, die „Commie- 
eioners of Sewers" oder die ^Guardians nf the Poor", — 
haben das Recht Hn{l die Pflicht zu gründlicher Orts-Unter- 
snchung, sobald von zwei Hansbesitzern schriftliche An- 
zeige eingereicht worden ist Hber den unreinlichen, gesund- 
heitsget^ährlichen Zustand eines Hauses, Stalles, Hotes etc., 
über die übelriechende, der Nachbarschalt lästige Beschaf- 
tenbeit eines Abzugkanales, Abtrittes, Dünger-Behälters 
n. 8, w. Es wird der bezeichneten resp, Behfirde das Recht 
verliehen, auf eine solche Anzeige hin nach einer 24 Stün- 
den vorher stattgefundenen AnkUndignng oder auch sofort 
das betreffende Grundstück zn betreten und alles zur Vor- 
nahme einer genauen Untersnchung Erforderliche auszn- 
iühren. Wird die Beschwerde als begründet erkannt, so soll 
die untersuchende Behörde bei ein em Friedensrichter 
Beschwerde erheben und dieser unter Beobachtung der 
gesetzlichen Formeln den Eigenthümer oder Bewohner des 
OrnndstUckes vor zwei Friedensrichter vorladen, und wenn 
diese gleichfalls sieh von der Begrlindnng der Klage über- 
zeugen, so sollen sie durch schriftliehe Order nach vorge- 
Bchriebenem Formulare eine Reinigung resp. Beseitigung 
der gerne inschäd liehen Gebäudetheile oder der wie immer 
beschaffenen ,Nui8anere8'' verlTlgen. Bei Nichtbefolgung 
dieser Order tritt eine Geldbusse ein und die Loealbehörde 
ist dann berechtigt, die verordnete Beseitigung des Uebel- 
standes persönlich oder durch beauftragte Diener mit Ge- 
walt vorzunehmen. Die Kosten datür werden vom Friedens- 
gerichte festgestellt und executorisch beigetrieben oder nach 
Umständen, z. H. Armuthshalbcr niedergeschlagen und in 
■letzterm Falle auf die Orts-Armenkassc angewiesen. 
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2) Der örtlichen Wege-Behörde wird es zur Pflicht 
gemacht, jeden Grundbesitzer zur Reinigung und Of- 
fenhaltung aller an den Verkehrswegen belegenen Ab- 
zugskanäle, Gräben etc. anzuhalten und im Unter- 
lassungsfalle die erforderliche Arbeit selbst auf des Be- 
sitzers Kosten auszufahren oder ausführen zu lassen. 

Die Hineinleitung unreiner Abgänge irgend wel- 
cher Art in offene Teiche, Gräben oder Bäche aus 
neuerrichteten oder erst nach Erlass des Gesetzes in Be- 
nutzung genommenen Gebäuden wird als Vergehen be- 
trachtet und mit einer Geldstrafe bis zu 5 L. St täglich 
ttir die Fortdauer der üebertretung geahndet. 

4) Beim wirklichen oder drohenden Ausbruche an- 
steckender, epidemischer oder endemischer 
Krankheiten sind der Staatsrath (Ministerium) oder 
drei Mitglieder desselben, darunter der Lord Präsident 
oder ein Staatssecretär, ermächtigt, ausserordentliche 
Massregeln zur Verhütung der Ausbreitung je- 
ner Krankheiten anzubefehlen, deren speciellere An- 
ordnung, Regulirung, Abänderung resp. Aufhebung dann 
Sache des General-Gesundheits-Amtes ist. Diese Mass- 
regeln dürfen sich beziehen auf die beschleunigte Beerdi- 
gung der Leichen, auf eine ausserordentliche Reinigung 
von Strassen, Plätzen, Häusern, Schulen, Kirchen und son- 
stigen Versammlungsorten, auf Desinfection der Aborte 
und auf Unterbringung der pflegebedürftigen Erkrankten 
in besonders hergerichteten Krankenhäusern. 

5) Das Central- Armen-Amt wird ermächtigt, auf An- 
weisung und nach Instruction des General-Gesundheits- 
Amtes die sämmtlichen Beamten der Armenverwaltung zur 
Vornahme von Untersuchungen, Beaufsichtigungen und Be- 
richterstattungen anzuhalten, .,, ebenso als ob dergleichen 
Geschäfte einen Theil der gesetzlichen Armenverwaltung 
bildeten/ 
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Zu diesen BestimmuDgen der ersten „Nuis. Remov. 
and Diseas. Prevent. Acts" von 1848 brachte das Gesetz 
von 1849 folgende Zusätze: 

1) Das General-Gesundheits-Amt wird ermächtigt den 
Zustand der Begräbnissplätze an allen nicht der «Public 
Health Act" unterworfenen Orten durch einen Inspector 
untersuchen zu lassen, durch schriftliche Order die ihm 
nöthig erscheinenden Gesundheitspolizei - Massregeln zu 
treffen, die Kirchenvorsteher etc. mit den dazu nöthigen 
Anweisungen zu versehen und die Kosten auf die Armen- 
Steuer anzuweisen. 

2) Jeder vorsätzliche active Widerstand gegen 
die Ausführung der „Nuis. Remov. Act* und jede 
vorsätzliche Verletzung irgend welcher Anweisung des Ge- 
sundheitsamtes in Ausführung des Gesetzes wird mit Geld- 
strafen bis zu 5 L. St., event. Gefängniss bis zu 14 Tagen 
belegt. Zu einer solchen Strafsrerfolgung vor dem Friedens- 
richter werden nicht bloss der Secretär des Gesundheits- 
amtcB, sondern auch die Armenverwaltungs-Behörden und 
die fUr Strassen-Reinigung etc. gebildeten Behörden er- 
mächtigt. 

Die beiden Gesetze von 1848 und 1849 wurden dann 
consolidirt in der umfassenderen „Nuis. Remov. Act von 
1855", welche noch eine genauere Formulirung der ver- 
schiedenen „Nuisances" enthält und denselben viele ge- 
sundheitsschädliche Gewerbe und Fabrika- 
tionszweige, nachtheilige Ausdünstungen u. s. w. an- 
reiht. Die Geldbusse fllr wiederholte Uebertretungsfälle 
wird bis zu 200 L. St. gesteigert. Verurtheilende erste In- 
stanz ist stets das zuständige Friedensrichter- Amt, Ober- 
instanz die „Quarter Sessions** der Grafschaft, die höchste 
die Queensbench, — so dass also von einem jurisdicto- 
rischen Eingreifen des Gesundheitsamtes ebenso wenig 
wie irgend einer andern Centralbehörde die Rede ist. 
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Das Gesetz von 1855 ennächtigt auch die Localbe- 
b})rde jeder Gemeinde, Gesandheits-Inspectoren 
zu erneDnen und zu besolden, — legt Geldbussen anf die 
Verunreinigung irgend welchen stehenden oder 
fliessenden Wassers mit G*as, und antorisirt die 
Gesundheits-Inspectoren, ungesundes Fleisch zu eon- 
fisciren. Auch gegen Ueberfüllung der Wohn- 
häuser wurde darin eine Bestimmung erlassen, und der 
Ortsbehörde unter bestimmten Formalitäten das Recht zum 
Betreten und Untersuchen jedes Gebäudes zugesprochen. 
In einem abgesonderten Statute „An Act for the better 
Prevention of Diseases^ werden auch die in den 
früheren Gesetzen gewährten Ermächtigungen gegenüber 
contagiösen oder epidemischen Krankheiten 
theils einfach prolongirt, theils durch neue Verfügungen 
ergänzt, welche sich auf regelmässige Rundgänge der ärzt- 
lichen Gesundheitsbeamten (,,hou8e-to-hou8e Visitation"), auf 
freie Dispensirung von Arzneien und Sorge für regelmäs- 
sige ärztliche Behandlung sowie auf besondere Vorsichts- 
massregeln auf Schififen beim Ausbruche von Epidemien 
beziehen. — Die getrennte Behandlung der „Nnisance 
Removal" und der „Prevention of Diseases**, als seien 
dies unter sich sowohl wie von der allgemeinen Sanitäts- 
verwaltung verschiedene Dinge, charakterisirt das apho- 
ristische und gleichsam versuchsweise Zu- 
standekommen dieser Gesetzes-Grupp'e, — und 
die buntscheckige Verschiedenheit der Behörden, 
denen die Handhabung derselben in den verschieden ge- 
staltigen Communalkörpern überwiesen wurde, — je nach 
Umständen Orts-Gesundheits-Rath, Stadtrath, Kanal-Com- 
mission, Armenpfleger oder „Nuisances Removal Committee**, 
— macht die Confusion. erklärlich, welche, trotz der mit der 
„Public Health Act** eingeleiteten Consolidirung, noch fort- 
fuhr bei der Behandlung aller umfassenderen practischen 
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Fragen sich geltend zu machen. Und dies um so mehr, 
da dem eigentlich sachverständigen, ärztlichen Elemente 
bei allen diesen Organisationen und Ermächtigungen keine 
hinreichende Verwerthung gesichert war. Denn es muss 
auffallen, wie übereinstimmend sich alle bisher skizzirten 
Gesetze bei aller sonstigen Yielgestaltigkeit wenigstens 
darin zeigen, dass sie die Sorge ftlr die öffentliche Ge- 
sundheitspflege als eine vom Medicinälwesen abgesonderte 
und sowohl der Initiative wie der Ausführung nach den 
Laien zu ttberlassende Angelegenheit behandeln, indem der 
Zuziehung eines qualificirten Arztes zu den betreffenden 
Untersuchungen und Entscheidungen — wenn überhaupt, 
so nur in facultativem Sinne Erwähnung geschieht. Die 
Ursache dieser anscheinenden Anomalie liegt wohl theil- 
weise in der allgemeinen Abneigung der Engländer, sich 
die Wahrnehmung irgend welches öffentlichen Interesses 
von Wichtigkeit durch einen bestimmten professionellen 
Stand aus der Hand nehmen zu lassen, — theilweise viel- 
leicht auch in der geringen öffentlichen Vertrauensstellung, 
welche der ärztliche Stand . in England bis zur jüngsten 
Reorganisation des Medicinalwesens und der damit ver- 
bundenen Abschaffung der halbgebildeten Kategorien von 
ärztlichen Practikern dem grösseren Publicum gegenüber 
einnahm. Wir werden übrigens weiter unten sehen, wie 
die Hauptstadt bei Neuordnung ihres Sanitätswesens in 
dieser wie in manchen anderen Beziehungen den Fort- 
schritt anbahnte. Im Uebrigen bewegen sich die amtlichen 
wie nichtamtlichen Gutachten und Verhandlungen jener 
Zeit weniger um diese oder ähnliche mehr interne Fragen 
der Sanitäts-Wirksamkeit, als vielmehr um eine Principien- 
Polemik, in welcher die Vertreter des practischen Systemes 
der „Nuis. Remov. Acts** mit seinen einfachen friedensrich- 
terlichen Entscheidungen populärer Klagen ankämpften 
gegen die in den Augen des Altbriten zu bureaukratischen. 



82 Die »Common Lodging Houses Act«. 

vom Self-Government ablenkenden Einrichtungen der städ- 
tischen Gesnndheitspolicei, wie sie in der Public Health 
Act ihren vorläufigen Abschlnss gefunden hatten. Nament- 
lich war es ein juristischer Schriftsteller, Toulain Smith, 
welcher sich bemtthte, in seinen Schriften („The Parish*, 
1855, und „The Practical Proceedings of the Removal of 
Nuisance", 1856) die zunehmende Bevormundung der Com- 
munen in sanitarischen Angelegenheiten als ttberflttssig 
uüd durch gute Local-Statuten ersetzbar darzustellen. Die 
Bedenken gegen die neue, dem unabhängigen Gemeinde- 
geiste antipathische und von ihm mit Misstrauen beobach- 
tete Central-Autorität in London wurde besonders von der 
besitzenden Klasse genährt, welche sich durch das mannig- 
faltige Eingreifen derselben in die Rechte des Privateigen- 
thums verletzt und bedroht ftlhlte. 

Ungeachtet dieser Gegenströmung fand indess während 
der 50er Jahre das System der „Public Health Act" noch 
in mancher Richtung seine consequente weitere Entwicke- 
lung. Die „Common Lodging Houses Acts" ') (Gesetze 
zur Ueberwachung der öffentlichen Herbergen) 
von 1851 und 1853 verpflichteten die „Local Boards", über 
alle Häuser dieser Art genaues Register zu führen, sovrie 
anderseits die Eintragung in dieses Register gesetzliche 
Vorbedingung zur Haltung einer Herberge oder eines Lo- 
girhauses niederen Ranges wurde. Zugleich mussten die 
„Local Boards" Regulative aufstellen, nach welchen sich die 
Herbergen zu richten haben in Betreff der Maximalz ah 1 
aufzunehmender Gäste, hinsichtlich der Reinlichkeit 
und Ventilation, der trockenen und geruchfreien Beschaf- 
fenheit der zu bewohnenden Räume, der hinreichenden 
Wasserversorgung des Hauses, der Anlage von Was- 
serverschltissen anAborten, Kttchenkanälen u. s.w. 



») 11 & 12 Vict. c. 63 s. 66 und 14 & 15 Vict. c. 28. 1. 3. 
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Ein aus 18 Paragraphen bestehendes Muster-Regulativ zu 
diesem Zwecke wurde durch den Staatssecretär (Minister des 
Innern) den Local Boards „suggerirt", in welchem es z. B. 
den Herbergen- Wirthen untersagt wird, Räume, deren 
Fussboden unter dem Niveau der anstossenden 
Strasse liege, zu Schlafzimmern zu benutzen; — wo- 
nach ferner alle Fussboden von Zimmern, Gängen und 
Treppen mindestens täglich einmal ausgekehrt und wenig- 
stens wöchentlich einmal gründlich gewaschen, alle Wände 
und Decken mindestens zweimal im Jahre, im April und 
October, neu mit Kalk gestrichen werden müssen u, s. w. 
Von allen ansteckenden oder einen epidemischen 
Charakter zeigenden Erkrankungsfällen bei den Gä- 
sten muss sofort Anzeige gemacht und eventuell die Vor- 
schriften des inspicirendcn Orts-Gesundheits-Amtes betreffs 
der üesinfection etc. genau befolgt werden. 

Wesentlich getragen von dem Geiste der „Public 
Health Act" ist auch das im Jahre 1855 erlassene haupt- 
städtische Orts - Verwaltungs - Gesetz für Ge- 
sundhcits- und Strassenbau -Policei, „Metro- 
polis Local Management Act" ^). Die Auslassung 
des hauptstädtischen Bezirkes aus dem öffentlichen Ge- 
sundheits-Gesetze -von 1848 entsprach der allgemeinen 
Sonderstellung, welche die Metropole Englands oder viel- 
mehr die buntverschiedenen Aggregattheile derselben in 
ihrer Verfassung gegenüber der Gesammt-Reichsverwaltung 
sowohl wie untereinander von jeher eingenommen, und 
über welche namentlich die Vertreter der City so eifer- 
süchtig wachten, dass auch die zweckmässigsten Ausglei- 
chungs-Bestrebungen immer nur schwierig zum Ziele zu 
führen waren. Eine Uebereinstimumng war hier bis dahin 
nur in zwei Verwaltungszweigen unter dem Drucke des 

») 18 & 19 Vict. c. 120. 
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unabweislichsten Bedtirftiisses erreicht worden, — in der 
Sicherlieitspolicei und in der Armenverwaltung. 
Bis zur Regierung Georg IV. hatten die nur lose mitein- 
ander verbundenen 57 städtischen Gemeinden und dörf- 
lichen Kirchspiele, aus welchen sich die riesige Weltstadt 
damals zusammensetzte — gegenwärtig sind es 85 — 
keine einzige gemeinsame GommunaMnstitution, und selbst 
für die Sicherheitspolicei sorgte jedes Kirchspiel nach 
eigenem Gutdünken und Kräften. Es entstand dadurch in 
Verbindung mit der schlechten Strassenbeleuchtung ein so 
unerträglicher Grad von Unsicherheit in der Stadt selbst 
und ihrer unmittelbaren Umgebung, dass eine Radical- 
Reform unvermeidlich wurde, deren Durehitihrung zu den 
Verdiensten Sir Robert Peers* zu rechnen ist. Durch ein 
im Jahre 1830 erlassenes Gesetz wurde die Hauptstadt in 
einem Entfernungsumfange von sieben engl. Meilen um 
Charing Gross zu einem einheitlichen Policei-Bezirke orga- 
nisirt, welcher später noch bedeutend erweitert wurde. 
Erst mit dieser Umgestaltung trat der moderne Name „Po- 
lice** an die Stelle des gemlithlicheren altenglischen Aus- 
druckes „ Friedensbewahrung **. Zur Aufbringung der an- 
sehnlichen Kosten (gegenwärtig über 3V2 Mill. Thaler) 
wird eine eigene Policeisteuer vom gcsammten „real visible 
property" des hauptstädtischen Bezirkes erhoben, zu deren 
Ertrage der Staat dann bedeutende Zuschüsse leistet. 

Der zweite Schritt zur Consolidirung betraf die Ar- 
menverwaltung, welche einer noch grösseren Zersplitte- 
rung unterlag als die Policei, — da die City allein in nicht 
weniger als 108 kleine „Parishes" mit je einem eigenen 
Armenverbande zerfiel, während anderseits ein Dutzend 
„Extraparochial places" jeder Regelung der Armenpflege 
entbehrten. Nimmt man hinzu, dass 63 der hauptstädti- 
schen Kirchspiele ihre Armenverwaltung mittels eigener 
vom Parlamente genehmigter Localgesetze nach ihrem be- 
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sonderen Gesehmacke eingerichtet hatte, so hat man ein 
Bild des „Seif government" A l'outrance, wie es kaum kar- 
rikirter gedacht werden kann. Diesem Zustande wurde 
ein Ende gemacht, indem man im Oeiste der Armenge- 
setzgebung von 1834 die sämmtlichon Kirchspiele der City 
zu einer „Poor Law Union" vereinte, ausserdem noch 14 
„IJnions" aijs zusammengelegten Kirchspielen der übrigen 
Stadttheile bildete und nur 12 grössere Kirchspiele als 
eigene Kreisarmenverbände fortbestehen Hess. Jeder dieser 
„llnion-üistricts" wurde übereinstimmend der Leitung eines 
von den Steuerzahlern gewählten „Board of Guardians" 
überwiesen, mit dem etatsmäsaigen Beamten-Corps — im 
Ganzen über 1100 besoldete Beamte! — und einem oder 
mehreren Arbeitshäusern ausgerüstet, das Ganze aber dem 
(V^ntral-Armenamte — „Poor Law Board" — unterstellt, 
80 dass die Organisation der hauptstädtischen Armenver- 
waltung sich gegenwärtig in nichts Wesentlichem von 
derjenigen der Kreisarmenverbändo im übrigen König- 
reiche unterscheidet. 

p]s bedurfte dieser Präcedenz-Reformen und der dadurch 
in die Selbstständigkeit der hauptstädtischen Municipien — 
besonders der City — gelegten Breschen, um auch ftlr die 
Oesundheits-Policei der gcsammten Metropole 
eine in sich homogene und mit derjenigen des übrigen 
Reiches möglichst übereinstimmende Reorganisation an- 
bahnen zu krmnen. Das Gesetz vom 14. Aug. 1855, „Me- 
tropolis Local Management Act*' ^), welches die 
Lösung dieser Aufgabe darstellt, überträgt die centralisi- 
rende Gewaltenbildung der „Public Health Act*" unter Hin- 
einziehung der durch die „Nuis. Remov. Acts" verliehenen 
weiteren Ermächtigungen auf die hauptstädtischen Ver- 
hältnisse mit dem bezeichnenden Haupt-Unterschiede, dass 

») 18 & 19 Vict. c. 120. 
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an die Stelle der delegirten Regierungsbehörde — des 
„General Board of Health" — hier eine ans indireeter 
Gemeindewahl hervorgehende Centralbehörde 
tritt, — das ;,Metropolitan Board of Works**. Was 
von eigentlicher Ministerial-Instanz erhalten bleibt, redu- 
eirt sich auf die Zustimmung zu allen Expropriationsaeten 
des „Metrop. Board" (§ 152 des Ges.) und zu wesentlichen 
Aenderungsbeschltissen hinsichtlich seiner inneren Orga- 
nisation, — auf Entscheidung bei Conflicten des neuen 
Gesetzes mit bestehenden älteren Localgesetzen, und auf 
die zukünftige Weiterausdehnung des neuen Gesetzes 
ttber benachbarte Kirchspiele, welche bei Zunahme des 
Stadtumfanges in den Bereich der hauptstädtischen Insti- 
tutionen hineingezogen werden sollen. Mit Ausnahme die- 
ser Fragen bildet das „Metropolitan Board" eine administra- 
tive Oberbehörde von solcher Unabhängigkeit und so aus- 
gedehnter Competenz zu selbständigen Eingriffen der ver- 
schiedensten Art in Privat- und Kirchspiels-Interessen, 
dass es wohl begreiflich ist, wie man die Versöhnung einer 
so neuen bureaukratischen Institution mit den communalen 
Kirchspiels-Traditionen der Hauptstadt erleichtern zu müs- 
sen glaubte durch das neue Experiment eines von unten 
aufgebauten indirecten Wahlmodus für die Zusammen- 
setzung dieser neuen Centralbehörde sowohl wie der ihr 
untergeordneten Üistrict-Behördcn. Da die vorhandene 
traditionelle Eintheilung der Communalwesen eine viel zu 
ungleichmässige und ihre Vertretungs-Organisation eine 
gar zu verschiedenartige war, um als Basis zu dem neuen 
einheitlichen Verbände benutzt zu werden, zu welchem 
jetzt zum erstenmale sämmtliche hauptstädtische Bezirke 
zum Zwecke der Gesundheits- und Bau-Policei zusammen- 
gegossen werden sollten, so begann man mit der Bildung 
von 38 Districten, von welchen 23 frühere grössere Einzel- 
gemeinden waren, während die 15 übrigen aus 56 kleine- 
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ren Kirchspielen zusammengeschmolzen wurden. In jenen 
23 als solchen für selbständig erklärten Gemeinden wird 
je ein Gemeinderath — ^vestry** — aus 18 bis 120 
Mitgliedern je nach der Zahl der steuerzahlenden „house- 
holder's" gebildet (§ 3 u. folgg.), welcher als Localbe- 
hörde für Bau- und Gesundheits-Angelegen- 
heiten füngirt; — in den 56 kleineren Gemeinden findet 
die gleiche Wahl Statt, — aber hier treten die so ge- 
wählten ;,Vestry-men" erst in jedem der 15 neugebildeten 
Gesammtdistricte zusammen und wählen ein „District- 
Board** von 27 bis 58 Mitgliedern je nach der Zahl der 
Steuerpflichtigen in dem Gesammtdistricte (§ 31 u. folgg.). 
Dieses „District Board" fungirt dann als Localbehörde für 
den betrefl^enden Gesammtdistrict und wird durch das Ge- 
setz für eine Corporation erklärt unter dem Namen 
^the Board of Works for the — District** ; ebenso jeder 
selbständige Gemeinderath der zuerst erwähnten Kategorie 
grösserer Kirchspiele unter dem Namen „the Vestry of 
the Parish — of the County — ". Beiden ist das Recht 
perpetuirlicher Succession, der Ftihrung eines Gemeinde- 
Siegels und des Erwerbes von Grundbesitz zuerkannt 
(§ 42). Aus diesen Gemeinde- resp. Gesammt-District- 
Räthen geht nun endlich durch Wahl die aus 46 Mitglie- 
dern bestehende Centralbehörde — das „Metropolitan 
Board of Works** — hervor, indem jedes District Board und 
jeder selbständige Gemeinderath in der Regel ein Mitglied 
dazu wählen, nur die sechs grössten Kirchspiele zwei und 
die City drei. 

Die sanitarische Wirksamkeit des Gesetzes gestaltet 
sich in der Weise, dass 

1) Eigenthum und Verwaltung aller öffentlichen Ab- 
zugskanäle (Sewers) von den bis dahin bestandenen 
^Commissioners of Sewers** auf die Gemeinde- resp. District- 
Räthe tibergeht, welche autorisirt werden, jederzeit nach 
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ihrem Gutbefinden neue anzulegen und die Kosten solcher 
Anlagen je nach den Umständen auf die unmittelbaren 
Adjacenten, oder auf das Kirclispiel resp. den Gesammt- 
District zu vertheilen (§ 67 u. folgg.). 

2) Alle Hauseigenthllmcr werden verpflichtet, ihre 
Rinnen in den gemeinsamen Abzugskanal (Common Se- 
wer) zu leiten, und kein Haus darf erbaut werden ohne 
die Anlage solcher Abzugsrinnen, welche nach Anweisung 
der Localbehörde construirt sind, und ohne gut einge- 
richtete Water-Closet's. Zur Anlage der Letzteren 
können auch die Eigenthümer schon vorhandener Hänser 
genöthigt resp. die Anlage auf deren Kosten ausgefUhrt 
werden (§ 73 u. folgg.). Alle neuen öchlinggruben- 
Anlagen_werden untersagt und die bereits vorhandenen 
müssen auf Geheiss der Localbehörde unt9rdrl1ckt werden. 
Letztere hat überhaupt eine genaue Controle der Abzugs- 
röhren und Rinnen, Aborte, Kehricht- und 
Aschengruben, Düngerbehälter, sowie die Bestra- 
fung jeder Vernachlässigung der darauf bezüglichen Vor- 
schriften zu veranlassen, endlich die Anlage öffent- 
licher Commoditäten, die Entschädigung der Adja- 
centen und die Aufbringung der Unterhaltungskosten 
durchzuführen. 

3) Die Strassen-Pflasterung wird der Fürsorge 
der neuen Localbehörde überantwortet, auf welche dieBe- 
fugniss und Eigenthumsrcchte der bisherigen „öurveyors 
of Highway's" übergehen. Sie hat für Neupflasterung 
von Strassen zu sorgen und die Eigenthümer von Höfen 
und Sackgassen zur Pflasterung, Trockenlegung und 
Instandhaltung anzuhalten, eventuell durch Geldstrafen zu 
nöthigen. Ihre Genehmigung muss zu jedem Gewölbebau 
unter den Strassen nachgesucht werden (§ 90 u. folgg.). 

4) DieStrassen-Reinigung und Besprengung, 
die Beleuchtung, Aufsicht über Beschaffenheit des 
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Leuchtmaterials, Controle der Gasleitungen (§116 
u. tblgg.). 

5) Die Anlage von Schlachthäusern unterliegt 
gleichfalls der Begutachtung und Genehmigung der Local- 
behörde. 

6) Alle in den „Nuis. Remov. Acts" enthaltenen Er- 
mächtigungen zur Untersuchung und Beseitigung 
gesundheitsschädlicher Ue beistände irgend 
welcher Art und zur Bestrafung bezüglicher Contraven- 
tionen gehen auf die hauptstädtischen Localbehörden über. 

Bemerkenswerth ist die stillschweigende Ausschlies- 
sung der Wasserversorgungsfrage aus der Competenz 
der neuen örtlichen sowohl wie der centralen Behörde. Die 
grossartigen Wasserwerke Londons unterstanden seit dem 
Gesetze von 1852 ^) ausschliesslich dem „Board of Trade" 
(Handelsministerium), welches auch vermöge verschiedener 
auf die Ueberwachung chemischer Fabriken und auf die 
Schiffs- und Hafen-Sanitätspolicei bezüglichen von ihm zu 
handhabenden Verordnungen bei der öflFentlichen Gesund- 
heitspflege gleichsam als Centralbehörde concurrirte. 

Die Beamten, welche von den hauptstädtischen Lo- 
calbehörden behufs Einzel-Ausführung ihrer Zwecke ange- 
stellt und besoldet wurden, sind zunächst ebenso wie unter 
der „Public Health Act" ein Secretär (Clerk), Kassirer 
(Treasurer), Inspector und Aufseher (Surveyor). Während 
aber dort die Anstellung eines ärztlichen Sanitäts- 
beamten — besoldeten Physikus — nur facultativ an- 
heimgestellt und thatsächlich nur in der Minderzahl der 
Districte ftlr nöthig befunden worden war, so finden wir 
hier zuerst den „Medical Officer of Health" als 
integrirendes nothwendiges Mitglied des Beamtenpersonals 
in jedem Gemeinde- resp. Gesammt-Districte. Seine Ob- 
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liegenheit besteht darin, den sanitarischen Zustand seines 
Districtes fortlaufend zu beobachten und periodisch dar- 
über zu berichten, die Existenz vorherrschender Krank- 
heitsformen zu constatiren, das Bestehen irgend welcher 
gesundheitsschädlicher Einflüsse zu ermitteln und anzu- 
zeigen und seinen Rath in allen sanitarischen Fragen ir- 
gend welcher Art zu ertheilen. Er soll beständig sowohl 
die Civilstands-ßegister wie die Listen der Hospitäler, 
Dispensiranstalten, Arbeitshäuser und aller anderer öffent- 
lichen Institute, welche irgend welche „sanitarische Infor- 
mation" gewähren können, in Durchsicht nehmen. Aus- 
drücklich wird er unter den Beamten als derjenige be- 
zeichnet, welcher das Gesetz in Bewegung setzt. 

Angestellt werden sämmtliche District-Beamte unab- 
hängig durch die Localbehörde, sämmtliche Beamte der 
Central- Verwaltung durch das „Metropolitan Board". Jene 
sowohl wie dieses entwerfen ihre Geschäftsordnung und 
ihre Statuten über Anstellung, Entlassung, Functionen, Be- 
soldung und Controliruug ihrer Beamten und Diener selb- 
ständig. Alle Kosten der AuslÜhrung des Gesetzes werden 
durch eine Steuer aufgebracht, welche von der Gemeinde- 
resp. District-Behörde nach dem Modus der Armensteuer 
vertheilt und von den Armenaufsehern eingesammelt wird. 

Die Durchführung dieser hauptstädtischen Bau- und 
Gesundheits-Policeiverfassung führte zu dem gewünschten 
doppelten Ziele, einestheils der isolirten und alle Mass- 
regeln kleinlich zersplitternden Kirchspiel- Wirthschaft ein 
Ende zu machen und anderntheils die Bereitwilligkeit zur 
Aufbringung der bedeutenden Mittel zu fördern, welche 
durch die nothwendig gewordenen grossartigen Neuanlagen 
des Abzugkanal-Systems erheischt wurden. Als Captatio 
benevolentiae erwies sich die dargebotene volksthümliche 
— in ihrer dreifachen Destillationsstufe gewiss neue — 
Wahlbildung der leitenden Behörden für den nächsten 
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Zweck recht dankbar, wie schon das prompte Zustande- 
kommen aller beabsichtigten grossen Anlagen beweist. Es 
fehlt aber anderseits doch in den Erfahrungen der nächst- 
iolgenden 15 Jahre nicht an Hinweisen auf bedenkliche 
Seiten namentlich der aus Wahl-Destillation hervorgegan- 
genen Centralbchörde, welche sich weniger in den Ruf 
grosser sachlicher Einsicht und Energie als bureaukrati- 
scher Willktihrlichkeit zu bringen vermochte. Die tech- 
nische Wirksamkeit fällt lediglich den besoldeten Beamten 
ohne gesicherte Controle derselben anheim, und die wich- 
tigste Function der gewählten Corporation, die Anstellung 
der Beamten, scheint nicht in der zweckmässigen und vor- 
sichtigen Weise geschehen zu sein, wie es wohl bei Er- 
nennung derselben durch die Regierung zu erwarten ge- 
wesen wäre. 

Während auf diese Weise in der Metropole einer 
gewählten Central behörde die heikle Aufgabe ertheilt 
wurde, die bisherige Selbständigkeit der Gemeinden in 
einer Verwaltungsform zu absovbiren, welche Gneist tref- 
fend mit derjenigen einer grossen Actiengesellschaft ver- 
gleicht, — begann das von der Staatsregierung ernannte 
Centralamt für die Reichs-Gesundhcitspflege, das „General 
Board of Health", der Unpopularjtät zu erliegen, welche 
sein Kampf mit den Traditionen des englischen Communal- 
und Privatrechtes ihm nothwendig aufladen musste. Die 
natürliche Schwierigkeit ihrer Stellung vermehrte diese 
Behörde noch dadurch, dass sie in ihrem gelegentlichen 
Vorgehen gegen Privat- und Gesellschafts-Rechte nicht mit 
derjenigen vorsichtigen Schonung zu Werke ging, welche 
beim Uebergange zu neuen Verwaltungs-Principien gegen- 
über einem an Selbstregierung gewöhnten Volke geboten 
erscheinen musste. Die Opposition gegen das Generalamt 
wusste denn auch schon bei seinem ersten Erneuerungs- 
Zeitpuncte 1854 sich in der Beschränkung der Amtsver- 
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längerung auf 1 Jahr Ausdruck zu verschaffen, — und 
fanden die darauf folgenden Verlängerungen immer nur auf 
dieselbe kurze Dauer Statt, bis durch das Gesetz vom 
2. Aug. 1858 („The Public Health Act Amendement" 21 & 
22 Vict. c. 97) die immer missliebiger gewordene Behörde 
gänzlich aufgehoben ^ und ihre laufenden Geschäfte dem 
„Privy Council" überwiesen wurde, während ein anderer 
Theil ihrer Befugnisse durch das sogleich zu besprechende 
neue „Orts-Verwaltungs-Gesetz lür Bau- und Gesundheits- 
angelegenheiten ** dem Staatssecretär zufiel. Einen System- 
wechsel bedeutete diese Massregel keineswegs, sondern 
nur ein der gereizten öffentlichen Meinung gebrachtes for- 
melles Opfer, da der ganze Beamten-Stab des erloschenen 
Amtes in das neu geschaffene „Medical Departement of 
the Privy Council" ttberging, auch die administrative 
Competenz der Centralinstanz nur insofern verringert wurde, 
als die Befugniss zu weiteren zwangsweisen Einführungen 
des Gesundheits-Gesetzes und das Bestätigungsrecht bei 
Anstellung und Entlassung der Orts-Beamten für die Folge 
wegfiel. 



^) Tom Taylor, einer der thätigsten Beamten im »General 
Board«, gibt an, dass theils innere Zwistigkeiten zwischen dem »ex 
officio« Präsidenten und den wirksamen Mitgliedern des » Board €, 
theils die übereifrige Ünternehmungs-Geschäftigkeit der als Inspec- 
toren angestellten Ingenieure, welche an den von ihnen inspicirten 
Orten bedeutende constructive Anlagen unternahmen, die Behörde 
bei der öflFentlichen Meinung discreditirt und zu ihrer Aufhebung 
geführt haben. Die octroyirteu kostspieligen Anlagen erbitterten be- 
sonders solche Gemeinden, bei welchen das Ges.-Gesetz von 1848 
gegen den Willen der Orts-Repräsentanten auf Grund der zu hohen 
Mortalität der Bewohner vom »Gen. Board« eingeführt worden war 
(II. Report of the Roy. San. Commiss. 1871, p. 192). 



Vierter Abschnitt. 

Die Local Goyernment Act 1858 und die darauf 
folgenden Gesundheits - Gesetze bis zur Reform- 

Gesetzgebnng von 1871—72. 



Wie wenig man ungeachtet der begegneten Wider- 
stände an einen Rückzug auf den Standpunkt des „Self- 
government** dachte, beweist die entgegengesetzte Richtung 
einer noch viel weiter gehenden Centralisirung einschnei- 
dender Befugnisse in der Miuisterialbehörde, von welcher 
die „Local Government Act" vom 2. Aug. 1858*) 
beseelt ist. Dieselbe hat offenbar zum Zwecke die allge- 
meinere und leichtere Einführung der öffent- 
lichen Gesundheits-Acte von 1848 in städtischen 
und ländlichen Gemeinden, sowie eine Erweiterung 
der Befugnisse sanitarischer Behörden nach 
verschiedenen Richtungen ihrer Wirksamkeit hin. Das Ge- 
setz tritt ipso jure überall da in Kraft, wo die „Public 
Health Act** eingeführt ist, als deren Fortsetzung und Er- 
gänzung es zu betrachten ist. Neu eingefllhrt werden kann 
es in Städten und Ortschaften mit regelmässiger Commu- 
nalvertretung durch einfachen Beschluss der letzteren mit 
Vs der gegenwärtigen Stimmen, — in Ortschaften ohne 
Communal Vertretung durch Beschluss der Steuerzahler und 
Eigenthümer nach klassificirtem Stimmrechte (§ 12 u. folgg.). 
Einer Genehmigung des Staatsministeriums, wie sie iWv 
die Einführung der „Public Health Act** erforderlich war, 
bedarf es nicht mehr. Auch eine partielle Einführung 



») 21 & 22 Vict. c. 98. 
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ist zulässig in solchen Städten, welche bereits eine mit 
den Hefugnissen eines „Local Board" ausgestattete Local- 
behörde vermöge eines besondern Local-Gesetzes für sani- 
tarische Angelegenheiten besitzen (§ 15). Bei der Einfüh- 
rung des Gesetzes ist dagegen dem Staatssecretäre (Mini- 
ster des Innern) eine sehr weitgehende organisirende 
Gewalt eingeräumt. Er kann Ortschaften, die bis dahin 
einer bestimmten Begrenzung entbehrten, auf Antrag von 
nur Vio der Steuerzahler nach commissarischer Unter- 
suchung durch eine Order abgrenzen und dadurch in den 
Stand setzen, dies Gesetz anzunehmen (§ 16). Er kann 
aus einem grösseren Gemeindebezirke einen kleineren aus- 
sondern, einen „district'' in mehrere „boards" eintheilen, 
umgekehrt benachbarte Districte zu einem „board* ver- 
einigen, und entscheidet überhaupt über Einverleibung 
oder Ausscheidung in resp. aus einem Gemeinde verbände, 
sobald eine Petition der Gemeinde-Vertretung oder der 
Majorität der Steuerzahler in einem Gemeinde- Abschnitte 
darauf angetragen hat (§ 27 u. folgg.). Er kann sogar 
vorhandene Local-Gesetze auf Grund von Gemeinderaths- 
Beschltissen durch eine „provisional order** abschaffen, 
vorbehaltlich späterer Genehmigung durch das Parlament 
(§ 77). Der Minister bildet zugleich die höchste admi- 
nistrative und Beschwerde-Instanz; — an ihn 
müssen z. B. Klagen wegen zwangsweiser Durchführung 
von Anlagen auf Privat-Grundstticken und wegen Belastung 
der letzteren mit den Kosten dafür gerichtet werden, und 
über seiner Entscheidung gibt es keine Appell-Instanz 
mehr (§ 65). Er kann seine Bcfugniss zu eingehendster 
Untersuchung von Gebäuden etc. beliebig delegiren (§ 80). 
Dem „Local Board** wird die Befugniss ertheilt, über 
die Kanal - Effluvien in jeder Weise zu verfügen, 
welche ein Schädlichwerden derselben für die öflfentliche 
Gesundheit zu verhüten geeignet ist, — durch Verkauf, 
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Contracte, Pachtung oder Ankauf von Land zur Ueber- 
rieselung, durch Anlage von Gebäuden, Maschinen, Desinfec- 
tions-Apparaten u. s. w., auch wenn solche Anlagen über die 
Grenzen des Bezirkes sich hinaus erstrecken (§ 30). 

Bei allen Neubauten hat das „Local Board** zu be- 
stimmen, wie viel Raum um jedes Gebäude herum frei zu 
lassen sei, um eine freie Circr Nation der äussern 
Luft und leichte Ventilation der Gebäude- 
Räume zu ermöglichen (§ 34). Sowohl die Trocken- 
legung der Gebäude und Höfe durch Drainage wie die 
Anlage von Wasserversch Hissen bei Abtritten soll 
durch die Localbehörde allgemein zwangsweise durchge- 
führt werden, und ist dieselbe ermächtigt, solche Gebäude 
oder Gebäudetheile, welche ihr ungeeignet zum Ge- 
brauche als menschliche Wohnungen erscheinen, 
zu schliessen und ihre Wiederbenutzung zu verbieten (§ 34). 

Bei neuen Gebäude- Anlagen sowie beim Wiederauf- 
bau niedergelegter Häuser hat das „Loc. Board" die Befug- 
niss, eine bestimmte Baulinie vorzuschreiben, um der 
Strasse die sanitarisch wUn schenswerthe Breite 
zu erhalten, wobei der durch diese Beschränkung dem 
Eigenthttmer erwachsende Schaden abgeschätzt und nach 
den Grundsätzen des Expropriirungs-Verfahrens vergütet 
wird (§35). Auch die selbstthätige Anhige neuer Stras- 
sen resp. Strassen-Durchbrüehe ist derselben Be- 
hörde gestattet (§ 36). 

Aufgenommen werden in das Gesetz alle Bestimmun- 
gen der „Town's Improvement Clauses Act" von 1847*) hin- 
sichtlich der Beseitigung lästigen Rauches, be- 
treffs der Sicherungsmassregeln bei Bau und 
Reparatur von Abzugkanälen, Strassen und Ge- 
bäuden, über Wasserversorgung, Anlage von Schlacht- 
häusern u. 8. w. (§ 45). 

») Vergl. S. 16 u. folg. 
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Wo die Gemeinde das Gesetz über die Anlage öf- 
fentlicher Bade- und Wasch- Anstalten (vergl. 
S. 14) angenommen hat, da fungirt das „Loc. Board" als 
Aufsichtsbehörde darüber und darf für freie Wasserbe- 
schaflfung zu Gunsten jener Anstalten Sorge tragen (§ 47). 
Ebenso soll das „Loc. Board" zugleich als ^Burial Board" gel- 
ten und das Begräbniss wesen verantwortlich leiten (§ 49). 

Wo eine gute Wasserversorgung fehlt, hat die 
Localbehörde eine solche neu anzulegen; wo eine solche 
bereits vorhanden, darf sie dieselbe ankaufen. Die Haus- 
besitzer können zur Entnahme des normalen 
Wasserbedarfs gezwungen werden, insofern letz- 
.terer ihnen zu der gesetzlichen niedern Taxe geliefert 
werden kann (§ 51 u. folgg.). 

Die Strassen-Reinigung und Besprengung, die 
Abfuhr des Hausunrathes und des Abort-Inhaltes 
sowie der Asch- und Dtinggruben kann von der Behörde 
selbst unternommen oder die Bewohner der Grundstücke 
dazu gezwungen werden, sowie zur Abfuhr des Schnee's, 
Kehrichts, Schuttes etc. Sie kann Abtritte, Dünggruben, 
Stallungen und alle ihr gesundheitsschädlich erscheinenden 
Anlagen unterdrücken (§ 32 u. folgg.). Einen bedeutsamen 
Fortschritt bringt das Gesetz durch Gewährung eines sehr 
erleichterten ExpropriationsRechtes an die örtliche 
Gesundheitsbehörde. Letztere hat zum Behufe einer zwangs- 
weisen Enteignung von Grundstücken zu sanitarischen 
Zwecken eine motivirte Petition an den Staatssecretär zu 
richten, nachdem vorher der oder die Eigenthümer in ge- 
nau vorgeschriebener Form von der Einleitung des Ver- 
fahrens benachrichtigt worden sind. Der Staatssecretär hat 
alsdann eine Untersuchung über die wirkliche Begründet- 
heit des Antrages anzustellen und erlässt nach deren 
befriedigendem Ergebnisse einen provisorischen Entscheid 
(„provisional order"), welcher erst rechtskräftig wird durch 
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die in möglichst kurzer Frist einzuholende Zustimmung 
des Parlamentes (§ 75). 

Auch die Geldbeschaffung zu ausserordentlichen 
Bedürfnissen bei Bauten oder anderen Neuanlagen wird 
wesentlich erleichtert durch die dem „Local Board" ertheilte 
Befugniss, unter Genehmigung des StaatssecretRrs An- 
leihen aufzunehmen bis zur Höhe desjenigen Betrages, 
welcher dem einmaligen Jahres-Ertrage der sämmtlichen 
Liegenschaften innerhalb des Districtes entspricht, fllr des- 
sen Interesse die Anleihe verwandt werden soll. Reicht 
dieser Betrag ftlr die nothwendig befundene Anlage nicht 
aus, so soll ein besonderes Petitions-Verfahren auf die 
Erlaubniss zur Anleihung einer zweijährigen Ertrags- 
Summe beim Staatssecretär eingeleitet werden, dessen Ent- 
scheidung in diesem Falle der Parlaments-Bestätigung un- 
terbreitet werden muss (§ 57). 

Unter dem Titel „Saving Clauses'* enthalten endlich 
die §§ 68 — 74 eine Reihe von Rechts-Vorbehalten 
zu Gunsten vorhandener Deich- und Kanal-Anlagen, Müh- 
len-Gerechtsamen, Wasserwerken etc., deren Beeinträch- 
tigung durch Anlagen des „Local Board" der Beurtheilung 
eines Schiedsgerichtes unterworfen werden soll. Im 
Falle Letzteres die wirkliche Beeinträchtigung constatirt, 
darf das „Local Board" seine Anlage nur nach vorheriger 
Zahlung der vom Schiedsgerichte festzusetzenden Entschä- 
digungssumme weiter führen; — ist aber die Beeinträch- 
tigung nach Befinden des Schiedsgerichtes der Art, dass sie 
keiner Ausgleichung durch Geld fähig ist, so darf die Anlage 
des „Local Board" überhaupt nicht ausgeführt werden, es sei 
denn unter Zuhülfenahme des Expropriations-Rechtes. — 

In den Jahren 1861 und 63 erschienen noch zwei 
„Local Governm. Act Amendment Acts"0« Die 



») 24 & 25 Vict. c. 61 und 26 & 27 Vict. c. 17. 
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erste derselben erleichtert die Bedingungen einer partiel- 
len Einführung des Gesetzes, regelt das Verfahren bei 
Opposition Privater gegen Unternehmungen des „Local 
Board" genauer und triift Bestimmungen itir ä^e Controle 
ttber die Finanzverwaltung der „Local Boards*. Die zweite 
Zusatzacte von 1863 verbietet die Einführung des Ge- 
setzes in Ortschaften von weniger als 3000 Einwohnern 
ohne besondere Genehmigung des Staatssecretärs und er- 
klärt die etwa geschehene Einitihrung an solchen Orten 
Itir ungültig, wenn innerhalb 3 Monaten nach derselben 
nicht alle Ernennungen derjenigen Beamten vorgenommen 
sind, deren Anstellung durch die „Local Government Act* 
verlangt wird. 

Die administrative Entwickelung der öifentlichen Ge- 
sundheitspflege erreicht in der „Local Government Act" den 
Höhepunkt der Gewaltenverleihung an die neu- 
geschaffenen Sanitätsbeh(*)rden, so dass die Wirksamkeit 
der letzteren — da wo sie überhaupt durch Einführung 
des Gesetzes in's Leben gerufen wurde — jedenfalls nicht 
durch Mangel an äusserer Competenz und Autorität sich 
gehemmt sehen könnte. Immer aber blieb auch dieser 
neue Ausbau der „Public Health Act*, welcher als ein 
grosser Fortschritt begrüsst wurde, mit einem fllr Nicht- 
kenner des englischen Staatslebens sehr befremdlichen 
Systemfehler behaftet, welcher erst 14 Jahre später 
tiberwunden werden sollte, — mit der nur optioneilen 
Tragweite seiner gesetzlichen Gültigkeit, — 
indem es immer noch dem Belieben jeder Gemeinde tiber- 
lassen blieb, ob sie das Gesundheits-Gesetz bei sich ein- 
führen wollte oder nicht. In letzterem Falle waren — in- 
sofern nicht besondere Local-Gesetze ftir öffentliche Ge- 
sundheitspflege bestanden — nur die „Nuis. Remov. & Di- 
seas. Prevent. Acts" von obligatorischer, keiner optioneilen 
Einfllhrung bedtirfenden Gtiltigkeit, — und da deren we- 
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sentliche BestimniUDgen zugleich für integrirende Bestand- 
theile der „Loe. Governm. Act*" erklärt worden, so hatte 
man in weitereu Zusatzacten zu Jenen den einfachsten 
Weg fernerer allgemeingültiger Anordnungen sani- 
tarischen Inhaltes. Die erste solche „Nuis. ßemo v. Amen- 
dement Act" von 1860*) enthält nur organis«atorische 
Zusatz-Bestimmungen für die Ausführung der sanitarischen 
(Jesetzeszwecke in ländlichen Gemeinden; — die zweite 
aber von 1863^) Itillt eine wesentliche materielle Lttcke 
aas, indem sie dem ärztlichen Gesundheitsbeamten sowohl 
wie dem Policei-Inspector die Befugniss ertheilt, nicht 
Mos — wie bis dahin — ungesundes Fleisch zu confis- 
ciren, sondern zu jeder Zeit alle zum Verkaufe 
ausgebotenen Nahrungsmittel irgend welcher Art, 
Geflügel, Fische, Obst, Gemüse, Korn, Mehl oder Brod 
u. s. w. genau zu untersuchen, und was davon ihm 
ungesund oder „ungeeignet zur menschlichen Nahrung" 
erscheint, sofort in Beschlag zu nehmen und wegbringen 
zu lassen, um es dem Gerichte zu überantworten. Wenn 
dann Letzteres die gesundheitsschädliche, verdorbene oder 
zur menschlichen Nahrung ungeeignete Beschaffenheit des 
confiscirten Gegenstandes bestätigt findet, so soll dieser 
zerstört werden und der Feilbieter oder Besitzer desselben 
verfällt je nach Befinden des Richters entweder einer Geld- 
busse bis zu 20 L. St. oder einer nicht in Geldstrafe um- 
wandelbaren Gef anguissstrafe bis zu 3 Monaten. Wer dem 
ärztlichen oder policeilichen Gesundheitsbeamten bei Aus- 
führung dieser amtlichen Untersuchung oder Beschlag- 
nahme verdorbener Nahrungsmittel sich widersetzt oder 
überhaupt derselben Hindernisse in den Weg legt, verfällt 
einer Geldbusse bis zu 5 L. St. — Dies Gesetz bildet 

») 23 & 24 Victor, c. 74. 
«) 2G & 27 Victor, c. 117. 



50 Gesetz über Bäckereien 1868. 

einen integrirenden Zusatz zu der „Nuis. Bemov. Act** von 
1855 und ist daher auch tUr ganz England und Wales 
gültig. Gegen die Verfälschung der Nahrungsmit- 
tel und Getränke bestand zwar schon seit 1860 ein 
Gesetz *}, welches Strafen auf diese Vergehen legte und 
die Anstellung eines Analytikers in jedem Gerichtsbezirke 
anordnete, bei welchem jeder Käufer von Nahrungsmitteln 
gegen ein kleines Honorar irgend welchen ihm verdäch- 
tigen Artikel untersuchen lassen konnte. Aber dieses Ge- 
setz enthielt keinerlei Ermächtigung der Ortsbehörden zu 
policeilicher Initiative und entbehrte daher der nöthigen 
practischen Wirksamkeit, welche von jetzt an mehr ge- 
sichert erschien. 

Neben dem Fortschritt der allgemeinen Gesetzgebung 
geht auch in den 60er Jahren noch eine Reihe von Spe- 
cial-Gesetzen über sanitarische Materien einher und be- 
kundet die Fortdauer eines unsichern, nur durch unmittel- 
bare sachliche Bedürfnisse schrittweise vorwärtsgeschobe- 
nen Ganges der Legislation. 

Die „Bakehouse Regulation Act** 1863*) 
verbietet die Beschäftigung von Personen unter 18 Jahren 
in Bäckereien während der Stunden von 9 Uhr Abends 
bis 5 Uhr Morgens. Sie verordnet, dass Wände und Decken 
von Zimmern, Gängen und Treppen jedes Bäckerei-Hauses 
in Orten über 5000 Einwohner entweder mit Kalk ge- 
tüncht oder mit dreifachem Oelanstriche versehen werden; 
— dass der Kalkanstrich wenigstens alle 6 Monate, der Oel- 
anstrich alle 7 Jahre erneuert und letzterer wenigstens 
alle 6 Monate einmal mit heissem Seifenwasser abgelaugt 
werde. Für genügende Ventilation und fllr Freihaltung 
von allen Effluvien irgend w'elcher Art muss der Inhaber 



*) Tho Adulteration of Food Act, 23 & 24 Vict. c. 84. 
2) 26 & 27 Vict. c. 40. 
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jedes Backhauses bei Geldbnsse im Viernachlässigungsfalle 
Sorge tragen, und Bäume in gleichem Niveau und unter 
demselben Dache mit dem Backhause dürfen nur unter 
bestimmten baulichen Bedingungen als Schlafzimmer be- 
nutzt werden. Mit Ausführung dieses Gesetzes wird die 
Ortsbehörde — speciell der ärztliche und der policeiliche 
Gesundheitsbeamte betraut und denselben zu diesem Zwecke 
die Befugniss ertheilt, zu jeder Zeit während des Backens 
in die Bäckerei-Räume einzutreten und sich von der Be- 
folgung oder Nichtbefolgung der gesetzlichen Vorschriften 
zu überzeugen. 

Ein in demselben Jahre erlassenes Gesetz über die 
Beaufsichtigung chemischer Fabriken, „The Al- 
kali Works Regulation Act" 1^3 bildet wieder ein 
merkwürdiges Beispiel gesetzgeberischer Zusammenhang- 
losigkeit. In Folge von Unglücksfällen, welche der massen- 
haften Ausströmung salzsaurer Dämpfe in solchen Fabri- 
ken zugeschrieben wurden, legt dieses Gesetz dem Han- 
delsminister die Verpflichtung auf, einen Inspector 
sämmtlicher „Alkali- Works •* zu ernennen, welcher die Letz- 
teren regelmässig entweder selbst oder durch Unterinspec- 
toren untersuche und sich überzeuge, dass die entwickelte 
Salzsäure durch vorgeschriebene Condensations-Apparate 
mindestens zu 95 ^/o ihrer Menge gebunden und unschäd- 
lich gemacht werde. Der Ortsbehörde fehlt jede gesetz- 
liche Berechtigung, die Ausführung dieser Bestimmungen 
durch eigene Untersuchung zu controliren. — 

Von grosser Wichtigkeit sind die sanitarischen 
Fabrikgesetze, ^Factory Acts", deren bereits mit 
dem Anfange dieses Jahrhunderts beginnende grosse Reihe 
beweist, wie frühe die mit dem gewaltigen Aufschwünge 
der Industrie verbundenen Schattenseiten die Aufmerksam- 

») 26 & 27 Vict. c 124. 
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keit der herrschenden Klassen auf sich zogen. Zuerst war 
es Sir Rob. Peel, welcher durch seine „Moral and Health 
Act** (42 Geo. III. c. 73) die Arbeitszeit überhaupt und 
besonders diejenige der Kinder regelte. Durch spätere oft 
wechselnde Gesetze wurde die Altersgrenze für ge- 
werbsmässige Beschäftigung der Kinder auf 
9 Jahre (I), die Arbeitszeit für Kinder unter 13 
Jahren auf 6V2 Stunden, für junge Leute unter 18 
Jahren auf 10 Stunden festgesetzt und eine Abkürzung 
der Sonnabends-Arbeit vorgeschrieben. Bergwerks- 
und überhaupt unterirdische Arbeiten von Frauen 
und von Kindern unter 10 Jahren wurden untersagt. Für 
die Spitzen-Fabrikation erschien 18G1 ein besonde- 
res Gesetz, welchef^die Arbeitszeit der Frauen auf 12 und 
diejenige junger Leute unter 18 Jahren auf 9 Stunden pro 
Tag beschränkte. — Mit der Controle über die Ausführung 
dieser Bestimmungen wurden die zur allgemeinen Ueber- 
wachung der Fabriken angestellten — vom Handelsmini- 
ster ressortirenden — „Inspectors of Factories" 
betraut. — 

Das rasche Anwachsen vieler theilweise neuer Indu- 
strien machte bald die Nothwendigkeit einer umfassende- 
ren und genaueren Fabrik-Gesetzgebung fühlbar und führte 
zum Erlasse der beiden „Factory Acts Extension 
Acts** von 1864») und 1807 2). 

Das erstere Gesetz von 1864 bezieht sich auf Ma- 
nufacturen irdener Waaren, von Zündhölzchen, 
Zündhütchen, Patronen, auf Papierfärbereien 
und Barchent -Fabriken. Alle Arbeitsräume ftlr diese 
Fabrikationszweige sollen streng reinlich gehalten und gut 
ventilirt werden; der Fabrikant ist zu diesem Zwecke 
gehalten, eine Hausordnung („special rules*) unter Geneh- 

') 27 & 28 Vict. c. 48. 
2) 30 & 31 Vict. c. 103. 
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migUDg des Ministeriums drucken zu lassen, in der Fabrik 
aufzuhängen und jedem Arbeiter in einem Exemplar ein- 
zuhändigen. In dieser Hausordnung soll Alles genau vor- 
geschrieben sein, was jeder Arbeiter zur Sicherung der 
Reinhaltung und Lutterneuerung zu beobachten hat, und 
auf jede Vernachlässigung dieser Vorschriften soll eine 
Geldbusse bis zu 1 L. St. gesetzt werden. In den Fabri- 
ken genannter Art dürfen — nach einer sechsmonatlichen 
Uebergangsfrist vom Erlasse des Gesetzes an — keine 
Kinder unter 1 2 Jahren beschäftigt werden. — In denjenigen 
Räumen, welche zur Anfertigung von Zündhölzchen dienen, 
dürfen keine „unerwachsenen" Personen (d. h. solche un- 
ter 18 Jahren) oder Frauen ihre Mahlzeiten nehmen, aus- 
genommen in den Räumen, welche nur zum Holzschneiden 
verwandt werden. — Während der fllr die Mahlzeiten be- 
stimmten Stunden dürfen keine unerwachsene oder weib- 
liche Personen in den zur Fabrikation dienenden Räumen 
geduldet werden, und es muss itir die bezeichneten Per- 
sonen stets eine und dieselbe Mahlzeitsstunde innegehalten 
werden. — Für die pünktliche Befolgung aller dieser 
Vorschritten ist der Inhaber der Fabrik allein und persön- 
lich verantwortlieh. — 

Das Fabrikgesetz von 1867 enthält Verordnungen be- 
treffend die Arbeiter an Hochöfen, Kupfer- und 
Eisenhütten, Metallschmelzereien, Maschinen- 
Werkstätten, Gummi- und Caoutchouc-Fabri- 
ken, Papiermühlen, Glashütten, Tabak-Fabri- 
ken, Buchdruckereien und Buchbinder-Werk- 
stätten, endlich für alle solche gewerblichen Etablisse- 
ments überhaupt, „in welchen 50 oder mehr Personen unter 
demselben Dache oder in aneinanderstossenden Gebäulich- 
keiten mit irgend einer Handarbeit gemeinsam beschäf- 
tigt werden". Es gelten dafür folgende Bestimmungen: 

Ij Keine unerwachsene oder weibliche Person darf 
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an Sonntagen in oder bei einer Fabrik beschäftigt 
werden, — ausgenommen bei Hochöfen unter näher be- 
stimmten Restrictionen. 

2) Kein Knabe unter 12 Jahren und keine Frauen- 
zimmer dürfen in irgend einem solchen Theile einer Glas- 
fabrik beschäftigt werden, in welchem der Process des 
Glas-Schmelzens oder Blasens vor sich geht. 

3) Kein Kind unter 11 Jahren darf mit Schleif- 
Arbeit an Metall-Gegenständen beschäftigt wer- 
den (§ 7). 

4) In Glashütten dürfen weder unerwachsene noch 
weibliche Personen ihre Mahlzeiten in irgend einem sol- 
chen Baume einnehmen, in welchem die Materialien 
gemischt oder wo Glas geschliffen, geschnitten 
oder polirt wird (§ 8). 

5) In jeder Fabrik, in welcher durch Schleif- oder 
Polir-Arbeit am Rade oder durch irgend welche andere 
Proccsse Staub entwickelt und von den Arbeitern 
in einem gesundheitsschädlichen Maasse eingeathmet 
wird, und wo der inspicirende Gesundheitsbeamte findet, 
dass diese Einathmungen durch einen Fächer oder durch 
andere mechanische Hülfsmittel zum grossen Theile ver- 
hütet werden können, soll der Inhaber der Fabrik gehalten 
sein, solche Hülfsmittel — deren Construction von Zeit zu 
Zeit durch das Ministerium gutzuhcissen ist — anzuschaf- 
fen und in Anwendung zu bringen (§ 9). 

6) In der Regel sollenPersonen über 16Jah- 
ren nicht länger als 12 Stunden des Tages be- 
schäftigt werden. In Fällen aber, wo Herkommen und 
eigenthümliche Erfordernisse einer Fabrika- 
tion es erfordern, dass bei gewissen Anlässen die Tages- 
beschäftigung eine länger dauernde sei, sollen die Motive 
dazu einem der Staats-Minister vorgestellt werden und 
derselbe dann ermächtigt sein, wenn er sich von der Un- 
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gefähiiichkeit solcher Arbeits- Verlängerung ililr die Ge- 
sundheit der betreffenden Arbeiter überzeugt hat, eine Order 
zu erlassen, durch welche er in diesem bestimmten Falle 
eines besonderen Industriezweiges gestattet, männliche 
Personen über 16 Jahre in einer nicht 15 Stunden 
des Tages übersteigenden Dauer zu beschäftigen. 
Dabei wird indess die Bedingung gestellt, dass dieselben 

a) in keinen anderen Stunden als zwischen 6 Uhr 
Morgens und 9 Uhr Abends beschäftigt werden; 

b) dass mit der Verlängerung der Arbeitszeit um 3 
Stunden auch eine Vermehrung der herkömmlichen 
Mahlzeit-Pausen um eine solche von V2 Stunde 
nach 5 Uhr Abends beobachtet werde; 

c) die verlängerte Arbeitsdauer darf nicht länger als 
höchstens 12 Tage innerhalb 4 Wochen andauern 
und im Ganzen während eines Jahres nicht mehr 
als 72 Tage (§ 11). 

7) Personen unter 16 Jahren und Frauen 
sollen in der Regel nicht länger als 10 Stunden des 
Tages — und zwar in der Zeit zwischen 6 Uhr 
Morgens und 6 Uhr Abends, an Samstagen aber 
nicht länger als bis 2 Uhr Nachmittags — beschäftigt 
werden. Mit Rücksicht auf die besonderen Erforder- 
nisse einzelner Fabrikationszweige kann indess 
auch hier Einer der Staatsminister nach gehöriger Prü- 
fung der Verhältnisse in Einzelfällen gestatten, dass die 
Beschäftigungszeit itlr Kinder und Frauen in die Zeit zwi- 
schen 7 resp. 8 Uhr Morgens und 7 resp. 8 Uhr Abends 
falle. Ueber die Ertheilung solcher Erlaubniss ist von dem 
inspicirenden Beamten eine Bekanntmachung zu entwerfen, 
in welcher die festgesetzten Beschäftigungsstunden iHr 
Kinder und Frauen ausdrücklich bezeichnet sind, — und 
ist diese von dem Beamten sowohl wie von dem Fabrik- 
Inhaber zu unterzeichnende Bekanntmachung an einem 



56 buclidruckeroien und Huchinndcrcicn. 

in die Augen fallenden Orte in der Fabrik anzuschlagen 

(§ 12). - 

8) In Buchdruekereien dürfen männliche Arbei- 
ter von mehr als 16 Jahren 15 Stunden des Tages 
beschäftigt werden, jedoch nur in der Zeit von 6 Uhr 
früh bis 9 Uhr Abends. Durch besondere Erlaubniss eines 
der Staatsminister darf diese letztere Zeit aus Zweck- 
mässigkeits-Rlicksichten in einzelnen Fällen verlegt werden 
auf die Stunden von 7 Uhr frllh bis 10 Uhr Abends oder 
von 8 Uhr früh bis 11 Uhr Abends. Bei dieser ISstün- 
digen Arbeit muss aber immer eine Supplementar-Mahl- 
zeits-Pause von V2 Stunde nach 6 Uhr Abends bewilligt 
werden; — ausserdem darf die löstUndige Arbeitszeit 
nur andertägig abwechselnd stattfinden; — . und in jeder 
Woche, während deren diese andertügige lösttindige Ar- 
beitsdauer durchgeführt wird, muss dem Arbeiter entweder 
ein ganzer oder zwei halbe Feiertage bewilligt werden. — 
Männliche Arbeiter über 10 Jahre dürfen um die andere 
Woche nächtlich beschäftigt werden, in der Zeit von 
1 Uhr Morgens am Montage bis um 11 Uhr Abends am 
folgenden Samstag, — aber unter der Bedingung, dass sie 

a) nie länger auf einmal als 11 V2 Stunden beschäf- 
tigt werden, mit Mahlzeit-Pausen im Gesammtbe- 
trage von nicht weniger als IV2 Stunden; 

b) dass eine Zwischenzeit von 12 Stunden zwischen 
jeder Beschäftigungszeit liege; und 

c) die Gesammtzahl der Arbeitsstunden in einer Woche 
nie 60 übersteige (§ 18). - 

9) In Buchbindereien dürfen Arbeiter im Alter 
von mindestens 14 Jahren beider Geschlechter bis zu 14 
Stunden des Tages beschäftigt werden, doch nur innerhalb 
der Stunden von 6 Uhr früh bis 8 Uhr Abends, wenn 
nicht eine Verlegung dieser Stunden auf 7 resp. 8 Uhr 
Morgens bis 9 resp. 10 Uhr Abends durch speciclle Er- 
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laubnisB des Ministers gciielimigt worden ist. Auch diesen 
muss die Mahlzeit-Pause von Va Stunde um 6 Uhr Abends 
bewilligt werden. Sind die betreffenden Arbeiter unter 
16 Jahre alt, so darf die Ustündige Arbeitsdauer nur 
dreimal im Monate vorkommen; im Alter Über 1(> Jahre 
nur 96mal im Jahre, und nie öfter hintereinander als Itinf- 
mal in einer Woche (§ 14). 

10) Bei H ch () f c n , E i s e n h Um m e r n , P ap i e r m tt h- 
Icn, bei allen mit Wasserkraft arbeitenden Fabri- 
ken und bei allen solchen Geschäftsbetrieben, hinsichtlich de- 
ren ein Mitglied des Staatsministeriums sich tiberzeugt erklärt, 
dass die Natur derselben es nöthig mache, die Arbeit während 
der Nacht nicht ganz zu unterbrechen, wird es gestattet, 
männliche junge Arbeiter die Nacht hindurch zu beschäiti- 
gen unter Gewährung derselben Ruhepausen wie solche am 
Tage gewährt werden, und mit dem Vorbehalte, dass kein 
in der Nacht beschäftigter jugendlicher (unter 18 Jahre 
alter) Arbeiter am Tage vorher oder nachher beschäftigt 
werde, und dass die nächtliche Verwendung sich nie 
aut mehr als sechs oder — bei Hochöfen und Papier- 
mühlen — sieben Nächte innerhalb 14 Tagen erstrecke 
(§ 17). 

11) In Glasfabriken darf die wöchentliche Arbeits- 
zeit jugendlicher und männlicher Arbeiter nicht 60 Stunden 
in der Woche und nie 14 an einem einzelnen Tage über- 
schreiten; dabei mlissen die Zwischenzeiten zwischen je 
zwei Arbeits - Zeiträumen immer wenigstens diesen an 
Dauer gleich sein (§ 21). Das Gleiche gilt von jugend- 
lichen Arbeitern in Papiermühlen (§ 22). 

12) Allen jugendlichen Arbeitern müssen im Jahre 
acht halbe Feiertage ausser Weihnachten und 
Charfreitag gewährt werden, welche mit Erlaubniss 
des Ministers in vier ganze Feiertage umgewandelt werden 
können. Ebenso kann Letzterer gestatten, den gesetzlich 
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freien äaiuHtag-Nachmittng auf einen anderen Wochentag 
zu verlegen (§ 25). 

18) Von allen Verletzungen oder UniUllen irgend 
welcher Art, welche Fabrikarbeiter betreffen und eine 48- 
stUndige ArbeitH-Unterbrechung derHclben zur Folge haben, 
niuHH dem angestellten Fabrik«- oder Armen-Districts- Arzte 
Anzeige gemacht werden, widrigenfalls der Fabrik-Inhaber 
in eine Geld-Strafe vermilt (§ 19). — 

Einen Nachtrag zu vorstehenden Gesetzen bringt die 
^Factory and Workshops Acf* 1870*), welche diesel- 
ben Grundsätze und thcilweise dieselbe Breite evasiver 
Exccptionen anwendet auf Kattun- und sonst ige Stoff- 
Druckereien, Bleichereien und Färbereien, so- 
wie auf Garn- und Band-Fabriken und endlich auf 
die Bereitungsstätten conservirter Früchte und 
Fische. VAhq specielle Berücksichtigung wird dabei den 
chemischen Bleichereien und Türkischroth-Färbereien zu 
Theil, bei welchen die Arbeitszeit unerwachsener Personen 
und der Frauen auf 10 V2 Stunden festgesetzt und nächt- 
liche Beschäftigung für dieselben gänzlich ausgeschlossen 
wird. 

Es spricht aus diesen Gesetzen die grosse Schwierig- 
keit recht lebhaft heraus, einen Compromiss zu finden 
zwischen dem nationalökonomischen Verlangen eines mög- 
lichst freien, alle concurrirenden Vortheile wahrnehmenden 
industrie-BetrielKJs einerseits — wie er für England von 
so besonders cardinaler Bedeutung ist — und den Anibr- 
derungen einer humanen Arbeiter-Hygiene anderseits. Leich- 
ter schon war die Aufgabe zu lösen betreffs der Hand- 
werkstätten, über deren sanitarische Beaufsichtigung 
die im Jahre 1807 erlassenen „Workshop Regulation 
Acf* ^) folgende Bestimmungen trifft: 

») 33 & 34 Vict. c. 62. 
O 30 «fc 31 Vict. c. 146. 
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1) Kein Kind unter 8 JahriMi darf mit irgend wel- 
chem Handwerke besehJUligt werden. 

2) Kein Kind (d. h. unter 13 Jaln^en) darf an einem 
und demselben Tage lilnger als OVa Stunden mit einem 
Handwerke beseliilitigt werden, und diene Benelülftigung 
mu88 immer in die Zeit zwi8ehen (> Ulir Morgi^ns und 
3 Uhr Abends faUen. 

3) Kein Unerwaehsener (d. Il unter 18 Jahren) und 
keine Frau soll mit irgend welehem Handwerke Ulnger 
als 12 Stunden — einsehliesslieli l'/a Stunden Itir Erho- 
lung und Mahlzeiten - wllhrend eines 24stttndigen Zeit- 
raumes besehiUltigt werden, und diese DesehlUligung soll 
immer in die Zeit zwischen 5 Uhr Morgens und U Uhr 
Abends lallen. 

4) Weder Kinder, noch Unerwaehsene, noch Frauen 
dürfen an Sonntiigen oder nach 2 Uhr Nachmittags an 
Samstagen mit irgend welchem Handwerke beschllttigt 
worden. Ausgenonnnen sind hiervon nur solche FHlle, wo 
nicht mehr als lllnf Personen in derselben Werkstiltte be- 
schRtltigt sind uiul wo diese HesclUlftigung mit dem un- 
mittelbaren Detail-Verkäufe verbunden ist oder in Repa- 
ratur derselben (JegenstUnde besteht, welche im Detail da- 
selbst verkauft werden. 

5) Kein Kind unter 11 Jahren darf mit Schleifen 
nieUdlischer GegenstJlnde oder mit Harchent-Schneiden be- 
schäftigt werden (g (J). 

Bei Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestim- 
mungen wird der Arbeitgt^ber mit (Jeldbusse bis zu 3 h. 
St. und der Vater oder Vormund des betreffenden Kindes, 
wenn die Zuwiderhamllung mit seiner Zustinnnung ge- 
schehen war, mit einer Oeldbusse bis zu 20 Sh. bestraft 
(8 7). - 

In WorkstJltten, wo durch Schleifen, (ilasiren oder 
Toliren ein beim Kinathmen schildlicher Staub 
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entwickelt wird, wird die Anschaifung aller derjenigen 
Fächer- oder anderer Apparate anbefohlen, welche nach 
ministerieller Instruction zur Verhütung dieses Einathmens 
am geeignetsten sind (§ 8). — 

Zum Eintritte in eine Werkstätte und zur unmittel- 
baren Untersuchung darüber, ob vorstehende Bestimmun- 
gen genau ausgeführt werden, muss der ärztliche oder po- 
liceiliche Gesundheitsbeamte sich jedesmal durch eine 
Order des Friedensrichters besonders ermächtigen lassen, 
welche der Letztere dann zu ertheilen hat, wenn es ihm 
durch eine Anzeige des betreffenden Beamten wahrschein- 
lich gemacht ist, dass eine Contravention gegen das Ge- 
setz in der betreffenden Werkstätte stattfinde. Von dieser 
Order muss dann während der ersten 48 Stunden Gebrauch 
gemacht werden (§ 9). — 

Ausnahmen von obigen Bestimmungen über die Ar- 
beitszeit jugendlicher und weiblicher Personen in Hand- 
werkstätten können nur durch specielle ministerielle Ver- 
tilgung aus Rücksicht auf besondere Erfordernisse einzel- 
ner Handwerks- Betriebe gewährt werden, wobei dann aber 
immer die gleichen Vorbehalte beigefügt werden müssen, 
wie sie die „Factory Act** für solche Fälle vorschreibt. — 

Obgleich der chronologischen Ordnung vorgreifend, 
reihen wir hier passend das jüngste, derselben Kategorie 
zugehörige Gesetz an — die „Goal Mines' Regulation 
Act, "1872 ^). Dieselbe findet ihre Anwendung nicht blos 
auf Kohlen-Bergwerke, sondern auch auf die unter- 
irdische Gewinnung von Eisenerzen, Schiefer 
und feuerfestem Thone. Es sollen in diesen Berg- 
werken 

1) keine Knaben unter 10 Jahren und keine weib- 
lichen Personen irgend welchen Alters, 

») 35 & 36 Vict. c. 76. 
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2) keine Knaben zwischen 10 und 12 Jahren be- 
schäftigt werden, — ausser wenn ftlr ein bestimmtes ein- 
zelnes Bergwerk aus Rücksicht auf die geringe Breite der 
Adergänge eine Verwendung solcher Knaben durch beson- 
dere ministerielle Verfügung itir nothwendig erklärt wor- 
den ist. In diesen Ausnahmsfällen aber dürfen die Knaben 

a) nie länger als G Tage in der Woche, 

b) nicht länger als 6 Stunden des Tages beschäftigt 
werden, wenn sie mehr als 3 Tilge in der Woche 
arbeiten ; 

c) in keinem Falle darf die Tagesarbeit länger als 
10 Stunden währen. 

3) Knaben zwischen 12 und IG Jahren dürfen mit 
unterirdischer Arbeit nie mehr als h()chstens 54 Stunden 
in einer Woche und nie mehr als 10 Stunden an einem 
Tage beschäftigt werden (§§ 4— G). — 

Betreifs der Arbeiter über der Erde gelten fol- 
gende Bestimmungen: 

1) Kein Kind unter 10 Jahren darf dabei beschäftigt 
werden. 

2) Für die Beschäftigung aller Kinder (d. h. Perso- 
nen unter 13 Jahren) gelten dieselben Restrictionen wie 
oben sub 2) a, b und c. 

3) Für alle weiblichen Arbeiterinnen und für alle 
männlichen unter 18 Jahren gelten dieselben Restrictionen 
wie oben sub 3). 

4) Männliche Personen unter 18 Jahren und Frauen 
überhaupt dürfen niemals in den Stunden zwischen l Uhr 
Abends und 5 Uhr Morgens, ebenso wenig an Sonntagen 
oder nach 2 Uhr Nachmittags an Sonnabenden beschäf- 
tigt werden. 

5) Arbeitspausen fllr die Mahlzeiten sollen allen weib- 
lichen Personen überhaupt und allen männlichen unter 
18 Jahren in der Ausdehnung gewährt werden, dass auf 
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jede Arbeitsperiode über 5 Stunden wenigstens V2 Stunde, 
und auf jede Arbeitsperiode über 8 Stunden wenigstens 
IV2 Stunden Mahlzeits-Rast kommen (§ 12). — 

Um die zuverlässige Ausführung dieses Gesetzes con- 
troliren zu können, werden die Eigenthümer oder Dirigen- 
ten aller betreffenden Bergwerke zu genauer Führung eines 
Registers verpflichtet, in welchem Namen, Alter, Wohnung 
und jeweilige tägliche Beschäftigungszeit aller Arbeiter 
nach den vom Gesetze berücksichtigten Geschlechts- und 
Alters-Kategorien und je nach ihrer unter- oder oberirdi- 
schen Beschäftigungsweise regelmässig eingetragen und 
welches zu jederzeitiger Einsichtnahme des inspicirenden 
Policeibeamten offen gehalten werden muss (§ 13)^). 

Ausser den Fabrikgesetzen erschienen im Laufe der 
60er Jahre noch mehrere Sani täts- Gesetze von materiel- 
lem Inhalte, welche wir hier voranstellen, bevor wir die 

*) Anerkennenswerth ist in dieser Gruppe von Fabrikgesetzen 
die Fürsorge für das weihliche Geschlecht, für deren Noth- 
wendigkeit neben manchem Andern — z. B. der Zunahme der Todt- 
geburten und der Kindersterblichkeit — auch die neueren statisti- 
schen Nachweise einer viel grösseren Erkrankbarkeit des 
Weibes unter den Einflüssen übermässiger Beschäfti- 
gung einen prägnanten Beleg liefern. In dieser Hinsicht dürfte 
die englische Fabrik-Gesetzgel)ung der preussischen resp. deutschen 
als Vorbild dienen, da ^bei uns bis heute keine andere Beschränkung 
der weiblichen Lohnarbeit besteht, als das Verbot der unterirdischen 
Arbeit in Bergwerken (AUgem. Berggesetz vom 24. Juni 1865). Was 
dagegen die absolute Altersgrenze und die Bemessung der Beschäf- 
tigungszeit für Kinder und halberwachsene Personen betrifft, so hat 
die preussische Gesetzgebung sich darin weniger fügsam gegen die 
Ansprüche der Industrie bewiesen als die englische, und sind die 
betreffenden Bestimmungen der Gewerbeordnung von 1869 (§ 128 
u. folgg.) — soweit sie nicht an unklarer Ausdrucksweise leiden — 
jedenfalls sani tarisch unanfechtbarer als viele der obigen englischen 
Gesetzes-Clauseln. 
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um dieselbe Zeit beginnenden Vorbereitungen zur sanita- 
rischen Organisations-Reform in den Jahren 1871 und 1872 
in's Auge fassen. 

Es verdienen unter jenen Gesetzen vor Allen Die- 
jenigen zur Regelung des Impfwesens näherer Er- 
wähnung, und zwar vorerst die „Vaccination Act" 1867 *), 
durch welche die bis dahin sehr ungleichen und zersplit- 
terten Impf - Bestimmungen zum erstenmale consolidirt 
wurden. Der Impfzwang wurde zum allgemeinen 
Grundsatze erhoben und die Eltern bei Androhung von 
Geldbussen für die Impfung ihrer Kinder ( — innerhalb 
3 Monate nach deren Geburt! — ) verantwortlich gemacht. 
Die Ausftthrungs- und Control-Geschäfte, die Bildung der 
Impf-Districte, die Bestreitung der Kosten etc. wurden der 
Armenverwaltung tiberlassen. 

Eine wesentliche Vervollständigung erfuhr diese Impf- 
ordnung durch die zweite „Vaccination Act** 1871 2)^ 
welche jeder Armendistrict-Behörde ausser der Anstellung 
von Impfärzten — „Public Vaccinators" — diejenige eines 
oder mehrerer besoldeter Impf-Inspectoren — „Vac- 
cination Officers" — anbefohlen wird behufs Ftih- 
rung der Listen und verantwortlicher Controle über die 
wirksame Ausflihrung des Gesetzes. Dieser — nicht ärzt- 
liche — Impf-Inspector steht einerseits mit der örtlichen 
Civilstandsbehörde, anderseits mit der centralen Ministe- 
rialbehörde fttr das Armenwesen in directer Beziehung 
und empfängt von Letzterer unmittelbar seine Instruc- 
tionen ^). 



») 30 & 31 Vict. c. 84. 

•) 34 & 35 Vict. c. 98. 

^) Es liegt in dieser Anstellung eines besonderen policeilichen 
Impf-Beamten zur Seite des Impf-Arztes eine grosse Erleichterung 
für Letztern, — ganz abgesehen von der Abnahme der Listen-Füh- 
rung etc., — da die Besiegung der auch in England noch sehr leb- 
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Der Schutz gegen Hyphilitisehe Infections- 
krankheiten wurde Gegenstand mehrerer Gesetze, 
weh'he jedoch nur auf Garnison- und Hafen-Plätze An- 
wendung finden und deren Ausfllhrung unter die Obhut 
des Kriegsministeriums und der Admiralität gestellt sind. 
Es ist dies die ^Gontagions Diseases Act^ 1866^) 
nebst zwei Ergänzungs-Gesetzen von 1868 ^) und 1869 '). 
Zunächst wird darin dem Friedensrichter jedes sol- 
chen Platzes die Befugniss ertheilt, auf die eidliche Aus- 
sage eines „Superintendent of Police" hin unter vorgän- 
, giger Beobachtung bestimmter Formalitäten die Verfllgiing 
periodischer ärztlicher Untersuchungen über verdächtige 
weibliche Individuen auszusprechen, — und zwar für die 
Dauer von höchstens 1 Jahre. Ort und Ziele dieser Unter- 
suchungen werden für jede Stadt durch ein entweder von 
der Admiralität oder vom Kriegsministerium zu erlassen- 
des Regulativ bestimmt und von derselben Behörde der 
Untersuchungsarzt ernannt. Ikim Befunde einer anstecken- 
den Krankheit wird die Untersuchte sofort einer öffent- 
lichen Krankenanstalt überwiesen, — nöthigenfalls unter 

hafton AVidorstäiidü gogcni dio Ausführung de« Impfzwanges fortan 
iiidit mehr dorn auHfülirondcjn Arzio als oinci gerade bei dessen son- 
stigem Stellung «(ihr odiöso und lästige Aufga})e zufällt. — Bemer- 
kenswerth und wiedf^r (iharaktoristisch für den sporadischen Ent- 
wickclungsgang der englischen Ocsetzgc^bung ist auch hier die A}>- 
sonderung d(?s'VaocinationHW('8ens von der allgemeinen Sanitäts-Organi- 
sation. Weder die Orts-Gesundhoitsbehörde als solche noch specicU 
der »Medical Officer of Health« uIh solcher hat mit der Impffrage 
irgeud (itwas zu schaflen ; — in den allgemeinen Gesetzen zur Ver- 
hütung ansteekendcjr Krankheiten etc. geschieht ihrer keine Pirwäh- 
nung, — und die ganze Angelegenheit ist ausschliesslich dem Res- 
sort der localen und centralen Armen-Verwaltung zugetheilt. 

») 29 Vict. c. 36. 

«) 31 & 32 Vict. c. 80. 

») 32 & 33 Vict. c. 9G. 
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Anwendiuig policeilicher Gewalt, zu deren Autorisirung 
die blosse ärztliche Erklärung hinreichend ist, — ebenso 
wie auch die Detention bis zu völliger Heilung erforder- 
lichenfalls zwangsweise geschehen soll. Widersetzlichkeiten 
gegen das Gesetz werden mit Gefängnissstrafe — im Wie- 
derholungsfalle bis zu 3 Monaten — geahndet. Auch die 
wissentliche Beherbergung mit solchen ansteckenden 
Krankheiten behafteter Personen wird mit Gefängniss- 
strafe (bis zu 9 Monaten) belegt. — 

Eine Schwierigkeit, welche seit der vervielfältigten 
Anlage von Schwemmkanälen unter der neuen Gesetzge- 
bung seit 1848 immer brennender wurde und bis heute 
als ungelöstes Problem dasteht, — die hygieinisch 
passendste und zugleich für Agricultur-Zwecke 
möglichst ergiebige Verfügung über die Kanal- 
fltissigkeit („Sewage") fand von der Mitte der 60er 
Jahre an eine Reihe gesetzlicher Berücksichtigungen. Zu- 
nächst erschien im Jahre 1865 die „Sewage Utilization 
Act"*)> welche den ^.Sewer Authorities", d. h. je nach 
der Ortsverfassung den Gemeinderäthen, „Local Boards of 
Health", „Commissioners" oder Kirchspiel-Vorständen im 
ganzen Reiche die Befugniss ertheilt zum Erwerbe von Land 
— auch auf dem Expropriirungswege — sowie zum Ab- 
schlüsse von Verträgen mit Privaten oder Gesellschaften 
bis zur Dauer von 25 Jahren, um den Kanalflüssigkeiten 
eine geeignete Verwendung zu geben. Sie können zur E^Ör- 
demng desselben Zweckes Anlagen und Bauten irgend 
welcher Art unternehmen und sich mit „Sewer-Authorities** 
benachbarter Districte zu gemeinsamen Anlagen verbinden. 
Die directe Hineinleitung des Kanalinhaltes in Flüsse soll 
möglichst vermieden werden. 

Ameudirt wurde dieses Gesetz durch den ersten Theil 



') 28 & 29 Vict. c. 45. 
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der „S a n i t a ry A c t 18 60" *), welcher die Bildnog gpeciel- 
1er „Drainage DistrictH'' anordnet und jeden Hanseigen- 
thUnier in Stadt und Land verpflichtet, einen Abzugskanal 
auH Heineni IlauHe nach dem nächsten Gemeinde-Kanäle 
hinzuleitcn, insofern ein solcher innerhalb 100 Fuss Ent- 
fernung vom Hause sich befinde, — andernfalls aber die 
Haus-Abwässer nach einer Senke hin abftiessen zn lassen, 
deren Ort und Anlage weise von der Orts-6esundbeits-Be- 
hörde festgesetzt werden soll. Endlich wird jede Orts-Ge- 
sun(lheitsbeh(">rde ermächtigt, „zur Beschaffung guten Trink- 
wassers jede ihr nothwendig erscheinende Anlage und 
glltliche oder zwangsweise Acquirirung vorzunehmen oder 
zu gleichem Zwecke Verträge mit Personen oder Gesell- 
schaften abzuschliessen/ Diese mit der „Sewage Utiliza- 
tion Act" eingeleiteten Bcstinunungen dehnten somit sehr 
wichtige bis dahin nur städtischen Behörden zugestan- 
dene Ermächtigungen zu sanitären Zwecken auf sämmt- 
liche Gemeindewesen des Landes aus, — und mit ihnen 
beginnt eigentlich für die ländlichen Bezirke erst die 
Möglichkeit zu durchgreifenden practischen Reformen. 

Eine noch fernere Erweiterung fanden diese Ermäch- 
tigungen — wohl unter Anregung der erfolgreich begon- 
nenen Berieselungs - Versuche -- durch die „Sewage 
l J t i 1 i z ji t i n A c 1 1 H G 7 " '*), welche den ländlichen sowohl 
wie städtischen Communal-Hehörden gestattet, zum Zwecke 
der Kanalwasser-Verwerthung selbst ausserhalb des eige- 
nen Districtes Land zu kaufen, event. zu expropriiren, 
oder auch nach (}utb(^finden zu pachten, — sei es um 
dasselbe direct mit dem Kanalinhalte zu überrieseln oder 
um Samm(^l-Ueservoirs, Desinfectious-Anlagen u. s. w. dar- 
aui' zu errichten. Zugleich wird die Verschmelzung meh- 

') 29 & 30 Vict. o. 90. 
'') .SO & 31 Vict. c. 113. 
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rcror Districte zu einem griJHnereu und die Wahl einer 
gemeinsamen Hehiirde: „Joint Hewera^e Board" un- 
ter Oenehniif^ung des MiniHteriums an hoIcIkmi Orten flir 
zuUlHöig erklilrt, deren VerlüUtnisse eine bessere Förderung 
der KanalwasHer-Verwerthung durch diene V(»rHehmelzung 
vorauäsehen lassen. 

Damit die oft bedeutenden (»ehlmittel zu allen nöthi- 
gcn Anlagen dieser Art leichter aufzubringen seien, wird 
das „ttlr Anleihen zu i^ffentliehen Anlagen" bestehende Amt 
ermilchtigt, jeder Ortsbehörde den vom Ministerium ge- 
nehmigten Kostenbetrng behufs solcher Anlagen vorzu- 
strecken, ohne andere Sicherheitsnahme als diejenige der 
Rückzahlung aus den zustilndigen ('Ommunalsteuern. — 

Um zur „Sanitary Act" von ISOO zurückzukehren, so 
amondirte dieselbe in ihrem zweiten Theile die „Nuisaneo 
Kcmoval Acts" und lllgt den früheren Kategorien von 
„Nuisances" (gesundheitsschUdlichen Uebelstilnden) noch 
einige neue hinzu, — namentlich die lieber füllung 
von Wohnhllusern und Werkstätten, Unrein- 
11 (* h k e i t oder m a n g e 1 h a f t e Ventilation der Letzteren, 
die Belustigung durch Rauch, bes. aus Fabriken, 
Brauereien, Hütten- und (Saswerken u. s. f, Sie verleiht 
auch den „Nuisaiu'.e Authorities** die Befugniss, überall 
da auch in Privatwohnungen, wo ein approbirter Arzt es 
behufs Verhütung der Weiterverbreitung von Infections- 
krankheiten ttlr rathsam erklilrt, die Desinfection anzu- 
befehlen und eventuell selbst zwangsweise zu desinficiren, 
wenn der Eigenthünu'r sich weigert, die Desinfection selbst 
vorzunelunen, oder dies mir in unbefriedigender Weise 
thut. Die UebelstandsbehiW'de darf in Jedem Distriete auf 
allgemeine Ivosten eine öffentliche Desinfectionsanstalt ein- 
richten zur kostenfreien Desinfection von Kleidern, Bett- 
zeug u. s. w. — Zum Transporte contagiöser Kranken in 
Hospitäler darf sie eigene Wagen anschaffen und die jedes- 
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maligen Transportkosten gleichfalls aus dem Districtsfond 
decken. Die Benutzung allgemeiner Transport-Gefähre, 
Droschken, Omnibus od. dergl. durch gefährlich ansteckende 
Kranke ohne Mittheilung darüber an den Besitzer oder 
Kutscher des Gefahres wird für strafbar erklärt (§ 25). 

Mit gefährlichen ansteckenden oder Infections-Krank- 
heitcn behaftete Personen, welche sich entweder unter 
mangelhafter Behausung und Verpflegung befinden oder 
die in einem von mehr als einer Familie bewohnten Zim- 
mer liegen oder endlich sich an Bord eines SchiflFes be- 
finden, können auch wider ihren eigenen Willen auf Be- 
fehl des Friedensrichters dem Hospitale des betref- 
fenden Di strictes tibergeben werden, wenn der 
Zustand von einem approbirten Arzte attestirt und seitens 
der Hospital-Direction kein Einwand gegen die Aufnahme 
erhoben wird (§ 26) i). ' 

Zur Unterbringung von Leichen darf die Uebel- 
stands-Behörde an jedem Orte, wo sie solches für Bedürf- 
niss erkennt, ein Local erwerben, — und wenn ein sol- 
ches beschafft ist, so darf der Friedensrichter auf die 
gutachtliche Erklärung eines approbirten Arztes hin die 
Leiche jedes an einer Infectionskrankheit Verstorbenen, 
welche den Mitbewohnern des Hauses gesundheitsgefähr- 
lich zu werden droht, in das bezeichnete Local schaffen 
lassen und deren Beerdigung innerhalb einer bestimmten 
Frist anbefehlen resp. ausftihren lassen, wenn die Ange- 
hörigen versäumen sollten dies in der angewiesenen Frist 
selbst zu thun (§ 27). Ausser diesem Districts-Leichenhause 
kann dieselbe Behörde auch die Herstellung eines davon 



*) Man vergleiche diese nach Inhalt und Form gleich cor- 
recte und klare Bestimmung mit der vagen Fassung des auf die- 
selbe Frage bezüglichen § 16 des preuss. Regulativs vom 8. Aug. 
1835, welcher bis heute Gültigkeit besitzt. 
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ganz getrennten Locales für Leichen- Autopsien 
zum Gebrauche des «Coroner's'* oder anderer Behörden vor- 
nehmen (§ 28). 

Alle Schiffe, welche sich in britischen Ge- 
wässern befinden, sollen der Autorität derjenigen 
Uebelstands-Behörde unterworfen sein, welche sich am 
nächsten bei dem Ankerplatze derselben befindet (§ 30), 
und ist die genannte Behörde befugt, alle auf Schiffen 
betroffene mit gefährlichen ansteckenden Kr<ankheiten be- 
haftete Personen ohne Weiteres in irgend ein von ihr zu 
wählendes Hospital zu schaffen (§ 29). — 

Der dritte Theil der „S.anitary Act 1866" behandelt 
noch verschiedene Details in Ergänzung früherer Gesetze, 
— über die Beaufsichtigung aller Miethwohnungen und 
Logirhäuser hinsichtlich der Bewohnerzahl, der Reinlich- 
haltung, der Benutzung von Kellerwohnungen, der Anlage 
von Water-Closets u. s. w. (§ 35), — dann über die Be- 
f ugniss der Gemeinde - Gesundheitsbehörden, 
Krankenhäuser für ihre Einzel-Districte oder 
für mehrere vereinigte Districte gemeinschaft- 
lich zu errichten (§ 37), — über die bei Strafe gebo- 
tene Isolirung aller gefährlich ansteckenden 
Kranken, die Desinficirung der von solchen 
Kranken verlassenen Wohnungen (§ 39), — über 
die Berechtigung jeder Gemeinde-Begräbniss-Commission 
(„Burial-Boards"), ihre Rechte, Pflichten und Eigenthum 
an den „Local Board of Health" zu übertragen, wenn ein 
solcher an dem betreffenden Orte vorhanden ist (§ 44), — 
und die Beaufsichtigung der Stall-Reinigung 
in Städten und Dörfern (§ 53). Die wichtigste Bestimmung 
aber in diesem Gesetzes-Abschnitte ist diejenige des § 49, 
welcher Jedem der Staatsminister das Recht verleiht, in 
Fällen, wo über mangelnde PflichterltlUung der Orts-Ge- 
sundheitsbehörde geklagt wird und wo die darauf von dem 
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Minister angestellte Untersuchung ergeben hat, dass noth- 
wendige Anlagen zur Beschaffung guten Wassers oder zur 
Verbesserung der vorhandenen oder zur Construction neuer 
Abzugskanäle unterblieben sind, — die betreflFende Be- 
hörde zur AustUhrung solcher Anlagen aufzufordern und 
im Falle fortgesetzten Versäumnisses auf Ko- 
sten dieser Behörde direct ausführen zu lassen. 
, Die zweite Sanitary Act von 1868 ^) dehnte 
die Befugnisse, welche die „Public Health Act" den Local 
Boards betreffs der Regelung aller Abfuhr von Haus-Un- 
rath, der obligatorischen Einrichtung geruchloser Aboiiie 
und zweckmässiger Haus-Drainage ertheilt hatte, auf alle 
„Sewer Authorities** — also auf jede Orts-Gesundheitsbe- 
hörde einschliesslich der Kirchspiel-Vorstände auf dem 
Lande aus. Zugleich wird darin ausgesprochen, dass an- 
statt der gemäss früheren Bestimmungen obligatorischen 
Einrichtung von Water-Closets in den unter der „Public 
Health Act" erbauten Häusern fortan auch die Anlage 
guter Erd-Closets^) oder ähnlicher eine geruchlose 



^) 31 & 32 Vict. c. 115. 

*) Die nach Moale's Systeme eingerichteten und in England 
namentlich auf dem Lande seit 6 Jahren sehr beliebt gewordenen 
Erd-Closets enthalten eine mechanische Vorrichtung, durch 
welche nach jedesmaligem Gebrauch des Closets etwa eine Schaufel 
voll gesiebter Erde aus einem von Zeit zu Zeit nachgefüllten Behäl- 
ter nachfällt. Das sich bildende Gemenge ist auffallend geruchfrei 
und kann nach sechswöchentlicher Aufbewahrung von Neuem in 
derselben Weise wie frische Erde verwandt werden. Verf. sah so- 
wohl in der Moule'schen Fabrik wie in den »Charter House Schoolst 
zu Godelming, wo die Erd-Closets seit 2 Jahren zu voller Zufrieden- 
heit eingeführt waren, solche schon sechs mal gebrauchte und noch 
immer geruchfreie Erde, — ein Beweis von der ungemeinen, che- 
misch noch unerklärbaren Desinfectionskraft der Ackererde. Starker 
Lehm- und Eisenoxyd- Gehalt scheint diese merkwürdige Fähigkeit 
der Erdkrume zu erhöhen. 
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Fäcal-Beseitigung bewirkender Vorrichtungen zulässig sei 
und dass man auch in öffentliclien Cfebäuden Erd-Closets 
anstatt Wasser-Closets anlegen dürfe. 

Die „Sanitary Loans Act 1869" *) gab in An- 
kntipfung an den oben besprochenen § 49 der „Sanitary 
Act 1866" dem öffentlichen Anleihe-Amte im Finanzmini- 
sterium die Ermächtigung, auch alle solche Beträge vorzu- 
schiessen, welche zur Ausflihrung der vom Minister di- 
reet angeordneten sanitarischen Bauten und AnLigen in 
Districten mit saumseligen oder renitenten Orts-Gesundheits- 
behörden erforderlich seien, und diese Beträge dann auf 
dem Wege der Orts-Besteuerung wieder zu erheben. — 

Endlich bringt die „Sanitary Act 1870"^) ausser 
mehreren administrativen Geschäftsgangs - Bestimmungen 
noch erleichternde Anordnungen Itir die sichere und prompte 
Unterbringung mangelhaft verpflegter oder llir ihre Um- 
gebung gefahrbringender Kranken in die hauptstädtischen 
Krankenhäuser, indem diese alle ohne Unterschied in den 
Wirkungsbereich jeder einzelnen Uebelstands-Behörde in- 
nerhalb der Metropole gehörig und mithin zu deren Ver- 
legung stehend erklärt werden. — 

Einen wesentlichen Zuwachs an eingreifender Wirk- 
samkeit gewannen die Orts-Gesundheitsbehörden in mitt- 
leren und grösseren Städten durch die sanitarische Wei- 
terentwickelung der Arbeiter-Wohnungs-Gesetze, 
deren philantropische Anfänge in das Jahr 1851 zurück- 
reichen. Es wurde damals unter dem Drange des zuneh- 
menden Wohnungs-Elendes besonders in den industriellen 
Städten ein Gesetz unter dem Titel: „The Labouring 
Classes Lodging Houses Act, 14 & 15 Vict. c. 34" erLas- 
sen, welches alle Gemeindebehörden in Orten über 10,000 
Einwohner ermächtigte, auf vorhandenem GemÄnde-Eigen- 

*) 32~Ä; 33 Vict. c. 100. 
2) 33 & 34 Vict. c. 53. 
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thum oder auf Grundstücken die zu solchem Zwecke durch 
die Gemeinde käuflich erworben würden, Gebäude zu er- 
richten und zu gesunden Wohnungen Itlr die arbeitenden 
Klassen einzurichten, event. mit Möbeln zu versehen u. s. w. 
Auch vorhandene Gebäude dürfen zu diesem Zwecke an- 
gekauft werden. Diese mit Wasser- und Gas-Leitung zu 
versehende Wohnungen sollen gegen massige, durch die 
Ortsbehörde von Zeit zu Zeit festzustellende Mietbpreise 
an Arbeiter und deren Familien zur Benutzung tiberlassen 
werden. Das Recht zu dieser Benutzung soll erlöschen, 
wenn der Miether eine Armen-Unterstützung bezieht, — 
es sei denn, dass dies in Folge eines Unglücksfalles oder 
einer vorübergehenden Krankheit geschehe. Die Beobach- 
tung der Reinlichkeit und Ordnung in diesen Wohnungen 
unterliegt der Controle der Ortsbehörden, deren Beamte 
auch darüber zu wachen haben, dass von allen über 8 Jahre 
alten Bewohnern nach Geschlechtern getrennte Schlafräume 
benutzt werden. 

Erweitert wurde die Ausführung dieser humanen 
Idee durch ein Zusatz-Gesetz von 1866 ^), welches die 
„Staats- Commission für Anleihen zu öffentlichen Anlagen" 
ermächtigt, aus ihren Fonds die nöthigen Geldmittel zur 
Errichtung solcher Arbeiter- Wohnungen den betreffenden 
Communeu vorzustrecken, und zwar zum Zinsfusse von 
4% und unter Sicherung einer Rückzahlung binnen spä- 
testens 40 Jahren aus den Ortssteuer-Erträgen. Zugleich 
wird auch den Ortsbehörden die Ermächtigung ertheilt, zu 
den Zwecken des vorstehenden Gesetzes Erwerbungen 
nöthigenfalls mittels Expropriation vorzunehmen^). — 

Von grösserer sanitarischer Tragweite ist die „Arti- 

^) »TheLabouring ClassesDwelling Houses Act 1866«, 29 Vict. 
c. 28. ^ 

^) Für die zweckmässige und gesunde Einrichtung dieser Ar- 
beiter-Wohnungen wird in einer Minist. -Verfügung vom 14. Febr. 
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zans' and Labourers' Dwellings Act 1868" *) 
(Handwerker- und Arbeit er -Wohnungs-Gesetz), 
welche auf sämmtliche Städte von mehr als 10,000 
Einwohnern im ganzen vereinigten Königreiche ihre An- 
wendung findet-), ohne dass dazu — wie zu den beiden 
vorhergehenden Gesetzen — ein Adoptionsbeschluss der 
Orts-Repräsentation vorherzugelien braucht. Es wird darin 
zunächst die Anstellung eines besoldeten ärztlichen Beamten 
— „Officer of Health" — durch die Ortsbehörde vorge- 
schrieben, im Falle eine solche nicht bereits vor Erlass 
des Gesetzes stattgefunden haben sollte (§ 2). Dieser ärzt- 
liche Gesundheitsbeamte soll, wenn er von dem gesund- 
heitsgefährlichen, zur menschlichen Wohnung 
ungeeigneten Zustande irgend welcher Gebäu- 
lichkeiten Kenntniss erhalten, an die Ortsbehörde dar- 
über berichten, welche sich dann weiterhin von einem 
städtischen Bauaufseher oder Ingenieur über die Ursachen 
des Uebelstandes und die Mittel zur Abhülfe ein Gutach- 
ten erstatten lässt, — besonders darüber, ob dem Uebel 
durch bauliche Umänderungen und Reparaturen oder nur 
durch theilweise oder gänzliche Demolirung der betreflfen- 

1867 eine specielle Instruction ertheilt, welche die Anlage von Water- 
Closets, Sorge für Licht und Ventilation, für Abzugkanäle etc. be- 
rücksichtigt und in Betreff der Raumverhältnisso vorschreibt, dass 
jede Wohnung aus mindestens zwei und höchstens fünf Zimmern 
bestehe, — diesen aber eine solche Geräumigkeit gegeben werden 
solle, dass eine Wohnung von zwei Zimmern insgesammt 1810 bis 
2000 engl. Kubikfuss, eine solche von fünf Räumen insgesammt 3700 
bis 4400 engl. Kubikf. enthalte. — 

») 31 & 32 Vict. c. 130. 

*) Während alle früheren Sanitätsgesetze einschliesslich der 
»Public Health Act«, der »Nuis. Remov. Acts« und der »Local Governm. 
Act« nur für England und Wales Gültigkeit hatten, wurden viele der 
seit 1865 erlassenen Gesetze — beginnend mit der »Sewage ütiliz. 
Act« — auch auf Schottland und Irland ausgedehnt, welche im Uebri- 
gen ihre eigenthümlichen Sanitäts-Gesetzgebuugen haben. — 
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den Gebäude resp. Gebäudetheile abzuhelfen sei (§ 3). 
Auf schriftliche Beschwerde von vier oder mehr Haushalt- 
Besitzern über den gesundheitsgefährlichen Zustand irgend 
welcher in ihrer Nachbarschaft befindlichen Gebäude soll 
der ärztliche Beamte sofort Letztere besichtigen und dar- 
über berichten. Wenn dann die Ortsbehörde während 
3 Monaten nach Empfangs solchen Berichtes die Einleitung 
gesetzlicher Massregeln ablehnt oder versäumt, so können 
die Beschwerdefllhrer sich um Abhülfe an die Centralbe- 
hörde wenden, welche nach Prüfung des Sachverhaltes die 
Ortsbehörde zu den gesetzlichen Schritten in bindender 
Weise anhalten kann (§ 4). 

Nach Empfang der Gutachten von dem städtischen 
Bauaufseher oder Ingenieur muss nämlich die Ortsbehörde 
dem Eigenthümer des gesundheitswidrigen Gebäudes Ab- 
schrift davon ertheilen und seine etwaigen Gegengründe 
anhören, bevor sie dann ihre massgebende Entscheidung 
über Umfang, Art und Ausführungsweise der 
vorzunehmenden Abhülfe trifft. Gegen diese Ent- 
scheidung kann binnen Monatsfrist bei dem Grafschafts- 
Gerichte — „Courts of Quarter Sessions" — Appell ein- 
gereicht und von diesem auf Antrag der einen oder der 
andern Partei die Entscheidung an das höchste Landesge- 
richt — „Queen's Bench^ — überwiesen werden. Bis zu 
dieser endgültigen Entscheidung ruht die Execution der 
verhängten Abhülfe-Massregeln (§ 56). 

Die übrigen Paragraphen des Gesetzes regeln den 
formellen Geschäftsgang, namentlich für die executorische 
Durchführung dieser Massregeln und flir die etwaige Ent- 
schädigung des Eigenthümers mit umständlicher Genauig- 
keit, wie sie bei einem so scharf in den Privatbesitz ein- 
schneidenden Gesetze wohl angebracht ist. — 

In demselben Jahre wurde einem lange empfundenen 
Bedürfnisse entsprochen durch schärfere Regulirung des 
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Gift-Verkaufes mittels der „Pharmacy Act 18G8^ *). 
Das Feilbieten von Giften^) und die Führung der Titel 
als „chemist*, „druggisf* oder „pharmacist" wird darin 
für die Folge nur geprüften Pharmaceuten zugestanden^) 
und nur unter den von der »Pharmaceutischen Gesellschaft" 
mit ministerieller Genehmigung von Zeit zu Zeit zu er- 
lassenden Regulativen, als welche zunächst folgende Be- 
stimmungen in Wirksamkeit treten: 

1) Alle Gifte dürfen sowohl im Grossen wie im Detail 
ntir in solchen Behältern und Gefässen verkauft werden, 
welche den Namen des Stofifes, das Wort ^Giff* und den 
Namen des Verkäufers in deutlicher Signatur enthalten. 

2) Der Verkauf darf nur au solche Personen statt- 
finden, welche dem Verkäufer entweder persönlich bekannt 
sind oder ihm durch einen ihm persönlich Bekannten zu- 

>) 31 & 32 Vict. c. 121. 

*) Als »Gifte« werden in der Anlage A zum Gesetze fol- 
gende Stoffe aufgeführt: 

I. I IL 

Arsenik und seine Präparate. j Oxalsäure. 

Blausäure. i Chloroform.* 

Cyankalium und alle Cyan-Mo- Belladonna und ihre Prä- 

tallsalze. parate. 

Strychnin und alle giftige vege- Bittermandelöl, welches 
tabilische Alkaloide und deren von seinem Blausäure - Ge- 

Salze, halte nicht befreit worden. 

► Aconit und seine Präparate. Opium und alle seine Präpa- 

Brech Weinstein. ! rate, sowie diejenigen von 

Sublimat. Mohnsamen. 

Chandariden. 
Sadebaum und das davon berei- , 

tete Oel. 
Mu 1 1 e r k o r n und seine Präparate. 

^) Ein Concessionswesen für Apotheker besteht in England 
nicht, und bleibt der Verkauf aller anderen als der vorstehenden 
Medicamente daher völlig freigegeben. 
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geführt werden, — und von jedem Verkaufe müssen in 
einem zu dem Zwecke geführten Buche Datum, Name und 
Wohnung des Käufers sowie event. der ihn einführenden 
Person, Name und Quantität des verkauften Artikels und 
der Zweck, zu welchem derselbe angeblich verwandt wer- 
den soll, eingetragen und mit der Unterschrift des Käufers 
resp. seines Einführers versehen werden. 

Diese letzteren Vorschriften gelten nur flir den Detail- 
Handverkauf, nicht fUr den regelmässigen Handel zwischen 
Grossisten und Laden- Verkäufern, und ebensowenig für 
die Dispensirung gifthaltiger Arzneien auf Verordnung 
qualificirter Aerzte. Doch sollen auch in letzterem Falle 
stets die betreffenden Ingredienzen nebst dem Namen 
des Abnehmers in ein dazu gehaltenes Buch eingetragen 
werden. — 

In dieselbe Zeit mit der vorstehenden Gesetzes-Gruppe 
fällt eine vermehrte Aufmerksamkeit der englischen Be- 
hörden auf eine Bedürfnissfrage, von deren grosser hygiei- 
nischer Bedeutung sich nur Diejenigen eine volle An- 
schauung bilden können, welche Gelegenheit hatten, von 
den Wohnun'gs- und Luft- Verhältnissen der Arbeiter- Viertel 
in englischen Industriestädten einen persönlichen Eindruck 
zu gewinnen: — die Beschaffung freier Spiel- und 
Turn-Plätze für die Jugend und schattiger, 
bepflanzter und trockener Promenaden und 
Erholungs-Plätze im Freien für Jedermann. 
Schon die „Public Health Act*' 1848 hatte die Bestimmung 
enthalten, dass das Orts-Gesundheitsamt mit Genehmigung 
des Generalamtes Grundstücke erwerben, unterhalten, an- 
pflanzen und in geeigneter Weise verändern dürfe zum 
Zwecke der Benutzung als öffentliche Promenaden' oder 
Erholungs-Plätze, oder auch, — im Falle solche Anlagen 
von irgend Jemanden anders hergestellt seien, — zu den 
Beschaflfungs- und Unterhaltungskosten mit beitragen dürfe. 
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Die Erwerbung von Grundstücken zu solchem Zwecke war 
gleichwie alle Erwerbungen zu sanitarischen Anlagen un- 
ter der „Public Health Act** nur auf gütlichem Wege — 
„by agreement" — zulässig; durch die „Sanitary Act 1866" 
aber wurde auch für diese Anlagen der zwangsweise Ent- 
eignungsweg geöffnet, ohne welchen die Beschaffung der- 
selben in einer dem Bedürfnisse nur entfernt entsprechen- 
den Ausdehnung unmöglich war. 

Am meisten Gebrauch wurde von dieser erleichtern- 
den Befugniss in der Metropole gemacht, für deren 
östliche Bezirke allerdings auch das Bedürfniss vielleicht 
dringender filhlbar war, als in irgend einer andern Stadt 
Englands. In einem Berichte an das Parlament während 
der Session von 1865 (Nro. 461) findet man als Vorarbeit 
zu den in dieser Hinsicht beabsichtigten Verbesserungen 
eine Liste aller Gemeinde-Grundstücke und offenen Plätze 
innerhalb eines Rayons von 25 engl. Meilen rings um Lon- 
don mit genauer Angabe der Grössenverhältnisse aller 
dieser Terrains zu den Kirchspiel-Bezirken, innerhalb de- 
ren sie belegen sind. 

Für solche Städte oder Ortschaften, welche die „Publ. 
Health Act" nicht bei sich eingeführt hatten und auch nicht 
~ wie z. B. London — durch besondere Local-Gesetze 
zu solchen Anlagen ermächtigt waren, wurde im J. 1858 
durch ein besonderes Gesetz *) diese Ermächtigung hin- 
sichtlich solcher Grundstücke gewährt, welche bereits 
Eigenthum der Gemeinde seien, — eine Neuerwerbung 
aber nur dann gestattet, wenn die Mittel dazu der Ge- 
meinde durch eine Schenkung zur Verfügung gestellt wer- 
den. Schon im folgenden Jahre aber ging man weiter und 



*) »Gesetz zur Erleichterung der Anlage von Grundstücken, 
welche • nahe bei volkreichen Orten gelegen sind, zum Zwecke der 
Benutzung als Erholungsplätze für Erwachsene und als Spielplätze 
für Kinder.« 22 Vict. c. 27. 
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gewährte durch ein amendirendes Gesetz^) allen Ort- 
schaften von mehr als 500 Seelen-Zahl das 
Recht, durch gtitliehen Kauf oder mittels Enteignung Grund- 
stücke zu erwerben und zweckmässig umzugestalten zur 
Anlage öffentlicher Erholungs-, Turn- und Spiel- 
Plätze mit Wegen, Sitzbänken, Schutzdächern 
gegen Regen und anderen Einrichtungen ähn- 
licher Art. Doch soll eine Steuer zur Deckung der dar- 
aus entstehenden Kosten nicht eher erhoben werden dür- 
fen, als bis wenigstens die Hälfte der veranschlagten 
Kosten auf dem Wege freiwilliger Subscription oder 
Schenkung aufgebracht worden ist. Auch ist zur Ausfüh- 
rung solcher Erwerbungen und Anlagen der Kirchspiel- 
Vorstand nur dann ermächtigt, wenn eine Versammlung 
der Steuerzahler mit ^/s Stimmen-Mehrheit die Genehmi- 
gung dazu ausgesprochen hat. 

Einmal zu Erholungsplätzen bestimmte Gemeinde- 
Grundstücke müssen in gesundheitsmässiger Weise nivel- 
lirt und drainirt erhalten und dürfen nicht mehr zu ande- 
ren, sie verunreinigenden oder sonstwie störenden Zwecken 
verwandt werden, selbst wenn die Gemeindevertretung und 
die Steuerzahler dies wünschen sollten 2). 

Eine fortdauernde Inschutznahme und Förderung die- 
ser öffentlichen Anlagen bekundet sich weiterhin durch be- 
sondere Gesetzeserlasse zur Verschärfung der Straf bestim- 
mungen gegen Beschädigung derselben, sowie endlich durch 
das am 25. Mai 1871 erlassene „Gesetz zur Erleich- 
terung der Schenkungen von Land für öffent- 
liche Parke, Schulen und Museen". 34 Vict. c. 13. 
Dasselbe hebt zu Gunsten der öffentlichen Erholungsplätze 

») 23 & 24 Vict. c. 30. 

2) So wurde es z. B. der Municipalität von Southampton durch 
den »Court of Chancery« untersagt, auf einem derartigen Rasen- 
plätze einen Viehmarkt abhalten zu lassen. 
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sowie der Schulen und Museen gewisse Beschränkungen 
auf, welche durch eine unter Georg 11. erlassene Ver- 
fügung (bekannt unter dem Namen des Mortmain-Statutes) 
betreffs aller Schenkungen und Vermächtnisse von Immo- 
bilien an Corporationen und Gesellschaften festgesetzt 
worden waren ^). 

Die letzten hier noch anzuführenden Special-Ge- 
setze sind die auf Beleuchtungs-Materialien be- 
züglichen, insofern dieselben auch das sanitarische Inter- 
esse berühren. Die „Gasworks' Clauses Act 1871"*) 
ergänzte und reformirte in vielen Hinsichten das gleich- 
namige Gesetz von 1847, indem sie folgende hieher ge- 
hörige Bestimmungen traf: 

1) Die Gas-Unternehmer dürfen an keinem Orte Gas 
bereiten oder ansammeln, bevor sie von allen Haus-Eigen- 
thtimern und Bewohnern im Umkreise von 300 Ellen 
Entfernung die ausdrückliche schriftliche Erlaubniss 
dazu erwirkt haben (§ 5). 

2) Die Qualität des von den Unternehmern gelieferten 
Gases soll sowohl hinsichtlich der Leuchtkraft wie betreffs 
der Reinheit von jedem Schwefelwasserstoff- Gehalte in 
näher vorgeschriebener Weise geprüft werden, und zwar 
in der Regel durch einen von der Ortsbehörde eigens dazu 
angestellten „competenten und unparteiischen" Gasprüfer 
(§ 29). Zur Schätzung der Leuchtkraft wird eine 
verbesserte Form des Bunsen'schen Photometers benutzt 

*) Indess lässt auch diese Aufhebung noch die Eiuschränkung 
für testamentarische Vermächtnisse bestehen, dass zu öffentlichen 
Parkanlagen nicht mehr als 20 Acres, für ein öttentliches Museum 
nicht mehr als 2 Acres und für ein Schulhaus nicht mehr als 
1 Acre testirt werden kann, und dass diese Testirung entweder von 
einer vollen und sachgemässen Begründung begleitet sei oder volle 
12 Monate vor dem Tode des Testators stattgefunden habe. 

«) 34 & 35 Vict. c. 41. 
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(bekannt unter dem Namen „Letlieby's offener 60 Zoll- 
Photometer*'), welche eine präcise Vergleichsmessung mit 
zwei Flammen von Wallrathkerzen (ä Ve Pfd.) gewährt. 
Die Anwesenheit von Schwefelwasserstoff im 
Leuchtgase wird constatirt, indem man einen Streifen 
Fliesspapier mit einer starken Lösung von essigs. Blei- 
oxyd (1:8) tränkt und in ein Glas hängt, durch welches 
man das Gas mindestens 3 Minuten lang hindurch strei- 
chen lässt; — bei der geringsten Spur von Schwefelwas- 
serstoff-Gehalt färbt sich der Papierstreifen dunkel. — 

Die „Petroleum Act 1871"») gewährt gleich- 
falls den Ortsbehörden das Recht zur policeilichen Unter- 
suchung des Petroleums an allen Verkaufsstellen, und darf 
dem dazu committirten Gemeindebeamten kein einziges 
Petroleum - haltigcs Gefäss verheimlicht werden. Das 
gleiche Recht kann auf die Controle aller anderen 
gegenwärtig üblichen oder zukünftig etwa 
eingeführten Beleuchtungs-Materialien an- 
gewandt werden, sobald das Staats - Ministerium durch 
gemeinsamen Beschluss eine solche Anwendung gut- 
heisst. Die Prüfung des Petroleum geschieht gemäss 
dem Gesetze in der Weise, dass ein mit dem Oele ge- 
fülltes Eisenblech-Gefäss in ein grösseres mit kaltem 
Wasser gefülltes Zinn-Gefäss hineingehängt und in Erste- 
res die Kugel eines empfindlichen Fahrenheit'schen Ther- 
mometers eingesenkt wird. Hat man alsdann das Wasser 
in dem äusseren Gefässe mittels einer Spiritusflamme lang- 
sam erhitzt, bis der Thermometer .in dem inneren Ge- 
fässe etwa 90® Fahr, zeigt, so fahre man mit einer sehr 
kleineu Flamme rasch über die Petroleum-Oberfläche hin; 
— entsteht dabei kein bläuliches Flackern oder Aufflam- 
men, so wiederhole man die Anlegung des Flämmchens 
jedesmal nach weiterem Steigen des Thermometers um 

*) 34 & 35 Vict. c. 105. 



Belehrende amtliche Veröffentlichungen. 81 

2 — 3®. Hat man den Grad gefunden und notirt, bei wel- 
chem ein Aufflackern stattfindet, so wiederhole man den- 
selben Versuch mit einer frischen Probe des Oeles und 
wieder anfangs kaltem Wasser, um das Resultat zuverläs- 
siger und genauer zu machen. 

Zum Privatgebrauche geeignet ist nur solches Petro- 
leum, welches bei 100 ^ F. noch nicht aufflackert; doch 
unterliegt auch solches den speciellen Bestimmungen des 
Gesetzes betreffs der bei Aufbewahrung, Transport etc. zu 
beobachtenden Vorsichts-Massregeln. — 

Neben den ihrem wesentlichen Inhalte nach hier wie- 
dergegebenen Gesetzeserlassen sehen wir gleichzeitig die 
practischen Fortschritte der öffentlichen Gesundheitspflege 
durch eine Reihe amtlicher Veröffentlichungen 
von nicht legislatorischem Charakter bezeichnet, 
welche theils zur Instruction der mit dem Sanitätswesen 
betrauten Beamten, theils auch zur Information des grös- 
seren sich dafür interessirenden Publicums bestimmt sind. 
Dieselben finden sich zum Theile in den jährlichen „Re- 
ports of the Medical Officer of the Privy Council**, zum 
Theile aber in besonderen Berichten der zu bestimmten 
Untersuchungs-Zwecken von der Regierung ernannten Com- 
missionen niedergelegt. Einige dieser letzteren Manifeste, — 
namenlich die , Anleitungen zur planmässigen An- 
lage allgemeiner Abzugskanäle, Boden-Ent- 
wässerung und Wasser-Versorgung", veröffent- 
licht vom ,Loc. Gov. Office" 1866, und die drei Be- 
richte der im Jahre 1868 eingesetzten „Rivers 
Pollution Commission" enthalten Beobachtungs-Re- 
sultate und Rathschläge von theilweise so allgemeinem 
Werthe, dass ein Auszug des wesentlichsten Inhaltes am 
Schlüsse dieser Blätter zusammen mit einigen ähnlichen 
später erschienenen Darlegungen amtlichen Charakters an- 
gemessen erscheint. 

6 



Fünfter Absohnitt. 

Die Nothwendigkeit einer sanitarischen Reform 
und die Vorarbeiten dazn dnrch die 9,Royal Sanitory 

Commission" 1869—70. 



Während durch eine reiche Aufeinanderfolge mate- 
rieller Gesetzes-Erlasse und Instructionen der sanitarische 
Wirkungskreis der öffentlichen Behörden im Allgemeinen 
eine rasch fortschreitende Erweiterung erfuhr, war die 
Organisation dieser Behörden und die Frage der all- 
gemeinen Anwendungs-Weise jener Gesetze noch unver- 
ändert in derjenigen Lage verblieben, welche durch die 
„Local Government Act" 1858 geschaffen worden war. 
Die grossen Mängel dieser Organisation lagen sehr klar 
zu Tage und machten sich in einer immer fühlbarer wer- 
denden Hemmung der practischen Verwerthung jener Ge- 
setze geltend. Die Central- Autorität für öffentliche 
Gesundheits-Angelegenheiten vertheilte sich auf das Mini- 
sterium des Innern („Home Office") für alle administra- 
tive Fragen sowie für die Ausführung der „Publ. Health 
Act", der „Loc. Gov .Act" und aller Baupolicei- Gesetze, — 
auf den Staatsrath („Privy Council) für die Massregeln 
zur Krankheits- Verhütung einschliesslich des Impfwesens, 
— auf das Handelsministerium („Board of Trade*') für die 
sanitarische Ueberwachung der Industrie und für die Gas- 
und Wasserbeschaffungs-Anlagen, — endlich noch auf das 
Kriegs- und das Marine-Ministerium für den Schutz gegen 
gewisse ansteckende Krankheiten in Garnison- und Hafen- 
Städten. Von diesen verschiedenen Central-Stellen besass 



spec 
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dgentlich Dur der Staatsrath eiiie competente Facli-Ver- 
itung in seioeni „Medieal Ueparteiuent", an dessen Spitze 
lit 1858 der ebenso geistreiclie wie thatkrüftige John 
lon stand; — das Ministerium des Innern entbehrte 
les f'aehgelehrten ihm zugeordneten Beirathes, jedes Be- 
richterstatters über die Gesundheits-Zustände des Landes, 
deren administrative Berücksichtigung ihm doch als Pflicht 
zufiel; — ebensowenig war dies bei den übrigen in Be- 
tracht kominendea Ministerien der Fall, welehe Itlr ihre 
sanitariselien Obliegenheiten aul den Beirath solcher In- 
spectoren und Berichterstatter angewiesen waren, die sie 
ms ad hoc ernannten. Diese Zersplitternng und mangel- 
ifte Information der Central-Autorität machte ein syste- 
matisßhes Ineinandergreifen der öfl'entlichen Fürsorge un- 
möglich und lähmte den bewegenden Eintluss auf die 
Ortsbehilrden ; — es fehlte der einheitliche Antrieh^von 
oben zur kräftigen Wahrnehmung der gesetzlich veriiehe- 
nen Befugnisse, — der unumgänglicli nothwendige Impuls 
AUF Ueberwindung aller jener Widerstände, welche die 
„vis iuertiae", die Abneigung gegen jede höhere Selbst- 
besteuerung und gegen das Autjgeben der mit der Mutter- 
milch eingesogenen Vorurtheile und Gewohnheiten, — end- 
lich auch der Widerstreit mancher persönlichen Sonder 
Intereesen gerade der Orts-Beamten gegen die Durchflih 
sanitarischer Verbesserungen Überall mehr oder we- 
ir in den Weg legen ; — es vermissten endlich die 
'rtshehörden in vielen Fällen die sichere Anlehnung an 
eine mit wissenschattlicher und administrativer voller 
Competcnz ausgerüstete, mit Rath und That heistehende 
Centralstelle. 

Noch mangelhafter aber war die Gestaltung der 
Ichen Organe zur conereten Anwendung der sani- 
'ischeu Gesetze. Vor Allem tritt uns hier das p t i o n s - 
rincip entgegen, welches die Rinllllirung der wiuhtig- 
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sten und wirksamsten Gesetze — der „Public Health Act 
1848" und der „Local Government Act 1858" nebst ihren 
„Amendment Acts" von dem Majoritäts-Gutdünken der 
Steuerzahler jedes Ortes abhängen Hess und sogar eine 
partielle Einführung beliebig ' herausgegriflfener Stücke 
jener Gesetze gestattete. Dazu kam, dass viele unter den 
grösseren Städten ein oder mehrere Gesundheits-Gesetze 
eigener Art besassen, welche nur zum grösseren oder ge- 
ringeren Theile mit der allgemeinen Gesetzgebung überein- 
stimmten, in anderen Punkten mit derselben sich in vollstem 
Widerspruche befanden. Die auf das gesammte Land An- 
wendung findenden „Nuisance ßemoval Acts" legten die 
sanitarischen Functionen dort, wo kein „Board of Health" 
bestand, in die Hände der Armen-Vorstände („Guar- 
dians"), während die „Sewage Utiliz. Acts" und die „Sa- 
nitary Act 1866" in denselben ländlichen Districten die 
Ausführung ihrer Bestimmungen den Kanal-Commis- 
sionen („Gommissioners of Sewers") oder — wo keine 
solche getrennt bestanden — den Kirchspiel-Vorstän- 
den („Vestries") überwies. In Folge dessen waren die 
gewöhnlichen Pfarrgemeinden auf dem Lande überall mit 
zweierlei Orts-Gesundheits-Behörden behaftet: — die Ar- 
men - Vorstände besassen die Autorität, gegen gewisse 
Schädlichkeiten vorzugehen, — die Kirchspiel-Vorstände 
gegen andere, sowie zur Ausführung von Kanalisirungs- 
und Wasserversorgungs- Arbeiten 0- Aerztliche Gesundheits- 
beamte fehlten in der grossen Mehrzahl aller ländlichen 
Districte; — die Kirchspiel-Vorstände hatten meist gar 

*) Die Armen- Vorstände waren z. B. die Autoritäten für 
Schweineställe, der Kirchspiel- Vorstand für Aborte, — doch 
nicht ganz, denn während Letzterer verhüten musste, dass die Ab- 
orte zu Schädlichkeiten wurden, so war es Sache der Armen- Vor- 
stände dieselben zu überwachen, wenn sie zu Schädlichkeiten ge- 
worden waren! — 
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keine Idee von den sanitarischen Pflichten, welche die 
Gesetzgebung ihnen auterlegt hatte, und erttillten dieselben 
natürlich nur in brennenden Ausnahmsfällen ; — auch die 
Armen-Vorstände entfalteten eine sanitarische Thätigkeit 
nur gegen vereinzelte Schädlichkeiten und dann in un- 
regelmässiger und ungenttgender Weise. An solchen Orten, 
wo die eine oder die andere Behörde wirklich zu einiger 
Klarheit Über die Bedeutung ihrer sanitarischen Pflichten 
gekommen war, musste die Confusion, welche aus dem 
Bestehen zweier verschiedener Arten sanitarischer Obrig- 
keit auf demselben Gebiets-Terrain und aus der Unbe- 
stimmtheit ihrer resp. gesetzlichen Obliegenheiten ent- 
sprang, alles wirksame Handeln fast unmöglich machen 
und zu einer Discreditirung der ganzen sanitarischen Wirk- 
samkeit fahren. 

Endlich lag noch eine grosse Behinderung tltr die ganze 
Ortsverwaltung indem Mangel an Coincidenz der Ge- 
biets -Bezirke tltr ihre verschiedenen Wirksamkeits- 
Sphären. Friedensgerichtskreise, Armendistricte, Strassen- 
hau-Bezirke und Gemeinde- Verbände waren im Allgemei- 
nen ganz verschieden umgrenzt und bedurften daher eines 
viel schwerfälligeren und vielköpfigeren Verwaltungs-Me- 
chanismus, dessen Complicirtheit nothwendig auch den 
Geschäftsgang der sanitarischen Amtsfunctionen vielfach 
erschwerten. 

Aus allen diesen Gründen entstand unvermeidlich ein 
zunehmender Contrast — den wieder die Jahrestabellen 
der Lebensstatistik am deutlichsten beleuchteten — zwischen 
dem Zustande derjenigen Städte oder starkbevölkerten 
Landdistricte einerseits, welche die „Publ. Health Act'* 
und die „Loc. Gov. Act" adoptirt hatten, — und dem 
überwiegenden Theile der ländlichen Districte anderseits, 
welche jene Gesetze nicht bei sich eingeführt hatten. Jene 
hatten mit Eifer und bestem sanitarischem Erfolge die 
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Anlage von Abzugs-Eanälen, Wasserleitungen und anderen 
Hülfsmitteln der öffentlichen Gesundheitspflege ausgeführt; 
— diese fuhren fort, Wohnboden und Trinkwasser der 
Verunreinigung zu überlassen, Quellen der Luftverderbniss 
unbeachtet zu lassen und die Gesundheit der Wohnungen, 
Schulen u. s. w. der privaten Sorge oder Sorglosigkeit 
anheim zu geben. Wenn diese Inactivität wohl an manchen 
von der Natur begünstigten und weder von Uebervölkerung 
noch von industriellen Betrieben heimgesuchten Orten 
unschädlich bleiben mochte, so boten dagegen viele andere, 
weniger günstig situirte Bezirke — besonders solche in 
Fabrikgegenden — um so lauter redende Belege von den 
üblen Folgen der sanitären Schutzlosigkeit dar. Hier con- 
statirte man nicht blos keine Abnahme — wie in den sa- 
nitarisch ameliorirten Städten — sondern im Gegentheile 
eine zunehmende Höhe der Sterblichkeits-Zif- 
fern, Herabsetzung der Arbeitskraft durch chro- 
nisches Siechthum, und — was durch die statistischen 
Beobachtungen mit überraschender Regelmässigkeit als 
coincidirend sich ergab — ein entsprechendes Sinken 
des sittlichen Niveau's der Bevölkerung. Sterblich- 
keitsziffem und Assisenlisten zeigten annähernd parallele 
Curven, zum sprechenden Beweise, dass Schmutz und 
sonnenlose Atmosphäre so gut auf das Seelen- 
organ wie ^uf den übrigen Organismus ihre 
deprimirenden Wirkungen übten. 

In diese Zeit fällt neben anderen Vorbereitungs- Ar- 
beiten zu den gewünschten Reformen zunächst (1868) die 
Ernennung einer wegen ihrer späteren Veröffentlichungen 
auch ausserhalb Englands viel genannten Gommission zur 
Untersuchung der Flussverunreinigungen und der zur Ab- 
hülfe dagegen rathsamen Massregeln, — der sogen. „River 
Pollution Gommission", von deren drei in den Jahren 
1870 und 1871 erstatteten Berichten wegen des allgemein 
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wertbvollen darin enthaltenen Materiales ein gedrängter 
Anszog im Anhange zw diesen Blättern folgt. 
I Bald aber gewann das Verlangen nach einer grtlnd- 

Blichen sanitarisehcn Reorganisation, welche die in den 
Pttieisten Städten erzielten günstigen Resultate auf das ganze 
Reich ansdeluien sollte, so allgemeinen Änsdrnck, dasB die 
Eegiening sich veranlasst sah, im April 18G9 eine Com- 
missioD niederzusetzen zur Untersuchung der 
Lgesammten öffentlichen Gesundheitspflege in 
England und Wales, zur Prüfnng des Werthes und der 
uwendungaweiae der bestehenden sanitarisehen Gesetze 
*nd zur Entwerfung geeigneter Verbesserungs- Vorschläge. 
„Royal Sanitary Commission", welche — 
IftnfangE unter dem Vorsitze von Lord Rob. Montagu, spä- 
Iter von Sir Adderley — aus 21 Mitgliedern hestand, — 
larunter fünf hervorragenden Äerzten (Sir Wataon, James 
' Paget, Wertworth Acland, Rob. Christison und Will, 
Stokes), — erhielt die ausgedehntesten Rechte zur Ver- 
nehmung von Zeugen und Sachverständigen jeder Art und 
zur Einsichtnahme in alle amtliche Listen, Berichte und 
Documente, welche ihr von Interesse ttir die Lösung ihrer 
Aufgabe erscheinen mochten. Indem sie von diesem Rechte 
den ausgedehntesten Gebrauch machte, trug dieselbe ein 
ausserordentlich reiches und werthvolles Material zusam- 
. men, in welchem sich die Erfahrungen und gutachtlichen 
Leosserungen aller in sanitarisehen Fragen eri'ahrenen 
Chemiker, Ingenieure, Verwaltungsheamten und 
techtsgelehrten des Landes in einer eingehenden und er- 
shOpfenden Weise begegnen. Die umfangreichen Berichte 
r Commission ') entrollen ein sehr anschauliches Bild 
Her der grossartigen Einzelresultate, welche die beharr- 
Thätigkeit der öffentlichen Gesundheitsbehörden 

') »First Report of the Royal Stinitarj Commiasioii", 1869. 
id Report, etc., I. II. & lU. Vol. 1671. 
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unter dem opterwilligen Entgegenkommen einsichtiger 
Gemeinde-Vertretungen in den meisten grösseren Städten 
des Landes seit den letzten 20 Jahren zu Wege gebracht 
und die allen continentalen Staaten als Muster zur Nach- 
ahmung vorleuchten dürfen; — sie decken aber zugleich 
mit schonungsloser Objectivität alle Schäden auf, welche 
für zahlreiche andere Gemeinwesen aus dem Mangel einer 
obligatorischen Durchführung rationeller Massregeln ent- 
standen sind und weiter zu entstehen drohen. Die Resul- 
tate, zu welchen die Commission nach ISmonatlichen 
Untersuchungen gelangte, verdienen eine um so ausführ- 
lichere Erwähnung an dieser Stelle, weil manche darin 
ausgesprochene Vorschläge in der nachfolgenden Gesetz- 
gebung vorläufig nicht zur Geltung zu gelangen vermochten 
und daher als leitende Ideen ftlr die zukünftige Entwicke- 
lung und Verbesserung der englischen Sanitäts -Organisa- 
tion aufzufassen sind. In gedrängter Zusammenfassung 
sind die wesentlichen von der Commission aufgestellten 
Grundsätze folgende: 

1) Eine möglichste Einfachheit und Gleich- 
mässigkeit ist für die sanitarische Gesetzgebung herzu- 
stellen und daher alle von einander abweichende örtliche 
und allgemeine Statuten ausser Wirksamkeit zu setzen zu 
Gunsten eines neuen das ganze Reich umfassenden Sta- 
tutes. Alle Optionellen Einftihrungs-Bedingungen sind ab- 
zuschaffen. Die einzige berechtigte Orts-Unterscheidung in 
der sanitarischen Gesetzgebung kann nur eine solche zwi- 
schen städtischen und ländlichen Bezirken sein, — 
welche beide Kategorien in gewissen Fragen verschiedene 
Anforderungen an die öffentliche Gesundheitspflege zu 
stellen haben. Kein Fleck Landes aber soll fernerhin ohne 
seine zuständige, einheitliche und vollkommen organisirte 
Gesundheitsbehörde sein. 

2) Zu solchen Behörden werden in corporirten Städten 



Vorschläge der »Royal Saiiitary Cuniinissiou« 1871. 89 

die Stadtverordneten („Town Council'*), in anderen grös- 
seren Gemeinwesen die bestehenden ^Imprövement Com- 
raissioners" resp. die „Local Boards **, endlich auf dem Lande 
die Vorstände der Armendistricte als am meisten geeignet 
bezeichnet. In jedem Falle aber sollten die Mitglieder 
jeder Orts-Gesundheitsbehörde aus Wahlen hervor- 
gehen und nach einem regelmässigen Turnus ausscheiden, 
— nach einem ähnlichen Modus wie der von der „Public 
Health Act* und der „Local Gov. Act" vorgeschriebene sei. 

3) In Städten würden zweckmässig die Functionen der 
Strassen Verwaltung ganz auf die Orts-Gesundheitsbe- 
hörde tibergehen, auf dem Lande aber sollte Letztere we- 
nigstens die Befugniss erhalten, in allen öffentlichen Stras- 
sen Abzngskanäle anzulegen oder irgend welche andere 
Anlagen oder Veränderungen vorzunehmen, welche zu sa- 
nitarischen Zwecken ihr nothwendig erschienen. 

4) Es sei wtinschenswerth, dass in jedem Districte 
die Verwaltung der öffentlichen Gesundheitspflege, der 
Armenpflege und event. der Strassenanlagen in den Hän- 
den einer und derselben Behörde sei, — und dass demge- 
mäss die Begrenzungen der Armen verwaltungs-Districte 
und der Strassenbau-Bezirke in Uebereinstimmung ge- 
bracht werden. 

5) Unter den von der Orts-Gesundheitsbehörde zu 
ernennenden Beamten sollte sich tiberall mindestens ein 
ärztlicher Gesundheitsbeamter befinden, welchem 
zugleich alle Befugnisse eines Uebelstands-Inspectors sowie 
das Recht verliehen werden sollte, von jedem nichtärzt- 
lichen Inspector seines Districtes Berichte einzufordern 
und von jedem Berichte Abschrift zu erhalten, welchen ein 
solcher an die Ortsbehörde einreicht. Im Allgemeinen hält 
die Commission die 4000 Armen-Districtärzte Englands ^) 

') Der Rayon jedes Armefidistrictarztes darf iu England ge- 
setzlich nicht über 15,000 Acres au Flächeuausdehuung und nicht 
über 15,000 Seelen au Eiuwohuerzahl umfassen. 
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für die geeignetsten Männer zur Anstellung als Gesund- 
heitsbeamte, da sie Alle wissenschaftlich qualificirte Aerzte, 
mit den ärmeren Klassen — auf deren sanitarische Be- 
dürfnisse es am meisten ankomme — genau bekannt, und 
vermöge ihrer beständigen Beobachtung der herrschenden 
Krankheiten am besten Gelegenheit haben, auch die Quellen 
der letzteren zu erforschen und die geeignetsten Remedu- 
ren vorzuschlagen. Aus letzterem Grunde würde eine prin- 
cipielle Ablösung des „Medical Officer of Health** von der 
ärztlichen Praxis gar nicht im Interesse seiner amtlichen 
Wirksamkeit liegen. Nur in grösseren Städten möge die 
Sache sich anders gestalten, — aber auch hier sollte dann 
fttr eine regelmässige informatorische Beziehung der Ar- 
menärzte zu den ärztlichen Gesundheitsbeamten durch 
förmliche Regulative seitens der Ortsbehörde Sorge getra- 
gen werden. 

Als Haupt - Obliegenheiten des „Medical 
Officer of Health" neben solchen örtlichen Pflichten, 
welche die Ortsbehörde ihm anweisen möge, bezeichnet 
die Commission folgende: 

a) „Alle Vorkommnisse, welche mit erheblichen Ver- 
änderungen im Gesundheitszustande seines Distric* 
tes in Beziehung stehen, genau zu studiren und 
darüber sowohl an die Centralbebörde wie an 
seine eigene Localbehörde mit grösstmöglicher Be- 
schleunigung zu berichten." 

b) „Von den örtlichen Civilstands-Beamten, den Uebel- 
stands-Inspectoren und anderen Personen Material 
zu sammeln, welches zusammen mit seinen eigenen 
Beobachtungen in allgemeinen Berichten über den 
Gesundheitszustand seines Districtes zu verwerthen 
ist, indem er zugleich seine Rathschläge hetreflfs 
der berichteten Dinge beifügt.** 

c) „Den Inspectoren der Centralbebörde auf ihren 
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Rundreisen alle erforderliehen Aafklämngen zn 
ertheilen/ 
d) ;,Die Ursachen aller solchen Todesfälle entweder 
persönlich oder durch einen ärztlichen Vertreter 
zu constatiren, bei welchen dieselbe nicht ander- 
weitig durch einen Arzt bescheinigt worden isf* 
Diejenigen ärztlichen Gesundheitsbeamten, welche 
sich bereit erklären, meteorologische Beobachtungen, Trink- 
wasser-Analysen oder andere auf die öffentliche Gesund- 
heitspflege bezüglichen Untersuchungen anzustellen, sollten 

— ebenso wie- es für die Armee- Aerzte bereits geschieht 

— von der Centralbehörde mit meteorologischen Instru- 
menten und chemischen Apparaten versehen werden, und 
ihre Beobachtungs-Ergebnisse sollten sowohl zur Einsicht- 
nahme für die Steuerzahler ihres Districtes oflfen liegen 
wie der Centralbehörde mitgetheilt werden. 

Zur Sicherung grösserer Unabhängigkeit von persön- 
lichen Bücksichten und Beeinflussungen sollten die ärzt- 
lichen (resundheitsbeamten nicht anders absetzbar sein als 
mit (jenehmiguug der Centralbehörde. 

6) Sowie auf dem Lande die sanitarische Orts- Ver- 
waltung, wünscht die Commission auch dieCentral-Ver- 
waltung der öffentlichen Gesundheitspflege 
mit derjenigen des Armenwesens vereinigt und 
in die Hände eines besonderen Ministers gelegt zu sehen, 
auf welchen alle bisherigen sanitarischen Functionen des 
„Privy Council, des „Home Office" und des „Board of 
Trade* sowie die gesammte Thätigkeit des „Poor Law 
Board" übergehen würden. Diese Centralbehörde soll mit 
den Orts-Gesundheitsbehörden in beständiger und unmit- 
telbarer Verbindung stehen. 

Zu dem Vorschlage einer Vereinigung des Central- 
G^undheitsamtes mit dem Central-Armenamte gelangte 
die Commission durch die Erwägung, dass Letzteres in 
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der innigsten Beziehung zu jedem Kirchspiele des König- 
reiches betreffs mancher Fragen stehe, welche aufs Innigste 
mit der Äusttihrung oder Vernachlässigung sanitarischer 
Massregeln zusammenhängen. Dasselbe habe einen Stab 
von Inspectoren- zur Vertilgung, welche mit den Zuständen 
jedes Districtes genau bekannt seien, und ein vollständiges 
thätiges Corps von Armenärzten, welche tiberall da, wo 
kein anderweitiger ärztlicher Gesundheitsbeamter ernannt 
sei, fllr die meisten Zwecke sanitärer Untersuchung und 
Aufklärung sehr verwerthbar seien. Endlich komme noch 
dazu, dass in den rein ländlichen Districten die Armen- 
vorstände die einzige verwerthbare Ortsbehörde seien. So 
werde man „unwiderstehlich" zu dem Schlüsse hinge- 
drängt, dass die beiden ohnehin ihren innersten Aufgaben 
nach so nahe verwandten V6rwaltungs-Zweige, — deren 
einer die Verhütung des menschlichen Leidens und 
Elendes, der andere die Linderung desselben zum 
Zwecke habe, ~ unter einer einzigen Centralbehörde zu 
vereinigen seien. Wenn diese Grtinde hauptsächlich für 
die ländlichen Districte sich geltend machten und in 
den Städten sich ein theilweise verschiedener und viel 
weiterer Thätigkeitskreis für die Gesundheitsbehörde er- 
gebe, so werde dies doch keine Trennung der Letzteren 
von derjenigen für die Landdistricte rechtfertigen, — und 
so geht denn der Vorschlag der Commission dahin, unter 
der Personal-Union eines Ministers zwei etwa unter be- 
sonderen Unterstaatssecretären stehende Unter- Departe- 
ments zu vereinigen, welche einen gemeinsamen zahl- 
reichen Stab von ärztlichen, technischen und administra- 
tiven Inspectoren besitzen, deren Wirksamkeit aber in der 
oben angegebenen Weise sich abtheilen solle *). 

*) In wie weit die obige Begründung des in der Errichtung 
des »Local Governrncut Board« im Jahre 1871 verwirklichten Vor- 
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7) Eine Zwischen-Behörde zur Vermittelung der 
Beziehungen zwischen der Centralstelle und den Ortsbe- 
hörden wird für unzweckmässig erklärt, indem ein hin- 
reichend zahlreicher Stab von Inspectoren alle nöthigen 
Informationen Über (Ertliche Zustände mit grösster Sicher- 
heit und Schnelligkeit vermitteln und anderseits die An- 
lage grösserer Werke im Interesse ausgedehnterer Landes- 
bezirke durch gemeinsames Handeln der Ortsbehörden 
eventuell unter Bildung gemeinsamer „Boards ad hoc" 
keinen Schwierigkeiten begegnen werde 0- 

Schlages der Commission eine richtige oder irrige gewesen sei, wird 
weiter unten bei Beleuchtung des gegenwärtigen Verwaltungs-Modus 
zur Sprache kommen. 

*) Da die Frage der Zwischen!) eh ()rden ein besonderes Inter- 
esse für uns Deutsche bietet, die wir in eine vielstufige Beamten-Hier- 
archie bei allen öfFentlichen Dienstzweigen tief eingewöhnt sind, und 
dieselbe Frage auch nothwendig bei der event. Organisation der 
öffentlichen Gesundheitspflege im deutschen Reiche eine offene sein 
wird, 80 möge hier nicht verschwiegen werden, dass unter den von 
der Commission vernommenen Sachverständigen sich nicht wenige 
Stimmen zu Gunsten der Einschiebung einer Grafschafts- Behörde 
zwischen Ministerium und Ortsbehörde aussprachen, — also für 
eine ähnliche Vermittelungs-Iustanz, wie sie in Preus- 
sen etwa die Bezirks-Regierungen darstellen. Einer sol- 
chen Zwischenbehörde wollte z. B. Dr. Taylor die zwangsweise Aus- 
führung derjenigen sanitarischen Anlagen und Verbesserungen über- 
tragen, welche von der Ortsbehörde versäumt oder verweigert worden. 
Derselben sollten zu diesem Zwecke ein befähigter Arzt, ein erfah- 
rener Ingenieur und ein bewährter Administrationsbeamter ])eige- 
ordnet werden. Andere hoben die Ueberwachung der Wasserläufe 
betreffs ihrer Reinhaltung und ähnliche Zwecke von grösserem Ge- 
sichtskreise als geeignete Fürsorge-Objecte solcher »Intermediate 
Authorities« hervor. Die überwiegende Mehrzahl indess — und unter 
ihnen der vielerfahreue John Simon — sprachen sich gegen eine 
solche Schöpfung aus, welche die ganze ohnehin so complicirte Ver- 
waltungs-Maschine noch mehr verwickeln würde, deren Geschäfte 
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8) Der Yorgescblagenen Centralbehörde werde passend 
auch die Givilstands-Registrirung einschliesslieh 
des statistischen Central- Bureaus — • „General Register 
Office" — unterstellt, welches bis dahin nominell vom 
Minister des Innern abhing, in Wirklichkeit aber ziemlich 
unabhängig für sieh arbeitete. Sehr bemerkenswerth sind 
unter den Erklärungen der von der Commission vernomme- 
nen Sachverständigen zunächst diejenige des „Superinten- 
dent of the Statistical Departement", Dr. Farr *)? welcher be- 
klagt, dass die Bescheinigung der Todesursachen 
bis jetzt den Aerzten nicht zur ausdrücklichen Pflicht ge- 
macht sei und dass daher seine bestimmten Instructionen 
an die statistischen Unterbeamten, sich die jedesmalige 
Bescheinigung von der Hand eines approbirten Arztes zu 
verschaffen, bis dahin nur von unvollkommenem Erfolge 
gewesen seien. Am vollständigsten seien die Listen aus 
London, welche 93 % Krankheitsbescheinigungen von 
Aerzten, 5 % solcher von „Coroners" (Todtenschau-Rich- 
tern) und 2 % unausgeflillt oder von unsicherer Autor- 
schaft enthielten. In den übrigen 10 von den 11 statisti- 
schen General-Distrieten, in welche England ei'ngetheilt 
ist 2) (— Lon4on bildet einen solchen für sich allein — ), 



ebenso gut durch die Inspectoren der Centralbehörde geschehen 
könnten, und deren Zwischen Schiebung die lebendigen, gegenseitig 
anregenden Beziehungen zwischen der einheitlich organisirten Orts- 
behörde und der sie controlir enden und endgültig entscheidenden 
Centralbehörde würde abschwächen müssen (Analysis of Evidence, in 
IL Report of the Roy. Sanit. Commission, pag. 190 u. folgg.). 

') Precis of Evidence before the Roy. Sanit. Commission, 
Quest. 4433 u. folgg. 

*) Diese 11 General-Districte für Statistik zerfallen in 640 
Einzeldistricte (meist coincidirend mit Gruppen von Armendistricten) 
unter »Superintendent Registrars*, — meist Staats-Procuratoren 
oder Armenverwaltungs-Secretaren, — welche wiederum 2202 Sub- 
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steht das Verhältniss im Allgemeinen ungünstiger, und 
fanden sich z. B. im Jahre 1867 unter 471,073 Todes- 
fällen nicht weniger als 4630 ohne alle Angabe der To- 
desursachen überhaupt, eine grössere Anzahl aber von 
unzuverlässiger Hand verzeichnet. Dr. Farr erklärte es für 
nothwendig, dass in Zukunft jeder behandelnde Arzt zur 
Ausstellung einer Beseheinigung über die Todesursache 
gesetzlich angehalten werde, — wobei er es dahin gestellt 
sein lässt, ob die Kosten dieser Verrichtung und der in 
vielen Fällen damit nothwendig verbundenen Leichenbe- 
sichtigung den Angeh()rigen resp. im Unvermögensfalle 
der Districts-Armenkasse aufzuerlegen oder ob dieselben 
aus staatlichen Mitteln zu bestreiten seien. In solchen 
Fällen, wo keine ärztliche Behandlung stattgefunden hatte 
oder wo der Arzt den Verstorbenen in der letzten Zeit 
nicht gesehen hatte, sollte nach Farr's Meinung ein eigens 
dazu angestellter ^Registration Medieal Officer*' zu der 
Leiche hinberufen werden, um so gut wie möglich aus 
deren Beschaffenheit und aus den Aussagen der Umgebung 
die Todesursache zu erschliessen. Zu solchen „Registrar- 
Aerzten** würden am besten die ärztlichen Gesundheitsbeam- 
ten ernannt, welchen dann die Befugnis« eingeräumt werden 
könnte, sich durch Einen der Armenärzte vertreten zu 
lassen. Der Registrar-Arzt solle dem Coroner Anzeige 
machen, wenn er irgend Etwas entdecke, was eine ge- 
richtliche Untersuchung zu erheischen scheine ; — es könn- 
ten auf diese Weise die kostspieligen und mühsamen 
Todtenschau- Vornahmen (^Coroner's Inquests*') eine Be- 
schränkung auf die vom Registrar-Arzte angezeigten Fälle 

districte zu überwachen haben. Letztere umfassen im Ganzen 16,160 
Kirchspiele und Kirchspiel-Sectionen (»Townships«). Jeder Subdistrict 
hat einen Registrar, welcher von der Armenverwaltung ernannt 
und meist ein Arzt ist. 
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erfahren, und würden Jene namentlich bei den bisher all- 
gemein so behandelten Todesfällen in Gefängnissen, Irren- 
anstalten und Arbeitshäusern fast ganz erspart werden. In 
ähnlichem Sinne äussert sich ') der gleichfalls als Sach- 
verständiger vernommene Dr. Rumsey (Verfasser mehrerer 
Schriften über Staatsarzneikunde), welcher als eine Quelle 
von UnZuverlässigkeit auch der ärztlichen Certificate den 
Umstand bezeichnet, dass einige Aerzte den frühesten Aus- 
gangspunkt der zum Tode flihrenden Krankheit angeben. 
Andere dasjenige Krankheitsmoment, welches ihnen das 
grösste ärztliche Interesse darbot, — und endlich wieder 
Andere diejenige Symptomen-Gruppe, welche schliesslich 
unmittelbar zum Tode flihrte (— Rumsey selbst erklärt 
der letzteren Bescheinigungsweise den Vorzug zu geben — ). 
Von grossem Interesse sind auch die Aeusserungen 
Simonis und Farr's über die Einführung einer eigentlichen 
Krankheits-Statistik, — d. h. einer R e g i - 
strirung auch derjenigen Erkrankungen, 
welche nicht zum Tode führen. ^Der Mi- 
nister des Gesundheits - Departements," sagt Simon*), 
^sollte beständig im Besitze einer wissenschaftlich inter- 
pretirten Uebersicht über den Gesundheits- und Krank- 
heitszustand im ganzen Lande sein. Wir bedürfen einer 
Verbesserung unseres Systemes der Todes-Statistik, aber 
wir bedürfen ausserdem einer wohl organisirten Krank- 
heits-Statißtik. Es sollten alle auf öffentliche Kosten be- 
handelte Krankheitsfälle bekannt gemacht werden und 
wir sollten wissen, wie viele Fälle jeder Krankheit in 
solcher Weise zur Behandlung kommen. Ausserdem sollten 
alle zur Pflege und Behandlung von Kranken bestimmte 

*) Preci8 of Kvidence before the Roy. Sanit. Commiss., Quest. 
4269 u. folgg. 

^) Precis of Evidence before the Roy. Sanit. Commiss., Quest. 
1830 u. folgg. 
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Anstalten genaue Berichte einsenden nach übereinstimmen- 
der Form und Eintheilung, was bis jetzt nicht geschieht. 
Es würde dadurch eine Uebersicht über die Verbreitungs- 
weise der Krankheiten gewonnen und mancher Epidemie 
frühzeitig durch geeignete Massregehi entgegengetreten 
werden können, deren Existenz jetzt erst nachträglich 
durch die daraus resultirte höhere Mortalität dem statisti- 
schen Bureau sich bemerklich mache." Auch Dr. Farr hält 
solche statistische Krankheitsberichte, für höchst 
zweckmässig, nicht blos beim Ausbruche von Epidemien, 
sondern überhaupt zur fortlaufenden Beurtheilung 
des allgemeinen Krankheits-Charakters gerade 
bei den arbeitenden Klassen, deren sanitarische 
Ueberwachung am meisten noththue. 

Derselbe macht auch darauf aufmerksam, dass es 
sich zur Gewinnung einer fortlaufenden prompten Ueber- 
sicht des allgemeinen Gesundheits-Zustandes empfehle, 
anstatt der bisherigen vierteljährlichen Veröffentlichung 
der das ganze Land betreffenden Todestabellen solche 
wöchentlich zu veranstalten, — wie dies lür die Haupt- 
stadt schon seit lange geschehe ^). — 

*) Der Wochenbericht des »Registrar Generale, wel- 
cher ausser der Hauptstadt die 13 grössten Städte des vereinigten 
Königreichs berücksichtigt, erscheint am 3. Tage nach Schluss jeder 
Woche und enthält in fünf Tabellen: 1) für alle 14 Städte die 
Geburten und Todesfälle (beide im Vergleiche mit lOjähr. Durch- 
schnitte derselben Jahreswoche), sowie Temperatur-Schwankungen 
und Regenmenge; 2) für London die Todes- Ursachen, eingetheilt 
nach drei Schematen von progressiver Ausführlichkeit: einem ganz 
übersichtlichen fünfklassigen (»zymotische«, »constitutionelle«, »lo- 
cale«, »Entwickelungs-Krankheiteuff und »gewaltsame Todesarteu«), 
einem genaueren von 26, und einem ganz specificirten von 111 Ka- 
tegorien; — ferner eine Zusammenstellung der einzelnen »zymoti- 
schenc Erkrankungen (Pocken, Masern, Scharlach, Diphtherie, Keuch- 
husten, Typhus, Diarrhoe, Cholera) nach den 137 städt. Districten. 
— Der grosse Werth dieser regelmässigen Veröffentlichung, welche 
dem Publicum einen permanenten Barometer für den augenblicklichen 
Gresundheitszustand gewährt, springt zu sehr in die Augen, um den 
Ausdruck des Wunsches einer Nachahmung derselben in Deutsch- 
land unterdrücken zu können. 



Sechster Abschnitt. 

Die Errichtung des „Local Government Board'^ 
1871 nnd das sanitarische Reorganisations-Gesetz 

von 1872. 



Die erste Massregel, durch welche wir eine theilweise 
Verwirklichung der im vorigen Abschnitte dargelegten 
Conimissions- Vorschläge in's Leben treten sehen, ist die 
Errichtung eines neuen Ministeriums für Armen- 
wesen, öffentliche Gesundheitspflege und Orts- 
Verwaltung durch die ,Local Government Board 
Act" vom 14. Aug. 1871'). Dieses Gesetz verfügt 

1) difC Aufhebung des bisherigen Central- Armenamtes 
(„Poor Law Board**), dessen sämmtliche Obliegenheiten 
auf die neugeschaffene Behörde übergehen; 

2) die Uebertragung aller derjenigen Rechte und 
Pflichten, welche bis dahin dem Ministerium des Innern 
und dem Staatsrathe durch die sanitarische und statisti- 

« 

sehe Gesetzgebung oder durch die Ortsbesteuerungs-Ge- 
setze zugetheilt waren, an das neue „Loc. Gov. Board"*); 

3) dieses letztere wird zusammengesetzt aus einem 



') Der ganze Titel des Gesetzes lautet: »An Act for consti- 
tuting a Local Government Board, and vesting tlierein certain 
Functions of the Secretary of State and Privy Council conceming 
the Public Health and Local Government, together with the powers 
and duties of the Poor Law Board.« 34 & 35 Vict. c. 70. 

^) Eine Enthebung des Handelsministeriums von seinen sani- 
tarischen Ueberwachungs-Functionen (s. oben S. 82) findet durch 
das Gesetz nicht Statt. 
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von der Königin auf unbestimmte Zeit zu ernennenden 
Präsidenten und aus den lolgenden „ex officio 
Mitgliedern": der Lord-Prilsident des Staatsratlies, 
sämmtliche Staatsmiuister, der Lord-Siegelbewahrer und 
der Lord-Schatz-Kanzler. Der President darf zugleich 
Mitglied des Parlamentes sein, ebenso — auch gleichzeitig 
mit Ersterem — Einer seiner SecrctUre. FAn besonderes 
Gehalt bezichen die „ex officio Mitglieder" llir diese 
neue Function nicht, wohl aber der Prilsident und die von 
dem „Board** zu ernennenden Secertilre, Hülfs-Secretäre, 
Inspectoren und sonstigen Beamten. Einer Genehmigung 
des Parlamentes unterliegt nur jede Anstellung eines Be- 
amten zu einem vom Ministerium neu creirten Posten. 

4) Alle Beamte und IlUlfsarbei ter, die bis 
dahin llir die Ausfuhrung solcher Befugnisse und Pflichten 
augestellt waren, welche durch das gegenwärtige Gesetz 
auf das „Loc. Gov. Board*' llbertragen werden, sollen in 
den Dienst dieser Behörde mit unveränderten Rechten, 
Befugnissen und Emolumenten Übertreten*); — doch ist 
dem „Board *•' die Vertheilung der Geschäfte an die ver- 
schiedenen Beamten jederzeit vorbehalten. 

5) In allen Parlaments-BcschlUssen, Contractcn oder 
anderen Documenten, welche vor Errichtung des „Loc.Gov. 
Board" in Gültigkeit getreten sind bezüglich solcher An- 
gelegenheiten, welche demselben durch gegenwärtiges Ge- 
setz übertragen werden, soll der Name des neuen „Board" 
substituirt werden für die Namen derjenigen Behörden, 
welche in jenen Documenten als befugte oder verpflichtete 
Centralbehörde aufgeführt war, — möge dies das Central- 

*) Das frühere »Mctlical Dt^partment of the Privy Ctmncil« 
ist fortan eine Abtluiilunj^ den (-(Uitral-Ortsvcrwaltuiigsanitt's; — 
J. Simon bleibt — mit cinoni (Jehaltt? von 2000 L. St. — n(»bst 
S(4nom Stabe von 11 ärztlicluni InHj)ectoriMi, wclclie ein (idmlt von 
500—1100 L. St. beziehen. 



100 



Das »Local Goyernment Board c 1871. 



AnnenaiDt sein oder der Staatsrath oder Einer der Staats- 
minister; 

G) die durch das „Loc. Gov. Board" zu übernehmen- 
den sanitarisehen Befugnisse und Pflichten resümirt 
eine dem Gesetzes-Texte beigefügte Tabelle folgender- 
niassen : 
I. Bisherige Befugnisse und Pflichten des Ministeriums 

des Innern, betreffend: 



Gegenstand: 



Gesetz: 



Geburts-, Todes- und Heiraths-Sta- 
tistik 

Oeffentlicbe GesundheitspÜege . . 



Boden-Entwässerung. Sanitarische 
Eiuzelgcgeustände 



Oeffentliche Bade- und Waschanstalten 

Oeffentl. Promenaden- Anlagen u. dgl. 
(Public Pleasure-Grounds & similar 
Improvements) 

Städtische Verbesserungs-Anlagen . . 

Bau-Gesundheitspolicei ...... 

Rechnungsablagen. Ortsbesteuerung . 



C <fe 7 Will. IV. c. 86. 

7 Will. IV. & 1 Vict. c. 22. 

11 & 12 Vict. c. 63. 

21 <fe 22 Vict. c. 98. 

24 & 25 Vict. c. 61. 

26 & 27 Vict. c. 17. 

28 & 29 Vict. c. 75. 

29 & 30 Vict. c. 90. 

30 & 31 Vict. c. Ii3. 

31 & 32 Vict. c. 115. 

32 & 33 Vict. c. 100. 
9 & 10 Vict c. 74. 

10 & 11 Vict. c. 61. 



23 & 24 Vict. c. 30. 
10 & 11 Vict. c. 34. 
31 & 82 Vict. c. 130. 
23 & 24 Vict. c. 51. 

Nebst allen die vorstehen? 
den Gesetze araendirenden 
Gesetzen, insoweit dieselben 
irgend welche Befugnisse für 
das Ministerium des Innern 
begründen. 



Das »Local üovoriimont Board« 1871. 101 

II. Bisherige Befugnisse und Pflichten des Staatsrathes, 

betreffend : 

" 1 " " ~ 

Gogou stand: | Gcsot/ : 



Vorlxiupungsniassrcgfclu gegen Krank- | 

holten ; 11 it 12 Vict. c. G3. 

18 (t 19 Vict. o. 116. 

21 Ä 22 Vict. c. 97. 

! 22 & 23 Vict. c. 3. 

, 23 & 24 Vict, c. 77. 

29 & 30 Vict. c. 90. 

31 & 32 Vict. c. 115. 

Impfweson 80 «fc 31 Vict. c. 84. 

Nebst allen die vorstechen- 
den (foaetzc amcndironden 
; Gosotzcn, insoweit dieselben 
j irgend welche Befugnisse 
, dorn Staatsrathe übertragen. 

Der Schaflfung dieser neuen Centralgewalt folgte ein 
Jahr später die zweite ebenso allgemein geforderte Mass- 
regel, — die Consolidirnng der gesammten localen Sani- 
täts -Verwaltung in einem Itir das ganze Land mit Aus- 
nahme der Hauptstadt gleichmässig gültigen Statute. Die 
;,Act to amend the Lawrelating to Public Health" 
vom 10. Aug. 1872 *) theilt ganz England in zwei Ka- 
tegorien von Sanitäts-Distrieten, in 

1) städtische („Urban Sanitary Districts") 
und 

2) ländliche („Rural 8anitary Districts"), 
welche beide der Autorität vollständig organisirter Local- 
behörden von mi^glichst übereinstimmender Zusammen- 
setzung untei*stellt werden (§ 3). 

>) 85 & 86 Vict. c 79. 
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l)Zu städtischen Sanitäts-Districten sollen die 
in der ersten Columne nachstehender Tabelle aufgeltihrten 
Orts-Kategorien erhoben werden und als städtische Sani- 
täts-Behörden in denselben die in der zweiten Columne 
aufgeführten Corporationen gelten: 



Städtischer Sanitäts- 
District: 

1) »Borough« ') (Stadtge- 
mcindc), — als solcher entweder vor 
oder nach dem Erlasse dieses Gesetzes 
constituirt. 

2)»Improvement Act Di- 
8trict«^)(Meliorations-District), 
— wenn als solcher vor dem Erlasse 
dieses Gesetzes constituirt, und wenn 
kein Theil desselben innerhalb einer 
Stadtgemoiude oder eines Local- Ver- 
waltungs-Bezirkes fällt. 

3) »LocalGovernment District« 
(Orts-Verwaltungs-District), — als sol- 
cher entweder vor oder nach dem Er- 
lasse dieses Gesetzes constituirt, inso- 
fern er weder im Ganzen noch zum 
Theile mit einer Stadtgemeinde oder 
mit einem Meliorations-Districte zu- 
sammenfällt. 



Städtische Sanitäts- 
Behörde: 

»Mayor, Aldermen and 
ßurgcsses« ^\ (Bürgermeister, 
Rathsherm und Bürger), — 
handelnd durch den Stadt- 
rath, — »Council«. 

»Improvemont Commis- 
sioners« (die Meliorations- 
District- Vorsteher). 



»Local Board« 
Verwaltungsamt) . 



(Orts- 



^) Als »Borough« definirt der Anhang zum Gesetze § 60 jede 
Ortschaft, in welcher eine Muuicipal- Verfassung und Corporation in 
Gemässheit des unter Will. IV. 1835 erlassenen Gesetzes über Re- 
gulirung der Muuicipal-Körperschaften eingeführt ist. 

') Unter dem Namen »Mayor, Aldermen and Burgesses« wer- 
den nach der Städteordnung von 1835 die städtischen Corporations- 
rechte geübt. »Aldermen« heissen die Mitglieder eines von denStadt- 
räthen — »Town Councillors« — gewählten engeren Ausschusses; 
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Wo sich eine diesef drei Kategorien von Bezirken 
in einer anderen eingeschlossen findet, da soll der kleinere 
Bezirk in dem grösseren zu den Zwecken dieses Gesetzes 
aufgehen und die betreffende Behörde des grösseren Be- 
zirkes soll die zuständige Sanitätsbehörde liir den 6e- 
sammtbezirk sein. 

Bei Coincidenz eines Stadtgemeiude-Districtes oder 
eines Meliorations-Districtes mit einem Ortsverwaltungs- 
Bezirke soll ein städtischer Sani täts-District daraus ge- 
bildet und nicht das Ortsverwaltungs-Amt, sondern die 
städtische resp. die Meliorations-Behörde als Sanitäts- 
Behörde gelten. 

Wo nur ein Theil eines Meliorations-Districtes inner- 
halb einer Stadtgemeinde oder eines Ortsverwaltungs-Be- 
zirkes liegt, oder nur ein Theil eines Ortsverwaltungs-Be- 
zirkes in einer Stadtgemeinde, da soll der übrige Theil 
des Meliorations-Districtes resp. des Ortsverwaltungs-Be- 
zirkes dieselbe sanitarische Behörde behalten, welche vor 
Erlass dieses Gesetzes fuugirte. 

Eine ausnahmsweise Stellung ist den Städten Oxford, 
Cambridge, Blandford, Calne, Wenlock, Folkestone und 
Newport (auf der Insel Wight) eingeräumt, in welchen die 
bisher dort gllltigen speciellen und sehr vollkommenen 
Local-Statuten liir Gesundheitspolicei fortbestehen dürfen 
(§4). 

2) Die ländlichen Sanitäts-Districte umfas- 
sen sämmtliche übrigen Theile des Landes mit Ausnahme der 
Metropole, — und sie werden gebildet aus den seit 1834 be- 
stehenden Armenverwaltungs-Kreisen(„Unions")*), 

»Burgesses« alle wahlberechtigten Steuerzahler in corporirten Stadt- 
gemeindep. 

') Es sind dies die seit dem Jahre 1847 unter der »Commis- 
äoners Clauses« (vergl. S. 16) gebildeten Districte. 

*) Mit einer durchschnittlichen Stärke von 30,000 Einwohnern, 
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insoweit solche nicht mit städtischen Sanitäts-Districten 
coincidiren, sowie mit Ausschluss derjenigen Theile von 
ihnen, welche etwa in städtischen Sanitäts-Districten ein- 
geschlossen sind. 

Zu Sanitätsbehörden in den ländlichen Di- 
stricten werden die in letzteren als bisherigen „Unions" 
fungirenden Armenverwaltungs-Räthe („Boards of 
Guardians") erklärt. Nichtberechtigt zur Function als Mit- 
glieder der Sanitätsbehörde sind nur solche „Guardians", 
deren resp. Kirchspiele nicht in den nunmehrigen länd- 
lichen Sanitäts-District mit hineingezogen, sondern aus 
oben genannten Gründen abgetrennt und mit einem sie 
umschliessenden städtischen Sanitäts-Districte verschmolzen 
werden. In solchen Kirchspielen, von welchen ein Theil 
mit einem angrenzenden städtischen Sanitäts-Districte ver- 
bunden, der Rest aber mit dem ländlichen Districte ver- 
einigt bleibt, kann das „Locäl Governm. Board** eine 
Trennung der Kirchspiels-Repräsentation nach sog. „ Wards** 
anordnen, — so dass diejenigen „Guardians**, welche in 
dem für Sanitätsverwaltung städtisch gewordenen „Ward" 
wohnhaft sind, nicht fllr den ländlichen „Ward** als Mit- 
glieder der ländlichen Sanitätsbehörde fungiren dürfen *) 
(§5). 

von denen im Durchschnitt je 1370 auf ein Kirchspiel kommen 
(nach einer Berechnung Gneist's). 

*) Diese in der Ausführung weniger, als es den Ansc|^ein ha- 
ben könnte, verwickelten Clausein sind die nothwendige Consequenz 
einer strenge durchgeführten Trennung städtischer 
von ländlichen Verhältnissen in der Sanitätsverwaltung. Die 
ungleichmässigc Territori^l-Entwickelung grosser städtischer — na- 
mentlich industrieller — Bezirke, welche den Flüssen, Eisenbahnen 
und Hauptstrassen folgend oft ländlich bleibende Districte ganz oder 
theilweise umrahmen, würden ähnliche Abgrenzungs-Schwierigkeiten 
in vielen deutschen Städte-Bezirken und deren Umgebungen noih- 
wendig machen. 
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Dem zur „ländlichen SaniUltsbebörde** erklärten Ar- 
nienverwaltnngsrathe gestattet das Gesetz, seine vollen 
l^elugnisse an eine Conimission ( „ Committee*" ) zu 
delegiren, welche in einer dazu besonders anberaumten 
Sitzung gewählt wird und alsdann Itlr den Rest des lau- 
fenden Jahres mit unbeschränkter Ausübung aller sanita- 
rischen Functionen der Ortsbehörde betraut bleibt *)• 

Ebenso kann* die ländliche Sanitätsbehörde eine 
Kirchspiels-Commission („Parochial Commit- 
tee*) Ittr irgend ein einzelnes Kirchspiel oder irgend 
welchen contribuirenden Ortstheil bilden, deren Mitglieder 
sie entweder alle oder auch nur theilweise aus ihrer eige- 
nen Mitte und theilweise aus den Steuerzahlern des be- 
treffenden Ortsthcilcs wählen darf 2). Eine 'solche Kirch- 
s])iels-Commission soll durchaus an die Instructionen und 
Competenz- Beschränkungen gebunden sein, welche die sie 
ernennende Sanitäts-Behörde festsetzt; — ihre Befugnisse 
dürfen sich immer nur auf das Gebiet des betreffenden 



*) Eine Bostimmuiig, welche bei der vielköpfigen Zusam- 
niüiisotzuiig der Ariiienvorwaltungsrätlio zur SicheruDg 
einer prompten und wirksamen Geschäftsführung unumgänglich war 
und von welcher denn auch auf den ausdrücklich pu])lioirten llath 
der Central behörde (II. Report of the Local Gov. Board, S. XLI) 
bereits der allgemeinste Gebrauch gemticht wird. 

**) In einer späteren Circular- Verfügung empfiehlt der Minister 
die Bildung solcher Kirchsinel-Commissionen besonders für die unter 
den »So wage ütiliz. Acts« gebildeten »Drainage-Distriots« (vergl. 
S. 66), in welchen speciolle oft bedeutende Anlagen mittels Anleihen 
vor dem Erlasse des neuen Gesetzes geschailbn waren und wo dann 
die Vorwaltung und Ueberwachung solcher Anlagen am passendsten 
einer solchen engeren Kirchspiels-Commission überwiesen werde. 
Ausserdem sei dieselbe Einrichtimg empfehlenswerth zur Leitung 
der sanitarischen Massregeln und Anlagen an solchen Orten oder 
Ortstheilou, weloho sich im Uebergangsstadium zu städtischen Vor- 
hältnisaeu befinden. 
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Kirchspiels oder Kirchspiel-Theiles beschränken und ma- 
teriell in keinem Falle weiter gehen als diejenigen der 
Districts - Sanitätsbehörde selbst. Die Zusammensetzung 
dieser Kirchspiels-Commissionen kann jederzeit von der 
Sanitätsbehörde beliebig geändert, die Mitglieder-Zahl ver- 
grössert oder verringert, auch ihre Auflösung ohne Wei- 
teres verlUgt werden. Die Kirchspiels-Gommission wird 
als einfacher Agent der sie einsetzenden Sanitäts-Behörde 
betrachtet, und durch die Einsetzung einer solchen Com- 
mission wird die letztere Behörde von keiner der ihr 
durch Parlamentsacte oder sonst auferlegten Verpflichtun- 
gen und Verantwortungen entbunden *) (§ 13). 



^) So kann z. 13. nach einer Erläuterung zu obigem Gesetze, 
welche der Präsident des »Loc. Gov. Board«, James Stansfeld, in 
seinem Report pro 1872—1873 (pag. XLII u. folgg.) gibt, weder die 
Ernennung von Beamten noch das Ausschreiben neuer Steuer-Bei- 
träge einer solchen Kirchspiels-Gommission übertragen werden. Für 
alle finanzielle Transactionen des ländlichen Districtes sind und blei- 
ben die »Guardians« als »ländliche Sanitätsbehörde« allein verant- 
wortlich. 

Als Obliegenheiten def Kirchspiels-Commissionen werden da- 
gegen in derselben minist. Erläuterung folgende aufgestellt: 

1) Ihre Bezirke von Zeit zu Zeit zu inspiciren, um sich zu 
überzeugen, ob irgend welche constructive Anlagen erfor- 
derlich oder irgend welche Uebelstände vorhanden seien, 
deren Beseitigung noth wendig erscheine. 

2) Die Ausführung und Unterhaltung aller für den speciellon 
Gebrauch ihres Bezirkes bestimmten Anlagen zu überwachen 
und für alle erforderlichen Reparaturen oder sonstwie noth- 
wendig erscheinenden Veränderungen derselben Sorge zu 
tragen. 

3) Beschwerden über gesundheitswidrige Uebelstände zu prü- 
fen, die dagegen gerichtete Wirksamkeit des ärztl. Ge- 
sundheitsbeamten und des Uebelstands-Inspectors zu beob- 
achten, diese auf vorhandene Uebelstände aufmerksam zu 
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3) Die von der Centralbehörde zu dem Zwecke ab- 
f!;esandten Iiispectoren dürfen allen Sitzunj^en der Districts- 
behörden beiwohnen und sollen zum Zwecke ir^nd wel- 
cher von der Centralbehörde angeordneten Untersuchung 
dieselben Befugnisse zur Zeugen-Vernehmung, zur Einsicht- 
nahme in Acten und Rechnungen sowie zu Ijocal-Inspcc- 
tionon besitzen wie die Inspectoren des Central-Armen- 
amtes bei Untersuchungen zu Zwecken der Armenverwal- 
tung (§ 15). 

4) In Jedem sttldtischen 8anitUts-l)istricte soll — un- 
ter den durch das gegenwärtige Gesetz bedingten Modifi- 
cationen — die ^liOcal Government Act 1858" und mithin 
auch die darin eingeschlossene „Publ. Health Act 1848") 
derart in Kraft treten, dass die städtische Sanitätsbehörde 
unter Ausschliessung aller anderen etwa bis dahin be- 
standenen Behörden mit allen denjenigen r)efugnissen, 
Rechten und Pflichten bekleidet werde, welche durch die 
,,Local Gov. Act" oder durch irgend welche «andere da- 
selbst in Kraft befindliche sanitarische Gesetze, namentlich 
durch die „Sewjige Utilization Acts", die „Nuisances 
Remov. Acts", die „Common Lodging Ilouses Acts", die 
^Artizans & Labourers* Dwellings Act" und die „Rakc- 
houso Regulation Act**, irgend welcher Ortsbehörde ver- 
liehen waren. 

In Städten, welche die „Bath & Wash Ilouses Acts" 
und die „Labouring Classes Lodging Ilouses Acts" bis 

machen und jyopfon Lctztoro iu dringlichon Fällen die nöthi- 
pfon Massregoln dircct anzuordnen, 

4) Alle Rechnungen zu prüfen und anzuerkennen, welche sich 
auf spcciolle Ausgaben innerhalb ihres Bezirkes beziehen. 

5) Der Districts-Sanitätsbehördo von Zeit zu Zeit Bericht zu 
erstatt^^n ülxjr die verschiedenen Angelegenheiten, welche 
deren Aufmerksamkeit erheischen, und über die beobach- 
tete Pflichterfüllung ihrer Beamten und Diener. 
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dahin nicht adoptirt haben, ist die neue Sanitätsbehörde 
ermächtigt, diese Gesetze ohne Weiteres in Kraft treten 
zu lassen (§ 7). 

5) Der ländlichen Sanitätsbehörde wird unter Aus- 
schliessung jeder anderen bis dahin damit betrauten Be- 
hörde die Ausübung aller derjenigen I^efugnisse, Rechte 
und Pflichten übertragen, welche den Kanal - Behörden 
vermöge der „Nuisances Rcnioval Acts" und der Local- 
behörde vermöge der „Common Lodging Houses Acts", 
der „Diseases Prevention Act" und der „Bakehouse Regu- 
lation Act" zustehen (§ 8). 

Mit den Befugnissen und Pflichten gehen auch sämmt- 
liche Eigcnthumsrechte und Schulden der bis dahin mit 
den sanitätspoliceilichen Functionen betraut gewesenen 
Behörden auf die neue städtische oder ländliche Gesund- 
heitsbehörde über (§ 9). 

6) In jedem städtischen sowohl wie ländlichen Sa- 
nitäts-Districte muss ein — oder in ländlichen auch mehrere 
— ärztliche Gesuudheitsbeamte sowie ein oder meh- 
rere Uebelstands-Inspectoren auf Zeit ernannt werden, 
ausser den nöthigen Verwaltungsbeamten („Clerk" und 
„Treasurer"). Mit Genehmigung der Centralbehörde können 
auch mehrere Sanitäts-Districte einen und denselben ärzt- 
lichen Gesundheitsbeamten ernennen, — und ebenso ist es 
mit Genehmigung der Centralbehörde zulässig, dass der Di- 
stricts-Armenarzt zugleich ärztlicher Gesundheitsbeamter 
werde. Letzterer besitzt ipso jure zugleich alle öflfentlichen 
Befugnisse eines Uebelstands-Inspectors. Sowohl die ärzt- 
lichen Gesundheitbeamten wie die Inspectoren sollen das 
erste Mal nur für die Dauer von 5 Jahren ernannt werden. 

Die Ernennung und Entlassung des ärztlichen Gesund- 
heitsbeamten sowohl wie der anderen Beamten der Gesund- 
heitsbehörden, die Feststellung ihrer Amtspflichten und 
ihres Gehaltes unterliegen der Genehmigung der Central- 
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behörde nur in den Fällen, wo zum Gehalte ein Zuschuss 
aus Staatsmitteln gezahlt wird *) (§ 10). 

7) Die Centralbchörde kann durch „provisorische 
Order" irgend eine Sanitätsbeluirde, deren District an 
einen Seehafen angrenzt, zugleich zur Hafen-Sanitäts- 
behörde einsetzen und damit gleichzeitig alle aus der 
sanitarischen Gesetzgebung hcrlcitbaren Befugnisse, Rechte 
und Pflichten auf diese Behörde übertragen, indem sie zu- 
gleich die Aufbringung der Kosten für dieselbe regelt. 
Diese Einsetzungs-Order, welche der nachherigen Bestä- 
tigung durch das Parlament unterliegt, verleiht der einge- 
setzten Behörde die administrative Autorität über alle Ge- 
wässer innerhalb der Grenzen des betreffenden Hafens und 
über diejenigen Uferstrecken, welche in der Order aus- 
drücklich namhaft gemacht sind. Anstatt einer einzigen 

*) In einem Minist. Circularo vom 12. Nov. 1872 an sämmtliche 
Distr.-Ges. -Behörden, welches die weiter unten mitzutheilende Gener.- 
Instruction über die Qualification, Ernennung, Pflichten 
etc. der ärztlichen Gesundheitsbeamten begleitet, wird die 
Bereitwilligkeil der Regierung ausgesprochen, überall da einen erheb- 
lichen Theil des Gehaltes zu übernehmen, wo die Ortsbehörde einen 
tüchtigen, wissonschaftlich gebildeton Arzt zu jener Stellung zu gewin- 
nen vermöge; — und da Letzteres nur unter Gewährung einer ver- 
haltnissmässig bedeutenderen Remuneration möglich sein werde, so 
empfiehlt die Regierung »die möglichst vielfache Vereinigung meh- 
rerer Districte zur Wahl eines gemeinsamen ärztlichen Ges. -Beamten, 
— wodurch die Opfer für jeden Einzeldistrict minder bedeutend 
würden, f Welch grosses Gewicht die Regierung auf eine richtige 
Besetzung dieser Stellungen legt, geht auch daraus hervor, dass sie 
im Etat pro 1873 nicht weniger als 100,000 L. St. ansetzte für 
Gehalts- Zu Schüsse an die unter dem neuen Gesetze anzustellenden 
ärztlichen Gesundheitsbeamten ( — beiläufig fünf mal so viel wie der 
preussische Staat bei fast anderthalbfacher Einw.-Zahl an seine 
sämmtlichen Kreisphysiker und Kreiswundärzte zusammengenommen 
zahlt! — ). 
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können auch mehrere Districts-Sanitlitsbehörden zu einer 
Hafcn-Sanitätsbehörde vereinigt werden. 

Diese Rcstimmüngen sind auch fttr den Hafen von 
London gültig, fllr welchen aber „Mayor, Aldermen 
und Commons der City of London" als Hafen-Sanitäts- 
behörde gelten und alle aus dieser Function erwach- 
senden Kosten aus den Corporations-Fonds bestreiten sol- 
len (§ 20). 

Im üebrigen sollen die Kosten der Hafen-Sanitäts- 
Policei von den betreflfendcn Ufer Sani täts-Districten in 
einem Verhältnisse contribuirt werden, welches von der 
Centralbehfirde für jeden einzelnen Fall näher festzusetzen 
ist (§ 21). 

8) Veränderungen der Districts-Bildung, 
Aufhebung einzelner Districte unter Einverleibung in einen 
oder mehrere andere, Verwandlung ländlicher in 
städtische Districte u. s. w. können von der Central- 
behördc jederzeit durch provisor. Order vorbehaltlich der 
Parlaments-Bestätigung vorgenommen werden; — die Ver- 
wandlung ländlicher in städtische Districte kann durch 
definitive Order geschehen, wenn diese Massregel durch 
die betreffende Districts-Sanitätsbehörde oder durch eine 
gewisse Zahl von Grundbesitzern (welche wenigstens */io 
des gesammten District-Grundbcsitzes repräsentiren müs- 
sen) beantragt worden ist (§ 22 u. folgg.). 

9) Vereinigung mehrerer Districte zu einem 
Verbände behufs Erflillung einzelner oder sämmtlicher 
folgender Zwecke: 

a) Herstellung einer gemeinsamen Wasserver- 
sorgung, 

b) Anlage eines Haupt- Abzugkanales oder Ausführung 
eines gemeinsamen Kanalsys temes zum 
Gebrauche der vereinigten Districte, 



Das neue Gesundlieitsgesetz von 1872. ' 111 

c) ZU irgend welchen anderen Zwecken der sanita- 
tarischen Gesetzgebung 
kann auf den Antrag der betreffenden Districts-Sanitäts- 
behörden" vom „Loc. Gov. Board* verttigt werden, wenn 
dieses nach eingehender Prüfung sich von der Zweckmäs- 
sigkeit eines, solchen Arrangements überzeugt hat. Für die 
Art der gemeinsamen Verwaltung solcher Verbände zu 
einzelnen oder zu allen sanitarischen Zwecken gibt das 
Gesetz genaue Einzelbestimmungen (§ 26 u. folgg.). 

10) Dem „Local Government Board*' als sanitarischer 
Centralbchörde werden folgende Obliegenheiten über- 
tragen ^): 

a) Die Genehmigung von Anleihen der Orts- 
Sanitätsbehörden (bisher vom Minist, des Innern 
abhängig). 

b) Die Ernennung und Entlassung von Ana- 
lytikern zur Ausftlhrting des Gesetzes gegen 
Verfälschung der Nahrungsmittel und Getränke^) 
(ebenfalls bisher Sache des Minist, des Innern). 

c) Die bisherigen Befugnisse des Handelsministeriums 
betreffend die sanitarische Uebcrwachung 
der Fabriken und der Londoner Wasser- 
werke. 

d) Alle Befugnisse und Pflichten betreffend die öf- 
fentlichen Strassen von England und Wales, 

') Durch die oben folgenden Bestimmungen werden die auf- 
fallenden Lücken im Gesetze über Errichtung des »Loc. Gov. Boardt 
1871 ausgefüllt und die Vereinigung aller sanitarischen Centralge- 
walten unter einer einheitlichen Bckörde perfect gemacht. 

2) Vergl. S. 49 und 50. Man bemorko wohl, dass durch obige 
Bestimmung dieser wichtige Theil der Gesundhoitspolicei wohl der 
Centralbchörde, nicht aber zugleich den Districts-Sanitätsbehörden 
anvertraut wird, — die locale Austührungs-Sorge also Sache der 
Grafschafts-Gerichte bleibt. 
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welche bisher dem Minister, des Innern überwiesen 
waren (§ 34 n. folgg.). 

11) Die Contrahirung von Anleihen zur Bestrei- 
tung sanitarischer Anlage-Kosten kann durch jede 
8anitätsbehr)rde geschehen nach Massgabe der in der „Loc. 
Gov. Act*' und der „Sanitary Loans Act" gegebenen Bestim- 
mungen über Höhe und Amortisirung de^ zu leihenden 
Betrages. Die in ersterem Gesetze ausgesprochene Restric- 
tion zu Gunsten nur „bleibender Anlagen^ wird dahin 
modificirt, dass unter letzterer Bezeichnung fortan alle 
solche sanitarische Werke zu verstehen seien, deren Kosten 
nach dem Erachten der Centralbehörde über eine Reihe 
von Jahren vertheilt werden sollen. Die zur Berieselung 
mit Kanalwasser benutzten öffentlichen Grundstücke dür- 
fen von der Sanitätsbehörde bei Anleihen als Unterpfand 
gestellt werden. Die ;,Commission tür Anleihen zu öffent- 
lichen Anlagen" darf auf Empfehlung der Centralbehörde 
jeder Districtsbehörde Geld zu sanitarischen Anlagen bis 
zu der von den „Sanitary Acts*^ gestatteten Höhe gegen 
3V2 Procent jährlicher Zinsen und Amortisirung des Ka- 
pitals binnen 30 oder 50 Jahren vorstrecken (§ 40 u. folgg.). 

12) Jede Sanitätsbehörde erhält die Befugniss zur 
Vernichtung von Bettzeug, Kleidungsstücken 
oder anderen Gegenständen, welche der Infection durch 
irgend welche gefährliche ansteckende Krank- 
heit ausgesetzt gewesen, und zur Zahlung einer entspre- 
chenden Entschädigung an die Besitzer (§ 51). 

Die übrigen Paragraphen des Gesetzes regeln die 
Rechnungsführung, die formellen Dienstbeziehungen der 
neuen Sanitätsbehörden, die Bestrafung von Contraventio- 
nen gegen das Gesetz, und den Ausgleich etwaiger Con- 
flicte der neugeschaffenen Verwaltungslage mit älteren 
Institutionen resp. mit älteren Privat- oder Gesellschafts- 
Rechten. — 



Regulativ über Anstellung der Oesundheitsbeamten. 118 

Nachdem dieses Gesetz^ welches allerdings den we- 
sentlichsten Theil, aber keineswegs den ganzen Umfang 
der darch die sanitär. Untersuch.-Commission entworfenen 
Vorschläge verwirklichte, am 10. August 1872 vom Parla- 
mente definitiv angenommen war, erliess die sanitarische 
Centralbehörde — das „Ortsverwaltungsamt'' — am 11. Nov. 
desselben Jahres ein Regulativ über Qualification, 
Ernennung und Entlassung, Pflichten und Re- 
muneration sowohl der ärztlichen wie der policei- 
lichen Gesundheitsbeamten— der „Uebelstands- 
Inspectoren" — „in allen denjenigen Fällen, wo ein 
Theil des Gehaltes dieser Beamten aus Staatsmitteln be- 
stritten werde** (vergl. § 10 des vorsteh. Ges., S. 108). Es 
soll in diesen Fällen — wo nämlich ein Staats-Zuschuss 
entweder bereits stattfindet oder erst beantragt wird — 
die Districts-Ges.-Behörde dem Ortsverwaltungsamte eine 
Nachweisung einreichen über Bevölkerung und Ausdeh- 
nung des Districtes oder der Vereinigung von Districten, 
ftlr welche ein ärztlicher Gesundheitsbeamter resp. ein 
Uebelstands-Inspector angestellt werden soll, sowie über 
die Höhe der Gehälter, welche man den bezeichneten Be- 
amten zu gewähren beabsichtige. Findet diese Eingabe 
die Genehmigung des Ortsverwaltungsamtes, so soll die 
Districtsbehörde sogleich zur Anstellung der Beamten 
schreiten, deren Anstelluugsdauer, Gehaltshöhe und event. 
Wiederentlassuug alsdann der Genehmigung des Ortsver- 
waltungsamtes fortdauernd unterliegt. 

Die Abschnitte des Regulativs über die Pflichten bei- 
der genannten Beamten-Kategorien bieten hinreichendes 
Interesse dar, um dieselben hier in vollständiger Ueber- 
setzung folgen zu lassen: 
„A. Pflichten des ärztlichen Gesundheitsbeamten. 

1) Derselbe soll sich soviel wie er vermag über alle 
Einflüsse unterrichten, welche auf die öffentliche (Jesundheit 

8 



114 Pflichten des ärztlichen Gesundheitsbeamten. 

innerhalb seines Districtes nachtheilig einwirken oder ein- 
zuwirken drohen. 

2) Er soll mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
die Ursachen, Entstehungs- und Verbreitungsweisen der 
Krankheiten innerhalb seines Districtes erforschen und 
festzustellen suchen, in wie weit dieselben auf Beseitigungs- 
oder milderungsfähigen Bedingungen beruhen. 

3) Er soll durch Besichtigungen seines Districtes so- 
wohl in regelmässiger Zeit- Wiederkehr wie auch ausserdem, 
so oft es die Umstände erheischen, sich über die gesund- 
heitsschädlichen Zustände in Kenntniss setzen und erhalten. 

4) Er soll sich vorbereitet halten, die Sanitätsbehörde 
über alle Angelegenheiten der öffentlichen Gesundheit in sei- 
nem Districte jederaeit zu berathen, — und in vorkommenden 
gerichtlichen Fällen soll er auf Requisition der Sanitätsbehörde 
oder des Richters als ärztlicher Sachverständiger zeugen. 

5) Er soll der Sanitätsbehörde seinen Rath ertheilen 
bei allen sanitarischen Fragen, welche bei Abfassung von 
Geschäftsordnungen oder Regulativen seitens der genannten 
Behörde in Betracht kommen. 

6) Sobald er von dem Ausbruche einer ansteckenden, 
epidemischen oder Infections-Krankheit gefährlicher Art 
innerhalb seines Districtes Kenntniss erhält, soll er ohne 
Verzug den betreffenden Ort besuchen, die Ursachen und 
näheren Umstände des Krankheits-Ausbruches erforschen, 
und den competenten Executivbeamten diejenigen Mass- 
regeln bezeichnen, welche ihm erforderlich scheinen, um 
die Weiterverbreitung der Krankheit zu verhüten, — auch 
bei der Ausführung dieser Massregeln, soweit er dazu 
autorisirt ist, selbst mitwirken. 

7) Wird ihm vom Uebelstandslnspector seines Di- 
strictes angezeigt, dass irgendwo ein gesundheitsschädlicher 
Uebelstand, z. B. Wohuungs-Ueberflillung sein Einschreiten 
erfordere, so soll er mit möglichster Beschleunigung die- 
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jenigen Schritte thiin, wciclie innerlialb seiner Oomjieten'/. 
liegen und durch die Umstilnde geboten erscheinen. 

8) In allen Fallen, wo es ihm selbst nöthig oder 
rathsam erscheint oder wo die Hanitätsbchtirde ilin daxn 
anweist, soll er persflnlieli die Untersuchung vornehmen 
von gleichviel welchem lebenden oder todten Thiere, 
Fleisch, Geflügel, Wild, Fischen, Obst, Gemtlsen, Ge- 
treide, Brod oder Mehl, wenn solcher Oegenstnnd direet 
oder indirect zum Verkaufe als menschliches Nahrungs- 
mittel bestimmt ist und wenn der Verdacht vorliegt, dass 
derselbe krankhat^ infieirt, verdorben, ungesund oder über- 
haupt ungeeignet zur raen schlich enNahruug sei; 
— und findet er diesen Verdacht durch die Untersuchung be- 
stätigt, so soll er die erforderlichen Befehle geben, dass der 
betreffende Gegenstand mit Beschlag belegt und wegge- 
bracht werde behufs Veranlassung der von den Gesetzen filr 
solche FilUe vorgeschriebenen gerichtlichen Untersuchung. 

9) Er soll alle Obliegenheiten erlllllen, welche ihm 
durch irgend welche von der Regiernng genehmigte Dienst- 
Vorschriften und Regulative der SnnitatsbehHrde auferlegt 
werden, insoweit diesciben sich auf solche fiffentliche Ge- 
inndheitsfragen beziehen, Hher welche diese Behörde auto- 
risirt ist Regulative zu verfassen. 

10) Er soll allen gemeinschlldlichen Gewerbsthiltig- 
keiteu innerhalb seines Districtes nachforschen und Vor- 
schläge Aber die geeigneten Mittel machen, um deren ge- 
snndheitsschUdliehen Wirkungen vorzubeugen. 

1 1 ) Er soll sich anf dem Bureau der äanitätsbehörde 
oder an irgend welchem anderen von derselben bestimmten 
Orte zu jeder von derselben bestimmten Zeit einfinden. 

12) Er soll von Zeit zu Zeit der Sanitütsbehürde 
»chriftlich über seine Thätigkeit und Hher die von ihm 
Kur Verbesserung der Gesund hei ts- Verhältnisse seines l)i- 
stricts niithig cnichtetcu MassrugeJu bleichten. Elicnso snll 
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er Berichte erstatten über die Kraiikheits- und Sterblieh- 
keits- Verhältnisse des Districtes, soweit er im Stande ge- 
wesen ist, dieselben genau festzustellen. 

13) Er soll genaue Bücher führen über seine Be- 
suche, seine Beobachtungen und Anordnungen, über Datum 
und Gegenstand der an ihn gelangten Anzeigen und über Da- 
tum und Resultat der darauf ergriffenen Massregeln. Diese 
Bücher soll er jederzeit auf Erfordern der Sanitätsbehörde 
vorlegen. 

14) Ausserdem soll er einen Jahresbericht am Ende 
jedes Decembers aufstellen, welcher eine tabellarische Ueber- 
sicht der Krankheits- und Sterblichkeits- Verhältnisse nach 
Krankheits-Gattung, Alter, Oertlichkeit etc. geordnet, so- 
wie eine Aufzählung der Massregeln enthalten soll, die er 
während des Jahres gegen die Verbreitung von Krank- 
heiten angeordnet hat. Dieser Bericht soll auch eine Zu- 
sammenstellung der policeilichen und gerichtlichen Ver- 
fahren geben, welche auf Grund der Sanitäts-Gesetze ge- 
gen gesundheitsgelährliche Zustände eingeleitet worden 
sind; — ferner eine Aufstellung über die durch ihn per- 
sönlich oder auf seinen Rath vorgenommenen Beaufsich- 
tigungen von Oertern und Häusern, die der Aufsicht der 
Sanitätsbehörde unterstehen, — sowie über die Art und 
den Erfolg der hier ergriffenen Massregeln. Endlich soll 
darin seine persönliche sowohl wie mittelbare Thätigkeit 
in Bezug auf gesundheitsschädliche Gewerbe, Backhäuser 
und Werkstätten verzeichnet werden. 

15) Von jedem Ausbruche einer gefährlichen epide- 
mischen Krankheit innerhalb seines Districtes soll er dem 
Ortsverwaltungsamte (— Centralbehörde — ) unverzügliche 
Mittheilung machen, und demselben vierteljährlich eine 
Aufstellung der Krankheits- und Sterblichkeits- Verhältnisse 
seines Districtes einreichen, sowie eine Abschrift seines 
jährlichen und jedes specielleu Berichtes zugehen lassen. 
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16) In allen in gegenwärtigem Regulative nicht vor- 
gesehenen Punkten soll er sieh nach den Instructionen 
richten, welche das Ortsverwaltungsamt für die äü'.tlichcn 
Gesundheitsbeamten erlässt, und den gesetzlichen Befehlen 
der Sanitätsbehörde Folge leisten, insofern sie sich auf 
den Bereich seiner AmtslÜhrung beziehen. 

17) Wenn das „Krankheits- Verhütungs-Gesetz "* von 
1855 innerhalb seines Districtes in Kralt ist, so soll er 
die darauf bezüglichen Anweisungen und Regulative des 
Ortsverwaltungsamtes, soweit sie seine Competenz be- 
treffen, in Ausführung bringen. 

18) Wenn eine Districts-Sanitätsbehörde mehr als 
einen ärztlichen Gesundheitsbeamten angestellt hat, so 
kann sie mit Genehmigung des Ortsverwaltungsamtes ent- 
weder Jedem derselben einen Theil des Districtes über- 
weisen oder auch die verschiedenen Obliegenheiten unter 
die verschiedenen Beamten vertheilen." 

„B. Pflichten des Uebelstands-Inspectors. 

1) Derselbe soll entweder nach den speciellen Wei- 
sungen der Sanitätsbehörde oder — soweit diese dazu die 
Autorisation gibt — nach denjenigen des ärztlichen Ge- 
sundheitsbeamten, oder endlich — wo solche specielle 
Weisungen nicht nöthig sind — ohne solche sich allen 
denjenigen Pflichten unterziehen, welche die in dem Di- 
stricte gültigen Sanitätsgesetze oder die Befehle des Orts- 
verwaltungsamtes einem Uebelstands-Inspector auferlegen. 

2) Er soll auf Erfordern allen Sitzungen der Sanitäts- 
behörden beiwohnen. 

3) Er soll sowohl durch regelmässig periodische wie 
durch gelegentliche nach Bedttrfniss vorgenommene In- 
spectionen sich über alle Uebelstände innerhalb seines 
Districtes unterrichtet erhalten, welche vermöge der Sani- 
tätsgesetze eine Remedur erheischen. 

4) Bei Benachrichtigung über irgend welchen gesund- 
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heitswidrigen Uebelstand innerhalb seines Districtes oder 
über irgend welche Uebertretung sanitärer Verordnungen 
soll er schleunigst sich nach dem betreffenden Orte hin 
begeben und sich von dem angemeldeten Uebelstande oder 
der stattgefundenen Uebertretung überzeugen. 

5) Er soll der Sanitätsbehörde über alle schädlichen 
oder gesundheitswidrigen Gewerbs- oder Fabriks-Betriebe 
innerhalb seines Districtes Bericht erstatten sowie über alle 
Contraventionen gegen die darauf bezüglichen Verordnungen. 

C) Er soll der Sanitätsbehörde über jede Beschädi- 
gung berichten, welche an Wasserversorgungs- oder ande- 
ren Anlagen derselben stattgefiinden haben, sowie über 
jeden Fall von absichtlicher oder fahrlässiger Wasserver- 
geudung aus öffentlichen Leitungen, oder von Wasserver- 
derbniss durch Gas, Schmutz und dergl. 

7) Er soll von Zeit zu Zeit, und namentlich sofort 
auf Beschwerden hin die Läden und Verkaufsstellen inspi- 
ciren, welche zum Verkaufe von Fleischwaaren, Geflügel, 
Fischen, Obst, Gemüsen, Getreide, Brod oder Mehl dienen 
oder als Schlachthäuser benutzt werden, und soll alle diese 
Gegenstände untersuchen, welche sich daselbst vorfinden; 
— findet er darunter einen solchen, der zum Verkaufe als 
menschliches Nahrungsmittel bestimmt war, aber dazu un- 
geeignet ist, so soll er die Beschlagnahme desselben be- 
hufs Einleitung einer gerichtlichen Untersuchung veran- 
lassen. Bei zweifelhaftem Sachverhalte soll er dem ärztlichen 
Gesundheitsbeamten darüber berichten, um dessen Anwei- 
sung entgegen zu nehmen. 

8) Er soll — wenn und insoweit er von der Sanitäts- 
behörde dazu angewiesen wird — sich Proben von Nah- 
rungsmitteln, Getränken und Droguen verschaffen, die der 
Vertälschung verdächtig sind, um dieselben dem gemäss 
der „Adulteratiou of Food Act" von 1872 angestellten 
Analytiker zur Untersuchung zu übergeben und im Be- 
stätigungsfalle die gerichtliche Verfolgung zu veranlassen. 
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' II) Kr soll dein ärztlichen Ge8iindhcit»<heanilcii unver- 

zügliche Anzeige machen von dem Anttreteii irgend wel- 
i eher contagifisen, epidemischen oder Int'ections- Krankheit 
I von gefährlichem Charakter; — ebenso von jedem gesand- 
I heitHschädlichen üebelstande, Wohnnngs-Ueberrtlllung oder 
tdergl., vrelcher ihm ein Einsehreiten des ärztlichen Be- 
»smten zn erheischen seheint. 

I 10) Er soll — unter Beohachtung der von der Sani- 

E tfitsbehörde erlassenen Vertttgnngen - sich nach den 
kAnweisungcn des ärztlichen Gesnudheitsbeam- 
Iten richten betreffs aller Massregeln, welche kraft der 
t bestehenden Gesetze zur Verhütung der Ausbreitung ge- 
It&hrlicher contagiöser, epidemischer oderlnt'eetionB-Krank- 
theitcn getroffen werden können. 

I 11) Er soll täglich in einem ihm zn diesem Zwecke 

Kiron der Sanitätsbehörde flbergebenen Buche alle Eiozel- 

■beiten über seine Inspectionen nnd seine amtlichen Hand- 

llangen eintragen, Ausserdem soll er ein Buch ttlhren, wel- 

p«lies so viel wie möglich eine tortlauiende Uebcrsicht über 

den sanitarischen Znstand jeder Oertlichkeit gewährt, die 

znm Gegenstande seiner Wirksamkeit geworden ist, sowie 

jede andere systematische Verzeichnung, die von der Sa- 

L nitätsbehörde erfordert werden mag. 

12) Er soll seine BUcher jederzeit aufErtbrdern dem 
lArztlicben Gesundheitsbeamten vorlegen, ihm ancb jede 
■andere gewUnscbte Aufklärung Über die zu seiner Wirk- 
Ifiamkeit gehörigen Gegenstände ertheilen. 

13) Er soll auf Anweisung der Sanitätsbehörde die 
BAusttlhrung aller derjenigen Anlagen und Arbeiten Uber- 
iwachcn, welche dieselbe zur Beseitigung gesundbeitswidri- 

[er Uebelstände in ihrem Distriete vornehmen läsat. 

14) In Betreff aller in diesem Regulative nicht vor- 
ihenen Punkte, die in seinen amtlichen Wirkungsbe- 

lieich gehfiren, soll er sich nach den gesetzlichen Anwei- 
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sungen der Sanitätsbehörde sowie nach den jeweiligen 
Verfügungen des Ortsverwaltungsamtes richten. 

15) Wo eine Sanitätsbehörde mehr als einen Uebel- 
stands-Inspector in ihrem Districte angestellt hat, da kann 
dieselbe ■— mit Genehmigung des Ortsverwaltungsamtes — 
entweder Jedem derselben einen besonderen Theil des 
Districtes überweisen, oder die verschiedenen Obliegenhei- 
ten des Dienstes unter Dieselben vertheilen/ — 



Bevor wir der Bedeutung der vorstehenden nunmehr 
in Ausftthrung begriffenen Reform-Gesetze und der Wirk- 
samkeit der gegenwärtigen Sanitäts- Verwaltung in England 
überhaupt einige Bemerkungen widmen, mögen hier noch 
zwei Gesetze materiellen Inhaltes Erwähnung finden, welche 
gleichfalls im Jahre 1872 zu Stande kamen. Es ist dies 
erstens das 

Gesetz zur Verhinderung der Verfälschung 
von Nahrungsmitteln, Getränken und Arznei- 
mitteln^), welches gewisse Behörden ermächtigt und auf 
Erfordern des „Loc. Gov. Board" verpflichtet,- eine oder 
mehrere Personen, die mit den erforderlichen ärztlichen, 
chemischen und mikroskopischen Kenntnissen ausgerüstet 
seien, als Analytiker zur Untersuchung von Nahrungsmit- 
teln, Getränken und Droguen innerhalb des betreffenden 
Bezirkes anzustellen. Diese Anstellung sowohl wie die 
Entlassung der Analytiker, — welche vierteljährlich über 
ihre Wirksamkeit an die Centralbehörde berichten sollen 
— unterliegt jedesmal der Bestätigung durch Letztere, 
nämlich des „Loc. Gov. Board". 

Die Ortsbehörden, welchen die vorstehende Befugniss 
resp. Verpflichtung auferlegt wird, sind folgende: 

In der „City of London** die „Commissioners of 



») »The Adulteration of Food Actt, 35 <fc 36 Vict. c. 74. 
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Sewers"; in den übrigen Theilcn der Metropole die 
Kirchspiels- Vor stände resp. Distriets-Räthe M; 

in den übrigen Theilen Englands die Graf schafts- 
Gerichte („Courts of Quarter Sessions") und die Stadt- 
rät he in allen solchen Stadtgemeinden, welche einen be- 
sonderen Gerichtshof oder eine besondere Policei-Direction 
ttir sich besitzen. 

Die Uebelstands-Inspectoren sollen von allen verdäch- 
tigen Artikeln Proben kaufen und dem Analytiker zur Un- 
tersuchung bringen; — sie sind es auch, welche nach 
technischer Constatirung einer Verfälschung die gericht- 
liche Verfolgung einzuleiten haben. 

Bestraft wird nur die absichtliche Verfälschung 
(— beim ersten Falle mit Geldstrafen bis zu 50 L. St., 
beim Wiederholungsfalle mit Gef ängniss bis'zu 6 Monaten — ) 
und der wissentliche ^) Verkauf solcher Artikel (— Geld- 
strafe bis zu 20 L. St., beim Wiederholungsfalle mit Ver- 
öffentlichung des Namens — ). 

Auch Beimischungen an sich unschädlicher 
Stoffe zu Nahrungsmitteln oder Getränken, um Gewicht 
oder Volumen der Letzteren zu vermehren, werden aus- 
drücklich zu den Verfälschungen gerechnet. 

Durch ein Minist. -Circular vom 12. Nov. 1872 wurden die 
sämmtlichen in vorstehendem Gesetze bezeichneten Ortsbehörden auf 
den Inhalt desselben aufmerksam gemacht und zur Erklärung dar- 
über aufgefordert, welche Schritte sie zur Ausführung derselben ge- 

*) Vergl. oben S. 37. 

') Mit Recht bemerkt Sander (Deutsche Vierteljahrsschrift f. öff. 
Gesundheitspflege V. B. S. 351), dass diese Einschränkung der Strafbar- 
keit auf nachweisbar wissentlichen Verkauf verfälschter Artikel die 
Wirksamkeit des Gesetzes sehr problematisch mache, und dass die 
Bestimmungen des deutschen Strafgesetz-Buches in dieser Hinsicht 
vorzuziehen sein dürften. Der Nachweis der Wissentlichkeit beim 
blossen Händler mit solchen Artikeln wird eben in den überwiegend 
meisten Fällen unmöglich sein. 
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thau oder zu tbun gedächten. Bis zum April 1873 wareu iu London 
29 und im übrigen England 28 neue Analytiker ernannt, — ausser 
den wenigen, welche bereits früher auf Grund des Gesetzes von 1860 
(vergl. S. 50) in einigen Grafschaften ernannt waren und jetzt ohne 
erneute Anstellung weiter fungirten. — 

Das zweite hier nicht zu übergehende Gesetz aus 
derselben Parlaments-Session ist die sog. „Licensing 
Act" vom 10. Aug. 1872 *), welche den Verkauf be- 
rauschender Getränke regelt. Ein sanitarisches Inter- 
esse bietet dieselbe sowohl vermöge des sich in ihr kund- 
gebenden Bemühens, der Trunkenheit und ihren Folgen 
möglichst entgegenzuwirken, wie hinsichtlich ihrer Be- 
stimmungen über Verfälschung berauschender Getränke. 

Durch § 7 des Gesetzes wird es jedem Inhaber einer 
Schank-Concession bei Geldstrafe bis zu 40 Sh. verboten, 
irgend welche destillirte Getränke (..,Spirits'*) an Personen 
unter 16 Jahren zu verabreichen. 

§ 9 untersagt die Communication einer concess. Schank- 
wirthschaft mit öffentlichen Erholungs-Localen oder sog. 
Erfrischungs-Häusern, welche nicht zur Verabreichung gei- 
stiger Getränke concessionirt sind. 

Die §§12 und 13 verhängen eine im Wiederholungs- 
falle bis zu 40 Sh. zu steigernde Geldstrafe über Personen, 
welche in trunkenem Zustande auf der Strasse oder einem 
öflFentlichen Platze betroflfen werden. Diese Strafe kann 
von dem Gerichte in 1 Monat Gefängniss mit oder ohne 
schwere Arbeit umgewandelt werden, wenn die betreffen- 
den Personen in der Trunkenheit öflfentlichen Lärm oder 
Streit angestiftet, oder wenn dieselben zu einer Zeit be- 
trunken waten, wo sie irgend ein Fuhrwerk, Pferd, Rind- 
vieh oder eine Dampfmaschine unter ihrer Obhut hatten, 
oder wenn sie gleichzeitig im Besitze einer Schusswafife 
befunden wurden. 

*) »An Act for regulating the Säle of Intoxicating Liquors. 
35 & 36 Vict. c. 94. 
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Schenkwirthe, welche Betrunkenheit oder irgend ge- 
waltthätiges, streitsttchtiges oder lärmendes Betragen in 
ihrer Wirthschaft dulden oder irgend ein geistiges Getränk 
an eine bereits betrunkene Person verabreichen, verfallen 
einer Geldstrafe bis zu 10, — im Wiederholungsfalle bis 
zu 20 L. St., und wird diese Verurtheilung auf ihren Con- 
cessions-Urkunden vermerkt, wenn der verurtheilende Rich- 
ter nicht ausdrücklich anders verftlgt. 

Beimischung schädlicher Ingredienzen zu 
berauschenden Getränken sowie der wissentliche 
Verkauf oder die Verkaufs-Ausstellung solcher verfälschter 
Getränke wird zunächst mit Geldstrafe bis zu 20 L. St. 
oder Getängniss bis zu 1 Monate, im Wiederholungsfalle 
bis zu 100 L. St. oder Getängniss bis zu 3 Mon. — even- 
tuell mit harter Arbeit — geahndet, unter gleichzeitiger 
Confiscation des verfälschten Getränke- Vorrathes und Ver- 
lust der Concessionsberechtigung fllr die Dauer von min- 
destens 2 und höchstens 10 Jahren (§ 19). Als schädliche 
Ingredienzen werden — ohne Ausschluss anderweitiger 
vom Richter dafür zu erkennender Stoffe — vom Gesetze 
die folgenden ausdrücklich genannt: 

^Cocculus Indiens, Chlornatrium (Kochsalz), Kupfer- 
vitriol, Opium, Indischer Hanf, Lolchsamen, Campechen- 
holz-Extract, Zink- oder Bleisalze, Alaun und alle Extracte 
oder Zusammensetzungen irgend welcher unter den vor- 
stehenden Ingredienzen ^)." 

Wenn eines dieser Letzteren im Besitze oder in der 
Wohnung eines Schenkwirthes vorgefunden wird und 
Letzterer über die Herkunft und Bestimmung desselben 
keine andere das Gericht befriedigende Auskunft zu geben 
vermag, so wird er mit derselben Strafe belegt wie bei 
wissentlichem Verkaufe verfälschter Getränke (§ 20). 

*) Zu dieser Serie wird die Staatsregierung ermächtigt jeder- 
zeit neue Namen beizufügen oder darin enthaltene zu streichen. 
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Bei Entziehung der persönlichen Concession wird 
zugleich das betreffende Verkaufs- oder Scbank-Local für 
die Dauer von mindestens zwei und höchstens fünf Jahren 
als unbrauchbar lllr die Zwecke einer ähnlichen Conces- 
sion erklärt (.§ 19): 

Die Policeibeamten erhalten die Befugniss, zu jeder 
Zeit bei den Verkäufern und Ausschenkern geistiger Ge- 
tränke alle Gefässe, in welchen solche vorräthig, zu in- 
spiciren und gegen Bezahlung des Werthes Proben davon 
zu entnehmen, welche sie den vom Generalsteueramte an- 
zuweisenden Analytikern zur Untersuchung übergeben sol- 
len (§ 22). 

Die Schank-Wirthschaften sollen geschlossen bleiben 

1) in London an Sonntagen, Weihnachten und Char- 
freitag bis 1 Uhr Mittags, von 3 — 6 Uhr Nachmittags und 
nach 11 Uhr Abends; — an allen anderen Tagen von 
12 — 5 Uhr Morgens; 

2) in den übrigen Theilen Englands an Sonntagen, 
Weihnachten und Charfreitag bis I2V2 Uhr Mittags, von 
272—6 Uhr Nachmittags und nach 11 Uhr Abends. Diese 
Stunden können durch Beschluss der die Concession er- 
theilenden Gerichtsbehörde um eine Stunde früher oder 
später verlegt werden (§ 24). 

Dieselben Schliessungs-Zeiten gelten ttlr alle Ver- 
kaufsläden, in welchen geistige Getränke irgend welcher 
Art debitirt werden. Die Besitzer solcher Verkaufsläden 
dürfen ausserdem nicht dulden, dass die Käufer geistiger 
Getränke solche in dem Verkaufsladen oder dazugehörigen 
Hause oder in unmittelbarer Nähe desselben auf der 
Strasse consumiren. Wird ihre Zustimmung zu letzterer 
Handlung erweislich, so verfallen sie einer im Wieder- 
holungsfalle bis zu 20 L. St. zu steigernden Geldstrafe 
(§ 5). - 



Siebenter Absohnitt. 

Charakteristik und Wirksamkeit der gegeuwär 
tigen sanitarischen Organisation in England. 



Blicken wir zurück auf den Entwickelungsgang des 
in den vorstehenden Abschnitten zergliederten englischen 
Gesundheitswesens, so sehen wir, wie dasselbe bis zum 
Ende der 30er Jahre dieses Jahrhunderts keine Angelegen- 
heit der Regierung, sondern ausschliesslich der Gemeinden 
war, — und dies zwar im Principe auch bis heute geblie- 
ben, aber doch einer Controle durch die Ötaatsregierung 
unterworfen worden ist, deren Tragweite sowohl intensiv 
wie extensiv bis zur Gegenwart in steter Zunahme begrif- 
fen blieb. England lieferte den Beweis, dass die Selbst- 
verwaltung der Gemeinden Grosses zu schaffen ver- 
mag, aber dass diese Schöpfungen einen sporadischen Cha- 
rakter behalten, und dass auch bei jahrhundertelanger 
Wurzelung in den Gewohnheiten und Ueberzcugungen des 
gebildetsten Culturvolkes die Selbstverwaltung doch allein 
nicht ausreicht, um den Anforderungen zu genügen, 
welche unter den heutigen socialen Zuständen an die öf- 
fentliche Gesundheitspflege gestellt werden müssen; — 
dass aber die Leistungen der letzteren auf jener Grund- 
lage in dem Maasse wachsen, wie sie einer kräftigen, 
gleichmässigen, mit den vorzüglichsten sach- 
verständigen Kräften ausgerüsteten Central- 
Controle unterstellt wird. 

Im Zusammenhange damit tritt uns der zweite be- 
merkenswerthe Zug entgegen, dass in gleichem Schritte 
mit der wachsenden Staats-Controle auch der Eiufluss 
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des ärztlichen Berufes auf die locale Gesundheits- 
pflege zunahm. Da freilich mit der Letzteren auch das 
Heilwesen ehemals ausserhalb aller staatsgesetzlichen Re- 
gelung stand ^), und in Folge dessen sowohl .die wirkliche 
Fachbildung der Medic.-Personen wie das äussere Com- 
petenz-Ansehen derselben jeder festen Grundlage entbehr- 
ten, so konnte schon darum ihr Einfluss kein solcher sein 
wie er z. B. in Frankreich und Preussen seit dem Beginne 
einer Sanitäts-Fürsorge sich als selbstverständlich gestal- 
tete. Ausserdem aber lag es in dem allgemeinen Wesen 

') Bis zum Jahre 1858 gab es in England so wenig ein öffent- 
liches Berufsrecht der Aerzte wie der Apotheker; — der Staat 
kümmerte sich weder um die Fachbildung noch um das Ausübungs- 
recht des Heilpersonals, welchem nur zur öffentlichen Führung der 
Titel als »Doctor«, »Physicians oder »Surgeon« die Bedingung ge- 
stellt wurde, eine Prüfung bei einer der gleichfalls ohne staatliche 
Aufsicht bestehenden medicinischen Körperschaften — »Colleges of 
Physicians«, »of Surgeons«, »Apothecary Hall«, oder bei einer »Uni- 
versity« bestanden zu haben. Manche »Practitioners« hatten gar 
keinen oder nur einen kurzen — etwa viermonatlichen Cursus in 
einem Hospitale durchgemacht, und den Meisten fehlte eine gründ- 
liche wissenschaftliche Bildung. Daher gestaltete sich denn auch ihre 
Geschäftsübung ähnlich wie etwa bei unseren Homöopathen, — sie 
verabreichen selbstgemachte Arzneien ohne Recepturbelege, und fin- 
den in dieser Selbstdispensirung ihre Haupt- Einnahme. Durch die 
»Medical Act 1858« — das einzige auf die Berufsstellung der 
Aerzte bezügliche Statut in England — wurde an neun medicinischo 
Körperschaften das ausschliessliche Recht verliehen, ihren »Fellows« 
und »Licentiates« den Charakter -pr actischer Aer2;te zu gewähren. 
Doch fehlt auch hierbei noch jede gesetzliche Prüfungsvorschrift, 
und dem Publicum wird eine Garantie gegen unqualificirte ärztliche 
Behandlung nur insofern geboten, als man die von jenen Corpo- 
rationen approbirten Aerzte amtlich registrirt, — ohne aber 
mit dieser Registrirung ein ausschliessliches Recht der ärzt- 
lichen Praxis zu verbinden. Ebenso fehlt in England jede Formuli- 
rung der Pflichten eines Arztes. 
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der englischen Selbstverwaltung, mögliehst wenig Theilung 
der Arbeit, wenig berufsmässige und daher bezahlte Ar- 
beitsleistungen, und keine Unterordnung des bürgerlichen 
Selbstermessens ftlr concrete öffentliche Fragen unter pro- 
fessionelle Doctrinen zu lieben. So sehen wir denn erst 
im Jahre 1847 überhaupt den Begriff eines ärztlichen 
Gesundheitsbeamten für die sanitarisch hartbedräng- 
ten grösseren Städte in der „Towns' Improvement Act" 
aufgestellt mit blos facultativer Verwirklichung, — und 
das darauf folgende allgemeine Gesundheits-Statut von 
1848 sowohl wie seine verbesserte Auflage von 1858 lassen 
die Einftihrung der mit Anstellung eines solchen Sachver- 
ständigen verbundenen Institutionen gleichfalls von dem 
Gutdünken der Gemeinden abhängen. Die bedeutungsvolle 
„Sanitary Act 1866" erweitert zwar den Wirkungskreis 
der vorhandenen ärztlichen Ges.-Beamten wesentlich — 
besonders durch die umfassendere Definition des Begriffes 
„üebelstände", lässt aber die Hauptfrage der allwärtigen 
Anstellung eines solchen Beamten auf dem alten Fusse. 
Das neue Gesundheits-Gesetz von 1872 gebietet endlich 
allen Districten ohne Ausnahme die Anstellung eines 
„Medical Officer of Health", welcher als wesentlicher und 
Haupt-Träger der sanitarischen Ortsfunctionen dasteht, — 
über sich aber eine für Alles selbst verantwortliche, aus 
Gemeindewahlen hervorgegangene Corporation 
hat, so dass er in allen seinen Befugnissen und Pflichten 
gleichsam Delegirter dieser unter Mitwirkung aller Steuer- 
zahler constituirten Körperschaft ist. Diese Einrichtung, 
welche sich — im Gegensatze zu der auf dem Continente 
mehr gebräuchlichen collegialischen Form der Amtsführung 
— einem in England viel beliebten, namentlich auch bei 
der Verwaltung von Hospitälern, Irrenanstalten u. s. w. 
gebräuchlichen Modus anschliesst, bietet neben prompter 
persönlicher Execution den unleugbaren Vorzug, dass der 
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Gesundbeitsbeamte bei seiner nothwendig oft recht precä- 
ren, in persönliche Interessen einscbneidenden Wirksamkeit 
durch die Verantwortung einer Art von Gemeinde-Reprä- 
sentanz gedeckt ist, welche ihm das sonst unvermeidliche 
Odium mancher — und gewiss oft gerade der wichtigsten 
seiner Massregeln ganz oder theilweise abnimmt. Dass die 
eigentliche Wirksamkeit, die sanitarischeArbeit, dem 
Arzte zufallen und alle anderen Ausflihrungsbeamten, 
Inspectoren etc. unter seiner Leitung stehen müssen, — - 
diese Erkenntniss kommt in der fortschreitenden Gesetz- 
gebung immer entschiedener zur Gehung, — wozu auch 
wieder die practisch vorauseilende Schule der Gesundheits- 
pflege in den grossen Städten wohl am meisten mag bei- 
getragen haben 0- 

*) Fr. Sander's und G. Varrentrapp's meisterhafte Schilderungen 
der Wirksamkeit hervorragender ärztl. Ges.-Beamten 
in engl. Städten (D. Vierteljahrsschrift f. öff. Gesundheitspflege, V. B. 
1. u. 2. Hft.) hieten einen für jeden Arzt hochinteressanten Einhlick 
in den erstaunlichen Umfang und die wechselreiche Gestaltung der 
concreten Aufgaben, welche jene Beamten zu lösen übernommen. 
Als Typen reichster Wirksamkeit werden uns Dr. Trench in Liver- 
l>ool, Dr. Liddle in Whitechapel (London) und Dr. Davies in Bristol 
vorgeführt, von denen z. ß. der Erstgenannte mit einem Stabe von 
1 Ober-Gesundheits-Inspector, 16 Districts-Inspectoren, 2 ünter- 
suchungs-Inspectoren für die Einleitung gerichtlicher Anzeigen, 4 
Fleisch- und Fisch-Inspectoren und 8 Inspectoren für Back-, Logir- 
und untervermiethete Häuser arbeitet. Unter Trench's Aufsicht wur- 
den in Liverpool (493,346 Einw.) allein im Jahre 1871 als ungesund 
confiscirt: 111,392 Pfd. Rindfleisch, 25,671 Pfd. Schaf-, 12,811 Pfd. 
Hammel-, 374 Pfd. Lamm-, 16,343 Pfd. Schweine-Fleisch, 137 Stück 
Geflügel, 268 St. Wildpret, 1797 St. Kaninchen, 381,325 Pfd. Fische 
etc. Es fanden wegen gesundheitlicher Uebelstände Untersuchungen 

Statt in Häusern 113,746, 

davon gaben wegen Unreinlichkeit etc. Anlass zu Klagen . 9,714, 

Untersuchungen von Kellern fanden Statt 35,770, 

darüber Verfügungen an betr. Personen erlassen .... 1»041, 
gerichtliche Klagen eingeleitet 220. 
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Der aUgemeinen Proclamirung eines lange flir richtig 
erkannten Principes wurde indess durch das Gesetz von 
1872 nicht eine ebenso allgemeine wirksame Ausführung 
gesichert, wie solche durch die „sanitarische Untersuehungs- 
Commission*' gefordert wurde. Man glaubte auch jetzt 
noch der Gemeinde-Unabhängigkeit die Gonoession machen 
zu müssen, dass jener ärztliche sowohl wie der policeiliche 
Ges.-Beamte nur dann der sanitarischen Staats-Controle 
direct unterstehen und hinsichtlich ihrer Rechte und Pflich- 
ten, Gompetenzen und Remuneration nur dann in den allge- 
meinen Rahmen der neuen Ordnung eingefügt werden sollen, 
wenn die Gemeinde-V er bände dies wünschen. Um 
diesen Wunsch zu befördern, wird gleichsam als Prämie 
ein ansehnlicher Zuschuss zu den Gehältern der sanita- 
rischen Ortsbeamten zugesagt, — gleichzeitig aber behufs 
weiterer Erleichterung der entstehenden Kosten die Ver- 
schmelzung mehrerer ^Unions^ zu grösseren sanitarischen 
Districten als Regel empfohlen. Finden die Gemeinde- 
Verbände es nicht flir gut, diesen Pact einzugehen, so ist 
die Qualiflcation, Anstellung, Pflichten-Anweisung und Gon- 
trole des ärztlichen Beamten ganz ihrem localen Gutdünken 
überlassen. Jeder ilihlt hier sofort heraus, dass die Gesetz- 
geber nicht den vollen Muth ihrer Meinung hatten gegen- 
über den fortbestehenden örtlichen Abschliessungs-Tenden- 



Wegen ansteckender Krankheiten wurden Verfügungen an Hausbe- 
sitaer und Wirthe erlassen betr. Reinigung, Desinfection etc. 19,475. 
Klagen wegen versäumter Vorschriftsbefolgungen bei ansteckenden 

Krankheiten 782 

Verurtheilungen zu Geldstrafen 492 

Diese Zahlen gewahren nur eine Schätzung der Häufigkeit, in wel- 
cher die allgemeineren Kategorien von Untersuchungen sich noth- 
wendig erwiesen; — über die Mannigfaltigkeit der einzelnen Ob- 
liegenheiten kann nur auf das in den citirten Berichten enthaltene 
anschauliche, hier nicht wiederzugel^nde Bild verwiesen weiMlen. 

9 
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zen, denen es auch im Parlamente nicht an Vertretern 
fehlte und welche man nicht mit Einem Schlage zu er- 
sticken wagte, — die Vollendung des Werkes der allmäh- 
lich fortschreitenden Aufklärung und dem Reize einer ge- 
botenen Prämie tiberlassend. Aber die Folgen dieses un- 
sicheren Vorgehens verfehlen nicht, sich bereits in der 
factischen Gestaltung und Wirksamkeit der neuen Orga- 
nisation unangenehm fühlbar zu machen. Bildeten schon 
die Armenverwaltungs- Verbände — „Unions" — an und 
ftir sich sehr ungleichmässige Arrondirungen flir 
die örtliche Gesundheitspflege, — ihre Einw.-Zahl schwankt 
von 2300 bis zu 130,000 Seelen, so ist diese Ungleichmäs- 
sigkeit durch die facultative Zusammenlegung mehrerer zu 
einem einzigen Sanitäts-Districte nur noch gesteigert. So 
sieht man einzelne kleine Armenverbände in eifersüchtiger 
Hegung ihrer communalen Unabhängigkeit und in engher- 
ziger Furcht vor möglicher Aufbürdung kostspieliger An- 
lagen sich hartnäckig isoliren und die gesetzliche Vor- 
schrift der Anstellung eines ärztlichen Ges.-ßeamten nur 
dem Namen nach — etwa durch Bereicherung des Armen- 
arztes um diesen Titel mit geringer Gehaltserhöhung — 
erfüllen, ohne diesen Beamten durch Gewährung hinrei- 
chender Befugnisse und Mühevergtitung die Möglichkeit 
einer aufmerksamen und gedeihlichen Wirksamkeit zu ge- 
währen. Anderseits sieht man solche Districte, welche das 
Bedürfniss der Anstellung eines wirklich tüchtigen und 
thätigen Arztes für die öfl^entliche Gesundheitspflege em- 
pfinden, sich aus Sparsamkeits-Rücksichten zu so grossen 
Sanitätsverbänden gruppiren, dass die Beamten überbürdet 
und eine allseitige Aufsicht durch den angestellten Arzt 
um so weniger möglich wird, da die Remuneration des 
Letzteren auch in diesen Fällen — mit seltenen Ausnah- 
men nicht auf eine Aufgebung der Privatpraxis 
berechnet ist, solche auch nicht verlangt wird. 
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Die grosse Ungleichmässigkeit der Sanitäts-Districte 
erschwert eine vergleichende Beurtheilung der Wirksam- 
keits-Ergebnisse, und zwar um so mehr, weil auch die 
Grenzen der neugebildeten Districte nicht überall mit den- 
jenigen der statistischen Aemter und noch weniger mit 
denjenigen der alten Grafschaften zusammenfallen, — so 
dass die Anwendung der Sterblichkeits-Ziflfern und der- 
jenigen ftlr die Todesursachen auf die Verhältnisse jedes 
Sanitäts-Districtes nur durch eine oft complicirte Umrech- 
nung möglich ist. 

Da die Regierung von denjenigen Distr.-Ges.-Behörden, 
welche auf den oben bezeichneten Pact nicht eingegangen 
sind, auch keine Berichte einfordern kann, so ist sie be- 
hufs Information über die an solchen Orten herrschenden 
Gesundheits- Verhältnisse auf die Berichte ihrer eigenen 
dahin abgesandten Inspectoren angewiesen, welche bei 
nur besuchsweiser Kenntnissnahme keine Zuverlässigkeit 
beanspruchen können, — namentlich da diese Inspectoren 
nur zum kleineren Theile aus Aerzten, vorwiegend aus 
Verwaltungsbeamten und Ingenieuren bestehen. 

Endlich darf es vorläufig noch als zweifelhaft gelten, 
ob zur Wahrnehmung der sanitären Gemeindebedürfnisse 
gerade die für die Armenverwaltung gewählte Hehörde 
sich vorzugsweise eigne, — ob nicht die Gefahr bestehe, 
dass die Interessen der letzteren auf Kosten der ersteren 
im Vordergrunde bleiben und dass die Geschättsgangs- 
(Jewohnheiten der Armenverwaltung ohne Weiteres auch 
für die Sani täts Verwaltung massgebend werden. 

Die Anzahl derjenigen Armen- Verbände, welche sich 
bis zum 1. Januar 1874 auf den Rath der das Land be- 
reisenden Ministerial-Inspectoren zu theils grösseren, theils 
kleineren Sanitäts-Districten vereinigt haben, und deren 
Beamte die Hälfte ihres Gehaltes aus der Staats-Casse 
beziehen, beläuft sich erst auf 224, welche 35 Sauit-Di- 



182 Wirksamkeit des neuen G^sondlieitsgesetEee. 

stricte mit einer Einw.-Zahl von 7500 bis zu 220,000 for- 
mirt haben ^). Die Gehälter der ärztlichen Oes.-Beamten in 
denselben variiren von 40 bis zu 800 L. St., während die- 
selben in den unabhängig gebliebenen Armenverbänden 
bis auf 10 L. St. und weniger herabsinken. Unter den 
sich der Staatseinwirkung entziehenden grossen Städten 
zahlen die höchsten Gehälter Liverpool und Glasgow, näm- 
lich 1000 resp. 1500 L. St., fllr welche die dortigen ärzt- 
lichen Ges.-Beamten — als einzige Fälle dieser Art — auf 
alle Privatpraxis verzichten müssen. 

Sowie der örtlichen, haften auch der centralen 
Organisation, welche das Gesetz von 187 1 schuf, leicht 
nachweisbare Mängel an. Wie anerkennenswerth unstreitig 
der Fortschritt ist, dass sämmtliche sanitarische Regie- 
rungs-Functionen nebst der Centralstelle fUr die Bevölke- 
rungs-Statistik in einem einzigen Ministerium vereinigt 
wurden, so bedenklich musste von vornherein ungeachtet 
der von der Untersuchungs-Commission dafUr geltend ge- 
machten Gründe die Verschmelzung der Sanitäts-Controle 
mit der Central-Armen- und Communal-Verwaltung er- 
scheinen. Nicht nur wurde dadurch die Wahl eines sani- 
tarischen Sachverständigen, eines Arztes zum verantwort- 
lichen Chef des neuen Centralamtes unthunlich, da das 
Uebergewicht der Geschäfte auf Seite der Armen-Verwal- 
tung fällt, — sondern es entsteht auch die Gefahr, dass 
eben aus letzterem Grunde die leitenden Interessen und 
Gesichtspunkte für den neuen Minister und seine Umge- 
bung sich den sanitären Zwecken erst in letzter Reihe 
zuwenden. Das bisherige Armenamt hatte sich gerade hin- 
sichtlich der in seinen inneren Bereich fallenden hygiei- 
nischen Aufgaben am wenigsten mit Ruhm bedeckt, wie 
der ungesunde Zustand der Armen- und Arbeitshäuser, die 

^) Im Ganzen bestehen gegenwärtig 928 städtische, 356 länd- 
liche und 47 Hafen-Sanitätsbehörden. 



Wirksamkeit des neuen Gesandheitsgesetzes, 188 

Häufigkeit epidemischer purrulenter Opbtalmien in den 
Armenschalen und andere zum Gegenstande öffentlicher 
Klagen und Berichterstattungen gewordene Uebelstände 
bewiesen. Dass daher der bisherige Präsident desselben, 
James Stansfield, zum Minister des neuen Gesammt-Departe- 
ments ernannt wurde, war nicht geeignet (ebensowenig wie 
seine Rede an eine ärztliche Deputation im Nov. 1872) 
die Beitlrchtung zu verscheuchen, dass das ärztliche De- 
partement der neuen Gentralbehörde in den Hintergrund 
gedrängt ond zu sehr der discretionären Machtentfaltung 

*) Die Jahresberichte des >Loc. Gov. Board«, deren ärztlicher 
Theil an Stelle der früheren selbständig erscheinenden jährlichen 
»Reports of the Medical Department of the Privy Council« getreten 
ist, tragen nach Form und Inhalt den deutlichen Ausdruck dieses 
Zurücktretens des ärztlichen und namontlioh des ärztlich-wissen- 
schaftlichen Elementes. In welcher Weise sich übrigens die Oe- 
schäfbsfuhrung innerhalb des Ortsverwaltungs-Ministeriums vortheile, 
mag aus folgender — dem »Local Governm. Directory pro 1874« 
entnommener Bureau-Ordnung desselben ersehen werden: 

6 Ministerial-Secretäre, darunter kein Arzt, die Meisten Juristen. 
I. Departement für Armen-Verwaltung. 

14 Gcneral-Inspectoren, 1 Sub-Inspector, 12 Hülfs-General-In- 
speotoren, 4 Armenschulen-Inspectoren, unter allen diesen kein Arzt ; 
71 Seoretäre. 

IL Departement für juristische Angelegenheiten. 

1 Rath und 4 Assistenten. 
III. Departement für Bauaugelogenhoiten. 

1 Arohitect und 2 Assistenten. 

IV. Departement für Genie-Wesen. 

1 Oberinspector, 5 Inspectoren, 2 Secrotäre; sämmtlich In- 
genieure. 

V. Departement für Medic. Angelegenheiten. 

1 ärztl. Chef-Beamter (J. Simon), 1 ärztl. Miuisterial-Assistent 
(E. Seaton), 1 solcher für Armenverwaltuugs-Zwecke (E. Smith), 
1 solcher für allgemeine Sanitätspfiege (G. Buchanan), 1 Jurist. As- 
sistent, 7 ärztl. Inspectoren (Stevens, Raddiffe, Thome, Blaxall, 
Board, Ballard, Airy). 
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der grö88tentheils nichtärztlichen Inspectoren werde tiber- 
lassen werden. Die Klagen über willkührliches und system- 
loses Walten der Letzteren haben sich bereits in den 2V2 
Jahren seit Erlass des Gesetzes sehr gehäuft. Hier räth 
ein Minist.-Inspector die Anstellung der Annenärzte als 
Ges.-Beamte in ihren resp. Districten an und diejenige 
eines Uebelstands-Inspeetors für einen Verband mehrerer 
solcher Districte, — und das Centralamt bestätigt die An- 
ordnung; — dort verwirft ein anderer Inspector die An- 
stellung der Armenärzte als Ges.-Beamte, verlangt dass 
eine Vereinigung mehreier „Unions" oder eine ganze 
„County" einen gemeinschaftlichen ^Medical Officer of 
Health's District** bilde, dagegen Itlr jede „Union" ein 
Uebelstands-Inspector angestellt werde, — und das Cen- 
tralamt bestätigt dies gleichfalls; noch anderswo wird von 
einem Inspector die Bildung eines grossen Bezirkes vor- 
geschlagen, in^ welchem ein ärztlicher Ges.-Beamter und 
ein Uebelstands-Inspector angestellt wer.len, mit den Ar- 
menärzten und den Armen verwaltungs-Beamten als „Assi- 

VI. Depart. zur Beschaffung von Kuhpockcn-Lymphe. 
1 Inspector, 3 Vaccinatoren, 6 Secretäre. 

VII. Departement für chemische Fabriken. 
1 Inspector (Chemiker Angus Smith) und 4 Untcr-Inspectoren 
(gleichfalls Chemiker). 

VIII. Departement für die Londoner Wasserversorgung. 
1 Wasser-Üntersuchungs-Beamter, 1 Rechnungs-Controleur. 
IX. Departement für Gcburts-, Todes- und Heiraths- 

Statistik. 
1 »Registrar General« (G. Graham), 5 Superintendenten, dar- 
unter für ärztliche Statistik Dr. W. Farr. 

Die gesammten Verwaltungs- Auslagen des Ministeriums sind 
für 1874 auf 535,195 L. St. veranschlagt. Davon kommen auf das 
»Medical Department« an Gehältern, Reisekosten u. s. w. 26,903 L. 
an Staats-Zuschüssen zu den Gehältern der Armenärzte 127,000 „ 
do. zu den Gehältern der ärztlichen 

Gesundheitsbeamten und der Uebelstands-Iuspectoren 100,000 „ 
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sting medical officers" und als «Assisting Inspectors of 
Nuisances", — und auch diese Einrichtung wird geneh- 
migt. Ein Bild organisatorischer Disparität und Experi- 
mentirsucht, vor welchem allerdings ein wohlerzogener 
deutscher Beamter sieh eines gewissen Haarsträubens nicht 
wird erwehren können. 

Sehen wir daher auch von allen weiteren Desideraten, 
namentlich der wUnschenswerthen Verbesserung der Geburts-, 
Todes- und Krankheits-Statistik ganz ab, so erscheint die engl. 
Sanitäts- Verfassung in ihren inneren Organisations-Ztigen 
für jetzt noch weit entfernt, als ideales Muster zu einfacher 
Nachahmung gelten zu dürfen, — und die besten einhei- 
mischen Kenner derselben, die ärztlichen Beamten des 
Centralamtes selbst nehmen keinen Anstand dies offen zu 
bekennen. Es ist nicht der vollendete organisatorische 
Ausbau, welcher die englische Gesundheitspflege zu ver- 
gleichsweise so glänzenden Ergebnissen geltlhrt hat; — 
diese letzteren reichen ja auch gi-össtentheils in eine Zeit 
zurück, da jene Organisation noch weit mehr zu wünschen 
Hess als gegenwärtig; — ihre Ursachen müssen daher 
tiefer liegen. Nicht die Form ist es, sondern der Geist 
des thatkräftigen Gemeinsinnes, der nationale 
Grundsatz des Ineinandergreifens aller Kräfte im Volke 
zur Beseitigung gemeinschädlicher und zur Betbrderung 
gemeinnütziger Zustände, welchem England in dieser wie 
in so vielen anderen Richtungen den Vorrang der Vorztig- 
lichkeit seinem öffentlichen Institutionen zu verdanken hat. 
Selbstthätig nimmt das Individuum, die Familie, die Ge- 
meinde diejenigen Aufgaben in Anspruch, welche die that- 
sächlichen Verhältnisse ihnen entgegenbringen, — und 
erst wo die eigenen Kräfte sich uuziu'eichend erweisen, 
oder wo das Uebel als stets aus weiteren Kreisen sich 
neurecrutirend erkannt wird, da verlangt und da gewährt 
man die Beihttlfe der Staatsgewalt, ohne darum selber die 



136 Wirksamkeit des neuen Gesundheitsgesetzes. 

Hände fortan in den Schooss zu legen. Und diese sich 
bei der gewaltigen Entwickelung der Cultur- Verhältnisse 
immer nützlicher und nothwendiger erweisende ßeihülfe, 
Controle und selbst Einmischung des Staates — sie ge- 
schieht nicht auf dem Wege bureaukratischen oder poli- 
ceilichen Gutdünkens, sondern vermöge gesetzlicher 
Statute, deren Inhalt von öffentlichen Gommissionen 
vorbereitet, von der öffentlichen Meinung nach allen Rich- 
tungen geprüft und besprochen, und von den Vertretern 
des Volkes nach reiflichster Erwägung — mit welcher Be- 
dachtsamkeit, haben wir im Verlaufe obiger Darstellung 
gesehen — zur endgültig bindenden Richtschnur erhoben 
worden. »It is the law" — vor diesem letzten aller Gründe 
beugt sich der Brite bereitwillig auch da, wo er seine 
persönlichen Wünsche geopfert sieht — mit dem stolzen 
Bewusstsein, dass in dem „Law*^ sein eigener Wille mit 
repräsentirt, seine Geltung als Staatsbürger damit solida- 
risch verwachsen ist und er vor Niemanden anders als 
vor dem Gesammtwillen aller seiner Gleichberechtigten 
sich zu beugen hat. 

Von grossem Einflüsse ist auch die Oeffentlich- 
keit, welche ttlr alle innere staatliche Wirksamkeit in 
England zum selbstverständlichen Gesetze geworden; — 
Oeffentlichkeit der Berichte, durch welche die Regierung 
ihre Informationen über örtliche Zustände erhalten, — 
Oeffentlichkeit der wissenschaftlichen, technischen oder 
administrativen Untersuchungen und Verhandlungen, welche 
allen Reformen vorausgehen, und Oeffentlichkeit der In- 
structionen, nach welchen die Organe der Centralbehörde 
ihre Wirksamkeit zu bemessen haben. Durch öffentliche 
Belehrungen von so eingehender Art, dass sie unser be- 
wunderndes Erstaunen verdienen, sorgt die Centralbehörde 
sowohl wie das Parlament daftir, dass die der Regierung 
zu Gebote stehenden eminenteren sachverständigen Kräfte 
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raaoh zur Anfklärang tiDil Aufmunterung des Volke? in 
Bolchen Dingen verwertbet werden, welche nicht der Sphäre 
ihrer directen Einmischung angehören. Jede Parlaments- 
BCBsioD bringt eine kleine Bibliothek von allgemeinen und 
I Ertlichen Berichten, Memoranden, Referaten, CommissionB- 
I Verhandlangen u. s. w., ans denen das Puhlicnm sich 
Iflber alle schwebende Fragen von öffentlichem Interesse 
»6 Belelirnng entnehmen kann, welche die Behörden 
Vermöge ihrer Organe und aus anderen Quellen sich zu 
iTerschaffen vermochten nnd an welche dann die Organe 
I der öffentlichen Meinung, — Presae, Vereine, Meetings 
B. 8. w. ihre Besprechungen anznknllpfen Gelegenheit ha- 
ben. An dieser Oeffentlichkeit nehmen die Reichsten und 
Vornehmsten des Landes eifrigen Theil ; — sie widmen 
sich den öffentlichen Fragen nicht nur im Parlamente nnd 
in Vereinen, sondern betrachten es als ihre Pflicht und 
ihren Stolz, in Verwaltungen, Gemeinde- und Wohlthätig- 
keits-Commissionen, tiberall wo es ein gemeinnütziges In- 
teresse gilt, Zeit und Kräfte unentgeltlich — in Ehren- 
ämtern ') daran zu setzen und durch ihren Einfluss den 
Bestrebungen einsichtsvoller Fachmänner offene Bahn za 
brechen. Dieses erhebende Vorbild besonders des eng- 
lischen Adels, \velcher ohne Junkerhaften DUnkel den 
Grundsatz .Noblesse oblige" dadurch bethätigt, dass er 
bei allen ntitzliehen Unternehmungen mit an der Spitze 
steht, sich um die Verbesserung der Landes-Cultur, He- 
Lbnng der Volksbildung, Linderung des öffentlichen Elendes 
|i)eder Art und Anregung sanitärer Fortschritte oft mit be- 
eitwiliiger Aufopferung persönlicher Interessen verdient 
nacht. — dieses Vorbild wirkt schon vermöge des ge- 
nllschaftlichen tonangeiienden Ansehens jener Familien in 
Bittragendster Weise auf sämmtliehe gebildete Volks- 
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klassen und rechtferti|j:t vollkommen die Pietät, welche 
auch die politisch liberalsten Engländer der Aristokratie 
ihres Landes gegenüber so selten verleugnen. 

Dass endlich der grössere Keichthum der Na- 
tion die Austtlhrung sanitärer Verbesserungen auch in 
gewissem (xrade erleichterte, darf^ bei Beurtheilung der 
vergleicbsweisen Leistungen auf diesem Gebiete nicht über- 
sehen werden, — wenngleich ein Hinblick auf die reich- 
sten Grossstädte des Continentes hinreichend lehrt, wie 
wenig dieses Moment allein als wirksame Triebfeder aus- 
zureichen vermag. 

Um mit der öffentlichen Gesundheitspflege Englands 
diejenige unserer grossen Continentalstaaten zu vergleichen, 
deren Principien im nächsten Abschnitte eine übersicht- 
liche Zusammenstellung finden, muss man sich vor Allem 
die ganz verschiedene Grundlage unseres bis- 
herigen öffentlichen Lebens vergegenwärtigen. Seit 
Jahrhunderten gewöhnt, alle öflfentliche Fragen von oben 
herab mit hierarchischer Hand geregelt und gemassregelt 
zu sehen, sind wir — obwohl zu einem freieren politischen 
Leben erwacht — doch noch vollständige Neulinge gegen- 
über den vielfachen an staatliche und communale Selbst- 
regierung zu knüpfenden Anforderungen. Die aus langer 
absoluter Bevormundung nothwendig entspringende Indo- 
lenz, die bequeme Gewohnheit, AU^s von der väterlichen 
Regierung zu erwarten und zu verlangen, aber gegen Alles, 
was sie thut, eine achselzuckende Kritik zu kehren — 
Nichts selbst zu thun, vor allen Dingen aber keine Opfer 
zu bringen, — mit Einem Worte der Mangel an Ge- 
meingeist und an volkswirthschaftlicher Bil- 
dung wird noch für längere Zeit ein mächtiges Binder- 
niss flir die Einführung ähnlicher Institutionen abgeben 
wie diejenigen sind, welche das englische Volk zu seiner 
Grösse erzogen haben. Der Deutsche und noch mehr sein 
westlicher Nachbar sind zu sehr gewöhnt, nur Beamten 
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ZU gehorchen — und zwar Beamten, die ihnen nicht so- 
wohl als Repräsentanten desGesetzes, dehn als solche 
der Regierung, der persönlichen Machthaber 
imponiren. Aller selbstgewählten Orts-Autorität gegenüber 
erwacht sofort die unreife Manier, Alles spöttisch zu be- 
kritteln, was nicht ganz ideal, nicht gleich vollkommen 
ist, oder dessen Motive wegen Mangels an öffentlicher Be- 
lehrung nicht Allen evident erscheinen. 

Der Vorwurf des Mangels an Gemeingeist trifft bei 
uns alle Stände, aber vielleicht am meisten diejenigen, 
welche durch Geburt, gesellschaftliche und Vermögens- 
Stellung am meisten wohlthätigen Einfluss in öffentlichen 
Angelegenheiten üben könnten, die aber statt dessen ihre 
Kräfte in kleinlichen Kämpfen um hinfallige Standesvor- 
rechte und ritterliche Eitelkeiten aufgehen lassen, während 
sie auf die Befassung mit materiellen Gemeininteressen 

— von hie und da sogar unästhetischem Beigeschmäcke 

— vornehm herabsehen. 

Auch bei günstigstem Entwickclungsgange unserer 
öffentlichen Zustände wird eine geraume Zeit vergehen 
müssen, bevor das gegenseitige Verständniss und Inein- 
andergreifen aller geltungsfähigen Klassen zu Selbstver- 
waltungs-Zwecken sich hinreichend geläutert haben und 
practisch verwerthen lassen wird, um die Centralbehörden 
in einem den englischen Zuständen sich annähernden Grade 
von ihrer bisherigen alleinigen Verantwortung zu entlasten. 
Dieselbe vorsichtige, immer nur experimentell weiter- 
schreitende Uebergangsweise, welche in England — wie 
die obige Darstellung gelehrt ■— aus dem unhaltbar ge- 
wordenen absoluten „Self-government" zur wirksamen 
Staats-Controle hertiberttlhrte, muss bei uns in der ent- 
gegengesetzten Richtung beobachtet werden; der Staat 
kann und darf sich der ihm so lange allein aufgebürdeten 
Aufgabe nur in dem Maasse entkleiden, wie ein zuverlässiger 
Ersatz sich als vorhanden bewährt. Ganz verkehrt aber würde 
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es sein, mit der Organisirang einer selbstgewählten ört- 
lichen Gesundheitspflege vorgehen zu wollen, bevor 
gleichzeitig die allgemeinen Fragen der Orts- 
verwaltung auf gleicher Grundlage ihre Lö- 
sung finden. Erst eine allgemeine Reform des ganzen 
Gemeindewesens im Sinne grösserer Selbständigkeit, Her- 
anziehung des Volkes zur Wahrnehmung seiner unmittel- 
baren socialen Aufgaben überhaupt, bevor man anderswo 
als in den grösseren Städten selbständige Ortsgesundheits- 
räthe wählen lässt! Was wir fUr Deutschland, — auf 
dessen Zustände wir weiter unten näher zurückkommen 
werden, — zunächst fordern müssen, das ist erstens 
die Anstellung ärztlicher Gesundheitsbeam- 
ten von solcher Competenz und solcher Besoldung, 
dass man eine ausreichende Widmung ihrer Kräfte bean- 
spruchen darl^ — und zweitens die Errichtung einer 
einheitlichen, sachverständigen und compe- 
tenten Centralbehörde für die öffentliche Ge- 
sundheitspflege, welcher die erforderlichen Hülfs- 
organe zur Unterhaltung lebendiger Beziehungen mit allen 
wichtigen Aufgaben im ganzen Lande beigegeben werden. 
Von dieser aus muss der Fortschritt bei uns — umgekehrt 
von dem Gange der Dinge in England — nach der Peri- 
pherie hin sich bewegen und nur gesorgt werden, dass 
die in Letzterer schlummernden Kräfte successive — zu- 
nächst in den grösseren, an Intelligenz und volkswirth- 
schaftlicher Bildung vorgeschrittenen städtischen Bevölke- 
rungen und allmählich im ganzen Reiche — zu selbstän- 
digerer Geltendmachung entwickelt und aufgerüttelt wer- 
den. Bei dieser wichtigen Aifgabe werden auch für uns 
die Erfahrungen nicht verloren sein, welche in England 
bei der in vorstehenden Blättern dargelegten Entwickelung 
des Verhältnisses zwischen Central- und Orts-Behörden in 
so reichem Maasse gemacht wurden. 



Achter Absohnitt. 

Die Organisation der öffentlichen Gesundheitspflege 
in den tibrigen Cnltnrstaaten Enropa's nnd 

Amerika's. 



Werfen wir nach der gewonnenen Kenntniss des 
englischen Sanitätswesens einen vergleichenden Rundblick 
auf die in anderen Gulturstaaten der alten und neuen 
Welt bestehenden Institutionen für öffentliche Gesundheits- 
pflege, so ergibt sich zunächst der bemerkenswerthe Ge- 
gensatz, dass alle Nationen germanischen Ursprunges 
sich gleich den Engländern durch Vorliebe für freie 
Selbsthttlfe in den Gemeinden, die romanischen 
Völker dagegen durch Vorherrschen centralisirter 
Regierungsthätigkeit auch auf diesem Gebiete cha- 
rakterisiren. 

Als extremste Repräsentanten der ersteren Kategorie 
dürfen die Vereinigten Staaten von Nordame- 
rika gelten, in welchen die Idee der nicht von oben nach 
unten ausstrahlenden, sondern von unten sich aufbauenden 
und im gewählten Staatsoberhaupte sich zuspitzenden 
nationalen Kraftentwickelung in allen Fragen der öffent- 
lichen Verwaltung zum vollendeten Ausdrucke gediehen 
ist. Wir sehen dort die politische Centralgewalt nur mit 
denjenigen Befugnissen ausgestattet, welche zur Wahr- 
nehmung der unabweislichen nach aussen gerichteten Ge- 
sammtsbedürfnisse ausreichen, — und zu diesen kann al- 
lerdings eine centralisirte Fürsorge ftir die Volks-Gesund- 
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heit nicht gerechnet werden *). Nicht einmal die Lebens- 
S'tatistik ist in den vereinigten Staaten auf einen ein- 
heitlichen Fuss gebracht, und das sog. Census-Amt in der 
Bundeshauptstadt verfügt zur Anfertigung seiner übrigens 
mit musterhaftem Fleisse und Geschicke verarbeiteten 
„Vital Statistics" über ein so unvollkommenes Mate- 
rial, dass nach eigener Schätzung des „Superintendent of 
Oensus" (General Walker) die berichteten Todesfälle höch- 
stens Vs der wirklichen ausmachen 2)! 

') Sehr bezeichnend für die massgebende Auffassung in dieser 
Hinsicht ist folgender Fall: Am 1. März 1867 wurde vom Congresse 
ein Gesetz über innere Steuern erlassen, welches sich auch mit dem 
Verkaufe feuergefährlicher Oele beschäftigte und ein stren- 
ges Verbot gegen den Verkauf von Petroleum oder anderen Beleuch- 
tungs-Oelen enthielt, die bei einer Temperatur von weniger als 110° 
Fahr, entzündbar seien. Ein auf Grund dieses Gesetzes verurtheilter 
Kaufmann (de Witt) brachte die Competenzfrage vor den obersten 
Staatsrichter, den »Chief Justice Chaset, welcher dahin entschied, 
dass die erwähnte Bestimmung des Gesetzes sich lediglich auf eine 
Frage des inneren Handels beziehe und daher der Congress nur für 
den District von Columbia zu einer solchen Verfügung competent 
gewesen, — in dem Bereiche der Einzelstaaten aber diese Ange- 
legenheit der Einzel-Legislationen vorbehalten bleiben müsse. Damit 
war die Principienfrage entschieden, und erliessen darauf die ver- 
schiedenen Staaten ihre separaten Gesetze über den Petroleum- Ver- 
kauf, nach welchem z.B. in Maine und Louisiana kein unter 120° F. 
entzündbares Oel verabreicht werden darf, während die meisten 
Staaten die Grenze auf 110° und einzelne (Missouri und Indiana) 
auf 100 ° F., also den vom englischen Gesetze angenommenen Grenz- 
punkt (vergl. oben S. 81) festsetzen. 

2) Die sehr ausführlichen, nach denselben Schematen wie die 
englischen ausgeführten Tabellen über die Todesursachen etc. haben 
daher nur den Werth, zu zeigen, wie sich z. B. pro 1870 die re- 
gistrirten 492,263 Todesfalle (bei einer Bevölkerung von 38,558,271 
Einw., also 12,8 auf 1000!) nach den verschiedenen Alters- und 
Krankheits-Klassen, Wohnort, Race etc. vertheilen, — und einen 
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Die Gesetzgebungen der Einzelstaaten berttcksichtigen 
das Gesundheitswesen in sehr verschiedenem Maasse, im- 
mer aber nur im Sinne einer höchst milden, die commu- 
nale Selbständigkeit völlig intact lassenden Gontrole und 
öffentlichen Belehrung, als deren Organe in den meisten 
Staaten sogen. „State Boards of Health" bestehen. 
Die Befugnisse und Thätigkeiten derselben sind so be- 
schränkter Natur, dass die hygieinische Fürsorge einen 
durchaus sporadischen Charakter trägt und an manchen 
Orten der Union in der folgenschwersten Weise vernach- 
lässigt wird, während sie sich an anderen — und beson- 
ders in den grossen Städten — um so vollständiger auf 
dem Wege der örtlichen Selbsthtilfe organisirt hat. 
Die dem Verf. vorliegenden Jahresberichte der „Boards 
of Health** von New-York und St. Louis liefern 
z. B. den Beweis, dass die öffentliche Gesundheitspflege 
dort auf sowohl wissenschaftlich wie practisch recht ge- 
sunder Grundlage wirksam ist und sich in ihren Resultaten 
der englischen ebenbürtig an die Seite zu stellen vermag. 

Die Stadt New-York erhielt zuerst Im Jahre 1866 
und dann von Neuem im Jahre 1870 ein sehr vollständi- 
ges Gesundheitsgesetz ^), vermöge dessen das jetzt gebil- 

weiteren Werth haben auch die sich herrlich ansehenden Morbili- 
täts-Earten nicht, welche dem sehr ausführlichen Ceususberichte 
für 1870 beigegeben sind, — die relative Verbreitungs-Intensitat der 
Lungenschwindsucht, der Malariakrankheiten, der typhoiden und 
verwandten Fieber sowie des dysenterischen und enteritischen Er- 
krankungen in dem Gebiete der vereinigten Staaten durch Farben- 
Intonirung darstellend. Die ärztliche Beihülfe zu dieser sehr fleissi- 
gen und in ihrer technischen Ausführung musterhaften Arbeit musste 
sich der Census-Director von dem Armee-Generalarzte erbitten, da 
die Unions-Regierung über keine civilärztlichen Kräfte zu diesem 
Zwecke Verfügung besitzt. 

*) »Act to reorganize the local government of tlie City of 
New-Yorkt, Chap. 137 of the Laws of 1870. 
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dete „ Gesundheits-Departement ^ der Stadtverwaltung zu 
den eingreifendsten Massregeln jeder Art ermächtigt ist in 
allen die öffentliche Gesundheit irgendwie beeinflussenden 
Angelegenheiten. Der „Board of Health", welcher ver- 
schieden von den englischen „Boards" unmittelbar wirk- 
sam ist, besteht aus vier Policei-Commissären, dem Hafen- 
Gesundheitsbeamten (Arzt) und vier vom Mayor der Stadt 
auf 5 Jahre zu ernennenden „Gesundheits-Gommissären'^, 
von welchen zwei seit wenigstens 5 Jahren in New- York 
practicirende Aerzte sein müssen. Die Arbeit vertheilt sich 
unter sechs Commissionen von je drei aus der Mitte des 
„Board" gewählten Mitgliedern: — das ;,Sanitary Com- 
mittee", welchem die Stadt- Inspection und Beseitigung 
gesundheitsschädlicher Missstände obliegt, — das ,Com- 
mittee of Permits**, welches die sanitarische Zulässig- 
keit der Gewerbebetriebe, des Beziehens von Kellerwoh- 
nungen, des Haltens von Vieh im Innern der Stadt u. dgl. 
zu prüfen und event. dazu die Erlaubniss zu ertheilen hat, 
— das „Committee on Vital Statistics** für die 
Lebens- und Krankheits-Statistik (welches die Erlaubniss 
zur Beerdigung der Verstorbenen erst nach Einlieferung 
einer ärztlichen oder sonst befriedigenden Bescheinigung 
über Alter, Wohnort, Beruf und Todes-Ursache ertheilt), 
das „Comm. on Street Cleaning" fUr die Strassen- 
Reinigung, das „Comm. on Finance" für Finanzange- 
legenheiten und das „Comm. on Law &Ordinances" 
für gerichtliche Verhandlungen. 

Als Beamte des „Board of Health" fangiren im Zu- 
sammenhange mit vorstehenden Commissionen: 

1) Ein ärztlicher „City Sanitary Inspector" 
oder — wie er bis 1870 hiess — „Sanitary Superintendent" 
(Dr. Morris, mit gegenwärtig 6000 Doli. Gehalt), und unter 
ihm 10 ärztliche „Health Inspectors" (mit je 2000 D. 
Gehalt, — unter ihnen augenblicklich zwei Deutsche) 
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sowie 12 ärztliche „Assistant Health Inspectors" 
(mit je 1500 D. Gehalt). Alle diese ärztlichen Beamten 
dürfen keine Privatpraxis ausüben. 

2) Ein «Sanitary Permit Inspector" (4000 D. 
Gehalt). 

3) Ein „Inspector of Street Cleaning'' (desgl.). 

4 ) Ein „ R e g i s t e r o f R e (» o r d s '' , erster Statist. 
Beamter (desgl.), 

5) Ein „üeputy Register", zweiter stiitist. Beam- 
ter (2400 ü. Gehalt). 

6) Ein „Attorney and Counsel**, Rechtsan- 
walt (8000 D. Gehalt). 

7) Ein Ingenieur (4000 1). Gehalt). 

8) Zwei Chemiker (je 2000 D. Gehalt). 

9) Ein erster Öecretär, ,.(Mnef Clerk" (4000 
D. Gehalt). 

Dazu die erforderlichen Gehülfen, Diener u. s. w.; — 
die gesammten Verwaltungskosten des „Board" beliefen 
sich im Jahre 1871 auf 194,976 1)., bei einer Stadtbevöl- 
kerung von 942,292 Einwohnern. 

Zu den Zwecken der Gesundheits-Inspection ist die 
ganze Stadt in 19 „Sanitary Inspection Districts'* 
eingetheilt, in deren jedem Einer der ärztl. Inspectoren 
resp. Hülfs-Inspectoren täglich seinen Rundgang macht, 
um den Zustand der Strassen, Abzugsrinnen und Kanäle, 
Mieth Wohnungen (mit besonderer Rücksichtnahme auf die 
Einrichtung geruchloser Aborte und den Verbleib des 
Haus-Unrathes), Höfe und Ställe, Rauchabzttge, Schlacht- 
häuser ^), Personen-Transporträume (Omnibusse und Eisen - 

') New-York besitzt bis jetzt kein städtisclres Schlacht- 
haus, — es gilt ab^r der Grundsatz, die Errichtung nur solcher 
Privat-Schlachthäuser zu gestatten, wolcho ausserhalb des Stadt- 
Innern und auf so grossem Fusse mit Verwendung so 
grosser Goldmittel angelegt worden, dass* all e modernen 

10 
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bahnwaggons), Marktplätze und -Hallen, öflfentliche Was- 
serleitungen und Brunnen, öffentliche Badeanstalten ^), 
Fabriken, Schiffswerfte u. s. w. zu beobachten, über die 
unverfälschte Qualität der zum Verkauf ausgebotenen Nah- 
rungsmittel und Getränke zu wachen, Desinfectionen bei 
ansteckenden Krankheiten anzuordnen 2) und die Impfun- 
gen zu controlireu. Ueber ihre Thätigkeit haben dieselben 
wöchentlich zwei mal an ihren Chef, den ^City Sanitary 
Inspector" zu berichten, und am Ende des Jahres einen 
Gesammtbericht einzureichen, in welchem die medicinische 
Topographie ihres Districtes, Beschäftigungsweisen der 
Bewohner, und Alles was auf deren allgemeine Gesundheit 
von Einfluss sein kann, mitgetheilt und beleuchtet, sowie 
die Zahl und Art aller stattgefundenen amtlichen Unter- 
suchungen und Massregeln zusammengestellt werden. Diese 

Verbesserungen und Einrichtungen für Reinlichkeit, 
sofortige Verwendung der noch frischen Abfälle, Blut, 
Fett etc. zu Nebenproductionen, Schmelzereien u. s. f. dabei ge- 
sichert und die Ueb erwachung erleicht-ert werde. Auf diese 
Weise ist die Zahl der Schlachthäuser in New- York bereits auf 34 
reducirt und wird sich noch weiter vermindern, während gleich- 
zeitig ihre Einrichtungsweise und Ueberwachuug * von Jahr zu Jahre 
mehr Garantie gegen sanitarische Uebelstände gewähren. 

*) Boston und Philadelphia besitzen seit längerer Zeit und 
New- York seit 1870 freie öffentliche Bäder zum Gebrauche 
der Armen, welche eifrige Benutzung finden, obgleich ihre Einrich- 
tung in New- York, wie es scheint, hinsichtlich der Qualität des dazu 
verwandten — mit Kanalinhalt verunreinigten — Wassers viel zu 
wünschen übrig lässt. 

^) Unter den vielen in Gebrauch gezogenen Desinfectionsmit- 
teln hat sich — wie aus äem Jahresberichte des » Board c pro 1871 
hervorgeht — zur Anwendung auf Aborte eine Lösung von ferr. 
sesquichlor. (von 1,30 spec. Gew.) mit Zusatz von lO'^/o Carbolsaure 
als so vorzüglich bewährt, dass sie unter dem Namen »Metropo- 
litan Desinfecting Fluid« officiell eingeführt ist. 
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Districts-Berichte finden sich in den jährlichen General- 
berichten des „Board of Health" an den „Mayor of the 
City of New- York" mit abgedruckt, ebenso wie die Be- 
richte des Statist. Beamten, des sanitär. Erlaubniss-Inspe(*- 
tors, des Ingenieurs, der Finanz-Commission, der Chemi- 
ker u. s. w. In dem Bureau jedes der ärztlichen Districts- 
Inspectoren liegt ein Beschwerdebuch („a public com- 
plaint-book") offen, in welchem die Bürger auf Schädlich- 
keiten irgend welcher Art aufmerksam machen und da- 
durch eine raschere Abhülfe erzielen können. — 

Wie auch in den westlichen Staaten der 
Union bei aller Jugendlichkeit der dortigen rasch auf- 
blühenden Gemeinwesen bereits eine eingehende selbst- 
thätige Sorgfalt flir öffentliche Gesundheitsfragen erwacht 
ist, möge das Beispiel von St. Louis in Missouri 
(300,000 Einw., darunter ^/a Deutsche) beweisen, welches 
seit 1867 einen vollständig organisirten „Board of Health" 
und seit 1870 ein neues Gesundheits-Gesetz besitzt, ver- 
möge dessen auch die Leitung sämmtlicher Kran- 
kenanstalten diesem von der Gemeinde- Vertretung ge- 
wählten Gesundheitsamte tiberwiesen ist *). Für die erfolg- 

^) Der 1. Art. des Gesetzes lautet wie folgt: 

»Das Gesundheitsamt, wie es durch die Verfassung (»Charter«) 
der Stadt St. Louis vom 4. März 1870 constituirt worden, soll volle 
Befugniss haben, alle Schritte zu thun und alle Massregeln zu trof- 
feu, welche zur Beförderung der Reinlichkeit und öffentlichen Ge- 
sundheit der Stadt und eines Umkreises von drei (engl.) Meilen aus- 
serhalb ihrer Grenzen erforderlich sind, alle Uebelstande jeder Art 
auf öffentlichem oder Privat-Kigenthum zu Inseitigen, die Kinschlep- 
pung bösartiger, ansteckender oder miasmatischer Krankkeiten zu 
verhüten, und in Bezug auf jede von solcher Krankheit befallene 
Person alle für rathsam erachteten Vorschriften, Beschränkungen 
oder Massregeln anzuordnen, sowie Hausordnungen und Regulative 
für die Verwaltung der verschiedenen Krankenhäuser festzustellen, 
>velche Eigen thum der Stadt sind oder deren Controle unterstehen.« 
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reiche Wirksamkeit desselben spricht einigermassen die 
Thatsache, dass die jährliche Sterblichkeit daselbst inner- 
halb der 6 Jahre seines Bestehens von 24 :* 1000 stetig 
herabgegangen ist bis auf 16,9 : 1000 im Jahre 1872 *). 
Diese Sterblichkeits -Abnahme betriflft, wie die veröffent- 
lichten Listen näher erweisen, vornehmlich das kindliche 
Alter und die sog. „zymotischen'' Krankheiten ( — Typhus, 
Cholera, Dysenterie etc. — ), welche letztere vom St. Louis 
Gesundheits-Amte geradezu als Schmutz-Krankheiten (^filth 
diseases") bezeichnet werden, weil der Grad ihrer Ver- 
breitung mit dem Grade der Verunreinigung von Boden, 
Wasser und Luit gleichen Schritt halte. 

Ausser der besseren Sorge für öffentliche Reinlichkeit 
über und unter der Erde (eine grosse Anzahl öffentlicher 
Brunnen wurde wegen der Verunreinigung des Grundwas- 
sers geschlossen) hebt der Bericht des Gesundheits-Amtes 
von St. Louis für 1872 als eine Hauptursache jenes gün- 
stigen Ergebnisses die Verbesserung der Milch her- 
vor, des Hauptnahrnngsmittels für das kindliche Alter, 
dessen Productions- und Behandlungsweise allerdings bis 
vor wenigen Jahren in St. Lonis eine ausnehmend gesund- 
heitsschädliche gewesen zu sein scheint. Von der zum 
Verkaufe kommenden Milch stammten nur höchstens 5 ^Iq 
vom Lande her, während 95 % in städtischen Milchereien 

^) St. Louis erfreut sich gegenwärtig unter den grossen 
Unions-Städten der drittgünstigsten Sterblichkeitsziffer; — voran 
steht seit Jahren Buffalo am Erie-See (117,000 Einw.), — im Jahre 

1871 mit 13,9 : 1000 

und die Bundeshauptstadt Washington 

(109,000 Einw.) im Jahre 1871 mit . . 14,6 : 1000, während 
in demselben Jahre z. B. Baltimore 

(267,000 Einw.) 26,7 : 1000 

New- York (942,000 Einw.) 28,6 : 1000 

und New-Orleans (191,000 Einw.) .... 29,2 : 1000 aufweisen. 
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von Kühen gewonnen wurden, die in schmutzigen, feuch- 
ten, niedrig gelegenen und schlecht lüftbaren Ställen Jahr 
aus Jahr ein zusammengeplercht waren und mit Brannt- 
weinschlempe und ähnlichen oft halb zersetzten Abfällen 
gefüttert wurden. Die Beziehung der grossen Kindersterb- 
lichkeit zum Genüsse der Milch von dieser Herkuntt wurde 
durch genaue Beobachtungen constatirt und darauf vom 
Gesundheits-Amte unter Mitwirkung der Stadtpolicei eine 
energische Thätigkeit entwickelt, welche die völlige Be- 
seitigung eines Theiles und eine wesentliche Verbesserung 
der übrigen Milchereien zur Folge hatte. Beabsichtigt ist 
die allmähliche gänzliche Unterdrückung der Letzteren auf 
dem Wege der Gesetzgebung, damit das Publicum die 
möglichste Sicherheit finde, nur Milch von normal genähr- 
ten ( — „physiologisch behandelten" — wie das Ges.-Amt 
sich ausdrückt) Land-Kühen geliefert zu erhalten. 

Zur Beaufsichtigung der 304 in der Stadt gelegenen Milche- 
roien (»dairies«) wurde in St. Louis seit 1870 ein besonderer ärzt- 
licher Beamter (»Dairy Inspoctor«) angestellt, dessen jährlich vom 
Gosundheits-Amto mitveröffentlich to Specialberichte manche Beob- 
achtungen von allgemeinerem Interesse enthalten. So macht der- 
selbe auf die Eigenschaft der Milch aufmerksam, flüchtige orga- 
nische Riechstoffe rasch zu absorbiren ( — worauf auch die Verwen- 
dung derselben zur Verbesserung ranziger Butter beruht — ), welche 
Eigenschaft sie zur Aufnahme und Verschleppung miasmatischer und 
contagiöser Luftbeiniischuugen besonders geeignet und die Beob- 
achtung strengster Reinlichkeit in den Milchereieu, Fernhaltung 
derselben von allen üblen Ausdünstungsheerdeu etc. doppelt wichtig 
erscheinen lasse. Die mikroskopische Untersuchung der Milch aus 
den schlecht gehaltenen »dairies« ergab einen reichen Gehalt an ver- 
schiedenen Pilz-Sporen, kleinen Acarus-Gattungen und anderen We- 
sen unreiner Herkunft. 

Kehren wir nach diesem Ausfluge über den Ocean 
zu unseren europäischen Continental-Staaten zu- 
rück, so finden wir, dass die öffentliche Gesundheitspflege 
eine mit der englischen verwandte Entwickelung nur bei 



160 Holland. 

demjenigen Volke gefunden hat, welches überhaupt in sei- 
nen Prineipien und Gewohnheiten des öffentlichen Lebens 
sich am meisten den Briten anschliesst, — bei den Be- 
wohnern der Niederlande. In Holland war bis in 
die neueste Zeit und in Belgien ist bis heute die Ge- 
sundheitspolicei ein ausschliessliches Recht der Gemeinden. 
Die Legislation des ersteren Landes erliess am 1. Juni 
1864 ein Gesetz, durch welches — ohne Aufhebung der 
communalen Autonomie — doch eine ziemlich organisirte 
Controle der örtlichen Gemeindeverwaltung durch die 
Staatsverwaltung geschaffen wird. Es fungiren nämlich 
unter dem Minister des Innern als Chef des Departements 
für medicinische Staatsaufsicht in jeder Provinz; 

1) ein Medicinal-Inspector mit einem oder meh- 
reren Adjunct-Inspectoren, — sämmtlich qualificirte 
Aerzte, welche in festem Staatsgehalte stehen und nicht 
practiciren dürfen; 

2) ein medicinischer Rath, bestehend aus den 
vorbezeichneten Beamten (der Med.-Inspector ist Vorsitzen- 
der), ferner sechs bis zehn anderen Aerzten, zwei bis sechs 
Apothekern und einem Rechtsgelehrten. Diese Mitglieder 
werden vom Ministerium auf 3 Jahre ernannt, scheiden 
abwechselnd aus und können erst nach 1 Jahre wiederge- 
wählt werden. Der medic. Rath kann in seiner Provinz 
correspondirende Mitglieder ernennen, um durch 
deren Bericht über die wichtigeren medicinisch-sanitari- 
schen Vorkommnisse in Kenntniss erhalten zu werden. 

Der Minister des Innern beruft jährlich wenigstens 
einmal sämmtliche Inspectoren zu einer Versammlung, um 
die zur medic.-sanitarischen Staatsaufsicht gehörigen Fra- 
gen zu erwägen. Die Inspectoren erstatten jährlich dem 
Minister und dieser den Generalstaaten (Kammern) einen 
Bericht über die Erfahrungen und Wirksamkeit des De- 
partements, welcher letztere veröffentlicht wird. 
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Die locale Wirksamkeit der Inspeetoren gestaltet sich 
derart, dass dieselben Alles, was die Volks-Gesundheit 
betrifft, mit den Ortsbehörden berathen sollen. Diese 
letzteren senden dem Provinzial-Inspector monatlich — und 
bei erhöhter Mortalität auf sein Ersuchen wöchentlich — 
eine Angabe der Todesfälle in der Gemeinde nach einem 
vom Minister dazu vorgeschriebenen Schema. Beim Auf- 
treten einer die Volksgesundheit bedrohenden oder ausser- 
ge wohnliche Sterblichkeit verursachenden Krankheit er- 
stattet der Inspector Bericht an den Minister, an den per- 
manenten Ausschuss der Provinzialstände und an die 
Med.-Inspectoren der benachbarten Provinzen. Er macht 
sich persönlich bekannt mit der Natur der Krankheit und 
, ordnet mit den competenten Behörden und Aerzten die 
nöthigen Massregeln an." 

Er begleitet auch den Justizbeamten bei der Visita- 
tion der Irrenanstalten. — 

Die ganze Einrichtung ist eine solche, dass der 
Selbstthätigkeit der Gemeinden kein" Hemmschuh angelegt 
werden, Vernachlässigungen aber eine baldige Remedur 
durch die — wie es scheint, mehr moralische als admini- 
strative — Autorität der Inspeetoren und der Räthe finden 
sollen. Der Mangel einer sachverständigen Cen- 
tralstelle und die ungenaue Definition der amt- 
lichen Befugnisse würden in einem grösseren Staate 
bald als Schattenseiten des übrigens vortrefflichen Gesetzes 
empfunden werden;— es zeugt ftlr den gutmüthigen Geist 
leichten Verständnisses zwischen Behörden und Gemeinden 
in Holland, wenn die bisherige Wirksamkeit des Gesetzes 
den davon gehegten Erwartungen entsprochen hat. — 

In Belgien^) ist der ganz communale Charakter 

*) Do l'organisation de Phygienc publique en Bolgique, par 
M. Belval. Bruxelles, 1870. 
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der Gesundheitspflege vollständiger erhalten geblieben. 
Eine VerlUgung des Ministers des Innern vom 12. Dec. 
1848 beauftragte die Provinzial-Gouverneure, bei den Ver- 
waltungsbehörden der Städte und grösseren Landgemein- 
den auf die Errichtung von öffentlichen Gesundheits-Com- 
missionen („Comit^s de Salubrit^ " ) hinzuwirken, 
welche alle sanitarischen Zustände liberwachen und die 
Einleitung der nöthigen Verbesserungen in die Hand neh- 
men sollen. Die Berichte dieser Commissionen nebst bei- 
zufügenden Bemerkungen der Gemeindeverwaltungen sollen 
dem Ministerium regelmässig vorgelegt und auf Grund 
derselben zu den nöthigen sanitären Anlagen Unter- 
stützungsbeiträge vom Staate an die Gemeinden bewilligt 
werden. Diese Anregung fand so allgemeinen Anklang im 
ganzen Lande, dass 5 Jahre später kaum V20 der belgi- 
schen Gemeinden ohne ihre Gesundheits-Commission waren 
und der Minister sich genöthigt sah, zur Prüfung aller bei 
ihm einlaufenden Berichte und Anträge ein „Conseil 
superieur d'hygi^ne publique^ zu errichten, — 
eine consultative Ministerialbehörde, welche auch bei sani- 
tarisch zweifelhaften Fabrikanlagen, tiber Quarantäne und 
dergl. ihr Gutachten abzugeben hat. 

Wie es scheint, ist später die Thätigkeit der Orts- 
Commissionen durch das regelmässige Dazwischentreten 
der — oft durch anderartige Interessen bestimmten — 
Gemeindeverwaltungen zwischen ihre Berichte und die 
Ministerial-Commission, welche auch ihre Antworten und 
Verfügungen nicht mehr den ersteren, sondern letzteren 
zusandte, mehr und mehr in den Hintergrund getreten. 

Ausserdem besteht flir jede Provinz ein ;, Conseil 
de Salubrite publique", — eine sehr frei dastehende 
sachverständige Commission voji rein consultativer Func- 
tion und ohne Unterordnung unter irgend welche Behörde, 
deren 15 Mitglieder aus Aerzten, Chemikern, Apothekern, 
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Architecten, iDgenieuren, Juristen, dem General-lnspector 
des Forstwesens, Thierärzten und Fabrikherren bestehen. 
Dieselben ergänzen sieh beim Ausscheiden von Mitgliedern 
durch eigene Wahl, und sie stehen den IJehörden sowohl 
wie Gesellschaften und Privaten mit ihrem Rathe in sa- 
nitären Angelegenheiten zur Disposition. - - 

Einen charakteristischen Gegensatz zu den belgischen 
Institutionen mit ihrer treuen Erhaltung der alten nieder- 
ländischen Conimunalfreiheit bildet die öffentliche Gesund- 
heitspflege Frankreichs^), - des Landes, welches sich 
des Besitzes der raffiuirtesten hierarchischen Gliederung 
in allen öffentlichen Dienstzweigen rühmen darf. Alle ad- 
ministrativen Befugnisse . strahlen dort einzig und allein 
vom Regierungscentrum aus, als dessen Delegirter der 
Präfect in einer nach unten souveränen Machtvollkom- 
menheit theils selber waltet, theils — so viel er es ttir 
gut befindet — seine Unterprälecten und die ebenfalls von 
der Regierung abhängigen Maires walten lässt. Er ver- 
einigt mit sämmtlichen übrigen policeilichen Functionen 
auch diejenigen der Gesundheits-Fürsorge, und hat dabei 
einen von ihm selbst ernannten, von ihm selbst präsidirten 
und nur über die von ihm selbst vorgelegten Fragen zu 
consultativer Aeusserung berechtigten G e s u n d h e i t s r a t h' 
zur Seite. Diese Gesundheitsräthe (.,Conseils d'hygiene 
publique") wurden, nachdem für das Seine-Departement 
ein solcher bereits seit 1802, für Bordeaux seit 1831 be- 
standen, erst im Jahre 1848 für das übrige Frankreich 
eingerichtet, und zwar nicht blos für jedes Departement, 
sondern ausserdem für Jedes Arrondissement-) und — so 

^) A motte, Codo medioal, ou Recueil dos lois etc. Paris, 1853. 
Tardieu, dictionn. d'hygiene ])iibl., 2e edit., Paris, 1862. Levi- 
eux. Institution d'hygiene et de salubrite en France, in den »An- 
nales d'hygiene publ.«, October 1873. 

*) Jedes der 84 Departements ist in d — G Arrondissements, 
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viel dies den Präfecten wttnschenswerth erscheint— auch für 
jeden Canton. Für die Arrondissements sind es die Unter- 
präfecten, fUr die Cantone die Maires der Haupt-Cantonal- 
orte, welche die Ges.-Räthe \) nach ihrem Ermessen einbe- 

jedes Arrond. in 7—11 Cantons, und jeder Canton in 10 oder mehr 
Communen eingetheilt. Die Cantons haben gegenwärtig fast nur die 
Bedeutung von Friedensger ich ts-Bezirken, während die drei übrigen 
Eintheilungssysteme den administrativen Instanzen der Präfecten, 
ünterpräfecten und Mairo's entsprechen. 

*) Als Gegenstände, über 'Xvelche dieselben gehört werden sol- 
len, gelten nach dem Inhalte der Minist. -Verfügung folgende: 

1) Die Salubrität bestimmter Oertlichkeiten und Wohnungen. 

2) Die Massregeln zur Verhütung und Bekämpfung epidemischer 
und contagiöser Krankheiten. 

3) Viehseuchen und ansteckende Thierkrankheiten. 

4) Schutzpocken-Impfung. 

5) Die Organisirung und Beschaffung ärztlicher Hülfe für Ar- 
menkranke. 

6) Die Mittel zur Verbesserung der Gesundheits- Verhältnisse 
der industriellen wie der ackerbautreibenden Bevölkerung. 

7) Die gesundheitlichen Verhältnisse der Werkstätten, Schu- 
len, Hospitäler, Irrenhäuser, Wohlthätigkeitsanstalten, Kasernen, 
Arsenale, Gefängnisse, Armenhäuser etc. 

8) Die Frage der Findelkinder- Versorgung. 

9) Schutz gegen Vorfälschung der Nahrungsmittel, Getränke 
und der im Handel vorkommenden sonstigen Genussmittel und 
Arzneien. 

10) Verbesserung der Mineralwasser- Anstalten und Mittel, de- 
ren Gebrauch den Armenkranken zugänglich zu machen. 

11) Gesuche um Gestattung, Verlegung oder Beseitigung von 
gefährlichen, schädlichen oder lästigen Bauanlagen. 

12) Die grossen gemeinnützigen Arbeiten, Bau von Schulen. 
Gefangnissen, Häfen, Kanälen, Brunnen, Markthallen, Abzugaulagen, 
Kirchhöfen, Strassen etc., soweit die öffentliche Gesundheitspflege 
dabei betheiligt ist. — 

Wenn man dieses schöne Programm vergleicht mit den Klagen 
der französischen Aerzte über die wirkliche den Gesundheitsrathen 
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rufen, ihnen Fragen vorlegen und bei ihren Berathungen 
den Vorsitz führen. 

Die Arrondissements-Ges.-ßäthe haben noch die be- 
sondere Aufgabe, die Statistik der Öterbefälle und ihrer 
Ursachen aufzustellen und im Zusammenhange mit der To- 
pographie und allen anderen für die Gesundbeitsverhält- 
nisse in Betracht konmienden Einfltlssen zu prüfen. Ihre 
Berichte gehen an den Präfecten, welcher eine Abschrift 
davon dem Minister, eine andere dem Depart.-Ges.-Rathe 
einreicht; Letzterer fasst dieselben dann zu einem Berichte 
über die Zustände des ganzen Departements zusammen. 

Auch für Paris ist die Organisation im Principe die- 
selbe. Ausserdem aber besteht daselbst eine „Commis- 
sion des logements insalubres" , eine durch Gesetz 
vom 22. April 1850 für ganz Frankreich facultativ einge- 
führte Institution, welche nur in der Hauptstadt zur prac- 
tischen Geltung gelangt zu sein scheint, — und zwar zu 
einer recht wirksamen, da sie nach einem Berichte von 
Dr. Spiess sen. (in D. Vierteljahrsschrift II. B. S. 377 
u. folgg.) in den Jahren 1851— 65 nicht weniger als 21,911 
Untersuchungsfalle behandelt hat. 

Endlich steht dem Ministerium als consultative Com- 
mission — ähnlich etwa der wissenschaftlichen Deputation 
für das Medic. -Wesen in Preussen — das „Comit^ consul- 
tatif d'hygi^ne de France" zur Seite, von dessen Wirksam- 
keit indess wenig in die Oeffentlichkeit dringt. 

Unter den Depart.-Ges.-ßäthen haben nur diejenigen 
des Seine-, Gironde- und Somme-Departements sich durch 
Veröffentlichung bemerkenswerther Berichte und Gutachten, 
besonders über gesundheits-schädliche Industrien hervor- 

gewährte Wirksamkeit, so begi^eift man Levieux's Ausruf in seiner 
angeführten Abhandlung (S. 329): »II n'y a pas de pays mieux ad- 
ministre que la France sur le papier ; — il n'y en a de plus mal en 
r^alite. — ' 
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gethan ; in den überwiegend meisten Departements dagegen 
hat die Thätigkeit derselben sich zu einer reinen Btireau- 
Schablone gestaltet, und herrscht in der ärztlichen Welt 
Frankreichs über die Nothwendigkeit einer Reform kaum 
noch verschiedene Meinung *). Die darüber getUhrten Dis- 
cussionen tragen freilich den Charakter so kläglicher Ver- 
worrenheit der Auffassungen und zeugen selbst bei Aerzten 
in hervorragender amtlicher Stellung von solcher Unkennt- 
niss über die sanitären Einrichtungen in anderen Ländern, 
speciell in England, — über welche demungeachtet viel 
hin und her gesprochen wird ^)j — dass an eine Klärung 
der anzustrebenden Reformen ttir die nächste Zeit noch 
nicht zu denken scheint. Nur in einem Punkte vereinigen 
sich die ärztlichen Stimmen — in der Forderung eines 
besonderen Ministeriums für öffentliche Gesund- 
heitspflege. Dagegen scheint den Gesundheitsräthen 
das Bedtirfniss einer unabhängigen Stellung und kräftige- 
ren Initiative den Präfecten gegenüber nur in vereinzelten 
Fällen zum Bewusstsein zu kommen, und den Tadlern des 
Systems gegenüber wird immer wieder mit Selbstbewun- 
derung auf die correcte Gliederung seiner 4fachen Rang- 
ordnung sanitarischer Körperschaften hingewiesen — vom 
Comite de France herab bis zum Conseil de Canton! Die 
bezeichnendste Antwort darauf ist das ürtheil, welches die 
oben besprochene engl. Untcrsuchungs-Commission in ihrem 
IL Report 1871 (Obsecvations, pag. 18) über das franzö- 
sische System abgibt: „Die Symmetrie des Planes scheint 
perfect; — aber er versagt in der Praxis, weil er einzig 

1) Man vergl. unt. And. die schneidige Abhandlung von Ar- 
maingaud, Sur la necessite de reformer nos institutions d'hygiene 
publique. Bordeaux 1873. 

2) Ein wahrhaft komisches Beispiel blinden Geschwätzes über 
ganz missverstandene englische Zustände findet man z. B. in den 
Annal. d'hyg. publ, II. Serie Nr. 82, pag. 330 u. folgg. 
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und allein auf der Central<^ewalt beruht und gRnzHch des 
alldurchdringenden Geistes entbehrt, welcher ullein locale 
Energie und nationales Leben schafft". — 

Der französischen Organisation in der Form verwandt, 
— wie das gesammte Verwaltungssysteni, — aber in vielen 
wesentlichen Beziehungen vollkommener ist das Sanitäts- 
wesen des jungen Königreiches Italien^), welches durch 
das Gesetz vom 20. März 1805 und das darauf begründete 
Regulativ vom 8. Juni desselben Jahres eingelührt und 
ueuerdings durch das Gesetz vom 24. Dec. 1870 vervoll- 
ständigt wurde. Dasselbe tiberträgt die gesammte Sorge 
ttir die öffentliche Gesundheitspflege — und zwar (seit 1870) 
einschliesslich derjenigen des Heeres und der Marine — 
dem Minister des Innern, und unter seinen Befehlen den 
Präfecten, den Unterpräfecten und den Bürgermeistern 
(„Sindaci"*). Bei Ausübung derselben steht dem Minister 
ein Ober-Gesuudheitsrath i .,Consiglio superiore di Sanitä"), 
den Präfecten Proviuzial-Gesundheitsräthe (Consigli sanitari 
provinciali**') und den Unterpräfecten Bezirks-Ges.-Räthe 
(\,Con8. sanit. di circondario") zur Seite. Ausserdem ver- 

1) Seit seiner nationalen Wiedergeburt hat Italien, wie auf so 
manchen anderen nachzuholenden Gebieten, so auch in der öffentlichen 
Hygieine die bedeutendsten Fortschritte gemacht, und sind nament- 
lich die Zustände in Neapel und Rom, welche ehemals selbst dem 
flüchtigen Auge der Fremden weit so sehr zum Anstosse gereichten 
(wenigstens derjenigen, welche nicht, wie König Ludwig, auch 
für die »cara immondlzia Romana« eine poetische Schwärmerei be- 
sass), durchaus andere geworden. Auch die ehemals theils unvoll- 
kommene und gleichmässige, theils — z. B. in den päpstlichen 
Staaten — ganz fehlende Lebens- und Krankheits-Statistik, deren 
Ergebnisse gerade in einem Lande von der klimatischen Bedeutung 
Italiens das grösste allgemeine Interesse darbieten müssen, ist gegen- 
wärtig nach den auf dem Berliner und Wiener statist. Congresse 
aufgestellten Grundsätzen gleichmässig eingeführt. Vergl. Gas. Con- 
tini, La Statistica mortuaria applicata all' Igiene publica. Roma 1872. 
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sieht im Ministerium die gesammten Sanitäts-Geschäfte ein 
ärztliches Verwaltungs-Personal, an dessen Spitze als sach- 
verständiger Chef des Medicinalwesens gegenwärtig Dr. 
Luciani steht. Der Ober-Gesundheitsrath wird zusammenge- 
setzt aus einem Präsidenten, dem Generalprocurator des 
Appellhofes in der Hauptstadt, einem höheren Armeearzt 
und einem desgl. Marinearzte (beide erst seit 1870) als 
bleibenden Mitgliedern, ferner 6 ordentlichen und 6 aussec- 
ordentlichen Käthen, welche vom Könige auf 3 Jahre er- 
nannt werden und immer wieder erwählbar sind. Ausser- 
dem ist für alle auf das Impfwesen bezügliche Fragen der 
Director des hauptstädtischen Impfinstitutes geborenes Mit- 
glied. Von den ordentlichen Mitgliedern werden 3 aus den 
activen oder emeritirten Professoren oder Doctoren der 
Medicin oder Chirurgie, einer aus den Pharmaceuten und 
die beiden Uebrigen aus den Juristen- oder Verwaltungs- 
Beamten gewählt. Dieselben müssen in der Hauptstadt 
wohnen. Die ausserordentlichen Mitglieder werden aus 
denselben Kategorien gewählt, — es muss sich aber immer 
unter ihfien ein Professor der Veterinärkunde befinden, und 
muss dieser Letztere gleich den ordentlichen Mitgliedern 
in der Hauptstadt wohnen. Die übrigen ausserordentlichen 
Mitglieder dürfen in einem beliebigen Theile des König- 
reichs wohnen. Als Secretär beim Ober-Ges.-Rathe fungirt 
ohne Stimmberechtigung ein Arzt, welcher im Beamtenstabe 
des Ministeriums des Innern angestellt ist. 

Ein Prov.-Ges.-Rath wurde in jedem Prov.-Hauptorte 
unter dem Präsidium des Präfecten errichtet, bestehend 
aus einem Vicepräsidenten, dem Königl. Procurator beim 
Bezirks-Tribunale, 6 ordentl. und 4 ausserord. Käthen, 
welche sämmtlich gleichfalls vom Könige auf 3 Jahre er- 
nannt werden. Die 4 ausserord. Räthe dürfen ausserhalb 
des Prov.-Hauptortes wohnen. 

In den Bezirks-Hauptorten endlich wurden Ges. -Räthe 
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unter dem Vorsitze der Unterpräfeeten gebildet, und bestehen 
aus einem Vieepräsideuten, dem iiöchsten richterlieben Be- 
amten des betreffenden Ortes, 3 ordentlichen und 2 ausser- 
ordentlichen Mitgliedern, welche vom Minister des Innern 
auf Vorschlag des Präfecten ernannt werden. 

Unter den ordentlichen Mitgliedern sowohl der Prov.- wie 
der Bez.-Ges.-Räthe müssen sich 2 Aerzte, 1 Pharmaceut 
und 1 Veter.- Arzt befinden. Ebenso nehmen die Vorsteher 
der localen Impfinstitute dieselbe Stellung dazu wie in der 
Hauptstadt; dieselben fungiren zugleich als Secretäre bei 
den Verhandlungen des Ges.-ßathes. Die ausserordentlichen 
Mitglieder können ausserhalb des Prov.- resp. Bez.-Hauptortes 
wohnen. Während die ord. Mitglieder in festem Gehalte 
stehen, beziehen die ausserordentlichen, wenn sie zu Sitzungen 
einberufen werden (was nur lür die Minderzahl der letzteren 
zu geschehen pflegt), ausser den Reisekosten Tagegelder, 
welche fttr diejenigen des Ob.-Ges.-Kathes 20 Frcs., für 
diejenigen der Prov.-Räthe 15, und für die Bez.-Räthe 
10 Frcs. betragen. Minister, Präfecten und Unterpräfeeten 
sind berechtigt, ausserdem bei ungewöhnlichen Anlässen, 
z. B. Epidemien, zur Theilnahme an den Sitzungen mit 
berathender Stimme irgend welche Personen einzuladen, 
welche sie dazu nach Lage des vorliegenden Falles fttr 
geeignet erachten. 

Die Gegenstände, über welche sich die consultative 
Fürsorge der Ges.-Räthe erstrecken soll, sind einestheils 
dieselben wie in Frankreich — einschliesslich der übrigens 
mit besonderer Sorgfalt geübten Anfertigung einer hygi- 
einisch-ärztlichen Statistik; — anderntheils liegt ihnen die 
disciplinarische Aufsicht über das gesanmite Heilpersonal 'j, 

1) Die Ausühuug der ärztlichen sowohl wie der chirurgischen 
Praxis — beide Kategorien sind noch trennbar — ist in Italien 
noch von einer iuländ. Univers. -Prüfung abhängig. Eine Ausnahme 
von dieser Verpfiichtuug ist nur zu (iunsteu der »bei den Fremden 
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über die Fabrikanten und Händler mit Droguerien, Li- 
queuren, Conti turen, Kräutern, ehem. Producten, Mineral- 
wässern, Bier und allen anderen künstlichen Getränken 
ob; ferner die Aufsicht über sämmtliche Civil-, Militär- 
und Marine - Hospitäler, und über alle öffentlichen Wohl- 
thätigkeits- und Erziehungs-Institute des Königreiches. Die 
Bez.-Ges.-Räthe sind auch beauftragt, auf Verlangen jedes 
Interessenten die Rechnungen von Aerzten und Apothekern 
zu revidiren und zu berichtigen, wobei als Normen sie 
sowohl die Orts-Gewohnheiten wie die von der Oberbehörde 
etwa festgestellten Taxen zu Grunde zu legen haben. 

Ihre Sitzungen halten die Ges.-Räthe in der Regel 
auf Einladung des Ministers resp. Präfecten resp. Unter- 
präfecten. Sie können aber auch — und zwar alle 3 Ka- 
tegorien — aus eigener Initiative sich versammeln 
— unter Einladung des Vicepräsidenten — und der betreff. 
Regier.-Behörde unaufgefordert Vorschläge machen betreffend 
die Verbesserung öffentlicher Zustände (Art. 23, 36 u. 43 
des Regulativs von 1865). Die Präfecten sind ferner aus- 
drücklich verpflichtet, alle Massregeln, welche vom Prov.- 
Ges.-Rathe f\lr dringlich erklärt sind f^dichiarati d'urgenza"), 
unverzüglich ausführen zu lassen, ohne zuvor das 
Ergebniss ihrer etwaigen Remonstration dagegen bei der 
Minist.-Behörde abwarten zu dürfen (Art. 6 des Regulativs). 

Sobald ein Präfect resp. Unterpräfect von einer in 

practicirenden ausländischen Aerzte« statiiirt, für welche der Aus- 
weis eines »Di^iloms von einer competenten Autorität ihres Landes« 
zur Gestattung der Fremdenpraxis genügt Auch die Ausübung 
des Apothekerberufes ist an den Besitz eines Prüfungs-Diploms, die 
selbständige Führung einer Apotheke aber ausserdem an eine per- 
sönliche, auf Lebenszeit gewährte, nicht verkäufliche Concession des 
Ministers gebunden. Die Zahl der Apotheker ist wie in Preussen 
eine beschränkte, und neue können nur vom Ministerium nach An- 
hörung des betreff. Prov.-G-es.-Rathes creirt werden. 
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seinem Amtsbereiche ansgebrochenen Epidemie oder auf- 
fallenden Häufigkeit irgend welcher Krankheit Kenntniss 
efhält, soll er den Ges.-Rath einladen, eines seiner Mit- 
glieder nach dem betrofienen Orte hin zu delegiren, um 
den Sachverhalt zu constatiren, die herrschende Krankheit 
nach ihren Ursachen, Verbreitungsweise etc. persönlich zu 
Studiren, die unmittelbar nöthigen Massregeln sofort anzu- 
ordnen (wobei die Bürgermeister zu unbedingter Nachach- 
tung verpflichtet sind) und einen Bericht an den Ges.-Rath 
zu erstatten, dessen darauf abzugebendes Gutachten alsdann 
durch den Präfecten an den Minister geht. Die in diesem 
Falle vom Gtes.-Rathe gegebenen Weisungen müssen vom 
Präfecten pünktlich ausgeführt werden (;,quanto piu sia 
possibile"). 

Das Regulativ verfügt auch (in Art. 17 u. folg.) für 
städtische Gemeinden zur Erleichterung des dem Bürger- 
meister obliegenden „Gesundheitsdienstes" die Errichtung 
von Municipal - Gesundh. -Commissionen, welche 
in Städten über 10,000 Einw. aus 4, in kleineren aus 2 Mit- 
gliedern bestehen und vom Gemeinderathe gewählt 
werden sollen ; doch muss sich unter ihnen stets der städ- 
tische Armenarzt — oder, wenn deren mehrere sind, der 
älteste derselben befinden ; wo möglich soll auch ein Inge- 
nieur hinein gewählt werden. Das Regulativ bezeichnet 
sie — in einem gewissen Gegensatze zu den Ges.-Räthen 
als blosse consultative Körperschatten, welche als lau- 
fende Geschäfte nur das Impfwesen zu leiten haben, übrigens 
aber lediglich auf Geheiss des Sindacus zusammentreten 
und nur auf die von ihm vorgelegten Fragen sich zu äus- 
sern haben ^). 



^) Das Regulativ von 1865, welches eine vollständige Medio.- 
Ordnung schafft, enthält noch manche recht nützliche Bestimmungen 
betr. Epidemien und Epizootien, Anlagen von Kirchhöfen, Kranken- 
nnd Leichenh&user etc. Der ärztl. Dienst soll in allen Hospitälern 

11 
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Der bedeutsame Unterschied der italienischen von der 
französischen Sanitätsordnnng liegt in Vorstehendem hin- 
reichend markirt ') : — die Gesundheitsräthe sind alle mit 
facultativer Initiative ausgerüstet, können sich aus eigenem 
Antriebe versammeln und selbstgewählte Gegenstände be- 
rathen; — ihre Entscheidungen müssen in den von ihnen 
selbst für dringlich erklärten Fällen unverzüglich ausge- 
fahrt werden; — sie sind durch ausserordentliche, ausser- 
halb der Hauptorte wohnende Mitglieder in lebendiger 
Beziehung zu den Zuständen im ganzen Lande, — und 
sie geniessen als directe Aufsichts- und Disciplinarbehörde 
über das gesammte Heilwesen im Lande eines höheren 
Ansehens als ihre französischen Namensbrüder, deren ganze 
Bedeutung tiberall nur diejenige ist, welche der Präfect 
ihnen einzuräumen geruht. 

Von anerkannter Vorzüglichkeit ist das italieni- 
sche See-Sanitätswesen, welchem kürzlich C. von 
Sigmund 2) eine sehr eingehende Schilderung gewidmet 
hat. Bei der geographischen Eigenthümlichkeit des Landes, 
welches durch die längste Küstenerstreckung inmitten des 
am meisten befahrenen Meeres der Welt einerseits in seinem 



derart organisirt werden, dass kein Arzt mehr als 50 Kranke unter 
seiner unmittelbaren Behandlung habe, ■— eine sehr nachahmensworthe 
Bestimmung (auch für Irrenanstalten), die nur leider, wie Verf. sich 
1869 in Italien selbst überzeugt hat, vorläufig auf dem Papiere ge- 
blieben ist. 

^) Das wegwerfende Urtheil des sonst auf diesem Gebiete bes- 
ser bewanderten Dr. Lorenz Stein (»Das öffentliche Gesundheitswesen«, 
Stuttgart 1867) über die italienische Sanitäts-Gesetzgebung ist nur 
erklärlich aus Unkenntniss derselben oder aus der in Oesterreich 
lange geläufig gebliebenen Neigung, Alles mit Achselzucken zu be- 
trachten, was jenseits der Alpen unter der neuen politischen Aera 
geschaffen wurde. 

^) D. Vierteljahrsschrift f. öff. Gesundheitspfl. B. V. S. 1 u. f. 
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'ohistande weaeutlicli auf einen inögliclist freien Handels- 
nnd Personen- Ver kell r, anderseits in gesundli^itliclier Hin- 
sicht ebeneoselir auf Äbbaltung der ibni von «ussen — 
besonders vom Oriente her importlrten epidemiscbeii und 
eontagiusen Kraukbeiten angewiesen ist, begi-eift es sich 
wohl, dass Italien die Wiege aller Quarautäue-Einricbtun- 
geu ist, und dass mit jeder Verbesserung seines allgemei- 
nen San itäts- Wesens gerade dieser Zweig desselben mit 
doppelter Auimerksamkeit bebandelt wird. Eine Kette 
vortrefflich eingerichteter — gleichfalls dem Minister des 
Inner« nnterstellter — See-SanitUtsäniter von Lan- 
dungsort zu Landungsort umschlingt die Halbinsel nebst 
sämmtlicben Inseln, an der Ustlicben Seite Venedigs be- 
ginnend bis nach Ventimiglia an der tranzHsischen Grenze. 
Mit ihnen organisch verbunden sind die gesetKlieh einge- 
richteten Quarantänen und Lazaretbe, deren Zahl gegen- 
wärtig auf nnr acht reducirt ist (Venedig, Brindisi, Palermo, 
Neapel, Civita Veeehia, Livorno, Cagliari und Spezia), 
wilhrend gleichzeitig ihre Einrichtung mit grosserer Libe- 
ralität auf einen sowohl hinsichtlich der ärztlichen Behand- 
lung und Pflege tUr die Ki-anken wie des Comforts für 
die Gesunden den Anlordemngen der Zeit mögliehst ent- 
sprechenden Fuss gebracht wird. Ueber das Nähere der 
ganzen Organisation lese man den erwilhnten sehr inter- 
essanten Bericht v. tiigmund's nach; — erwähnt sei hier 
unr als sprechendster Beweis llir die Zweckmässigkeit der 
italienischen Schiffs- und Hafen-Hygieinik, dass gemäss 
der alle Häfen Italiens umfassenden Statistik in dem Zeit- 
iMime der letztveriloBsenen zwei Jahre auf mehr als 600 
liffen, die von Cbolera-inficirten Provinzen ausliefen, 

ider während der Ueberfahrt noch in den Quarantänen 
selbst eine einzige auch nur als Cholera verdächtige Er- 
krankung vorgekommen, — ebensowenig sieh eine solche 
später irgendwo au den Keiseuden entwickelt hat. Ein 
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solches Ergebniss könnte znr Hoffnung berechtigen, dass 
es durch eine exacte SchiflFs- und Hafen-Hygieine gelingen 
müsste, die für den Verkehr so überaus lästigen Quaran- 
taine-Fristen ^) abzukürzen oder ganz entbehrlich zu machen. 
Doch besteht nach y. Sigmund's Mittheilungen anderseits 
in Italien ein so lebhaftes Vertrauen auf die grosse Schutz- 
kraft der Quarantaine besonders gegen die Cholera — 
deren Verbreitungs weise seit 1865 dieses Vertrauen nament- 
lich bei den Inselbewohnern nur im höchsten Grade be- 
stärken konnte, — dass eine Abschaffung den offensten 
Widerstand finden und die Bevölkerung Siciliens z. B. 
mit den Waffen in der Hand die aus verseuchten Ländern 
kommenden Reisenden von der Küste abwehren würde, 
wenn die Regierung die Gontumaz-Massregeln wollte fallen 
lassen. Vorläufig wird denn auch nicht daran gedacht, — 
im Gegentheile sind von den Kammern hohe Geldsummen 
bewilligt worden, um z. B. die Insel S. Andrea bei Brin- 
disi zu einer grossartigen Musteranstalt umzuschaffen, in 
welcher das zahlreiche dort auf der neuen grossen Welt- 
strasse : England - Indien fahrende Publicum eventuell 
eine durch keine Entbehrungen vergällte^ im Gegentheile 
alle Reize einer südlichen Aufenthaltsstation darbietende 
Haltestelle finden wird. 

Die Sanitäts-Organisation Italiens steht gegenwärtig 
auf einer Höhe, wie sie noch von keiner derjenigen Na- 
tionen übertroffen ist, welche überhaupt ihr Verwaltungs- 
und Policei- System auf das Princip delegirter Regierungs- 
gewalten ohne ernstliche Heranziehung der communalen 
Selbstthätigkeit begründet haben. Sie verdient daher die 
vollste Beachtung an allen deigenigen Orten, wo man unter 
ähnlichen Vorbedingungen eine Reform der bisherigen 
sanitarischen Institutionen als Bedürfniss anerkennt — 



^) Für oriental. Pest und Gelbfieber 15, für Cholera 10 Tage. 
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1 der Schweiz ist die SanitätB-Verwaltimg ebenso 
wie in den Verein. Staaten von Nordamerika lediglich 
Sftche der Rinzelstaaten. — der Cantonc, — und trägt 
dieeclhe daher anch ebenso wie dort einen ganz nngleich- 
miissigen, nur in sporadischen — dann aber stellenweise 
fttnz Torztlglichen Leistnngen sich heiTorhelicnden Cba- 
nkter. Wo namentlich der Begriff des Staates mit dem- 
jenigen einer städtischen Commune ganz oder beinahe coin- 
oidirt, wie z. B. in Basel und in Gent', da ist die Leich- 
tigkeit wohl begreiflich, mit der alle eommunale Gesund- 
heitsbedUrthisse dnreh entsprechende GesetzesbeBchltisse 
gedeckt und so ideale Local-Zuatände geschaffen werden 
kiinnen, wie wir sie z. B. in Basel durch die interessanten 
Schilderangon des dortigen ärzliehen Gesnndhcitsheamten 
ipr. Goettisheim kennen gelernt haben. Auf die Verhält- 
lee grösserer Staatswesen können jene gUicklichen Lö- 
flnngen der sanitarischen Organisationstrage in sonverainen 
Commnnalwesen keine Anwendung finden, — so viel Lehr- 
reiches auch im Uebrigen die dort gewonnenen Erfahrungen 
flir die Beurtheilung der Wirkeamkeits-Mittel und Ziele 
I jeder neuzuschaffenden örtlichen Gesundbeitsbehfirde 
i^rbieten mögen. — 

Oesterreich ist nach vielen und hcissen Debatten 
Kit 1870 im glücklichen Besitze einer neuen „Organisation 
des öffentlichen Sanitätsdienstes" ')> welche wenigstens in- 
soweit einen Fortschritt gebracht hat, als eine vollstfi,ndige 
Trennung der öffentlichen Gesundheitspflege 
Ton der gerichtlichen Medicin im Principe dureh- 
geftihrt scheint, und die den politischen Behörden in bü- 
reaukratiscber Abstufung bei- oder vielmehr untergeord- 
neten consultativen Sanitätsbehörden nunmehr auch aus 
«igener Initiative Vorschlüge zu machen sicher- 
') Üauater's Bericht darüber in Schmidt'^ Jahrbüchern, Bd. 1G3, 
^8. 21Ö u. folgg. 
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lanben dürfen. Auch hat die Regehmg der ärztlichen 
Statistik eine wesentliche Verbesserung erfahren; — 
dieselbe ist gegenwärtig eine tlir alle Länder des Kaiser- 
reiches gleichmässige ; — ihre Ergebnisse sollen von dem 
„obersten Sanitätsrathe", welcher dem Minister des Innern 
als berathendes und begutachtendes Organ untergeordnet 
ist, zusammengestellt und geprüft, in einem Jahresberichte 
veröffentlicht und eventuell zum Ausgangspunkte sanitärer 
Anträge gemacht werden. Dabei aber dauern die schlimmsten 
Hemmnisse einer gedeihlichen sanitär ischen Entwickelung 
in Oesterreich fort. Die neugeschaffenen Behörden (ober- 
ster Sanitätsrath beim Ministerium des Innern, — 
Lan des-Sanitätsrath bei den Landes-Chefs, — landes- 
fürstliche Bezirksärzte bei den Bezirkshauptmann- 
schaften, -* Gemeinde- Sanitätsbehörden von noch 
vorbehaltener gesetzlicher Gestaltung M bei den Städten mit 
eigenen Gemeinde-Statuten) besitzen alle nur eine consul- 
tative Bedeutung, sind den betreffenden politischen Be- 
hörden mit der ausdrücklichen Bestimmung untergeordnet, 
dass sie keine anderen amtlichen Beziehungen unterhalten 
dürfen als mit diesen ihnen vorgesetzten Behörden, nnd 
wirken überhaupt nur insofern sie von diesen — wie es 
im Gesetze heisst — unmittelbar verwandt wer- 
den, sind also ausser Stande gesetzt, durch Inspectionen, 
directe Correspondenzen etc. sich selbständig zu informiren. 
Es sind eben wesentlich nur referirende Bureau- Com- 
missi onen, keine mit den concreten Zuständen in leben- 
digem, eingreifendem Verkehre stehende technische Be- 
hörden, und ihre Wirksamkeit, deren Tragweite durchaus 
von dem Einsichtsgrade des vorgesetzten politischen Be- 
amten abhängt, muss nothwendig hinter den von dieser 
Reform gehegten grossen Erwartungen zurückbleiben, — 
um so mehr, da es auch an der nöthigen materiell- 

*) ücber dpii verunglückten Versuch, letztere zu verwirklichen, 
vergl. Wiener Med.- Wochenschrift vom 31. Jan. 1871. 
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gesetzlit'heu Grnndlage zu irgendwie eingreifenden 
Massregeln der Öffentlichen Gesundheitspflege in Oenter- 
reich bis jetzt durcbans mangelt. Die Hussere Stellung der 
BezirksUrzte und ihre Salarirong ist keine solche, dsss 
dieselben neben der ihnen unentbehrlich bleibenden Pri- 
Tatprasifi Zeit und Krilfte hinreichend ihren sanitaHschen 
Pflichten zu ividmen in der Lage wären. Ein ordentlicher 
Lehrstuhl ftlr üffentliche Gesundheitspflege besteht so 
wenig in Wien wie bei irgend einer anderen Bsterreichi- 
Schen Universität. Auch die von Sttddeutschland ausge- 
gangene Beweguug zur Vertretung des Slrztlichen Berufes 
durch WfthlkiJrper bei der üffentliehen Verwaltung der 
Hedicinal' und Sanitäts-Angelegenheiten hat ungeachtet 
Ganster's warmer Vertretung in Oesterreieh bis jetzt kein 
80 lebhaftes Echo gefunden wie in Norddeutschland. — 

Die Verhältnisse im deutschen Reiche sind in 
drei Gruppen zu betrachten, von denen die erste sich ans 
den in mannigfacher Hinsicht durch neuere Fortschritts- 
ßestrebungen bemerkenswerthen Organisationen der deut- 
schen Mitteistaaten und freien Städte zusammen- 
setzt, — während die zveeite uns in Gestalt der sich vor- 
nehmlich durch ihre altehrwtlrdigc Unerschlttterüehkeit 
Auszeichnenden Sanitätsordnung des Reichkernes, der 
preussischen Monarchie entgegentritt, — und als 
dritte endlich die auf freier Grandlage neugeschaffene 
Organisation in den neuen Reichslanden Elsass-Loth- 
ringen sich abhebt. 

' In Sachsen, Baiern und Baden ist seit 10 Jahren 

■Terhältnissmässig viel geschehen, um die Sanitätaverwal- 
^ttutg auf einen wirksameren Fuss zu bringen. Obgleich 
jÖrtdauernd sich in demselben bureaukratischen Rahmen einer 
Anstellung technischer llttlfsbeamten zur blossen VerfllgUüg 
der verschiedenen politischen Behörden-Instanzen sich be- 
legend, — und obgleich mit der Einfllhrung hinreichend 
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antorisirter örtlicher Gesnndheits-Behörden noch nirgends 
ein ernstlicher Anfang gemacht ist, — haben diese Staaten 
doch mehrere neue Grundsätze eingeführt, welche den 
Sanitätsbehörden auch bei übrigens noch zu gebundenen 
Händen nothwendig eine fortschreitend grössere Bedeutung 
im öffentlichen Leben verleihen müssen. Es sind dies 

l)'Die jährlichen Veröffentlichungen alles 
Dessen, was aus amtlichen oder sonstigen Quellen in Be- 
zug auf die sanitarischen Zustände des Landes und auf 
die zu deren Verbesserung unternommenen Massregeln zu- 
sammengestellt zu werden vermag. Mit diesen Veröffent- 
lichungen, deren erstes Beispiel in Deutschland gegeben 
zu haben die ehemalige freie Stadt Frankfart das Ver- 
dienst hat, machte unter den Mittelstaaten Baiem den 
Anfang, und Sachsen und Baden haben sich mit rühm- 
lichem Fleisse angeschlossen. 

2) Die ärztliche Statistik ist in den genannten 
Ländern sowie gegenwärtig auch in Hessen-Darmstadt auf 
einem weit vollkommenem Fusse organisirt ^Is in Preussen. 

*) Vergl. u. A. Dr. Volz, »Zur Einführung der Mortalitat«- 
Statistik«, in der Vierteljahresschrift für öffentliche Gesundheits- 
pflege IV. B. 2. Heft. Wo in Baden eine ärztliche Bescheinigung 
über die Todesursache nicht beizubringen ist, — und dies wird 
überall auf dem Lande vielfach vorkommen, — da trägt ein dazu 
eigens angestellter, vom Bezirksarzte durch einen fasslichen Unter- 
richt dazu vorbereiteter und geprüfter sog. »Leichenschauer« 
nach möglichst sorgfaltiger Ermittelung aus den Aussagen der An- 
gehörigen etc. die Todesursache ein. Die Stellung dieses für alle 
Fälle amtlich angestellten Leichenschauers ist grundverschieden von 
derjenigen der englischen sog. »informants«, von denen dort der 
Civilstandsbeamto bei Mangel eines ärztlichen Certificates seine In- 
formation erheben darf. Letztere sind für jeden Fall besonders aus- 
gewählte Personen, die nur gesetzlich gewisse Eigenschaften haben 
müssen, vermöge deren sie als vertrauenswürdig und über den vor- 
liegenden Fall informirt gelten dürfen. 
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freilich auch bi^i bester Einrichtung ilerBelben in 
den Einzelstaateu bei Weitem nicht itiejenigen RcBultate 
filr die Wisyenechal't sowohl wie tlir unmittelbar practiecho 
(Gtesicbtspunkte erreichbar sind, welche von einer einheit- 
lichen Leitung und genau tib ereinstimmender 
Detail -Führung der gerammten Moi'talitUts-Statistik im 
j|ent8cben Reiche *) in sicherer Änssicht Btehen würden, 
kedarf keiner näheren Begründung. 

3) Der ärztlichen Bcrnfsklaase ist gleichsam als sach- 
■EffiTständiger Kiirperscbatt ein bedeutsamer Gesammteinflnss 
iul' die öfientlichen Sanitätsl'ragen gewährt worden durch 
die Creirnng ärztlicher Repräsentanz-Kammern, 
welche durch die ärztlichen Bezirks- Vereine gewählt wer- 
ben. Am vollständigsten organisirt scheinen dieselben ge- 
suwärtig in Baiem, wo dnrch KOnigl, Verordnung vom 
.0, Ang. 1871 „um den ärztlichen Kreisen des Landes ttlr 
die Vertretung ihrer Interessen geeignete Organe zn ge- 
währen", die Errichtung einer , Aerztekammer " in 
jedem Regierungsbezirke veriligt wurde. Dieselbe soll an» 
Delegirten der Bezirksvereine (auf }e 25 Mitglieder ein 
Delegirter) bestehen, und alljährlich am Sitze der Regie- 
rang in Berathung treten „über Fragen und Ängelegen- 
»heiten, welche entweder die ärztliche Wissenschatl als 
solche, oder das Interesse der öffentlichen Gesundheits- 
pflege betreffen, oder auf die Wahrung und Vertretung 
der Standesinteressen der Aerzte sich beziehen, " Die 
Aerztekammer wählt aus ihrer Mitte einen Präsidenten, 
i^twirtt ihre eigene Geschäftsordnung, ist nicht auf Ein- 
iben an die Kreisregierung beschränkt, sondern kann 
auch unmittelbar an das Staatsministerium des In- 
irn wenden, und ernennt einen Abgeordneten, welcher 



') Vergl. HBrmauii Eulenbci'g, «Ueber Mortalit&U-Statistik« . 
BrUn, 1872. 
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die Kammer flir ein Jahr permanent beim „Obermedi- 
cinalansschass" vertritt. Dieser Letztere ist das (gleich- 
falls im Jahre 1871 eingesetzte) dem Staatsministerium des 
Innern unmittelbar untergeordnete sachverständige Organ 
für die Berathung und Begutachtung in Angelegenheiten 
des Medicinal- Wesens und der Medicinal-Policei; — er 
hat „insbesondere die Aufgabe, die Anwendung der theo- 
retischen Grundsätze auf die prac tische Medicinal- Verwal- 
tung nach dem jeweiligen Stande der Wissenschaft zu 
vermitteln, und die Pflicht, aus eigener Initiative 
Anträge auf Verbesserung von Verhältnissen 
und Einrichtungen des Gesundheitswesens zu 
stellen.'' Der Obermedicinalausschuss besteht ans den 
Medicinal-Referenten des Staatsministeriums des Innern 
und einer unbestimmten Anzahl vom Könige in denselben 
berutSßner Mitglieder; — er verstärkt sich fttr bestimmte 
Fälle und Zwecke, und zwar alljährlich wenigstens ein- 
mal durch den Hinzutritt je eines Abgeordneten der ein- 
zelnen Aerztekammem und Apothekergremien. Den medi- 
cinischen Facultäten der drei Landesuniversitäten steht 
es frei, sich an diesen Plenarsitzungen durch Absendung 
je eines Mitgliedes aus ihrer Mitte gleichfalls mit voller 
Stimmberechtigung zu betheiligen. 

Eine ähnliche Stellung ist der ärztlichen Wahl-Reprä- 
sentanz in Sachsen seit 1870 eingeräumt, und in Baden 
besteht schon seit 1864 ein „ärztlicher Ausschuss", 
welcher von dem etwa 400 Mitglieder zählenden allgemei- 
nen ärztlichen Landesvereine gewählt wird und einerseits 
die Aufgabe hat, die ärztlichen Standesinteressen der Re- 
gierung gegenüber zu vertreten, anderseits aber auch be- 
iugt ist, alle ihm wichtigen Missstände und Be- 
dürfnisse der Staatsverwaltung darzulegen. 
Der Verkehr zwischen der Staatsverwaltung und dem 
ärztlichen Ausschüsse ist ein sehr reger und besteht in 
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gemeinschaftlichen Sitzungen oder in von dem Aasschnsse 
eingeholten schriftlichen Gutachten *). 

4) Für die wissenschaftliche und materielle Beförde- 
rung der Hygieine haben von allen deutschen Staaten nur 
Baiem und Sachsen wirkliche Schöpfungen aufzuweisen. 
In Baiem besitzt jede Universität einen Lehrstuhl ttir 
Hygieine, diejenige der Hauptstadt aber in Verbindung 
mit demselben ein „chemisches Laboratorium für 
Hygieine", welches als selbständiges unmittelbares Attribut 
der Universität unter der genialen Leitung von Pettenkofer's 
fungirt und sowohl mit dem erforderlichen Hülfspersonale 
wie mit den Räumlichkeiten, Apparaten und Unterhaltungs- 
mitteln zu hygieinischen Untersuchungen verschiedenster 
Art etatsmässig ausgestattet ist ^). 

Sachsen besitzt zwar bei seiner sonst in Allem vor- 
anlenchtenden Hochschule bis jetzt kein ähnliches Institut, 
dagegen eine vorzWglich eingerichtete „chemische Cen- 
tralstelle ftlr öffentliche Gesundheitspflege** 
unter der anerkannt trefflichen Leitung des durch seine 
inhaltreichen chemischen Jahresberichte bekannten Dr. 
Fleck, an welchen die sächsischen Behörden sich (vermit- 



') Näheres in dem »Berichte des grosshorzogl. Obermedicinal- 
Raths über den Zustand des Med.- Wesens im Grossher zogthum Ba- 
den im Jahre 1869«. Carlsriihe 1871. 

*) In den RaumeD dieses hygieiu. Laboratoriums, mit welchem 
ein Hörsaal verbunden ist, sind die Einrichtungen getroffen nicht 
blos zur AusführuDg chemischer Analysen von Nahrungsmitteln, 
Trinkwässern und Luftarten, — zur physikalischen Untersuchung 
des Verhaltens der Baumaterialien sowohl wie der Kleidungsstoffe 
gegen die atmosphärischen Einflüsse, gegen Feuchtigkeit, Tempera- 
tur, Luftdruck u. s. w., — sondern auch zur Veranschaulichung der 
Ventilationslehre, der Heizungsmethoden, dei' Kanalisations- und an- 
derer hygieinischer Anlagen durch geeignete Modelle und Wand- 
tafeln. Näheres über die Thätigkeit in jenem Institut theilte Verf. 
in der Vierteljahresschrift f. ger. Med. N. F. XIX. B. 1. Heft mit. 
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iels der Kanzlei des Landes-Medicinal-CoUegiums) in vor- 
kommenden concreten Fällen behufs Untersuchung zweifel- 
hafter hygieinischer Objecte, -— Trinkwasser, Nahrungs- 
mittel u. s. f. — zu wenden haben ^). — 

In Bayern ist durch Verordnung vom 11. April 1862 
der ^ärztliche Dienst bei den Verwaltungsbehörden" (Sani- 
tätspflege) von demjenigen bei den Gerichten facultativ 
getrennt. Bei Jenen sind Bezirksärzte I. und II. Klasse 
angestellt (Gehalt 800 resp. 600 fl.), bei diesen Bezirk s- 
Gerichtsärzte (Gehalt 1000 fl.). Beide Stellen können 
aber vereinigt werden. — 

Diese kurzen Hinweise werden genügen, um die in 
sichtlichem Fortschritte begriffenen Sanitätszustände der 
deutschen Mittelstaaten der aufmerksamen Beachtung der- 
jenigen zu emptehlen,^ welche ftir eine allgemeinere Reform 
der öffentlichen Gesundheitspflege in Deutschland Interesse 
haben. Wir würden uns aber auch der echtdeutschen 
Schwäche schuldig machen, nur in der Feme das Gute 
zu suchen und die Errungenschaften der eigenen Heimath 



*) Von der geschäftlichen sowohl wie wissenschaftlichen Thä- 
tigkeit der Dresdener Centralstelle gibt der jüngste Jahresbericht 
ihres Vorstandes ein anschauliches und lehrreiches Bild. Von con- 
creten Aufgaben wurden im Jahre 1872 erledigt: 

Trink- und Nutzwasser-Üntersuchungen 75 

Mineralwasser-Untersuchungen - 11 

Prüfungen von Wohn- und Nahrungsmitteln . 11 

Gerichtlich chemische Untersuchungsobjecte 65 

Geheimmittel ' 4 

Pathologisch-chemische Untersuchungen 7 

Untersuchungen von Sand- und Kiesproben 30 

Wasser-Untersuchungen zu wissenschaftlichen Zwecken ... 34 

Kohlensäure- und Feuchtigkeits-Bestimmungen der Grundluft . 190 

Eudiometrische Sauerstoff-Bestimmungen 20 

Summa . . 447 
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fibersehen, wenn wir versäumten an dieser Stelle auf 
die vorzüglichen Leistungen in der UrtI ichen Gesuud- 
beitsptlege hinzuweisen, auf welche die intelligente 
Bevölkerung einzelner grösserer, — theils ehemalB theils 
noch jetzt unabhängiger — deutscher Städte stolz sein 
darf. Frankfurt hat. auch seitdem es in denprenssischen 
Staatsverband eingetreten, mit nnverdroasenem Eifer fort- 
gefahren, unter Leitung hervorragend begabter einheimi- 
scher Hachverständigeu seine öffentlichen Gesundheits- 
Verhältnisse selbständig in musterhatler Weise zu be- 
herrschen und Über diesen Zweig seiner Ortsverwaltnng 
jährlich einen eingehenden Bericht zu verilffentlichen. 
Hamburg aber besitzt seit Üetober 1870 eine so vielver- 
sprechende neue Medicinal-Verwaltung ') — nach dem Mu- 
tter amerikanischer Städte, — dass eine nähere Erwäh- 
anng dieser in manchen Punkten auf deutschem Bodeu 
einzig daatehenden Organisation hier nicht Übergangen 
werden darf. Die Aufsicht über das gesammte Medicinal- 
und Sanitäts>vesen ist nämlich durch das neue Gesetz 
einer einheitlichen, vorwiegend ärztlichen Behürde — dem 
Medicinal-CoUegium — Überwiesen, welches aus 
zwei Senatoren, vier Physikern, von denen einer als Me- 
dicinal-lnspector fungirt, drei practiacheu Aerzteu, einem 
Assessor für Pharmaeie, einem für Chemie, einem Mit- 
gliede des Arinen-CoUegiums und einem solchen der Ge- 
fKngniss-Deputation zusammengesetzt ist. Der Medicinal- 
napector erhält — unter Verziehtlcistung auf ärztliche 
raxis — 8000 Mark Gehalt; die drei übrigen Physiker 
erhalten 4ÜO0 Mark mit der Befugniss zur Ausübung von 
i^raxis; die drei practischen Aerzte werden nach Vor- 
r^hlttgen einer Versaninilung sämmtltcher Hamburger Aerzte 



'] AuBführlicher mitgetheilt 
B 1671, Nr. 3 u. *. 
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vom Senate auf 6 Jahre ohne Gehalt gewählt. Die Phy- 
sikatsgeschäfte werden nach Districten vertheilt, innerhalb 
deren regelmässige Inspectionen stattfinden sollen; •— der 
Medicinal-Inspector aber hat die sanitätspoliceiliehe Ober- 
aufsicht und Verantwortlichkeit flir den ganzen Umfang 
des Hamburger Staatsgebietes zu flihren, die Ermittelungen 
uüd Berichte der Physiker entgegenzunehmen und alle 
grössere, die öflfentliche Hygieine betreflfende Arbeiten so- 
wie die Referate im Medicinal-CoUegium zu übernehmen. 
Er ist deshalb verpflichtet, ,, dieses Fach zum Gegenstande 
seines speciellen Studiums und seiner unausgesetzten Be- 
obachtung zu machen, und seine Bestrebungen dahin zu 
richten, dass die ^uf diesem Wege gewonnenen Erfahrun- 
gen auch flir die einheimischen Verhältnisse nutzbar ge- 
macht werden." Ueber alle Gegenstände seiner Thätigkeit 
hat er die Versammlung der technischen Mitglieder des 
Colleginms in fortlaufender Kenntniss zu erhalten und 
derselben alle „wichtigeren* Angelegenheiten „zur Be- 
rathüng" vorzulegen. Das Gesetz leidet in seiner vorläu- 
figen Grundgestalt nach sehr an Unbestimmtheit der Gren- 
zen für die Befugnisse sowohl des Medicinal- Colleginms 
im Ganzen wie seiner wirksamsten Mitglieder, des Medi- 
cinal-Inspectors und der Physiker. Aber die vollste Aner- 
kennung verdient sowohl seine ganze leitende Grundidee 
wie namentlich der hier zum ersten Male in Deutschland 
gemachte Versuch, einen Beamten mit unabhängigem Ge- 
halte anzustellen, welchem das Studium und die 
Pflege der öffentlichen Hygieine zur speciel- 
len und ausschliesslichen Pflicht gemacht 
wird, — eine Einrichtung, deren Verallgemeinerung als 
eine der nothwendigsten Vorbedingungen jeder ausreichend 
wirksamen Thätigkeit auf diesem wichtigen Gebiete be- 
trachtet werden muss. — 

Inmitten dieser allseitigen practischen Fortschritts- 
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yersuche und der noch allgemeineren Bewegung der Geister 
zu Gunsten durchgreifender Reformen in der öffentlichen 
Gesundheitspflege hat sich Preussen bisher in einer 
scheinbar passiven, abwartenden Stellung verhalten. Als 
Besitzerin einer von den ältesten — obgleich nicht der 
ältesten % wie vielfach irrig behauptet worden — Sani- 
tätsordnungen in Deutschland, welche lange Zeit hindurch 
gegenüber denjenigen der meisten anderen Staaten als 
Muster gelten durfte, und mit dem ganzen straff bureau- 
kratischen Yerwaltungssysteme des Landes innigst ver- 
wachsen ist, scheint unsere Staatsregierung sich nicht 
berufen geiUhlt zu haben, der neuen Strömung durch un- 
sichere Versuche entgegenzukommen, bevor die berechtig- 
ten Anforderungen und die Wege zu deren Befriedigung 
sich völlig geklärt, welche an eine neu zu schaffende Or- 
ganisation zu stellen seien. 

Dazu kam die bis jetzt unerledigte Alternative, in 
wie weit die Neugestaltung der öffentlichen Gesundheits- 
pflege, — deren Nothwendigkeit eine allgemein empfun- 
dene, so wenig von der Staatsregierung wie von der Volks- 
vertretung bestrittene Thatsache ist, — fernerhin als blosse 



*) Dieser Ruhm gebührt wiederum den ehemaligen freien 
Reichsstädten, besonders Nürnberg, welches schon zu Anfange 
des 16. Jahrhunderts durch seine Sorge für öffentliche Hygieine 
sich auszeichnete. Die stadtischen Behörden daselbst stellten die öf- 
fentlichen Brauhäuser unter Aufsicht, erliessen Verordnungen über 
Beschaffenheit von Brod, Bier, Wein und über Volksbelustigungen. 
Zu Nürnberg wurde auch der erste Physicus angestellt. Die furcht- 
bare Seuche von 1562 veranlasste den Erlass einer neuen sog. 
»Sterbeordnung«: »Eines Ehrbaren Raths der Stadt Nürnberg er- 
neute Gesetz und Ordnung in gegenwärtigen Sterbsläuften dieses 
1662. Jahres aufgerichtet«. Es werden darin Vorschriften über Rein- 
haltung von Häusern und Strassen, Behandlung der Kleider und des 
Bettzeuges der Kranken u. s. w. ertheilt. 
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Aufgabe des Einzelstaates oder zugleich des deutschen 
Reiches aufzufassen und in Angriff zu nehmen sei, da die 
Verfassung des Letzteren in Art. 4 ausdrücklich die „Mass- 
regeln der Medicinal- und Veterinär-Policei" der „Beauf- 
sichtigung Seitens des Reiches und der Gesetzgebung des- 
selben" unterstellt. 

Man kann sagen, dass die Sanitätsverwaltung Prens- 
sens im vorigen Jahrhundert richtiger organisirt war, als sie 
gegenwärtig ist. Wie in unserem Jahrhundert die Cholera, 
so gab zu Anfange des ISten die Pest, welche in Ungarn 
grassirte und deren Verbreitung nach den preussiscben 
Provinzen man fllrchtete, den Anstoss zum Erwachen einer 
öffentlichen hygieinischen Fürsorge, als deren ofGcielles 
Organ das „Co.llegium Sanitatis" (vom Volke daher 
lange Zeit „PestcoUegium" genannt) 1719 in Berlin ftir 
das ganze Land gestiftet wurde. Das bereits seit 1685 
bestehende und von Jenem getrennt weiter ftingirende 
„Collegium Medicum" hatte sich mit der öffentlichen Ge- 
sundheitspflege kaum anderweitig beschäftigt als insofern 
die Regelung und Controle des Heilwesens dahin zu rechnen 
ist. Das „CoUeginm Sanitatis*" dagegen sollte „die Aufsicht 
haben über Dasjenige, was unsere Provinzen und Lande 
unter göttlicher Gnade und Obhut vor die pestilenzialische 
Seuche und andere ansteckende Kränkelten präserviren 
und schützen, wie auch das Viehsterben, so weit es mög- 
lich, abwenden könne". Um dieselbe Zeit fangen auch die 
Kreisphysiker an, als örtliche Adjuncte und Bericht- 
erstatter der Medicinal- und Sanitäts-CoUegien — anfangs 
nur in Städten, von der Mitte des 18. Jahrh. an auch auf 
dem Lande — eine allgemeine Institution zu werden. Sie 
wurden in den Städten von den Magistraten^ auf dem 
Lande von den Kreisständen gewählt und von der Staats- 
regierung nach Prüfung ihrer Qualification bestätigt, — 
ein erst in neuerer Zeit, den Städten im Jahre 1810, den 
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Kreisständen 1812 entzogenes Wahlrecht, nach dessen Aaf- 
hebung erst die Physiker sowie die seit 1816 allgemein 
angestellten Kreischimrgen als wirkliche Staatsbeamte 
an'erkannt wurden. 

Im Jahre 1762 erhielt jede Provinz ein Sanit.- 
Colleginm, in Unterordnung unter das zum Ober-Sanit.- 
CoUegium erhobene in Berlin. Eine dem Letzteren am 
21. Dec. 1786 ertheilte austUhrliche Instruction überträgt 
ihm die Aufsicht über alle nöthigen Anstalten bei epide- 
misch grassirenden Kränkelten und ^über Alles, was die 
Erhaltung der Gesundheit und Abwendung allgemeiner 
Krankheitsursachen unter Menschen und Vieh betrifft*^. 
Zu diesem Behufe waren die Physiker verpflichtet, in allen 
vorkommenden Fällen an dasselbe zu berichten, und waren 
„die Ejriegs- und Domainenkammern zur Austtihrung der 
gutbefondenen Massregeln angewiesen.^ Das CoUegium 
bestand aus einem Präsidenten und sieben Räthen, dar- 
unter flinf Aerzten. Wir wissen wenig über das factische 
Wirken jener rein sanitarischen Centralbehörde, können 
uns aber nicht verhehlen, dass die Zusammensetzung und 
Competenzstellung derselben eine weit zweckentsprechen- 
dere war als die Organisation irgend einer der späteren 
und jetzigen an ihre Stelle getretenen Behörden, und dass 
schon ein entschiedener Rückschritt angebahnt wurde, in- 
dem man im Jahre 1799 die Sanitäts- und Medicinal-Col- 
legien sowohl in Berlin wie in den Provinzen mit einan- 
der verschmolz. Von da an begann die später immer zu- 
nehmende Verkümmerung der Sanitätspflege als blossen 
Anhängsels zur policeilichen Controle des Heilwesens und 
zur gerichtlich medicinischen Thätigkeit der Medicinal- 
Behörden. Zunächst freilich wurde den Letzteren ihre hy- 
gieinische Mission noch lebhaft an's Uerz gelegt durch die 
Instruction vom 18. Sept. 1799 für die vereinigten „Col- 
legia Medica et Sanitatis^ *)5 ^^^ ^^^^ ^^^ Ressort- Ver- 

^) »Sie aollen c, hiess es darin, »ihre beständige Aufinerksam- 

12 
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hältnisse der Letzteren waren im Vergleiche zu den jetzi- 
gen Zuständen noch goldene zu nennen. .Die Provinzial- 
Collegien waren keiner anderen Behörde subordinirt als 
dem Ober-CoUegium in Berlin und dem Chef des Medici- 
nal-Departements, welches letztere ein Immediat-De- 
partement innerhalb des sog. Landes-Directoriums bil- 
dete, also eine verhältnissmässig sehr unabhängige Stel- 
lung einnahm. Eine völlige Umgestaltung von verhängniss- 
voller Bedeutung fflr das Sanitätswesen erhielten diese 
Verhältnisse durch die Verordnung vom 16. Dec. 1808, 
betr. die veränderte Verfassung der obersten Staatsbehör- 
den der Monarchie, welche es als ihren Zweck aussprach, 
„der inneren Geschäftsverwaltung die grösstmöglichste Ein- 
heit, Kraft und Regsamkeit zu geben und sie in einem 
obersten Punkte zusammenzufassen.^ Die gesammten Me- 
dicinal-Angelegenheiten des Staates wurden dem Ministe- 
rium des Innern, diejenigen der Provinzen den betreflfen- 
den Regierungen unterstellt, und an die Stelle der selb- 
ständigen, sogar mit einer gewissen Jurisdiction in ihrer 
Sphäre bekleideten Medicinal- und Sanitäts-CoUegien tra- 
ten' fortan medicinisch-technische Commissionen zur blos- 
sen consultativen Verwendung nach dem Bedürfniss-Er- 
messen der Policeiverwaltungs-Behörden. Als eine solche 
dem Ministerium unmittelbar untergeordnete consultative 
Behörde wurde damals die bis heute bestehende „wissen- 



keit auf Entfernung alles Dessen, was der menschliclien Gesundheit 
nachtheilig wirken könnte, richten, sich von den in dieser Hinsicht 
obwaltenden Missbräuchen informiren, diese durch Belehrungen und 
Veranlassung policeilicher Massregeln abstellen, insbesondere für die 
gesunde Beschaffenheit der Lebensmittel sorgen, auf gesunde Luft, 
Vermeidung nachtheiliger Ausdünstungen von Gerbereien, Kirch- 
höfen etc. sehen und für die Verhütung und Unterdrückung an- 
steckender, epidemischer und epizootischer Krankheiten sorgen, c 
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schaftliche Deputation für das Medicinal- Wesen" ^^ 
Berlin geschaffen, welche beauftragt wurde, ähnliche De- 
putationen in den Provinzen zu bilden. Gleichzeitig wurde 
zunächst noch im Ministerium des Innern eine besondere 
,,Medicinal-Section^ gebildet (unter Leitung des Geh. 
Staatsr. Freih. v. Humboldt), — zwei Jahre später aber 
auch diese aufgehoben und mittels Cabinets-Ordre vom 

3. Oct. 1810 das Medicinal- Wesen einfach dem Depart. 

• 

ftir die allgem. Policei zugetheilt. Ein schwaches Einlen- 
ken im Sinne der früheren Ordnung sprach sich 1815 in 
der Errichtung der Prov.-Med. -Collegien mit ihren 
leider von vorneherein unklaren Pflichten und Befugnissen 
aus, sowie in der Bildung von „Sanitäts-Commissionen*' 
ftlr alle solche Reg.-Bezirke, in welchen kein Medicinal- 
Collegium seinen Sitz hatte, — einer schon im J. 1822 
wieder aufgegebenen Einrichtung, — während es an der 
Gentralstelle bei der „wissenschaftlichen Deputation ftir 
das Medicinal- Wesen ^ sein Bewenden behielt. Endlich 
brachte eine Cabinets-Ordre vom Jahre 1817 noch die 
wunderliche, in der Welt einzig dastehende Vereini- 
gung der Medicinalverwaltung mit den geistl. 
und Ünterrichts-Angelegenheiten zu einem Mi- 
nisterium^), und zwar zunächst mit der fast ebenso un- 



^) Die nähere Instruction für diese Behörde vom 23. Jan. 
1817 ist eines der vagsten und wunderlichsten Actenstücke aus der 
Geschichte unseres Medicinal- Wesens, und liest sich fast aus jedem 
Paragraphen derselben mehr als alles Andere die Besorgniss heraas, 
durch eine so gelehrte GeseUschaft mehr als wünschenswerth behel- 
ligt zu werden. 

') In allen übrigen continent. Staaten ist das Ministerium 
des Innern als natürl. Vormund der öffentlichen Gesundheitspflege 
als eines Theiles der allgemeiuen Policei Verwaltung anerkannt, — 
ausgenommen in Schweden, wo dieselbe nebst allen Medicinal-Ange- 
legenheiten dem Justizministerium unterstellt ist. 
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natürlichen Abtrennung der Sanitäts- und Medieinal-Poli- 
cei, — welche dem Ministerium des Innern verblieb, — 
von der technisch-wissenschaftlichen, welche allein in das 
Ressort des Cultusministeriums überging. Dieser künst- 
lichen, im practischen Dienste ganz undurchführbaren und 
von Rust zui* Zeit trefflich charakterisirten Spaltung 
wurde erst durch die Cabinets-Ordre vom 22. Juni 1849 
ein Ende gemacht, indem die gesammte Medicinal- Verwal- 
tung mit Einschluss der Medicinal- und Sanitäts-Policei 
an den Minister der geistl. etc. Angelegenheiten überwie- 
sen wurde. 

Die örtliche Gesundheitspflege gehört in Preus- 
sen zum Wirkungskreise der allgemeinen Local-Policeibe- 
hörden, denen aber theils permanent, theils temporär 
technische Orts-Commissionen consultativ zur Seite stehen 
sollen. Durch Regulativ vom 8. August 1835 wurde näm- 
lich die Bildung von „Sanitäts - Gommissionen^ 
behufs der Verhütung und Beschränkung ansteckender 
Krankheiten verfügt, welche in Städten über 5000 Ein- 
wohner fortwährend bestehen sollen, während in kleineren 
Städten und auf dem Lande deren Einrichtung den Re- 
gierungen überlassen bleibt. Dieselben werden zusammen- 
gesetzt aus Aerzten, Gemeindevertretem und dem zugleich 
den Vorsitz führenden Vorstande der Orts-Policeibehörde, 
und sollen, was ihre Wirksamkeit betrifft, theils rath- 
gebende theils ausführende Behörden sein, — in der Art, 
dass die Orts-Policeibehörde dieselben in allen Fällen, wo 
sie ihrer Unterstützung oder Berathung bedarf, dazu be- 
rufen kann, ihre Vorschläge anzuhören und darüber zu 
entscheiden hat. Insbesondere soll denselben obliegen, 
,über den Gesundheitszustand des Ortes oder Bezirkes, 
fttr den sie gebildet sind, zu wachen, — Krankheitsur- 



*) Rust, »die Medicinal- Verfassung Preussenst, S. 35 u. folgg. 
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Sachen, z. B. Unreinlichkeit, tiberfllllte Wohnungen, unreine 
Luft, schädliche Nahrungsmittel u. s. w. möglichst zu ent- 
fernen ; — zur Belehrung des Publicums über die Erschei- 
nungen der wichtigeren ansteckenden Krankheiten und 
das bei ihrem Ausbruche zu beobachtende Verlahren bei- 
zutragen'* u. s. w. Wie sich die Verwirklichung dieser 
auf dem Papiere recht schön entworfenen Institution ge- 
staltet hat, ist nur zu bekannt. In manchen Städten ttber 
5000 Einw. ist ihre Existenz völlig unbekannt geblieben; 
— wo aber Sanitäts-Commissionen gebildet sind, da 
sehen dieselben sich so sehr aller initiativen Befugnisse 
baar, werden so selten und fast ausschliesslich beim Aus- 
bruche von Epidemien zusammenberufen, und sind über- 
dies durch den Mangel eines ärztlichen Gesundheitsbe- 
amten so ohnmächtig gegenüber den ihnen gestellten Auf- 
gaben, dass man ihnen ihr bedeutungsloses Stillleben nicht 
zum Vorwurfe machen darf ^). 

Fassen wir die charakteristischen Züge — und da- 
mit die evidenten Mängel - der preuss. Sanitäts-Verwal- 
tung zusammen, so sehen wir in derselben eine Abstufung 
von vier (oder bei Mitberücksichtigung der Sanitäts-Com- 
missionen von fünf) Instanzen sachverständiger, aber le- 
diglich referirender Behörden, deren jede ein An- 
hängsel an die entsprechende Instanz der allgemeinen 
Policei-Verwaltung bildet und nur mit dieser sich in 

*) Um über die Tragweite ihrer Competenz keinen Zweifel zu 
lassen, hob gelegentlich eines gerügten Falles das Cultus-Ministerinm 
(v. Altenstein) in einem Rescr. vom 20. Aug. 1837 ausdrücklich her- 
vor, dasB eine üeberlassung sanitatspoliceilicher Massregeln an die 
Sanitats-Coramissionen allein unstatthaft sei und die verant- 
wortliche Leitung aller zu ergreifender Massregeln der Ortspolicei- 
behörde resp. der Eönigl. Regierung zufalle, welcher es dabei frei- 
stehe, an den betrefifenden Orten, soweit sie es für nöthig 
halte, den Kreisphysicus zuzuziehen. 
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directer amtlicher Beziehung erhalten darf. Eine unmittel- 
bare Controle von Sachverständigen zu Sachverständigen 
kann dabei nicht stattfinden, und die Thätigkeit eines 
unmittelbar practischen Gesundheitsbeamten würde durch 
jenen complicirten über ihm schwebenden Control-Organis- 
mus — besonders beim Mangel einer materiellen Gesund- 
heits-Gesetzgebung—beständig gehemmt werden, — wenn 
überhaupt ein wirklicher Gesundheitsbeamter 
vorhanden wäre. Es ist aber thatsächlich kein solcher 
vorhanden, — erstens weil alle Medicinal- Beamte mit 
alleiniger Ausnahme des Einen der beiden Berliner Stadt- 
pbysiker den Schwerpunkt ihrer Amtsthätigkeit in den 
Verrichtungen der gerichtlichen Medicin angewiesen er- 
halten, — weil ihnen ferner die Befugnisse zu einer ver- 
antwortlichen Sorge für die öffentliche Gesundheit gesetz- 
lich abgehen, — und endlich weil sie alle (ganz beson- 
ders die Physiker, auf welche es am meisten ankommt) 
vermöge, ihrer überaus mangelhaften Gehaltsstellung dar- 
auf angewiesen sind, ihren Unterhalt durch Privatpraxis 
zu erwerben und ihnen daher weder Zeit noch Kräfte zu 
einer irgendwie eingehenden hygieinischen Wirksamkeit 
zur Verfttgung bleiben. 

Fügen wir noch hinzu, dass unsere ärztliche Sta- 
tistik auf einer so niederen Stufe steht wie in nur 
wenigen civilisirten Ländern, — dass es an amtlichen 
Veröffentlichungen über die Gesundheitslage der 
Bevölkerung fast gänzlich fehlt (— aus dem natürlichen 
Grunde, weil es an den Mitteln zur Sammlung des erfor- 
derlichen Materiales gebricht — ), dass ferner eine syste- 
matische Verwerthung der privatärztlichen Erfahrungen 
durch Vermittlung der ärztlichen Vereine, wie solche in 
Sachsen, Bayern und Baden geschieht, in Preussen gänz- 
lich fehlt, — und erinnern wir endlich an den bisherigen 
Mangel jeglicher Einrichtungen zum hygieinischen 
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Unterrichte an sämmtlichen Landes-Universitäten ein- 
schliesslich der Hauptstadt, — so bedarf die Nothwendig- 
keit einer recht baldigen Reform wohl keiner näheren 
Erörterung. 

Zu den reichlich genug vorhandenen Vorschlägen hin- 
sichtlich der Art dieser Reform hier eingehende neue 
Beiträge zn bringen hiesse über die Grenzen der diesen 
Blättern gestellten Aufgabe hinausgehen. Die Besprechung 
der englischen Zustände ftlhrte uns schon beim Schlüsse 
des vorigen Abschnittes zur Hervorhebung der Cautelen, 
welche die von den dortigen so ganz verschiedenen Grund- 
lagen unseres öffentlichen Lebens bei einer Reorganisation 
unseres Sanitätswesens erheischen müssen. Unter Bezug- 
nahme auf die an jener Stelle gemachten Bemerkungen 
möchte Verf. hier nur noch seiner Ueberzeugung Ausdruck 
geben, dass in Preussen unter Anknüpfung an die 
vorhandene Medicinal-Organisation Grosses ge- 
leistet werden könnte^ wenn das sachverständige Element 
berufen würde sowohl die möglichst breite Basis (— Ver- 
tretung der berufsmässigen Gesammt-Erfahrungen durch 
die ärztlichen, vollständig zu organisirenden Vereine *) und 

*) Welcher wohlthatige Einfluss in hygieinischen Fragen den 
Vereinen practischer Aerzte schon jetzt ungeachtet ihrer sporadi- 
schen Organisation und ihres Mangels an irgend welcher formeller 
Competenz durch ihr blosses moralisches Ansehen zu Gebote steht, 
beweisen viele Beispiele besonders in Thüringen und der Rheinpro- 
vinz, wo das ärztliche Yereinswesen die verhältnissmassig vorge- 
schrittenste Entwickelung gewonnen hat. In der Rheinischen Uni- 
versitätsstadt z. B. wies die Gemeindeveri^retung dem dringenden 
Bedürfiiisse einer besseren Wasserversorgung gegenüber aUe Anträge 
von der Hand, bis eine Gesammterklärung des ärztlichen Vereins 
eingereicht woi'de, worauf eine befriedigende Entscheidung sofort 
erfolgte. Der Einwurf, dass mit der jetzigen ärztlichen Gewerbe- 
freiheit eine formelle Autorisirung ärztlicher Vereine zur Mitwir- 
kung bei öffentlichen Fragen nicht mehr vereinbar sein würde, ver- 
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verantwortliche selbständige Wirksamkeit der Physiker 
als ausreichend besoldeter ärztlicher Gesundheitsbeamten 
in den einzelnen Kreisen, wie zugleich die einheitliche 
Spitze des Gebäudes (in einem Reichs-Gesundheitsamte 
mit den bereits vom Bundeskanzler skizzirten Befugnissen 
und Pflichten) zu bilden. Dabei würde eine Zwischen- 
instanz för jede Provinz genügen (Sanitäts-CoUegium an 
Stelle des oder neben dem jetzigen Medicinal-Collegium) 
und könnte dann um so ausreichender mit ärztlichen, 
chemischen und technischen Sachverständigen ersten Ran- 
ges ausgestattet werden, so- dass ihren Gutachten das volle 
Gewicht einer höheren wissenschaftlich-technischen Auto- 
rität zur Seite stände, an deren reicheren Wissens- und 
Erfahrungs-Schatz der Gesundheitsbeamte bei schwierigen 
practischen Fragen gerne appelliren würde. Der commu- 
nalen Selbstthätigkeit könnte dabei immerhin durch die 
Bildung von Gesundheits -Ausschüssen seitens der Com- 
munal- oder Kreis- Vertretungen (vergl. weiter unten die 
neue Organisation in Elsass-Lothringen) Gelegenheit zur 
Mitwirkung bei allen Massnahmen von administrativer und 
finanzieller Bedeutung gesichert bleiben; — aber es hiesse 
doch über den heutigen Stand der Volksbildung in hy- 
gieinischen Fragen sich gefährlichen Illusionen hingeben, 
wenn man von einer Initiative oder auch nur von einer 
entscheidenden Mitwirkung der Communal- Vertretungen in 
kleineren Städten und auf dem Lande irgend welche con- 
sequente und wirksame Verbesserungen der öfl'entlichen 



wandelt sich bei näherer Beleuchtung in ein Argument entgegen- 
gesetzten Sinnes; — denn gerade jetzt muss das gesammte Publicum 
ebensowohl wie der ärztliche Stand selbst ein doppeltes Interesse 
daran haben, die Männer von staatlich approbirtem Berufscharakter 
in geschlossener Corporation zu sehen gegenüber den hie und da 
auftauchenden Elementen von Ungewisser, keinerlei Garantie bieten- 
der Bildungs-Grundlage. 
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Gesnndheitoverhältnisse erwarten wollte. Wenn selbst in 
England anter verhältnissmässig viel günstigeren Vorbe- 
dingungen eine solche Erwartung zu grossen Enttäuschun- 
gen gelehrt hat und man ungeachtet des Widerstandes, 
welchen die Traditionen des freien Self-govemment ent- 
gegensetzen mussten, die Anstellung eines von der 
sachverständigen Centralbehörde unmittelbar 
controlirten, nur mit ihrer Genehmigung an- 
stellbaren und absetzbaren ärztlichen Beamten 
für die örtliche Gesundheitspflege mehr und mehr 
als Nothwendigkeit erkannt hat, so wäre es in der That 
ein seltsames Unternehmen, bei uns unter weit ungünsti- 
geren Verhältnissen dieselben Enttäuschungen durchkosten 
zu wollen. Für grössere Städte liegt die Sache in dieser 
wie in mancher anderen Hinsicht verschieden, und würde 
den berechtigten Ansprüchen der erfahrungsgemäss in der 
Vertretung derselben sich geltend machenden grösseren 
intellectuellen Kräfte in Betreff der Gesundheitspflege eben- 
sowohl wie anderer öffentlicher Angelegenheiten ein selb- 
ständigerer Spielraum bereits jetzt nicht verwehrt werden 
dürfen *). Nach Massgabe der fortschreitenden Erfahrungen 



') Die Bichtungcn, nach welchen die Hauptvorschläge zur Neuge- 
staltung der preussischen resp. deutschen Sanitätsordnung auseinan- 
dergehen, finden ihre leitenden Vertreter in Varren trapp (System 
möglichst selbständiger communaler Ortsgesundheitsräthe mit einem die 
practische Wirksamkeit hauptsächlich übernehmenden ärztlichen Mit- 
gliede, unter gleichzeitiger Errichtung eines aus hauptstädtischen und 
provinzialen Mitgliedern zusammengesetzten Reichs-Gresundheitsamtes), 
Wasserfuhr (System möglichst com'petenter, vom Staate angestellter 
ärztlicher Gesundheits-Beamten, unter consultativer Mitwirkung com- 
munaler Gesundheits-Commissionen, aber vorwiegend entscheidendem 
Einflüsse der Central- und Zwischen-Behörden) und Beneke (voll- 
ständige Organisirung des gesammten ärztlichen Standes zu Vereinen, 
deren krankheitsstatistische Beobachtungen der ärztliche Gesund- 
heits-Beamto — Physicus — zusammenstellt ; Beibehaltung der jetzigen 
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könnte diese commonale Selbständigkeit allmählieb anch 
den mittleren und kleineren Städten zugemnthet werden; 
— immer aber wtlrde ebenso wie in England eine Ver- 
schiedenheit der ländlichen von der städtischen Organisa- 
tion nothwendig bleiben. — 

Den historisch natttrlichen Schluss der hier vorge- 
führten Formen sanitarischer Organisation möge die neu- 
gestaltete Medicinal-Ordnung in Elsass-Loth- 
ringen bilden 0, — die erste unter der Herrschaft der 
neuen Reformideen aus sachverständiger Hand hervorge- 
gangene Schöpfung, welche die Aufgabe lösen sollte, die 
Ansprüche einer vorgeschrittenen Hygieinik mit den ört- 
lichen Traditionen des Landes einerseits und mit den all- 
gemeinen Verwaltungsformen der neuen Regierungsbehör- 
den anderseits in möglichsten Einklang zu bringen. 

Zu diesem Zwecke wurde an Stelle der bis dahin — 
mehr auf dem Papiere als in Wirksamkeit — bestandenen 
französischen Arrondissements-Gesundheits-Räthe (s. oben 
S. 153) für je einen der neuen Kreise, also fttr den halben 
Umfang der früheren Arrondissements, je ein Gesundheits- 
Rath errichtet und bei dessen Zusammensetzung den Ereis- 
vertretungen ein ausgedehntes Vorschlagsrecht eingeräumt, 
welches unter der französischen Verwaltung unbekannt 
war. Während man auf diese Weise das räumliche Wir- 
kungsgebiet der Gesundheitsräthe in einer ihre Thätigkeit 
erleichternden und das locale Interesse mehr weckenden 
Weise begrenzte, und dabei den gewählten Vertretern der 
Bevölkerung mehr Gelegenheit zu einflussreicher ßethei- 



Beamten-Kategorien : Physiker, Reg.-Med.-Ratlie etc. mit erweiterten 
sanitarisohen Befugnissen und erhöhten Gehältern; Schaffung eines 
Reichs-Gesundheitsamtes mit selbständiger Initiative). 

*) Geschildert von ihrem als Hygieiniker hochverdienten Schö- 
pfer H. Wasser fuhr in »D. Vierteljahresschrift f. off. Geeund- 
heitspflegec Bd. V. S. 215 u. folgg. 
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ligQDg an allen Fragen der öffentlichen Gesundheitspflege 
gewährte, sicherte man anderseits die Geltang des sach- 
verständigen Elementes dadurch, dass man jedem solchen 
Kreisgestindheitsrathe einen besoldeten hygieinischen 
Specialisten in der Person eines sog. Kreisarztes bei- 
ordnete. Letzterem überwies man die Abfassung der regel- 
mässigen Berichte, ProtocoUe und wissenschaftlichen Ar- 
beiten, welöhe die französische Verordnung von 1848 den 
Gesundheits-Räthen im Allgemeinen aufgetragen hatte, die 
aber nur in den wenigsten Fällen zur Einlieferung gelangt 
waren. Auf diese Weise als Mitglied des Kreisgesundheits- 
rathes in beständiger Fühlung mit dem intelligenteren 
Theile der Bevölkerung, ist der Kreisarzt nach der andern 
Seite zugleich der technisch-sanitätspoliceiliche Beamte 
der Kreis-Direction, resp. in Strassburg und Metz der Po- 
licei-Direction, hat alle Medicinal-Angelegenheiten seines 
Kreises zu bearbeiten und alle ihm vom Kreisdirector 
oder dem Bezirks-Präsidenten überwiesenen Aufträge zu 
erledigen. Er tiberwacht den gesammten Gesundheitszu- 
stand der Bevölkerung, besichtigt Schulen, Fabriken, Ge- 
fängnisse, Kranken-, Waisen-, Besser ungs-, Zufluchthäuser 
und ähnlich^ öffentliche Anstalten in Bezug auf die ge- 
sundheitliche Beschaffenheit ihrer Einrichtungen und den 
ärztlichen Dienst, bringt Missstände in diesen Beziehungen 
zur Anzeige und macht geeignete Verbesserungsvorschläge. 
Er bearbeitet die Sterblichkeitsstatistik des Kreises und 
berichtet dartiber sowie über die Witterungsverhältnisse 
in regelmässigen Zeiträumen an den Kreisdirector. Beim 
Ausbruche von Epidemien oder überhaupt bei ungewöhn- 
lich schlechtem Gesundheitszustande hat er den Ursachen 
nachzuforschen, geeignete Vorschläge zur Abhülfe zu 
machen und erforderlichenfalls im Auftrage des Kreis- 
directors die zur Bekämpfung von Epidemien nöthigen 
Massregeln selbst zu leiten. Er boU die Gesuche um Ge- 
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nehmigung, Umänderung oder Widerruf von Bauanlagen, 
besonders von gefährlichen, ungesunden oder lästigen, 
sowie die Pläne und Anlagen von neuen öffentlichen 
Krankenhäusern, Schulen, Gefängnissen, Canälen, Wasser- 
leitungen, Schlachthäusern, Märkten und Markthallen, 
Kirchhöfen u. dergl. vom gesundheitlichen Standpunkte 
aus prüfen und begutachten. Endlich soll ihm die Beauf- 
sichtigung aller Medicinal-Öewerbe innerhalb seines Krei- 
ses und die Ueberwachung des Impfwesens obliegen 0- 

Als zweite sachverständige Instanz ist jeder Bezirks- 
regierung einRegierungs- und Medicinal-Bath bei- 
geordnet, welcher für alle Medicinal-Angelegenheiten des 
Bezirkes ständiger Referent ist, — und endlich fungirt 
als solcher für die Medicinal-Angelegenheiten 
des ganzen Landes derjenige Regierungs- und Medi- 
cinal-Rath, welcher am Sitze des Oberpräsidiums (also ftlr 
den Bezirk Unter-Elsass) angestellt ist. Derselbe ist — 
ebenso wie die übrigen Regierungs- und Medicinal-Räthe 
— mit dem Rechte und der Pflicht zur Initiative in allen 
die öffentliche Gesundheit des Landes betreffenden Fragen 
bekleidet. Ein sog. höchstes Medicinal-Collegium existirt 
nicht: dagegen ist als begutachtendes Organ für specielle 
wissenschaftliche Fragen die medicinische Facultät 
zu Strassburg in Aussicht genommen. 

Die wesentlichen Unterschiede dieser Organisation 
von denjenigen im übrigen Deutschland liegen in der An- 
stellung ärztlicher Gesundheitsbeamten, welche keine 
gerichtsärztliche Functionen ex officio haben*), 
dagegen mit voller Verantwortung und Initiative zur 



*) Diese Kreisarzte sind vorläufig mit einem Gehalte von 
400 Thlr. und einem Pauschquantum von 100 Thlr. für Reisekosten 
angestellt, — einer für die geforderten Leistungen offenbar zu ge- 
ringen Remuneration. 

') Den elsass-lothringischen Gerichten bleibt, wie in Frank- 
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Wahrnehmung der öffentlichen Hygieine bekleidet sind, 
— in der Errichtung ständig mitwirkender, aus Aerzten, 
Technikern und anderen Bürgern zusammengesetzten Kreis- 
gesundheitsräthen, — und in dem Wegfalle der Medicinal- 
CoUegien sowie der Kreiswundärzte. 

Die bisherige Wirksamkeit der hygieinischen Behör- 
den im neuen Reichslande hat dem Vernehmen nach die 
politischen Schwierigkeiten aller dortigen in's bürgerliche 
Leben eingreifenden Reformen zu sehr mitempfinden müs- 
sen, um zu ürtheilen über die practische Bewährung der 
neuen Organisation bereits irgend welche Grundlage zu 
bieten. Jedenfalls aber verdient dieselbe als erstes Beispiel 
einer wesentlichen Umgestaltung veralteter Institutionen 
zu zeitgemässen und wirkungstähigen Organen der öffent- 
lichen Gesundheitspflege in Deutschland die aufmerksam- 
ste weitere Beachtung, und werden sich vielleicht in den 
Ergebnissen dieser Versuchsstation geeignete — auch den 
besonnensten Geistern nicht zum Anstosse gereichende — 
Elemente zu den nächsten Reformschritten der preussischen 
sowohl wie der gesammten deutschen Sanitätsverwaltung, 
ergeben. 

Den radicalen Anforderungen gegenüber möge man 
auch hier nicht den Spruch vergessen, dass das Beste oft 
der Feind des Guten ist. Anderseits bleibt auch gegenüber 
den Einrichtungen im neuen Reichslande mit ihrem aner- 
kennenswerthen Anlaute zur Creirung ärztlicher Gesund- 
heitsbeamten die zweite „Conditio sine qua non** jedes 
wahren hygieinischen Fortschrittes als Desiderat zu be- 
tonen, — nämlich die Errichtung einer aus Aerzten, Che- 
mikern, Technikern und Verwaltungsbeamten zusammen- 
reich, die Wahl der Aerzte, welche sie in vorkommenden Fällen als 
Sachverständige requiriren wollen, überlassen ; — sie können jedoch 
auch die Kreisärzte in solcher Eigenschaft verwenden. 



190 BUsass-Lothringeii. 

zusetzenden Reichs - Centralbehörde, welche zum 
Mindesten die einheitliche Bearbeitung der ärztlichen Sta- 
tistik, die Veröffentlichung umfassender Jahresberichte, die 
Vorbereitung sanitarischer Gesetze, die Ueberwachung der 
Ausführung dieser Gesetze und die Sorge tUr Heranbildung, 
Prüfung und Anstellung tüchtiger Gesundheitsbeamten wird 
übernehmen können, ohne dass ein irgendwie empfindlicher 
Eingriff in die Selbstverwaltung der Einzelstaaten oder 
eine allgemeine Vermehrung der administrativen Reichs- 
Gompetenz nothwendig . damit einhergehen müsste. 



Anhang 

enthaltend Auszüge aus einigen belehrenden Ver- 
öffentlichungen englischer Gesundheitsbehörden, 

I. 

lieber Wassery er sorgnngs- Anlagen. 

(Nebst Muster-Plänen veröffentlicht vom Med. Departm. of the Privy 

Council 1866.) 

Bei der Anlage von Wasserwerken sollten folgende Kegeln be- 
folgt werden. 

1) Man wähle die möglichst reinste Bezugsquelle, nachdem eine 
sorgfaltige Analyse des disponiblen Wassers gemacht worden ist. 

2) Man filtrire, wenn nöthig, das Wasser, um es von darin 
schwimmenden wie von bereits zersetzten organischen Stoffen zu 
befreien. 

3) Man sammle das Wasser in bedeckten Behältern bis zu einer 
Höhe, welche für den zur Vertheilung uöthigen Druck hinreicht. 

Nach diesen Grundsätzen kann das Wasser bezogen werden von 

Flüssen und Bächen, natürlichen Quellen, künst- 
lich angelegten Brunnen, von Sammelbecken oder einer Com- 
bination von zwei oder mehreren dieser Bezugsquellen. 

Die Vertheilung des Wassers mag bewerkstelligt werden durch 
unbedeckte Leitungen vor oder bedeckte Leitungen nach 
stattgefundener Filtrirung, oder auch vermittelst gusseisemer Röh- 
ren, welche dem nöthigen Drucke widerstehen. Wenn ein Bezirk 
mit Wasser versehen werden soll, so muss bei sonst gleichen Ver- 
hältnissen das reinste und weichste Wasser gewählt werden. 

Eine Wasserversorgung kann durch Gravitation oder durch 
Dampfpumpen hergestellt werden. Welche dieser Einrichtungen 
die billigere ist, müssen die näheren, den Kostenaufwand und die 
Qualität des Wassers betreffenden Umstände entscheiden. In der 
Regel ist für Gravitäts -Leitungen das grösste Anlagecapital nöthig. 
Dagegen sind bei den mit Dampfpumpen arbeitenden Werken die 
Betriebskosten bedeutend grösser. 

Die Wasserbehälter, welche zur Vertheilung dienen, müssen 
bedeckt sein. 
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Wenn das Wasser filtrirt wird, darf man dasselbe nach der 
Filtrining nicht in unbedeckten Behältern oder Becken stehen lassen. 

Die Hauptröhren, welche das Wasser durch die Strassen leiten, 
sollten von Gusseisen, gut gefirnisst sein und nicht weniger als 3 
Zoll im Durchmesser haben. 

Blei sollte in keinem Falle wed«r zu Röhren noch zu Be- 
haltern gebraucht werden. Röhren, die in Häusern angebracht wer- 
den, können von geschmiedetem Eisen und mit Schrauben verbun- 
den sein. Alle Zapfröhren in den Häusern müssen^ Schraubenver- 
bindungen haben und so gemacht sein , dass sie leicht zu repa- 
riren sind. 

Um stellenweise Reparaturen oder Veränderungen an ge- 
schmiedeten Eisenröhren zu ermöglichen, ist es nöthig, an den ge- 
eigneten Stellen doppelte Schraubenverbindungen anzubringen. 

Röhren von Schmiedeeisen sind billiger, stärker und leichter 
anzupassen, als solche von Blei. Gewisse Arten aufgeschütteten Bo- 
dens in Städten wirken rasch zersetzend sowohl auf Blei- wie Eisen - 
Röhren : Steinkohlen-Asche, Abfälle aus Gas- und chemischen Fabri- 
ken, kalkreicher Gebäudeschutt und andere ähnliche Stoffe. In sol- 
chem Boden sollten keine Röhren gelegt werden ohne eine Umhül- 
lung von Sand, Lehm oder ähnlichem schützenden Materiale. 

Irdene Röhren können zu Wasserleitungen benutzt werden, 
wenn die Verbindungen keinem Drucke ausgesetzt sind. 

Für Wasserleitungeo ist Eisen wahrscheinlich billiger als 
Mauerwerk. 

Das zu verwendende Wasser mag an einem Platze gefunden 
werden, welcher hoch genug liegt, um dasselbe vermittelst Röhren 
oder anderer Leitungen nach den Vertheilungs-Behältern fliessen zu 
lassen. Ein Gefälle von 5 Fuss pro (englische) Meile ist für eine 
Leitung von 2 Fuss Durchmesser genügend. Leitungen grösseren 
Durchmessers mögen verhältnissmässig weniger Gefalle haben, bis zu 
6 Zoll pro Meile, wie es beim New-River in London der Fall ist. 

Die Reinheit des Brunnenwassers ist verschieden je nach 
der Beschaffenheit des Bodens, welcher das Wasser liefert, und dem 
Reichthum desselben an löslichen Stoffen. 

Seichte Brunnen werden durch Aufnahme vegetabilischer 
und sogar animalischer Stoffe aus der oberflächlichen Bodenschicht 
leicht verunreinigt. Brunnen sollten immer tief genug gemacht wer- 
werden, um die möglichste Reinheit des Wassers zu erzielen, und 
das obere Ende sollte stets derart eingefasst werden, dass kein Was- 
ser von der Oberfläche des Bodens hineinfliessen kann. 

Steinsalz wird in den jüngeren rothen Sandstein-Formatio- 
nen nicht selten angetroffen, was die Anlage tiefer Brunnen in 
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Letzteren mit einigem Risiko verbindet. Es wird aber h&ufig gutes 
AYasser aiioh im jüngeren rothen Sandsteine gefunden. 

Eine Qu eile ist der niedrigste Punkt oder die Lippe eines na- 
türlichen Wasserbeckens in einer tieferen Bodenschicht. Ein Brun- 
nen, welcher in eine solche Schicht hinabgeht, liefert gewöhnlich 
mehr Wasser, als das Volumen der Quelle beträgt. Natürliche Quel- 
len können in der Weise benutzt werden, dass man ihr Wasser in 
einem Bassin aufsammelt, welches hinreichend geräumig ist, um den 
Zufluss eines ganzen Tages oder eines längeren Zeitraumes aufneh- 
men zu können. 

Solche Bassins müssen mit einer Steinmauer eingefasst und 
überdacht werden, um das Wasser gegen Verunreinigung zu schützen. 

Wenn die Bezugsquelle entfernt liegt, so kann das Wasser 
durch Kanäle geleitet werden, wenn diese auch nicht gerade laufend 
angelegt werden können. 

Wie stark das Gefälle für eine solche Leitung sein solle, 
hängt von Umständen ab. Wenn keine Eisenröhren gebraucht wer- 
den, so sollte das Gefälle nicht weniger als 1 : 10,000 Fuss und 
nicht grösser als 1 : 300 Fuss sein. 

Werden irdene Röhren für die Leitung benutzt, so darf 
nicht versäumt werden, das Bett derselben wasserdicht zu machen 
und die Röhren in solcher Weise zu legen und mit einander zu ver- 
binden, dass dieselben nicht durch Leckwerden Wasser verlieren oder 
gar unreines Wasser aufnehmen. 

Die Röhren sollten von einem Punkte zum andern in geraden 
Linien gelegt und an allen Winkeln oder Curven dieser Linien Vor- 
kehrungen getroffen werden, um die nöthige Inspection und Venti- 
lation zu vermitteln. Der Radius aller Curven betrage mindestens 
das Zehnfache des Durchmessers der Leitung. Auf jeder Viertelmeile 
müssen Inspection und Ventilation vorgenommen werden können. 
Auch muss an allen dazu geeigneten Stellen dafür gesorgt werden, 
dass die Leitung gereinigt werden kann. Eisenröhren können quer 
durch Thaltiefen gelegt werden, um das Wasser durch Druck zu be- 
fördern. Bei solchen Leitungen aber muss das Gefalle der ganzen 
Linie noch einmal so stark sein, als bei gewöhnlichen. 

Gusseiserue Röhren sollten in- und auswendig mit schwarzem 
Firnisse angestrichen werden. 

Gedrechselte und gebohrte Verbindungsstücke sind die billig- 
sten. Röhren von Schmiedeeisen mit Schrauben- Verbindungen kön- 
nen bis zu 1V2 Zoll Durchmesser benutzt werden. 

Bei höher gelegenen Bassins und Cisternen muss immer Eisen 
und niemals Blei gebraucht werden. 

Zur Aufbewahrung des Regenwassers dienende Behälter 

13 
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werden zweckmässig von Mauerwerk gemacht and sollten entweder 
überwölbt oder überdacht werden, um das Wasser vor Verunreini- 
gung zu bewahren und der directen Wirkung der Sonne zu ent- 
ziehen. 

Vor Ausmauerung eines anzulegenden Sammel-Behälters sollte 
das umgebende Erdreich an Boden und Seitenwänden gänzlich was- 
serdicht gemacht, und zu diesem Zwecke am besten mit einer wenig- 
stens 12 Zoll dicken Thonschicht ausgekleidet werden. 

Wenn an der für die Anlage eines Sammel-Behälters gewähl- 
ten Stelle sich Sand, Kies oder Steingerölle befinden, so muss beson- 
ders darauf gesehen werden, dass die Thondecke Boden und Wände 
vollständig und gleichmässig bekleide. Fels-Oeffnungen müssen aus- 
geräumt und dann mit Mörtel gefüllt werden. 

Aus dem Kiese entferne man die grösseren Steine und mache 
die Oberfläche möglichst gleichmässig und eben. Die Thonbekleidung 
kann nur dann dem Drucke des Wassers Widerstand leisten, wenn 
die Unterlage eben und fest anschliessend ist. Wenn diese rauh und 
uneben ist oder gar Vertiefungen hat, so macht das Wasser dort 
Löcher. 

Sammel-Behälter haben vier Röhren nöthig; zum Einlassen des 
Wassers, zur Ableitung desselben, zur Bewerkstelligung der Reini- 
gung und zur Verhütung der Ueberfüllung. Die beiden letztern Dienste 
aber können auch von einer Röhre versehen werden. Am Haupt- 
behälter sollten Ventilbrunnen angelegt werden, welche die Wasser- 
versorgung auch dann ermöglichen, wenn das Bassin selbst nicht be- 
nutzt werden kann. 

Dieser Zweck wird durch die Anlage eines Empfangs- und 
eines Ableitungs-Brunnens — beide dicht neben dem Hauptbehälter 
— erfüllt, welche sowohl direct miteinander, wie auch beide mit 
dem Hauptbehälter durch verschliessbare Oe£fnungen communiciren. 
Bei dieser Einrichtung fliesst das Wasser zuerst in den Empfangs- 
brunnen und bei geöffneten Klappen weiter in das Bassin und aus 
diesem in den Ableitungsbrunnen. Die Leitung kann aber auch 
mit Umgehung des geschlossenen Bassins durch die Verbindungsröhre 
zwischen beiden Brunnen direct stattfinden. Die Röhren, welche zu 
Auswaschungen und gegen Ueberfüllungen dienen, müssen am Empfangs- 
brunnen angebracht werden. Auch darf es an Einsteig-Luken im 
Gewölbe und an Fensteröffnungen nicht fehlen. 

Wasserbehälter, welche an einem hochgelegenen Orte an- 
gebracht werden und das Wasser für augenblicklichen und täglichen 
Gebrauch liefern, sollten von Guss- oder Schmiedeeisen angefertigt sein. 

Gusseisen ist haltbarer als geschmiedetes Eisen, erfor- 
dert aber mehr Vorsicht und Kunstfertigkeit. 
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Sind die gusaeisernen Wasserbehälter gross, so müssen Boden 
und Seiten derselben mit geschmiedeten Eisenstäbeu aufs Beste ge- 
bunden und verstärkt werden. 

Wasserbehälter von Guss- oder Schmiedeeisen sollten so einge- 
richtet sein, dass die Lieferung von Wasser auch dann stattfinden 
kann, wenn der Behälter reparirt, gereinigt oder angestrichen wer- 
den muss. Zu diesem Zwecke kann eine Ecke des Behälters abge- 
theilt werden und in Verbindung mit einer besondern Vorraths-Ci- 
sterne den Dienst eventuell allein versehen. 

Schmiedeeisen ist schneller abgenutzt als Gusseisen und die 
Verbindungen von Kiegeln und Verband-Stäben müssen durch öftere 
Reparaturen im Stande erhalten werden. Beinigung und Anstrich 
sollten regelmässig jedes Jahr vorgenommen werden. 

Wenn eine Stauge von geschmiedetem Eisen an beiden Enden 
zu tragen hat, so darf der Gewichtsdruck an jedem derselben drei 
Tonnen auf jeden Quadratzoll Querschnitt des besten Eisenstabes 
nicht übersteigen. Eiserne Wasserbehälter dürfen nicht der unmit- 
telbaren Einwirkung der Sonne ausgesetzt, sondern müssen durch 
eine Bedeckung, welche aus Brettern mit Filztuch darunter bestehen 
mag, dagegen geschützt werden. Trinkwasser besonders sollte mög- 
lichst kühl gehalten werden. 

Wenn eine Hauptröhre von einem Pumpwerke ausgeht, so 
müssen die Nebenröhren einen solchen Querschnitt haben, welcher die 
Schnelligkeit der Strömung in der Hauptröhre nicht zwei Fuss pro 
Sekunde übersteigen lässt. Der Reibungs- Widerstand steigt nämlich 
mit der Schnelligkeit der Strömung, wie die Gesetze über Lieferung 
von Wasser durch Röhren unter Druck lehren. 

Wo in einem Thale das Flussbett porös ist, kann man in einer 
solchen, dem Flusswasser zugänglichen p]rdschicht Brunnen anlegen 
und in dieser Weise leicht und wohlfeil filtrirtes Flusswasser ge- 
winnen. 

Windsor Castle wird auf solche Weise mit Wasser versehen. 
Die Brunnen befinden sich im Thames-Thale, dessen Boden kieshal- 
tig ist. Das Wasser wird aus diesem Brunnen durch Dampfkraft 
und Wasserräder in ein Bassin gepumpt, welches höher liegt, als 
das Schloss. Solche Brunnen müssen so hoch aufgebaut werden, dass 
ihre Mündung vom Hochwasser niemals erreicht wird. 

Wenn ein einzelner Brunnen an einem Flussufer nicht Wasser 
genug liefert oder wenn der Untergrund ein das Wasser nicht durch- 
lassender Lehmboden ist,, so ziehe man dem Flusse oder Bache pa- 
rallel laufende Gräben und lege in dieselben irdene Röhren, welche 
an den obern Seiten durchlöchert sind und zu einem oder mehreren 
Brunnen führen. Die Gräben werden dann mi); einer Mischung von Kies, 
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Sand und Holzkohle aufgefallt, welche das Wasser filtriren und so 
durch die Löcher der Röhren entweichen lässt. Solche Gräben müs- 
sen eine Tiefe von wenigstens 6 Fuss bis zu den Röhren haben. 

Abzugsröhren, welche zur Abführung unreinen Wassers 
oder gegen UeberfuUung dienen und in einen allgemeinen Abzugskanal 
(Cloake) münden, sollten mit Letzterem nie durch geschlossene, son- 
dern durch offen zu Tage liegende Leitungsmündungen in Verbin- 
dung stehen, damit die in den Abzugskanälen sich entwickelnden 
GkuBe nicht durch die Röhrenleitung ins Wasserbassin eindringen. 

Wasser absorbirt leicht schädliche Gase und kann dadurch 
vergiftet werden. Man muss daher die Möglichkeit einer solchen 
Contamination verhindern. 

Man bedecke die Wasserleitungen mit Erde und lege die- 
selben so tief, dass weder Hitze noch Kälte eine nachtheilige Ein- 
wirkung auf die Qualität des Wassers haben kann. Gemauerte Was- 
serbecken können, wenn dieselben gewölbt sind, mit einer, 18 Zoll 
dicken Schichte Sand oder feiner Erde gedeckt werden, welche hin- 
reicht, das Wasser kühl zu halten. Ventilation ist bei allen über- 
dachten Wasserbassins unumgänglich nöthig. 

Einrichtungen, welche Inspection und Reparaturen erleichtern, 
sind bei allen Röhrenleitungen sehr zu empfehlen. Um Abtheilungen 
der Röhrenleitung,* welche der Reparatur bedürfen, isoliren zu kön- 
nen, müssen an geeigneten SteUen Hähne zum Abschliessen ange- 
bracht werden. 

Bei Wasserbehältern und Röhren in Häusern sollten Vorrich- 
tungen angebracht werden, welche verhüten, dass durch Leckwerden 
und Ueberfiiessen die Zimmer überschwemmt werden können. Beim 
Legen der Haupt- und Nebenröhren vermeide man Biegungen nach 
oben, und wenn diese unvermeidlich sein sollten, so sorge man für 
Ventile, welche aus diesen Biegungen die Luft entweichen lassen. 

Biegungen bei Röhrenleitungen sollten nie rechtwinkelig, son- 
dern stets Curven sein. 

AUer Mörtel, welcher bei Wasserwerken gebraucht wird, muss 
der Art sein, dass er im Wasser nicht an' Haltbarkeit verliert. Port- 
land und römischer Cement sind zu empfehlen. 

Die Anlage von Tief-Brunnen, sowie das Bohren in beträcht- 
licher Tiefe erfordern besondere Kenntniss und besondere Werkzeuge, 
bilden daher eine Aufgabe für besondere practisch ausgebildete 
Brunnentechniker. 

Oeffentliche Wasserwerke sgllten nicht weniger als 20 Gallo- 
nen pro Kopf undTag liefern. In Städten mit weniger als 20,000 
Einwohnern genügt dies Quantum auch zugleich für öffentliche Zwecke 
und den Gewerbe-Betrieb. 
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Wo nur irgend möglich, sollte Hochdruck und ununterbrochene 
Leitung gesichert werden. 

Wasser von und unter 8 Härte-Graden ist weiches, wenn 
über 6 Grad, hartes Wasser. 

Die Härtegrade des Wassers bedeuten je einen Gran koh- 
lensaur. oder schwefelsaur. Kalks auf 1 Gallone (= 70,000 Gran) 
Wasser *). Jeder Härtegrad zerstört 2»/« Unzen Seife in je 100 Gallonen 
Wasser, welches zum Waschen benutzt wird. Weiches Wasser ist 
in gewerblicher Hinsicht von grösserem Werthe als hartes, und zwar 
im Verhältnisse des Werthes von 6 Unzen Seife auf jede 200 Gallonen 
Wassers und für jeden Härtegrad. Ausserdem aber ist weiches Was- 
ser auch zum Genüsse gesunder und der Gebrauch desselben bei 
andern Verwendungen mit Erspamiss verbunden, zum Beispiel bei 
Bereitung des Thees und bei der Beschaffung von Dampfkraft. 



II. 

lieber die Anlage von Hauptabzugs- und Entwässernngs- 

Kanälen in St&dten. . 

(Vom „Med. Departm. of the Privy Council*' 1866.) 

Als Resultat der bei Anlagen dieser Art gemachten Erfahrun- 
gen werden folgende Regeln zur Beachtung empfohlen: 

Bevor ein Plan zu Abzugskanälen gemacht wird, sollte 
der Bezirk vor Allem gründlich untersucht werden, um eine genaue 
Kenntniss der zu entwässernden Bodenfiäche oder verschiedenen Flä- 
chen zu gewinnen Dann sollte ermittelt werden, in welcher Weise 
bis zur Zeit solcher Untersuchung das auf die Oberfläche des Bodens 
gekommene Wasser Abüuss gefunden und welche Wirkungen Letz- 
terer geübt habe. Bei der Anlage der Abzugskanälc, der grossem 
wie der kleinem, muss die Grösse des Stadtgebietes, die Länge der 
Strassen, die Anzahl der Häuser, der Flächenraum der Dächer und 
Haushöfe, die Anzahl der Gossen und das Quantum des Wasserver- 
brauchs berücksichtigt werden. 

Abzugskanäle und Drain -Röhren sollten in feuchtem Unter- 



') In Deutschland berechnet man als einen Härtegrad je 1 Thl. 
Kalk auf 100,000 Thle. Wasser. 4 deutsche Härtegrade lind r=s 5 eng- 
lischen. 
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gründe so angelegt werden, dass dieselben zur Trockenlegung des 
Bodens bis zur tiefsten Kellersohle dienen. 

Die folgenden Kegeln sind allgemein. Jeder Techniker aber 
muss ausserdem nach eigenem Ermessen, mit Berücksichtigung der 
Eigenthümlichkeit des Bodens und des zur Verfügung stehenden Ma- 
terials, die möglichst besten Anstalten treffen. 

1) Natürliche Wasser-Strömungen sollten nicht überwölbt und 
zu Hauptabzugskanälen benutzt werden. 

2) Thal-Läufe und natürliche Wasser-Ströme mögen für leich- 
ten und schnellen Abfluss von Grund- und Regen- Wasser geeigneter 
gemacht werden. 

8) Die Hauptkanäle brauchen nicht geräumig genug zu sein, 
um das auf der betreffenden Bodenfläche sich sammelnde Flutwas- 
ser zu fassen. Solches Flutwasser kann man in den meisten Fällen 
ohne Schaden über die Oberfläche ablaufen lassen. 

4) Die Hauptkanäle sollten in geraden Linien und richtigem 
Abfallsmaasse angelegt werden, von Strecke zu Strecke Einsteig-OefF- 
nungen haben und, wo eine erhebliche Aenderung in Richtung und 
Abfall erfolgt, mit Ueberströmungs- und Ventilations- Vorrichtungen 
versehen sein. An allen Einsteig- und Ventilat. -Oeffnungen ist die 
Anbringung der (von Dr. Stenhouse eingeführten) mit Thierkohle ge- 
füllten Korbbehälter behufs Desinfection der durchstreichenden Cloa- 
kengase sehr zu empfehlen. 

Alle Einsteig-Oeffnungen sollten bis auf die Strassenoberfläche 
reichen, um die Besichtigung zu erleichtern, und mit einem leicht zu 
entfernenden Deckel versehen sein. 

5) Doppelsysteme von Kanälen sind nirgends erforderlich. Lei- 
tungen nach Thalbächen für Flutwasser mögen beibehalten, verbes- 
sert und, wenn nöthig, vergrössert werden. 

6) Irdene Röhren machen eine gute Leitung, soweit ihr Raum- 
inhalt geht. Die Röhren müssen von Sachkundigen gelegt und sorg- 
faltig verbunden werden. In gewöhnlichem Boden kann Letzteres 
mittels Thonerde geschehen. In sandigem Boden muss besonders da- 
für gesorgt werden, dass kein Sand in die Verkittung dringe. Die 
Abzugsröhren für die Häuser sollten immer in wasserdichter Umge- 
bung hergestellt werden. Bei porösem Untergründe sollte der Lei- 
tungsgraben mit Thonschlamm ausgefüttert werden. Ganz besondere 
Vorsicht ist nöthig, die Brunnen, welche Trink- und Kochwasser 
liefern, vor dem Eindringen des Inhaltes irgend welcher Abzugska- 
näle zu bewahren. 

7) Werden Abzugskanäle von Backsteinen construirt, so muss 
die Form der letzteren der Curve entsprechend gemacht werden. 

8) Backsteinerne Abzugskanäle sollten in allen Fällen mit 
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hydraulischem Mörtel oder in Cement gemauert und in keinem Falle 
die Backsteine trocken zusammengefügt und erst nachträglich ver- 
kittet werden. 

9) Die Hauptkanäle müssen Ueberlauf-Oe£fuungeu an möglichst 
vielen geeigneten Stellen haben, um die Verstopfung derselben und 
Rückstauung des Wassers bei heftigen Gewitter- und Begengüsscn zu 
verhüten. 

10) Die Verbindung zweier Kanäle sollte nie in einem rechten 
Winkel stattfinden. Neben -Kanäle sollten ihren Inhalt dem Haupt- 
abfiusso in dessen Stromrichtung zuführen. 

11) Abzugskanäle sollten da, wo Curvon oder Verbindungen 
vorkommen, stärkern Abfall haben, um die stärkere Reibungs- Hem- 
mung daselbst auszugleichen. 

12) Kanäle von ungleichem Durchmesser dürfen sich nicht in 
gleicher Ebene mit einander vereinigen, sondern der kleinere oder 
Nebeu-Kanal sollte zum Wenigsten ein dem Unterschiede im Durch- 
messer entsprechendes Gefälle in den grössern haben. 

13) Irdene Röhren, welche als Zweigleitungen mit einander zu- 
sammen fiiessen, dürfen nicht gleichen Durchmessers sein, zum Bei- 
spiel 9zöllige Röhren sich nicht an 9zöllige oder 6zöliige an GzöUige 
anschliesseu, sondern es sollte immer eine engere Röhre in eine wei- 
tere, z. B. eine 12zöllige in eine lözöllige oder eine 9zölIigo in eine 
12zöllige hineingeleitet werden. 

14) Abzugskanäle von Häusern sollten von der äussern Haus- 
mauer ausgehen, nicht direct das Innei'e des Hauses mit einer Cloake 
iu Verbindung bringen. Alle Hauskanäle, Senkröhren etc. müssen 
mit reichlicher, nach aussen mündender Ventilation versehen sein. 

15) Senken und Abtritte sollten an einer äussern Mauer an- 
gebracht werden, sodass ausserhalb derselben alles unreine Was- 
ser, Abfälle und ünrath aufgenommen und in den Kanal geleitet wer- 
den. Abtritte, im Hause befindlich und so gelegen, dass Luft und 
Licht nicht direct von Aussen Zugang haben, sind als direct gesund- 
heitsgef^hrlich zu betrachten. Am empfehlenswerthesten sind per- 
manente, nicht sohliessbare Luftöffnungen von mindestens 
12 Quadr.-ZoU Grösse. 

16) Die Eingänge zu allen Röhrenleitungen sollten gehörig ge- 
schützt werden. 

17) Nebenverbindungen sollten bei allen Leitungen angebracht, 
deren Position in einem Buche oder auf einer Karte notirt werden. 
Solche Seitenverbindungen müssen, wenn nicht sogleich benutzt, füi* 
spätem Gebrauch tauglich gehalten und sorgfältig verschlossen werden. 

18) Die vorgefundene Beschaffenheit des Untergrunds in jeder 
kanalisirteu Strasse sollte vom Baumeister genau registrirt werden. 
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19) Abzugskanale, welche sehr starkes Gefalle haben, müssen 
an den höchsten Stellen besonders ausgiebig ventilirt werden können, 
weil es sonst leicht vorkommt, dass z. B. in einer hügeligen Stadt 
die Cloakengase sich an dem höchstgelegenen Punkte massenhaft 
cumuliren. 

20) Hohe Schornsteine können mit Vortheil zur Ventilation 
der Abzugskanäle verwendet werden, wenn die Eigen thümer eine Ver- 
bindung erlauben. 

21) Die Ausmündungen der Abzugskanäle sollten bei einfacher 
und billiger Construction immer so eingerichtet sein, dass alle feste 
Körper, Niederschläge, Schlamm und ünrath jeder Art mit Sicherheit 
weggeschwemmt werden. 

22) Für Wasserciosets und Küchensenken genügen 4 zöllige 
irdene Röhren, welche in 6 zöllige einmünden mögen; — diese in 
9 zöllige, 12 zöllige u. s. f.*). 

23) Wenn der Wasserstand des Flusses, in welchen ein Haupt- 
Abzugskanal mündet, ein sehr wechselnder ist, so kann bei niedrigem 
Wasserstande der Ablauf des Kanalinhaltes über trockenen Flussboden 
gesundheitsschädliche Folgen nach sich ziehen. Um diesem Uebel- 
Stande vorzubeugen, empfiehlt es sich in solchen Fällen, von der 
Sohle des Kanals kurz vor dessen Ausmüudung ein eisernes Rohr 
mit stärkerem Gefälle abzweigen zu lassen, welches im Flusse auch 
bei niedrigstem Sommerstande doch unterhalb des Wasserspiegels 
ausmündet, während die obere Haupt- Ausmündung des Kanales dem 
überhandnehmenden Abzugswasser bei stärkerem Regenfalle freien 
Ausweg gewährt. 



') Als Muster-Beispiel von Kanalisirung einer kleineren Stadt 
wird Alnwick in Northumberland angeführt, mit einer Bevölkerung 
von 7000 Einw. und einer stark abfallenden Entwässerungsfiäche 
von 2000 Acres (2666 preuss. Morgen). Die Wasserversorgung beträgt 
150,000 Gallonen täglich, und 1400 Wasserciosets sind in regelmäs- 
sigem Gebrauche, unter strenger Ausschliessung jeder anderen Ab- 
tritts-Einrichtung. Der Haupt- Abzugskanal hat nur 18 Zoll im Durch- 
messer, bei 2000 Ellen Länge und einem Gefälle von 1 : 400, und 
erwies sich diese Weite während einer 10 jähr. Erfahrung als voll- 
kommen genügend. Heftige Regenfälle von tropischem Charakter 
kamen während dieser Zeit vor, welche auf der Bodenfläche viel Zer- 
störung anrichteten, aber an den Abzugskanälen kam keine Beschä- 
digung vor. 



Verhütung exorem. üebelstände. 201 



III. 

Berieht fiber die Mittel zur Verhütang exerementieller 
Gesnndheits-Uebelstände in Städten und DOrfern. 

Veröffentlicht vom „Medical Departm. of the Loc. Gov. Board" im 

J. 1870. 

Der Bericht basirt auf einer genauen Untersuchung der ver- 
schiedenen gebräuchlichen Methoden zur Wegschaffung und Verwen- 
dung der Auswurfstoffe in englischen und schottischen Städten, be- 
sonders derjenigen, welche für die Wohnungen der ärmeren und arbei- 
tenden Klassen in Gebrauch sind, — also desjenigen Bevölkerungs- 
theiles, welcher am meisten auf öffentliche Einrichtungen und öffent- * 
liehe Aufsicht in sanitarischer Hinsicht angewiesen ist. Eine üeber- 
sicht der Einrichtungen bei dieser Bevölkerungsklasse ergibt folgende 
Kategorien : 

1. Das Grubensystem: 

a) In seiner alten einfachsten Form; - alte Hauserviertel in fast 
allen älteren Städten '). 

b) Grosse Gruben, zu längerer Ansammlung bestimmt, aber was- 
serdicht gemauert und unter policeilichen Vorschriften zur 
Trockenhaltung des Inhaltes durch Drainage ; — Preston, Leeds, 
Birmingham. 

c) Dieselben mit Einrichtungen zur Mischung und Bedeckung 
der Abgänge mit Asche; — Manchester, Nottingham, Stamford. 

d) Kleine Gruben zu häufiger Entleerung; — HuU. 

2. Eimer- oder Tonnen-System mit Abfuhr: 

a) Transportable Behälter zum Gebrauche ohne Zusatz ; — Leeds. 

*) Um jedem Missverständnisse vorzubeugen, sei hier ausdrück- 
lich daran erinnert, dass von „Senkgruben'* in engl. Städten seit 
Deoennien nicht mehr die Rede ist. Die in manchen Theilen Deutsch- 
lands, z. B. in Rheinischen Städten leider noch anzutreffende — und 
sogar von einfiussreicher Seite in Schutz genommene — Unsitte, 
sämmtliche Auswurfstoffe dem porösen Untergrunde zu übermitteln 
und auf dessen oxydirende Kraft oder auf die Durchschwemmung 
des Bodens von Seiten eines benachbarten Flusses als hinreichende 
Reinigungs- Garantien sich zu verlassen, würde in England als die 
gröbste, ebenso unbegreifliche wie strafbare Versündigung gegen die 
einfachsten Gebote der öffentlichen Gesundheit verurtheilt werden. 
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b) Desgl. mit Zusatz von etwas Erde; — Nottingham. 

c) Tonnen mit Zusatz von etwas Salz und gesiebter Asche; — 
Rochdale. 

d) Tonnen mit porösen, die flüssigen Theile absorbirenden Ausfüt- 
temngen, nach dem sogen. Goux-System; — Salford. 

e) Eimer, in welchen die Asche sowohl wie die Excremente de- 
ponirt und täglich auf die Strasse zur Abholung hingestellt 
werden; — Edinburgh. 

f) Tonnen mit Wasser-Zusatz; — Glasgow, Edinburgh. 
8. Das Er d System. IV2 Pfd. trockener gesiebter Erde über 
eine Ausleerung geschüttet benehmen dauernd allen Geruch und bin- 
den sich damit zu einer nach wenigen Wochen wieder zu derselben 
Verwendung geeigneten Masse, so dass eine zu landwirthschaftlichen 
Zwecken im höchsten Grade verwerthbare Mischung erzielt wird. 
Die in Moule's Fabrik hergestellten Erd-Closets sind so construirt, 
dass ebenso wie bei Wasser-Closets durch einfache Hebelwirkung die 
erforderliche Menge Erde aus einem passend angebrachten Behalter 
in die Closet-Tonne hinabfällt. — Lancäster, Wimbledon camp. 

4. Das Wassersystem, angewandt mit besonderen Einrich- 
tungen auf die öffentl. Comoditäten und auf die Armen-Viertel. 

a) Das Trog-Wassercloset, mit regelmässiger, von Inspecto- 
ren zu controlirender Wasserdurchspülung eines grösseren, mit 
einem Schwemmkanale communicirenden Behälters ; — Liverpool. 

b) Das Sturz-Wassercloset, mit einem beweglichen, in be- 
stimmtem Zeitraum sich füllenden, dann von selbst umstür- 
zenden und die Durchschwemmung vermittelnden Gefasse, — 
meist so regulirt, dass letztere alle 20 Minuten einmal erfolgt. 
Die Conclusiouen der Berichterstatter (Buchanan 

und Netten HadclifTe) über diese verschiedenen Systeme der Weg- 
schaifung menschlicher Auswurfstoffe sind folgende: 

Bei unserer gegenwärtigen unvollkommenen Kenntniss der Be- 
dingungen, unter welchen fäcale Infectionskrankheiten entstehen und 
sich verbreiten, sind wir nicht im Stande zu sagen, in wie langer 
Zeit nach der Ausleerung die Dejectionsstoffe für die Gesundheit 
gefährlich werden — oder unter verschiedenen äusseren Umständen 
gefährlich werden können. Wir vermögen dies weder hinsichtlich 
der gesunden Excremente zu bestimmen, noch hinsichtlich deren von 
Personen, welche an specifischen oder anderen Krankheiten leiden; 
— aber wir glauben mit einer für practische Fragen hinreichenden 
Wahrheit annehmen zu können, dass keine erheblichen üblen Folgen 
entstehen werden aus der Aufbewahrung von Dejectionen für einen 
Tag, selbst dann, wenn mit den gesunden Excrementen gelegentlich 
diejenigen, z. B. von Typhuskranken auch ohne gehörige Desinfection 
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zusammen aufbewahrt werden sollten. Wir schlagen daher vor, die 
vollständige Wegschaffung aller Dejectionen innerhalb 
eines Tages als diejenige Massregel zu statuiren, welche bei un- 
gemischten oder nur mit Asche versetzten Excrementen practisohe 
Sicherheit gewährt. 

Ueber die Art der Wegschaffung gelangte die Commis- 
sion durch ihre Untersuchungen zu folgenden Schlüssen: 

1) Die Wegschaffung der Auswurfstoffe aus einer Stadt und 
die Verwendung derselben kann nach mehr als einer Methode ge- 
schehen, und es braucht nicht nothwendig dieselbe Methode auf alle 
Theile derselben Stadt angewandt zu werden. 

2) Was die von der ärmeren Klasse bewohnten Theile einer 
Stadt betrifft, so kann einWassercloset-System derart angelegt 
werden, dass es dem Bedürfnisse, auch der unwissendsten und unacht- 
samsten Bevölkerung entspricht. Wesentliche Bedingungen einer sol- 
chen Anwendbarkeit sind indessen, dass die Einrichtungen auf den 
Bildungsstand der Bevölkerung besonders berechnet, d. h. ganz un- 
abhängig seien von der das Closet gebrauchenden Person, und dass 
die Instandhaltung gänzlich von den Dienern der sanitarischeu Be- 
hörde unternommen und wirksam besorgt werde. Wo diese Bedin- 
gungen so vollkommen erfüllt werden, wie es in einem Theile von 
Liverpool geschieht, da glauben wir, dass Wasserciosets die vorzüg- 
lichste Methode darstellen zur Wegschaffung excrementieller Stoffe 
aus den Armendistricten einer Stadt. 

8) Das Erdsystem gewährt einen zweiten Weg zur völlig 
imschädliohen Behandlung der Auswurfstoffe, aber auch für dieses 
System gilt die Regel, dass seine Anwendung auf Armenviertel nur 
dann wirksam sein kann, wenn dieselbe ganz und gar von den Orga- 
nen der Gesundheitsbehördc geleitet und beständig controlirt wird. 

4) Das Grubensystem ist einer derartigen Modificirung 
fähig, dass alle damit verbundenen Uebelstande und Gefahren auf 
ein sehr geringes Maass zurückgeführt werden, — nämlich bei was- 
serdichter Anlage und sehr häufiger Entleerung. Aber man kann 
eine befriedigende Sicherstellung auch bei der besten Grubenanlage 
nicht aussprechen, — theils weil die sehr häufige, wo möglich täg- 
liche Entleerung schwor durchführbar ist, theils weil Boden und 
Wände der Grube immerhin bei der Entleerung einige fäcale Stoffe 
zurückhalten. Wenn aber aus irgend welchem Grunde wasserdicht 
construirte Gruben irgendwie gebildet werden sollen, so ist als un- 
umgängliche Forderung festzuhalten, dass sie erstens in stark be- 
wohnten Vierteln täglich, und unter anderen Umständen mindestens 
wöchentlich sorgfältig entleert werden, — und zweitens, dass die 
Vornahme dieser Entleerung ausschliesslich den Händen zuverlässiger 
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Personen anvertraut werde, die von den Gesundheitsbehörden dazu 
angestellt sind. 

5) Das Tonnensystem bietet verschiedene Vorzüge dar für 
arme Stadttheile. Es kann mit völliger Sicherheit angewandt wer- 
den, wenn transportable Gefösse von dichter, genan vorgeschriebener 
Construction gebi'aucht und jeden Tag mit frischen Gefassen umge- 
wechselt werden. Ein solches System, welches hinsichtlich der Con- 
struction dieselben Vorbehalte auferlegt, wie die Tolerirung eines 
Grubensystems, bietet vor Letzterem den Vorzug dar, dass sowohl 
die häuüge WegschaflFung der Dejectionen ohne Belästigung der Um- 
gebung wie auch die landwirthschaftliche Verwerthung derselben mit 
grösserer Leichtigkeit ausführbar ist. 

6) Von den die Gruben- oder Tonnen - Aborte gebrauchenden 
Personen kann bei gehöriger üeberwachung erwartet werden, dass 
die Reinlichkeit soweit beobachtet werde, wie sie vom gewöhnlichen 
Comfort und Anstände erfordert wird; — aber die nöthige Fürsorge 
für eine aufmerksame und prompte WegschaflFung des Gruben- resp. 
Tonnen-Inhaltes kann nur von der Gesundheitsbehörde selbst mit 
Zuverlässigkeit übernommen werden. 

7) Es folgt aus diesen Conclusionen, dass die Aufgabe, die ans 
Ansammlung von Auswurfstoffen entstehenden Uebelstände und Ge- 
sundheitsgefahren zu verhüten, mittels verschiedenartiger näher 
bestimmbarer Methoden leidlich gelöst werden kann und darf, so lange 
man nicht über eine neue ganz vollkommene Lösungsweise in Ein- 
vernehmen kommen wird. Man kann von keiner der gegenwärtig 
üblichen Methoden behaupten, dass sie sich zu dem einzig vollkom- 
menen „Zukunftssysteme^^ entwickeln werde. 

Dieser Ausspruch der Commission ist gegenüber dem erbitter- 
ten Kampfe, welchen die einseitigen Vertreter exclusiver Systeme "in 
England und noch mehr auf dem Continente — speciell in Deutsch- 
land — gegeneinander führen, von grösster Bedeutsamkeit, und seine 
practische Tragweite wird sich besonders für kleinere Städte und 
Dörfer wohlthuend geltend machen, in welchen man bei der Unmög- 
lichkeit, eine der an sich vorzüglicheren, aber zu grossartigen und compli- 
cirten Reinigungsmethoden einzuführen, die Hände ganz in depSchooss 
legt und in der alten Verwahrlosung fortlebt. Unter dem ehemaligen 
„Gen. Board of Health" war es officieller Ton geworden, ausschliesslich 
das Wasserverschluss - System zu fordern, und erst bei der Bildung 
des „Med. Departm. of the Privy Council" unter John Simon begann 
man auch dem Zustande derjenigen Städte und Dörfer eine systema- 
tische amtliche Aufmerksamkeit zu widmen, in welchen jenes System 
entweder verweigert wurde oder wo seine Ausführung aus irgend 
welchen Gründen unmöglich war. Der vorliegende Bericht beweist, 
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dass eine englisohe Gesundheitsbehörde bei der Frage über den Ver- 
bleib der Auswurfstoffe ihre Wahl nicht mehr auf ein einzelnes be- 
stimmtes System beschränken darf, und dass selbst in einem und 
demselben Orte mehr denn e i n System anwendbar ist. 

Bemerkenswerth ist die Anerkennung, dass auch ein Gruben- 
system ohne erhebliche Nachtbeile anwendbar ist, da dieses System 
nun einmal trotz aller an sich wohlberechtigten Bedenken doch aus 
tausenderlei Gründen noch für viele Jahre die am meisten verbrei- 
tete Art der Fäcal-Beseitigung bleiben wird. Das Vorurtheil, dass 
dieses System an sich keiner lohnenden Verbesserung fähig sei und 
dass man daher dasselbe in der herkömmlichen, unverantwortlich 
nachlässigen Form in Gottes Namen belassen dürfe, ist unhaltbar ; — 
schon das Beispiel von Manchester und Salfoini, besonders aber von 
HuU beweist, wie aus dem Detailberichte der Commission hervor- 
geht, im Gegentheile eine grosse Verbesserungsfähigkeit des Gruben- 
systems, — und man würde in vielen kleinen Städten und ländlichen 
Orten viel mehr Gutes ausrichten durch vorläufige Verbesserung 
der bestehenden Anlagen als durch Zuwarten auf die Mög- 
lichkeit einer radical neuen Einrichtungsweise. Die 
Bedingungen, unter denen ein Grubensystem zulässig erscheine, sind 
nach der Commission folgende: 

Die Grube muss vom Hause getrennt liegen. Sie soll von was- 
serdichtem Materiale gebaut sein, so dass Durchsickerung des Bodens 
mit dem Grubeninhalte nicht möglich ist; ferner mit einer gegen 
Regen-Zufluss u. s. w. gutschliesseaden Bedeckung versehen sein (je 
weniger flüssig der Grubeninhalt, um so weniger rasch gährend), 
anderseits aber auch keinen Abzugskanal für den flüssigen Theil des 
Inhaltes haben; „denn wenn die flüssigen und schwimmenden Fäcal- 
bestaudtheile aus der Grube in die Kanäle ablaufen sollen, so ist kein 
vernünftiger Grund vorhanden — weder in ökonomischer noch in 
sanitarischer Hinsicht — warum mau nicht a 1 1 e excrementielle Stoffe 
zusammen in die Kanäle hereinlassen sollte.'' Die Grube soll von 
möglichst kleinem Umfange sein, „denn grosser Umfang ist gleich- 
bedeutend mit seltener Ausräumung; ~ die Gruben können kaum 
zu klein sein." Dabei soll die sämmtliche Asche und der trockene 
Kehricht des Hauses in der Weise in die Gruben geworfen werden, 
dass er die Abgänge möglichst bedecke. Boden und unterer Theil 
der Wände des Abortes, sollten von wasserdichtem Materiale ge- 
mauert und Ersterer eine nach der Thür zu geneigte Fläche bilden, 
um die Reinigung zu erleichtern. Die Quantität der hineingewor- 
fenen Asche muss hinreichen, den Inhalt fest zu machen, — sonst 
ist die ganze Grubenanlage zu verwerfen. 

Möglichste Ventilation muss dem Aborte gesichert werden. 
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Häufige Ausräumung ist Hauptbodingung ; ,,denn es 
würde Zeitvorschwendung sein, den sanitarischen Lehrsatz noch 
näher motiviren zu wollen, dass Excremente, wenn sie überhaupt 
angesammelt werden sollen, mit keiner besseren Sicherung als Asche- 
Zusatz, nur für die möglich kürzeste Zeitdauer in den Sam- 
melbehältern verweilen sollen.'^ 

Das Grubensystem kann ziemlich unschädlich gemacht 
werden, wenn die Gruben so construirt sind, dass sie nur eine 
kleine Menge Excremente enthalten und dieser Inhalt häufig aus- 
geräumt wird. Das Tonnensystem bietet vermöge der Leichtig- 
keit häufigerer Ausräumung und sicherer Hegulirung der Anhäufungs- 
menge entschiedene Vorzüge vor den Gruben dar. Das Wasser- 
system gewährt endlich jene Unmittelbarkeit der Wegschaffung 
und jene Freiheit von Ansammlung der Excremente, welche am voll- 
ständigsten allen Erfordernissen der öffentlichen Gesundheit ent- 
spricht. Bei dem Trockenerdesystem ist die Häufigkeit der 
Wegschaffung und Beschränkung der Ansammlung nicht unumgäng- 
lich, aber doch rathsam. Jedes dieser Systeme hat in Bücksicht auf 
die Gesundheitserfordernisse verschiedener Gemeindewesen seine eige- 
nen Vorzüge, und keines derselben kann gänzlich ausgeschlossen wer- 
den von der Berücksichtigung gegenüber den so ausserordentlich ver- 
schiedenartigen Verhältnissen, unter denen die verschiedenen Bevöl- 
kerungen leben. 



IV. 

statistische Unt^rsachangen fiber den Einflnss der Boden- 
feuchtigkeit anf die Verbreitnug der Langeuschwindsncht. 

Veröffentlicht von Dr.Buchanan im „IX. u. X. Report of the Medic. 
Officer of the Privy Council," 1867 u. 1868. 

Zu welchen unvorhergesehenen Ergebnissen von unmittelbar 
practischer Tragweite eine sorgfaltige statistische Erhebung der 
Todesursache und eine sachverständige Bearbeitung des erhobenen 
Materiales hinführen könne, zeigen in lehrreichster Weise die nach- 
folgenden Resultate, zu welchen Dr. Buchanan, einer der verdiente- 
sten ärztlichen Beamten bei der sanitarischen Centralbehörde Eng- 
lands, zunächst durch seine statistischen Untersuchungen über den Er- 
folg sanitärer Ameliorationen in englischen Städten hingeführt wurde. 
Derselbe berechnete die Mortalitäts- Verhältnisse von 24 Städten ver- 
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Bcbiedeaer Grösse über den Zeitraum der letzten 20 Jfthre derart, 
dass er den Zustand vor mit demjenigen uacli den während dieser 
20 J. daselbst stattgefundenea erbeblichen VerbesBerungsanlegen ver- 
glich, betreffend Abzugskanäle, Wasserversorgung u. dergl. — wobei 
sich unter Anderen folgende Verhültuieae in tabelkrischer Uebor~ 
sieht ergaben: 
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Die letzte Reihe dieser Tabelle veran schau licht eine Thatsaobe, 
welche begreifliches Aufsehen erregte. Dass eine Abnahme der all- 
gemeinen Mortalität sowohl wie speciell derjenigen durch zymotische 
Krankheiten,' Typhus u, s. w. sich herausstellen werde, hatte man 
erwartet; — die Abnahme der Todes%lle durch Lungenscbwind- 
Buoht dagegen in den bei Weitem meisten Städten war ein durch- 
aus überraschendes Resultat, welches zimächat zu einer genaueren 
Vergleichung der sehr verschiedenen Einzelzahlen mit der gleichfalls 
verschiedenen Art der sfattgefundenen sanitären Ortsverbesserungen 
auffordern musst«. Hierbei ergab sich denn, dass die Abnahme der 



208 Bodenfeachtigkeit und Langenschwindsuoht. 

Schwindsuchts-Sterblichkeit eine um so bedeutendere war, je mehr an 
den betreffenden Orten durch die vorgenommenen Arbeiten ein bis 
dahin feuchter Untergrund trocken gelegt worden war. In 
Salisbury, £ly und ßanbury z. B., welche die stärksten Abnahme-Pro- 
cente aufweisen, war bis zu den Ameliorationsarbeiten der stadtische 
Wohnboden derart von Wasser durchtrankt, dass die unteren Stock- 
werke aller Häuser feucht waren und manche Strassen zeitweise eine ganz 
sumpfige Beschaffenheit zeigten; während nach Anlage der Abzugs- 
kanäle eine so wirksame Trockenlegung der oberen Bodenschichten 
erzielt wurde, dass alle Brunnen vertieft werden mussten. Dagegen 
hatte in denjenigen Orten, welche keine Abnahme, sondern in ein- 
zelnen Fällen noch eine Zunahme der Schwindsuchts-Sterbfalle zeig- 
ten, entweder kein Bedürfniss der Boden - Trockenlegung bestanden 
(Peuzance, Brynmawr), oder es war keine befriedigende Ausführung 
derselben zu Stande gebracht worden (Morpeth, Penrith, Alnwick, 
Ashby), und nur Carlisle und Chelmsford bildeten eine Ausnahme, 
indem bei ihnen eine nicht unerhebliche Trockenlegung stattgefun- 
den, ohne von einer Abnahme der Schwindsuchtsziffer gefolgt zu 
sein. Nach Abrechnung der beiden letztern Städte zeigte sich bei 
allen anderen die Schwindsuchts-Abnahme so regelmässig proportio- 
nal dem Grade der Trockenlegung, — während bezüglich keiner der 
andern Verbesserungsarbeiten, als Wasserversorgung, Pflasterung, 
Anlage von Wasserciosets etc. eine ähnliche Proportionalität nach- 
zuweisen war, — dass eine ätiologische Beziehung des feuch- 
ten Wohnbodens zur Häufigkeit der Lungenschwindsucht 
daraus mit grosser Wahrscheinlichkeit gefolgert werden durfte. 

Um diese wichtige Frage nun einer bestimmten Beantwortung 
näher zu führen, unterwarf Buchanan die Beziehungen der Bo- 
denbeschaffenheit mit Rücksicht auf Porosität, Confi- 
guration, Gefälle, Elevation u. s. w. zur Schwindsuchts- 
sterblichkeit einer eingehenden statistischen Untersuchung, welche 
sich auf die am genauesten geologisch kartographirten südöstlichen 
Grafschaften Englands: Surrey, Kent und Sussex erstreckte. Die 
geologischen Formationen, welche in diesen Districten vorkommen, 
sind theils alluviale und tertiäre Ablagerungen, theils Schichten der 
älteren und jüngeren Ereidebildung, — und sowohl Jene wie Diese 
stellenweise von thonhaltiger, schwer- oder undurchlässiger Beschaf- 
fenheit, anderwärts dagegen sandig, kies- oder rein kreidehaltig und 
alsdann zum Durchgange des Tagwassers sehr geeignet. Als Haupt- 
repräsentanten der ersteren Kategorie treten längs des rechten Themse- 
ufers der sog. „London-Thon" mit seinen meist schräg abfallen- 
den und darum wenigstens den Wasser- Ablauf erleichternden Schich- 
tungen, und der aus dem Herzen von Sussex durch den Süden von 
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Kent sich hindarohziehenden ,,Wieldeii-Thon*^ mit seinen meist 
ganz flach horizontalen, für den Ablauf ungünstigen Schichtungsebe- 
nen auf. Von der zweiten Kategorie bietet nur die unterste 
Kreideschicht zuweilen durch stärkeren Mergelgehalt ein wenig 
durchlässiges Stratum, während die oberen, jüngeren Schichten so- 
wohl durch ihre bröckelige, poröse Structur wie durch ihre pronon- 
cirten Profile einen leichten Ablauf des Tagwassers gestatten. Eine 
Zusammenstellung der 58 Registrations-Districte jener 3 Grafschaften 
in derjenigen Reihenfolge, welche der zunehmenden Häufigkeit der 
Schwindsuchts-Sterbfälle entspricht, — von 261 bis zu 566 auf 10,000 
Personen im Alter zwischen 15 und 55 Jahren, — ergibt nun, dass 
in fast gleicher Reihenfolge das Yorhältniss der auf undurchlässigem 
oder doch aus irgend welcher Ursache nassem Boden wohnenden Per- 
sonen zu den auf durchlässigem oder doch trockenem Boden woh- 
nenden wächst. Die Schwierigkeiten eines exacten Vergleiches des 
letzteren Verhältnisses sind natürlich gross, da eine Menge verschie- 
dener Factoren dabei in Mitrechnung kommen; die Begriffe von 
Durchlässigkeit und Undurchlässigkeit sind stets nur relative und 
finden überdies auf jede Bodenformation, je nach der speciellen Orts- 
lage, in wechselndem Grade Anwendung; — der Abfallwinkol, nicht 
bloss der oberflächlichen, sondern auch der tieferen Schichten, und 
die Elevation im Verhältnisse zur Umgebung beeinflussen die Leich- 
tigkeit des Wasserabflusses und sprechen sich demgemäss in einer 
günstigeren Schwindsuchtsziffer aus. So bildet z. B. die Kiessohicht 
über dem „London-Thon*' im Norden Surrey's ausgedehnte Strecken, 
unter denen die Thonschicht in starkem Ge^e — gewöhnlich «gegen 
einen Fluss hin streicht. Districte dieser Art nehmen eine günstige 
Stelle in der Schwindsuchtsscala ein, während z. B. die Districte im 
Süden von Sussex, wo der London -Thon flache Ebenen kaum über 
Fluthhöhe bildet, und daher in dem übergelagerten Kiese noth wen- 
dig viel Wasser zurückgehalten wird, zu den statistisch ungünstigsten 
gehören. Nichtsdestoweniger lässt schon ein einfacher Vergleich der 
Boden -Durchlässigkeit ohne Inbetrachtnahme der übrigen den 
Wasserablauf beeinflussenden Momente einen regelmässigen Paralle- 
lismus mit der Schwindsuchtsstatistik deutlich erkennen. Wenn man 
nämlich die untersuchten Districte nach ihren Schwindsuchtsziffern 
in 5 Gruppen theilt, und dann berechnet, welche Verhältnisszahl der 
Bewohner jeder Gruppe auf durchlässigem oder undurchlässigem Bo- 
den wohnt, so ergibt sich folgende Tabelle: 
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Gruppen von Districten. 



Von 1000 Personen wohnen 



anf dnrch- 
läss. Boden 



auf nn- 

dnrchl&BS. 

Boden 



A) Mit der geringsten Schwind suclitsziffer 909 91 

B) Mit der nächstgeringsten » 877 123 

C) Mit der mittlem » 795 205 

D) Mit der nachsthöchsten .> 792 208 

E) Mit der höchsten > 642 358 

unter den einzehien Districten sind manche wegen der sehr 
verschiedenartigen Elevationsverhaltnisse, Einwirkung wasserreicher 
oder trockener Nachbarschaft sowie wegen der verschiedenen Nah- 
rungs- und Beschaftigungs- Verhaltnisse der Bewohner nicht ohne 
grosse Fehlerquellen vergleichbar. Dagegen gibt es mehrere grössere 
Gruppen aneinandergrenzenderDistricte, innerhalb deren wegen Gleich- 
artigkeit aller Nebenverhaltnisse eine Vergleichsstellung mit positiverer 
Bestimmtheit möglich ist. Eine solche Gruppe bildet z. B. der östliche 
und südliche Theil von Sussex, welcher den „Wieldenthon" und die 
„Hastings-Formation" abwechselnden Sandes und Thones umfasst. Ver- 
gleicht man die einzelnen Districte dieser Area hinsichtlich ihrer 
Schwindsuchtsfrequenz einerseits und des Verhältnisses der daselbst 
auf leicht- oder schwer - durchlässigem Boden wohnenden Menschen 
anderseits, so gestalten sich die Vergleichsreihen wie folgt: 



District : 


SohwindBnchts- 
Sterbfälle auf 
100,000 Einw. zwi- 
schen 16 n. 66 J. 


Procenttbeil der Bt 

ai 

leichtdnrohläss. 
Boden. 


»Yölkerung wohnend 
iif 

Bchwerdurchläsi. 
Boden. 


Hastings 


249 


95 


5 


Cranbrook 


811 


82 


18 


East Grinstead 


830 


82 


18 


Tunbridge 


388 


76 


24 


Uckfield 


898 


87 


17 


Hambledon 


848 


59 


41 


Battle 


294 


80 


20 


Rye 


871 


79 


21 


Maidstone 


484 


66 


24 


Cuckfield 


887 


69 


81 


Hailsham 


392 


61 


89 


Ticehurst 


401 


67 


33 


Tenterden 


435 


42 


58 


Horsham 


440 


44 


56 


Petworth 


462 


30 


70 
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Diejenigen Diatricte, welche einen iwar an sich duroh lässig an) 
»ber in Folge tiefer Lage beständig diirehfeuchtetPn Boden lioaitaeu, 
weisen eine hohe Schwindsuchtaziffer auf. Eine AiisDahme davon 
bilden nur merkwürdiger Weise solche Orte, welche auf See-Kies ge- 
baut und von Seewasser untertriinkt sind, z. B. Bomney, Sheppej 
und ein Theil von Dover. In diesen letzteren Diatricten ist Fhthisis 
verhöltnissmäsBig wenig vor herrsch und, wahrend Orte, welche zwar 
gleichfalls au der Seeküste liegen, aber von Landwasser stark 
durchtränkten Boden haben, in der SchwindsuchtsscsJa eine ungfin- 
Btige Stelle ßnden. Ks ist mithin nicht die See-Luft, welche den 
Unterschied bedingt. 

In nachfolgenden Sätzen fasst Bucbanan die allgemeinen Schlüsse 

inen Untersuchungen zusammen : 

1) Innerhalb der Grafschaften Surrey, Kent und Süssen herrscht 
diirchschnittUch weniger Lungenachwindaucht unter der auf durch- 

» Boden wohnenden als unter der auf undureblässigem 
Boden wohnenden Bevölkerung. 

2) Innerhalb deraelben Grafschaften herrscht weniger Lungen- 
■chwindsucht unter der auf hochgelegenem durohläsaigem Boden 
wohnenden als unter der auf tiefgelegeuem durchlässigem Boden 
wohnenden Bevölkerung. 

S) Innerhalb derselben Grafscbaflen herrscht weniger Lungen- 
sohwindsucht unter der auf schräg abfallendem als unter der 
auf flach horizontalem Boden wohnenden Bevölkerung. 

4] Die Beziehung zwischen BodenbesohaSenheit und Lungen- 
■ohwindsucht ist erwiesen 

a) durch die allgemeine Uebereinstimmung der Phthisia-Mortalität 
in Districten von übereinatimmenden geologischen und topo- 
graphischen Bedingungen des Wassergehaltes im Boden; 

b) durch die allgemeine Verschiedenheit in Districten von sehr 
abweichenden Bedingungen der letzteren Art; 

c) durch die Entdeckung des ziemlich regelmässigen Parallelis- 
mus in den Schwankungen beider Verhältnisae, — von viel 
Lungenschwindsucht mit viel Bodenfeuchtigkeit bis zu wenig 
Schwindsucht mit wenig Bodenfeuchtigkeit; 

d) durch die Beobachtung, daaa die Schwiiidsuchtasterbfiille sich 
bedeutend verringert zeigten in Städten, wo die Bodenfeuch- 
tigkeit künstlich beseitigt worden, während sie in anderen 
Städten mit nicht trockengelegtem Boden sich nicht verrin- 
gert zeigten. 

5) Die gesammtes vorsteheudea Schlüsse vereinigen sich in 
dam einen, — welcher fortan als allgemein und nicht blos für .be- 
■ondere Districte gültig zu erachten ist, — dass Bodeufeuohtig- 
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keit eine Ursache von Lungenschwindsucht für die dar- 
auf wohnende Bevölkerung ist. 

Diese wichtige Thatsache ist fast gleichzeitig mit Buchanan's 
werthvoUen Untersuchungen durch ähnliche Forschungen des Dr. Bow- 
ditch in Boston über die Ursachen der Lungenschwindsucht in 
Massachusetts ausser Zweifel gestellt werden. Auch in Schottland 
gelangte man durch statistische Vergleiche zu übereinstimmenden 
Resultaten. Die 8 grössten Städte dieses Landes zeigen genau die- 
selbe Reihenfolge in der vergleichsweisen Trockenheit ihres Bodens 
wie in der Ziffer der^Schwindsuchtssterblichkeit. Leith und Edin- 
burgh mit den trockensten Lagen verlieren auf 100,000 Einw. jähr- 
lich an Phthisis 206 resp. 298, das weniger trockene Perth 310, 
desgl. A{)erdcen 832, Dundee 340, Paisley 388, und endlich die weit- 
aus am feuchtesten gelegenen Glasgow und Greenock 399 resp. 400. 



V. 

Untersnchmigs-Ergebnisse der im J. 1868 in England ein- 
gesetzten Commission znr Prfifang des Znstandes vernn- 

reinigter Flflsse. 

Aus den 3 bis jetzt veröffentlichten Berichten obiger Commis- 
sion*), deren wissenschaftliche Bedeutung schon durch die Autorität 
ihres hervorragendsten Mitgliedes, des Chemikers E. Frankland hin- 
reicbende Gewähr findet, heben wir nachstehend diejenigen thatsäch- 
lichen Ergebnisse hervor, welche wegen ihrer allgemeinen Anwend- 
barkeit der hygieinischen Wissenschaft dauernd einverleibt zu wer- 
den verdienen. 

Die Untersuchungen der Commission beziehen sich auf 4 Fragen : 



*) First Report of the Commissioners appointed in 1868 to 
inquire into the best means of preventing the pollution of rivers. 
L & II. Vol. London 1870. 

Second Report, etc. 1870. 

Third Report etc. 1871. 

Die beiden ersten Berichte sind von Dr. O.Reich im Auftrage 
des Berliner Magistrates in's Deutsche übersetzt, als Anhang zu: Rei- 
nigung und Entwässerung Berlin's, Berlin 1871. 
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1) auf die Constatirung der Flussverunreinigung durch In- 
dustrieabßillo und durch stadtischen Kanalinhalt; 

2) auf die üblen Folgen solcher Verunreinigung für die Ge- 
sundheit und für die gewerblichen Interessen der Uferbewohner ; 

3) auf die Mittel zur Abhülfe dagegen; 

4) auf die Frage, nach welchen Grundsätzen ein zum häuslichen 
Gebrauche bestimmtes Wasser zu beurthoilen und welche Cau- 
telen bei Wasserversorgungs-Anlagen erforderlich seien. 

Ad 1) ergeben die Mittheilungen der Commission, dass die dicht 
zusammengedrängte Industriethätigkeit und die Lage vieler grossen 
Städte an sehr kleinen Flüssen in England zu solchen in- und ex- 
tensiven Fluss- Verunreinigungen geführt hat, von welchen man sich 
in Deutschland bei der zerstreuteren Lage der Fabriken und Städte 
und bei dem viel wasserreicheren Zustande unserer Ströme kaum ein 
Bild zu geben vermag. Behufs Definirung dieser Verunreinigungen 
werden zunächst als Merkmale eines nicht verunreinigten 
Wassers folgende aufgestellt: Dasselbe ist gcschmack- und geruch- 
los, reagirt neutral oder schwach alkalisch, enthält in 100,000 Thln. 
selten mehr als 0,5 Kohlenstoff und 0,1 Stickstoff, beide in Form 
von organischen Stoffen, — und geht nicht in Fäulniss über, wenn 
es eine Zeit lang in bedeckten Gefössen der Sommertemperatur aus- 
gesetzt wird. Als die hygieinisch am meisten zu fürchtende Verun- 
reinigung des Wassers wird dann diejenige mit animalischen 
Stoffen erörtert, welche dem Flusswasser häfig einen Gehalt von 1 
bis über 2 Thle. an organ. Kohlenstoffe und von 0,4 bis 0,8 Theile 
an organ. Stickstoffe mittheilen. Bei blos pflanzlichem Ursprünge 
der verunreinigenden Beimengungen dagegen kann der Kohlenstoff 
sich auf den doppelten Betrag vermehren, während der organ. Stick- 
stoff alsdann nicht leicht über 0,3 : 100,000 steigt. 

Zur Bestimmung des Gesammtgehaltes eines Was- 
sers an organ. Stoffen hat die Commission, nachdem auch sie 
die früher übliche Berechnung desselben aus dem GlühveHuste als 
völlig ungenügend und trügerisch anerkannt, die von Frankland und 
Armstrong angegebene Methode adoptirt. Dieselbe beruht im We- 
sentlichen auf der quantit. Bestimmung der Kohlensäure und des 
Stickstoffes, welche beim Verbrennen des Wasserrückstandes sich ent- 
wickeln, nachdem vorher die im Wasser vorhandenen Nitrate und 
Nitrite durch Kochen mit schwefeliger Säure zerstört worden sind 
(Genauere Mittheilung des Verfahrens im „Joum. of the Chem. Society** 
1868, pag. 77.) 

Die mit organ. Stoffen überladenen Flusswässer fand die Com- 
mission, wie vorauszusetzen war, während der warmen Jahreszeit in 
beständigem Gährungsprocesse begriffen, welcher eine thoilweise Zer- 
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Setzung und nachweisbare Verminderung der Unrathsioffe zur Folge 
hat, — während in den Wintermonaten, wo die Gährungsvorgange 
durch die Temperatur verlangsamt oder ganz unterbrochen werden, 
ein entsprechend grösserer Gehalt des Wassers an organ. Stoffen 
constatirt wurde. Die Annahme einer sehr raschen 2^rsetzung organ. 
Stoffe im Flusswasscr wird übrigens durch die Beobachtungen der 
Commission wesentlich herabgestimmt; — der Oxydationsvorgang war 
vielmehr bei den stark verunreinigten, von der Commission unter- 
suchten Flüssen ein so langsamer, dass nach ihrem Ausspruche „kein 
Fluss in England lang genug sein würde, um auf diese Weise eine 
ganzliche Zerstörurg der organ. Stoffe erwarten zu lassen/' Dag^en 
tritt, wie der Bericht hervorhebt, eine gewisse Selbstreinigung des 
Wassers durch das Niederfallen der suspendirten Stoffe verhaltniss- 
mässig rascher ein. 

Die Verunreinigung der Flüsse durch städtisches Kanalwasser 
gab besonders zur Untersuchung der Frage Veranlassung, in wie weit 
der Inhalt solcher Kanäle, in welche Wasserciosets mün- 
den, die Flüsse mehr verunreinige, als wenn neben der Kanalisi- 
rung eine Abfuhr des Abtrittsinhaltes stattfindet. Eine grosse Reihe 
von Analysen beiderlei Kanalwasser- Arten ergab nun das (auch in 
Deutschland von Pettenkofer und Feichtinger nachgewiesene) Resul- 
tat, dass beide nahezu die gleiche Zusammensetzung hatten, und 
dass daher die Mithineinleitung der excrementiellen Stoffe in Flüsse 
keineswegs eine erhebliche Zunahme der durch die übrigen Ab- 
wässer bedingten Verunreinigimg in Letzteren verursache. Ander- 
seits schliesst der Bericht aus demselben Vergleichsresultate mit 
Recht auf die Wichtigkeit einer prompten Fortschaffung des Haus- 
und Gossenwassers, welches vermöge seiner Bostandtheile ebenso ge- 
sundheitsgeföhrlich werden könne wie die Mistgruben. 

In Städten mit sog. Abfuhrsysteme — z. B. in Manchester 
— war nach den Untersuchungen der Commission eine so starke 
und weitverbreitete Verjauchung des Bodens an und um die 
Abladesteile nachweisbar, dass die Errichtung von Wohnungen 
auf solchem Untergrunde für lange Zeit den grössten Bedenken un- 
terliegen würde. 

Sehr eingehend sind die Beobachtungen der Commission über 
den, wie aus dem Berichte hervorgeht, für die Flussverunreinigung 
viel bedeutsameren Einfluss der industriellen Abfälle. In 
den der Untersuchung unterworfenen sehr industriereichen Fluss- 
thälem des Mersey, Ribble, Weaver und Irwell kamen folgende Arten 
der Gewerbethätigkeit in Betracht: 

1) Färbereien und Kattundruckereien liefern durch 
den Uebcrgang der extrahirten Farbhölzer und der meisten mitver* 
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wandten Chemikalien in die massenhaften Abwässer eine bedeutende 
Zufuhr von organischen, vorherrschend kohlenstoffroichen, thcils ge- 
lösten theils suspendirten Körpern und von Arsen -Verbindungen in 
die natürlichen Wasserläufe (vgl. Nix). 1—3 der Tabelle). Der bis 
zu 0,05 in 100,000 Thln. Wasser vorgefundene Arsengehalt rührt 
bei Krapp- Färbereien von dem Natrium- Arsoniat her, welches 
zum Beizen der Stoffe Verwendung findet. Zwar schlägt derselbe 
sich während des Stromlaufes in unlöslicher Form als Bestandtheil 
des Schlammes nieder ; — dass dioss aber nicht mit einer gegen üble 
Folgen sicherstellenden Schnelligkeit geschehe, geht z. B. aus der 
Thatsache hervor, dass das giftige Metall in dem Wasser der Was- 
serleitungs- Gesellschaft von Stockport nachgewiesen werden konnte, 
als dieselbe noch ihren Bedarf aus dem Mersey-Flusse entnahm. 

2) Chemische Bleichereien theilen ihren Abwässern einen 
Gehalt an Chlorcalcium, Calciumsulphat und Calc. hypochlor. mit, 
welcher indess so stark verdünnt ist, dass einem Einlasse in die na- 
türlichen Wasserläufo kein Bedenken entgegensteht. 

3) Unter den chemischen Fabriken sind es besonders die 
Soda-, Seifen- und Farben-Fabriken, deren untersuchte Ab- 
wässer ein hygieinisches Interesse darboten. Oxalsäure-Fabriken 
haben als solche keine verunreinigenden Abgänge. 

Bei der Sodabereitung, mit welcher stets die Gewinnung 
von Schwefelsäure und meist diejenige von Chlorkalk verbunden 
wird, werden als Abfalle weggeschwemmt: Calciumoxysulfuret, arsen- 
haltige Salzsäure, arsenhalt. Chlormangan und Chlorcalcium (vergl. 
Nro. 4—6 der Tabelle). Die Menge der aus Sodafabriken wegflios- 
senden (arsenhaltigen) verdünnten Salzsäure ist so gross, dass sie nach 
Angus Smith's Berechnung 45,5'* /o der gesammten in England produ- 
cirten Salzsäure beträgt. Kleinere Wasserläufe erhalten dadurch oft 
eine stark saure Reaction, und in den Schifffahrts-Kanälen, mit wel- 
chen dieselben communiciren, werden alle Eisentheile an Schiffen, 
Schleusen etc. heftig dadurch angegriffen. Zugleich kommt durch 
Einwirkung der Salzsäure auf das Calciumoxysulfuret eine höchst be- 
lästigende Entwicklung von Schwefelwasserstoff und weiterhin die 
Ablagerung von Schwefel in solcher Menge zu Stande, dass z. B. 
eine von der Commission untersuchte Schlammprobe aus dem San- 
key-Schifffahrtskanale 22,75 <*/o freien Schwefel enthielt. Das hiebet 
sich bildende Arsen - Sulfur et ist in der sauren Flüssigkeit unlöslich 
und präcipitirt sich allmählich, geht aber in alkalischer Flüssigkeit 
wieder in Lösung über.* 

In Seifenfabriken kommt eine grosse Monge von Glyce- 
rin zur Wegschwemmung, welches wegen seiner stickstofffreien Zu- 
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sammonsetzung harmlos erscheint, aber rücksichtlich seines constan- 
ten Gehaltes an Arson (bis zu 0,4 : 100,000) Beachtung erheisclit. 

unter den Anilinfarben-Fabriken zeigte sich bei einigen 
das Abwasser arsenhaltig, — was bei den bessergeleiteten dadurch 
vermieden wird, dass die Abgange auf Natrium - Arseniat für die 
Kattundruokereien ^verarbeitet werden. Der Gehalt an organ. ^Stoffen 
pflanzlicher Herkunft — gelösten und suspendirten — war so bedeu- 
tend (vergl. Nro. 13 der Tabelle), dass eine landwirthschaftliche Ver- 
werthung angezeigt erschien, wenn die Befreiung vom Arsengehalte 
erst gesichert sei. 

•i) Gerbereien liefern Abwässer von so stark stickstoffhalti- 
gen Bestandtheilen, dass bei grossem Mengen ihre Femhaitang aas 
den Bächen ebenso hygieinisch wie auch landwirthschaftlich wün- 
schenswerth erscheint. 

5) In Papierfabriken ist ausser dem Schmutze vom Wa- 
schen der Lumpen besonders diejenige Flüssigkeit wegen ihres hohen 
Stickstoffgehaltes zu fürchten, in welcher das Esparto-Gras gesiedet 
worden und welche, in Bäche hineingelassen, dieselben mitunter 
mehrere engl. Meilen weit mit einem dicklichen Schaume bedeckt 
(Nro. 7 u. 8 der Tabelle). 

6) Aus Wollen fabriken werden einestheils sehr stickstoff- 
haltige und daher bedenkliche Producte des Wasch- und Walkpro- 
cesses weggeschwemmt, — anderntheils aber fand sich auch in allen 
Absudproben derselben ein bemerkenswerther Arsengehalt (Nro. 9 
u. 12 der Tabelle), welcher — wie eine genaue Untersuchung ergab 
— lediglich durch die verwendete Soda und Seife hineingelangt. Da 
die Ck)mmission fand, dass von 7 Seifenproben 3 spurweise und von 
12 Sodaproben 11 reichlich Arsen enthielten, so nahm sie Veranlas- 
sung, die Herkunftsweise des letzteren weiter rückwärts zu verfolgen. 
Es ergab sich dabei aus einer Reihe von Proben an den verschie- 
denen Zwischenproducten, dass jener Arsengehalt in die Soda aus 
dem Natronsulphat gelange, welches zu ihrer Bereitung verwandt 
wird; - in dieses aus der rohen Schwefelsäure, und Letztere end- 
lich entnimmt ihn den Fisenkiesen, aus welchen man sie darstellt. 
In 8,128,000 Ctnru. Eisenkiesen, welche jährlich zu diesem Zwecke 
in England verbraucht werden, sind 32,512 Ctnr. Arsen enthalten, — 
und fast diese ganze Menge wird gemäss den Untersuchungen der 
CJommission auf dem einen oder anderen Wege den natürlichen Was- 
serläufen des Landes überantwortet. Der Verwendung von Soda und 
Seifen in allen Haushaltungen schreibt die Commission auch die 
Thatsache zu, dass im Londoner Kanalwasser bei Barking 0,004 Thle. 
Arsen in 100,000 Thln. Flüssigkeit nachgewiesen wurde. 

Von verschiedenen einzelnen Wollen - Industrien wurde beson- 
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ders der Tuch-, Flanell- und Decken-Pabrikation eine auf- 
merksame Untersuchung zu Theil, aus welcher die Constatirung einer 
massenhaften Hineinleitung von Soda, Harn, Fett- und Schmutzthei- 
len, Seife, Oel, Leim, Schweineblut, Schweinekoth, Färbestoffen, Alaun 
und anderen Beizmitteln in die Wasserläufe sich ergrab. Die Ein- 
wirkung auf den Inhalt der letzteren zeigen Nro. 10 u. 11 der um- 
stehenden Tabelle. 

Wie unerwünscht eine so massenhafte Beimengung der in .um- 
stehender Tabelle angedeuteten Bestandtheile zu den natürlichen 
Wasseradern des Landes sei, aus welchen letzteren ein grosser Theil 
der Bevölkerung mittelbar oder unmittelbar sein Trink- und Koch- 
wasser bezieht, kann — abgesehen von den gewerblichen uns hier 
nicht weiter interessirenden Beoachtheiligungen — auch in hygiei- 
nisoher Hinsicht principiell keinem Zweifel unterliegen. Die con- 
creten Nachtheile indess auch der stärksten Flussverunreinigung für 
die Gesundheit der Uferbewohner empirisch klar zu legen ist der 
Commission ungeachtet der Zusammenstellung eines so reichlichen 
Materiales nicht gelungen, da sich überall mit der stärkeren Fluss- 
verunreinigung zu viele andere die Morbilität und Mortalität ungün- 
stig beeinflussende Momente, — dichte industrielle Bevölkerung, 
schlechte Wohnungen und Nahrung etc. verbanden, deren Einflüsse 
von demjenigen der Flusswasser - Yeninreinigung nicht zu trennen 
waren. — 

Unter den Mitteln zur Abhülfe gegen die letztere unter- 
warf die Commission zunächst diejenigen einer Prüfung, welche die 
Verunreinigung durch städtische Abzugskanäle verhüten sollen. Alle 
Abfuhrsysteme — mit Ausnahme desjenigen mit Erd-Closets — wer- 
den verworfen, und diese letzteren auch nur für ländliche Orte und 
Institute oder für militärische Lager als zweckmässig erklärt. Für 
Städte bleibt die Ilineinleitung auch der excrementiellen Stoffe in 
das Kanalwasser mittels Wasserciosets das hygieinisch befriedigendste 
Verfahren, weil kein anderes so sicher alle Aufspeicherung und Gäh- 
rung der gefährlichen Stoffe im Bereiche der menschlichen Wohnun- 
gen verhütet. Das Kanalwasser aber kann auf dreifache Weise ge- 
reinigt werden, bevor es in die Flüsse hineingeleitet wird: durch 
chemische Prooesse, durch Filtration und durch Berie- 
selung. 

Als chemische Reinigungsverfahren prüfte die Commission: 

1) den Kalkprocess, 

2) das Sillar'sche, sog. „A. B. C." Verfahren (Zusatz einer Mi- 
schung von Ammoniakalann, Thon, Thierkohle, Pflanzenkohle, 
schwefeis. Magnesia, Blut und Flusswasser), 

3) die Behandlung mit Kalk und Eisenchlorid, 
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4) diejenige mit roher Schwefels. Thonerde und darauffolgender 
Filtration durch Coaks, — und endlich 

5) der sog. Holden'sche Process (Zusatz einer Mischung von Eisen- 
vitriol, Kalk und Kohlenstaub). 

Das Verfahren 5) erwies sich ganz wirkungslos. 1) und 2) 
schlugen die suspendirten Stoffe ziemlich vollständig, von den ge- 
gelösten aber wonig, und speciell von den stickstoffhaltigen — auf 
deren Bindung es sowohl hygieinisch wie landwirthschaftlich am 
meisten ankommt — so gut wie gar Nichts nieder. 3) bot nur den 
Yortheil einer temporaren Fäulniss - Verhinderung im Kanalwasser 
durch die antiseptische Wirkung des Eisenchlorids — und nur bei 
4) gelang es wenigstens die Hälfte der fäulnissfähigcn organischen 
Stoffe aus dem Kanalwasser zu entfernen. 

Die Filtration als Reinigungsmittel des Kanal wassers ergab 
nur dann ein befriedigendes Resultat, wenn erstens die Filter-Masse 
in bedeutender Menge dargeboten wurde (auf je 1 Kubikfuss täglich 
durchgehenden Kanalwassers 16 K. F. Filtermasse), und zweitens die 
Filtration absteigend und intermittirond stattfand, so dass 
die stickstoffhaltigen organ. Stoffe Gelegenheit fanden, durch den 
atmosphär. Sauerstoff oxydirt und in unschädliche Verbindungen 
umgesetzt zu werden. Der als Filter benutzte Boden muss natürlich 
porös, am besten sandig oder kreidehaltig sein; — weniger brauch- 
bar erwies sich Torfboden. Eine bis zu 6' Tiefe poröse Bodenfläche 
von 3 Acres Umfang reicht nach den Versuchen der Commission 
hin, um bei richtiger Handhabung das Kanalwasser einer Stadt von 
10,000 Menschen regelmässig zu desinficiren. Ob die andauernde 
coucentrirte Imprägnirung solcher, der offenen Verdunstung unter- 
liegenden Filterschichten mit faulnissfähigen organ. Stoffen nicht ge- 
legentlich zu hygieinischen Uebelständen Anlass geben könne, scheint 
der Commission selbst vorläufig zweifelhaft geblieben zu sein. Jeden- 
falls aber kann bei dieser Behandlung des Kanalwassers auf eine 
landwirthschaftliche Vorwerthung der in letzterem enthaltenen Düng- 
stoffe nicht gerechnet werden. Die Commission empfiehlt denn auch 
die Einführung des Filtrationssystemes für das Kanalwasser — even- 
tuell nach vorherigem Kalkzusatze — nur an solchen Orten, wo der 
Ausführung einer Irrigation sich irgend welche unüberwindliche Hin- 
dernisse entgegenstellen. 

Die Berieselung stellt gleichfalls eine Art absteigender in- 
termittirender Filtration dar, bei welcher die theils chemisch um- 
gresetzten, theils mechanisch von der Ackerkrume zurückgehaltenen 
Stoffe sofort zur Erzeugung neuer vegetabilischer Producte, zur land- 
wirthschaftlich en Cultur verwandt werden. Die Commission beschreibt 
den Betrieb der Berieselangsanlagen zu Edinburgh, Barking, Croydon, 
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Rugby etc., welcher nicht nur eine sofortige Beseitigung aller aus 
dem städtischen Kanalwasser entspringenden Belästigungen, sondern 
zugleich einen die Kosten des Verfahrens meist völlig deckenden 
Ertrag an marktfähigen Producten gewährt. Als Normal verhältniss 
zu einem möglichst yortheilhaften Betriebe gelten dabei auf je lOOO 
Einw. je 10 Acres Rieselland. Alle 3 Berichte der Commission gipfeln 
in der wärmsten Empfehlung dieser Yerwondungsweise des Kanalin- 
haltes, und werden alle gegen dieselbe lautgewordenen Einwürfe — 
namentlich auch der behauptete schädliche Einfluss der Beriese- 
lungsfelder auf die Gesundheit der Nachbaren — auf Grund genauer 
Erhebungen als nichtig nachgewiesen. 

Die Reinigung der Abwässer aus Fabriken erwies sich 
der Commission bei näherem Eingehen als eine nicht so schwierige 
Aufgabe, wie sie bei der grossen Verschiedenheit der Verunreini- 
gungsstoffe auf den ersten Blick erscheinen musste. Die Industrie 
selbst hat den Weg dazu gewiesen, indem viele Fabrikanten sich 
gezwungen sahen, das bereits verunreinigte Flusswasser zu ihren 
Zwecken zu reinigen. Das hierzu eingeschlagene Verfahren, — Ver- 
setzung mit gelöschtem Kalke allein oder in Mengung mit Eisenchlo- 
rid, Absitzenlassen und Filtration durch eine Sand- oder Erdschicht 
ergab sich nach den Versuchen der Commission als ein völlig befrie- 
digendes zur Reinigung der Abwässer aus Kattundruckereien, Fär- 
bereien, Farbenfabriken und Bleichereien. 

Die aus chemischen Fabriken, speciell den Sodafabriken 
entlassenen Salzsäure-Mengen werden zweckmässig durch Kreide oder 
Kalkstein gesättigt, worauf dann die Mangan- und Arsen-Reste durch 
Hinzuziehung von Kalkmilch ausgefallt werden können. 

Die Glycerin- Abgänge aus den Seifenfabriken sowie be- 
sonders die Abwässer aus Gerbereien eignen sich zur Wegführung 
in Berieselungsanlagen oder beim Mangel einer solchen zur Reini- 
gung durch absteigende intermittirende Filtration. Die Schmutz- 
wässer aus Wolle nf ab riken sind vortrefflich zur Berieselung, nur 
meistentheils zu concontrirt, und sollten zuvor mit dem Vielfachen 
ihres Volums an städtischem Kanalwasser vermischt werden. Auch 
die Filtration — besonders nach vorherigem Kalkzusatze — würde 
zur Reinigung der Flüssigkeiten vor ihrem Hineinlassen in Flüsse 
verwandt werden könne. 

Die Reinheits-Anforderuugen au ein den natürlichen Bächen 
und Flüssen zu übergebendes Wasser fasst die Commission zusammen, 
indem sie jedes Wasser als zu unrein verwirft, welches 

a) in 100,000 Thln. mehr als 3 Thle. suspendirter anOrgan, oder 
1 ThL suspendirter organ. Stoffe, oder 
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b) mehr als 2 Thle. organ. Kohlenstoffs oder 0,8 Thle. org^n. 

Stickstoffs in Losung enthält; 
o) wenn es bei Tageslichte in einer Schicht von 1 Zoll Tiefe 

über einem weissen (Porcellan-)Boden eine bestimmte Farbe 

zeigt; 

d) wenn es in 100,000 Thln. mehr als 2 Thle. eines Metalles mit 
Ausschluss von Calcium, Magnesium, Kalium und Natrium in 
Lösung enthält; 

e) wenn es in 100,000 Thln. mehr als 0,05 Thle. metallisches 
Arsen, gleichviel ob suspendirt oder gelöst, enthält; 

f) bei einem stärkeren Gehalte als 1 : 100,000 an freiem Chlor 
nach Ansäuerung mit Schwefelsäure; 

g) bei einem stärkeren Gehalte als 1 : 100,000 an Schwefel, in 
Form von Schwefelwasserstoff oder eines löslichen Sulfides; 

h) bei einem stärkeren Säuregehalte als demjenigen von 2 Thln. 

wasserfreier Salzsäure in 1000 Thln. dest. Wassers; 
i) bei einem stärkeren Alkaligehalt« als denjenigen von 1 Thle. 

trockenen Aetznatrons in 1000 Thln. dest. Wassers. 
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